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1. Einleitung 
 

1.1 Zweck des Opferschutzprogramms 

Menschenhandel ist auch in der Schweiz eine Realität. Es werden Fälle von Menschenhan-

del erkannt, Strafverfahren eingeleitet und Massnahmen getroffen, um den Opfern zu helfen. 

Die Bekämpfung von Menschenhandel ist ressourcenintensiv und äussert anspruchsvoll. Die 

Arbeit mit den Opfern ist ein zentraler Aspekt der Menschenhandelsbekämpfung und erfor-

dert eine Zusammenarbeit aller Akteure. 

Das Schutzprogramm für Opfer von Menschenhandel (nachfolgend Opferschutzprogramm) 

wurde in Erfüllung der Aktion 5.4.1 des Nationalen Aktionsplans (NAP) gegen Menschenhan-

del 2024 – 20271 erstellt. Die Aktion sieht vor, dass standardisierte Vorgehensweisen und 

 
1 https://www.fedpol.admin.ch/dam/fedpol/de/data/kriminalitaet/menschenhandel/kooperation/nap-
2023-2027.pdf.download.pdf/nap-2023-2027-d.pdf; Der NAP wurde vom Bundesrat, der Konferenz der 

https://www.fedpol.admin.ch/dam/fedpol/de/data/kriminalitaet/menschenhandel/kooperation/nap-2023-2027.pdf.download.pdf/nap-2023-2027-d.pdf
https://www.fedpol.admin.ch/dam/fedpol/de/data/kriminalitaet/menschenhandel/kooperation/nap-2023-2027.pdf.download.pdf/nap-2023-2027-d.pdf
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Minimalstandards für den Schutz der Opfer und die Opferhilfe erarbeitet werden, die an-

schliessend in den Kantonen umgesetzt werden. Damit soll in allen Kantonen eine Anglei-

chung im Umgang mit den Opfern erreicht werden. Ausgehend von Vorarbeiten erstellte fed-

pol einen Entwurf für das Opferschutzprogramm. Dieser Entwurf wurde den in der SODK und 

fedpol vertretenen Akteuren für die Bekämpfung von Menschenhandel zur Konsultation un-

terbreitet und es wurden schliesslich noch gesonderte Aspekte bilateral besprochen. Die 

Umsetzung der Aktion des NAP gegen Menschenhandel liegt in der Verantwortlichkeit der 

SODK und fedpol. Das Opferschutzprogramm wurde vom Vorstand der SODK und von der 

Direktion fedpol verabschiedet. 

Das Opferschutzprogramm bezweckt, die Arbeit aller Beteiligten mit dem Opfer zu unterstüt-

zen, die Zusammenarbeit zu verbessern, die Vorgehensweisen in der Schweiz anzugleichen 

und so die Situation der Opfer zu verbessern. Gelingt eine erfolgreiche Zusammenarbeit un-

ter allen Beteiligten der Menschenhandelsbekämpfung und mit dem Opfer, dann sind deren 

Rechte verwirklicht worden und es sind die Voraussetzungen für ein erfolgreiches Vorgehen 

gegen die Täterschaft von Menschenhandel geschaffen worden. 

Das Opferschutzprogramm konzentriert sich in seinen Ausführungen auf die Unterstützung 

volljähriger Opfer von Menschenhandel. Für minderjährige Opfer von Menschenhandel be-

darf es angesichts der besonderen Bedürfnisse von Kindern und Jugendlichen in Bezug auf 

Unterbringung, Beratung und Fachwissen weiterer spezifischer Unterstützungsformen und 

involvierter Akteure. Eine entsprechende Auslegung würde den Umfang des vorliegenden 

Dokumentes sprengen2. 

Das Opferschutzprogramm lehnt sich an den englischen Begriff «referral mechanism» an 

und gibt zum Ausdruck, dass ein Verfahren oder ein Ablauf für die Arbeit mit dem Opfer, von 

der Erkennung bis zur Rückkehr oder die Integration, dargestellt wird. Das Opferschutzpro-

gramm ist ein Leitfaden für die Ausgestaltung der Prozesse, Massnahmen und die Arbeit mit 

den Menschenhandelsopfern. Es richtet sich an kantonale Stellen und nichtstaatliche Organi-

sationen, die sich mit der Bekämpfung von Menschenhandel befassen und bezweckt die Ein-

haltung der verbindlichen internationalen und nationalen Vorgaben zugunsten der Opfer zu 

gewährleisten und zu fördern. Es orientiert sich an den internationalen Standards sowie nati-

onalen Rahmenbedingungen und 

• stellt die Instrumente zugunsten der Opfer von Menschenhandel in den nachfolgenden 

Kapiteln übersichtlich dar; 

• informiert und vermittelt allen operativ tätigen Stellen und Personen, welche Massnah-

men und Vorkehrungen zugunsten der Menschenhandelsopfer im Einzelfall zu treffen 

sind; 

• gibt Anregungen, wie die Rechte der Opfer von Menschenhandel umgesetzt werden kön-

nen; 

• versachlicht die Diskussion zwischen allen Beteiligten über die Ausgestaltung der Opfer-

betreuung und verbessert die multidisziplinäre Zusammenarbeit; 

• liefert Anhaltspunkte für die Überprüfung, für Anpassungen und Ergänzungen der Zu-

sammenarbeit gemäss kantonalen Kooperationsmechanismen; 

• trägt zu einer Harmonisierung der Umsetzung der Rechte der Opfer von Menschenhan-

del in der Schweiz bei. 

Die Themen des Opferschutzprogramms berühren mehrere Rechtsgebiete, wobei die be-

troffenen Gesetzgebungen laufenden Anpassungen unterworfen sind. Dem Opferschutzpro-

gramm in vorliegender Version liegt die aktuelle Rechtslage zugrunde (Stand Januar 2026). 

Es zeigt auf, wie die geltenden Regelungen in den Erlassen im Interesse der Opfer ange-

wendet werden sollen und wie die Handlungsspielräume ausgeschöpft werden können. Im 

 
Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und -direktoren (KKJPD) und der Konferenz der kantona-
len Sozialdirektoren und Sozialdirektorinnen (SODK) verabschiedet. 
2 Gemäss Aktion 6.1.1 des NAP gegen Menschenhandel 2023 – 2027 wird dazu ein separates Doku-
ment erarbeitet. 
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Dokument wird nicht auf Handlungsbedarf eingegangen. Dieser wird in den Prozessen und 

Gremien der nationalen strategischen Koordination behandelt. 

Die Arbeit mit den Opfern von Menschenhandel ist in Grundsätzen und Prinzipen der 

Rechtsordnung der Schweiz und der Menschenhandelsbekämpfung eingebettet. Zum besse-

ren Verständnis, welchen Einfluss diese auf die Ausgestaltung und Anwendung des Opfer-

schutzprogramms haben, sind einige wichtige Themen in den nachfolgenden Ziffern der Ein-

leitung beschrieben. 

 

1.2 Menschenhandel als Straftat und Menschenrechtsverletzung 

Menschenhandel kann völkerrechtlich von zwei verschiedenen Seiten her betrachtet werden 

und es können daraus unterschiedliche Schlussfolgerungen für dessen Bekämpfung gezo-

gen werden: 

Menschenhandel ist eine Straftat. Das Zusatzprotokoll gegen Menschenhandel zum UNO-

Übereinkommen gegen die transnationale organisierte Kriminalität3 definiert in Art. 3, was 

unter Menschenhandel zu verstehen ist4. Das Zusatzprotokoll verpflichtet in Art. 5 die Staa-

ten, den Menschenhandel gemäss der Definition in den nationalen Gesetzgebungen als 

Straftat zu nennen und die Strafverfolgung dagegen sicherzustellen. Dieses Vorgehen wird 

für Europa mit dem Übereinkommen des Europarates zur Bekämpfung des Menschenhan-

dels5 in den Art. 4 und Art. 18 bestätigt. Das ist die Grundlage für die Staaten, um rechtliche 

Bestimmungen für die Strafverfolgung gegen Menschenhandel zu schaffen, Strafverfol-

gungsbehörden dagegen einzusetzen und die Mittel dafür bereitzustellen. 

Menschenhandel ist auch eine Menschenrechtsverletzung. Der Europäische Gerichtshof für 

Menschenrechte (EGMR) hat in seinen Entscheiden wiederholt festgehalten, dass Situatio-

nen von Menschenhandel für Betroffene eine Verletzung des Verbots von Sklaverei und der 

Zwangsarbeit sind und damit eine Verletzung eines Menschenrechtes gemäss Europäischer 

Konvention für Menschenrechte6 (EMRK) darstellen. Gemäss klassischer Konzeption der 

Menschenrechte sind diese als Abwehrrechte des Bürgers gegen ungerechtfertigte Eingriffe 

des Staates zu verstehen. Bei Menschenhandel werden die Menschenrechte aber nicht 

durch den Staat, sondern durch privat handelnde Täterinnen oder Täter verletzt. In dieser 

Konstellation wird von der Horizontalwirkung der Menschenrechte gesprochen. Bei solcher 

Sachlage hat der Staat die Pflicht, präventiv alle Vorkehrungen zu treffen, damit solche Men-

schenrechtsverletzungen durch Private nicht stattfinden. Falls sie trotzdem stattgefunden ha-

ben, hat der Staat die Folgen einer solchen Verletzung bestmöglich zu lindern7. Diese 

Schutzpflichten sind die Grundlage für das Dispositiv der Staaten, Hilfe an Opfer von Strafta-

ten und den Schutz der Opfer vor Gefährdung zu gewährleisten. 

 

 
3 Zusatzprotokoll zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung des Menschenhandels, insbesondere 
des Frauen- und Kinderhandels zum Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenzüber-
schreitende organisierte Kriminalität (SR 0.311.542) 
4 Art. 3 Abs. 1 Zusatzprotokoll: Im Sinne dieses Protokolls bezeichnet der Ausdruck «Menschenhan-
del» die Anwerbung, Beförderung, Verbringung, Beherbergung oder Aufnahme von Personen durch 
die Androhung oder Anwendung von Gewalt oder anderen Formen der Nötigung, durch Entführung, 
Betrug, Täuschung, Missbrauch von Macht oder Ausnutzung besonderer Hilflosigkeit oder durch Ge-
währung oder Entgegennahme von Zahlungen oder Vorteilen zur Erlangung des Einverständnisses 
einer Person, die Gewalt über eine andere Person hat, zum Zweck der Ausbeutung. Ausbeutung um-
fasst mindestens die Ausnutzung der Prostitution anderer oder andere Formen sexueller Ausbeutung, 
Zwangsarbeit oder Zwangsdienstbarkeit, Sklaverei oder sklavereiähnliche Praktiken, Leibeigenschaft 
oder die Entnahme von Organen. 
5 Übereinkommen zur Bekämpfung des Menschenhandels (SR 0.311.543) 
6 Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (SR 0.101) 
7 Walter Kälin/Jörg Künzli, Universeller Menschenrechtsschutz, 4. Auflage, Helbling Lichtenhahn Ver-
lag 2019, N 3.70ff  



6 
 

1.3 Die vier Säulen der Bekämpfung von Menschenhandel 

Die Menschenhandelsbekämpfung beruht gemäss internationalen Standards auf den vier 

Säulen Prävention, Strafverfolgung, Opferschutz und Zusammenarbeit. Das Opferschutzpro-

gramm ist primär als eine Massnahme des Opferschutzes zu verstehen, denn es soll die Si-

tuation der Opfer von Menschenhandel nach dem Ausstieg aus der Ausbeutung verbessern. 

Im Idealfall soll durch die Massnahmen auch die Aussagebereitschaft der Opfer gefördert 

werden. Denn nur wenn sich das Opfer unterstützt und geschützt fühlt, wird es gegen die Tä-

terschaft aussagen wollen. Damit hat das Opferschutzprogramm auch eine Ausstrahlung auf 

die Strafverfolgung, denn ohne Aussagen der Opfer sind die Verfahren gegen die Täter-

schaft nicht wirksam. 

 

1.4 Rolle von Bund und Kantonen in der Menschenhandelsbekämpfung 

Bund und Kantone haben unterschiedliche Aufgaben in der Bekämpfung des Menschenhan-

dels. Der Bund ist zuständig für die nationale Gesetzgebung und er hat diese Aufgabe durch 

den Erlass von Bestimmungen gegen Menschenhandel in den verschiedenen einschlägigen 

Rechtserlassen wahrgenommen. Der Bund ist auch für die nationale strategische Koordina-

tion gegen Menschenhandel zuständig und verabschiedet in dieser Eigenschaft Nationale 

Aktionspläne (NAP) gegen Menschenhandel. Die operative Koordination für Strafverfolgung 

von Fällen von Menschenhandel wird sowohl interkantonal wie auch international ebenfalls 

vom Bund wahrgenommen. Die Kantone sind zuständig für den Vollzug der Bundesgesetz-

gebung und damit für die operativen Vorgänge gegen Menschenhandel in Strafverfolgung, 

Opferschutz und Aufenthalt für Betroffene. Sie sind frei, wie sie sich für die Erfüllung dieser 

Aufgaben organisieren. An kantonalen Runden Tischen gegen Menschenhandel wird die Zu-

sammenarbeit festgelegt und auf geeignete Weise festgehalten8. Die letztinstanzliche Recht-

sprechung auf Bundesebene durch das Bundesgericht gewährleistet eine Einheitlichkeit in 

der Rechtsanwendung beim Vollzug der Bundesgesetze. 

Der Föderalismus ist für die Bekämpfung von Menschenhandel eine Chance, denn eine an-

spruchsvolle Aufgabe ist die Erkennung von Menschenhandel in der Vielfalt seiner Erschei-

nungsformen. Dafür sind die kantonalen Behörden zuständig und prädestiniert, denn die lo-

kalen Verhältnisse spielen dabei eine wichtige Rolle. Die Kantone haben die unterschiedli-

chen örtlichen Gegebenheiten in der Ausgestaltung ihrer Behördenstrukturen und der opera-

tiven Tätigkeiten berücksichtigt und kennen die besonderen lokalen Verhältnisse. Damit sind 

sie in der Lage, angemessen zu disponieren und handeln. 

Der Föderalismus ist für die Bekämpfung des Menschenhandels auch eine grosse Heraus-

forderung. Die kantonale Vielfalt in der Organisation der Behörden und dem Angehen der 

Aufgaben ist sehr gross und auf verschiedene Gründe zurückzuführen. Das können unter 

anderem historische, finanzielle, kulturelle oder geografische Gründe sein. Im Ergebnis ha-

ben sich unterschiedliche Betrachtungsweisen und Vorgehensweisen in der Bekämpfung 

von Menschenhandel ergeben, die auch zu unterschiedlichen Ergebnissen führen können. 

Grosse kantonale Unterschiede in der Bekämpfung des Menschenhandels sind heikel, wenn 

die Gefahr besteht, dass die Opferrechte nicht genügend gewährleistet werden und Benach-

teiligungen entstehen können. Die Unterschiede in den Kantonen werden von der Zivilgesell-

schaft und internationalen Organisationen oftmals kritisiert. Das Opferschutzprogramm dient 

dazu, die Mindeststandards für den Schutz von Betroffenen des Menschenhandels zu be-

nennen und zu erläutern. Damit soll erreicht werden, dass die Unterschiede in den Kantonen 

vermindert werden. 

 

1.5 Rechtsetzung gegen Menschenhandel 

Die Bekämpfung von Menschenhandel ist eine multidisziplinäre Aufgabe mit vielen besonde-

ren Herausforderungen, die sich aus der Natur des Phänomens ergeben. Die 

 
8 Die Kooperation kann in Form von Behördenvereinbarungen, Regierungsbeschlüssen oder durch 
Rechtserlasse geregelt sein. 
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Rechtsstaatlichkeit gebietet, die notwendigen rechtlichen Grundlagen für die operative Arbeit 

zur Verfügung zu stellen, die den Besonderheiten der Menschenhandelsbekämpfung gerecht 

werden. Dazu gibt es verschiedene Vorgehensweisen. Es gibt Staaten, die sich dazu ent-

schieden haben, alle relevanten Bestimmungen zur Bekämpfung des Menschenhandels in 

einem umfassenden Erlass festzuhalten9. Die Schweiz verfolgt seit jeher eine andere Praxis 

in der Rechtssetzung. Zu regelnde Sachgebiete werden in einem jeweils umfassenden Ge-

setzeserlass geregelt und darin allenfalls im Sinne von lex specialis besondere Vorschriften 

für besondere Sachverhalte aufgenommen. Deswegen gibt es beispielsweise kein spezielles 

Gesetz über den Aufenthalt der Opfer von Menschenhandel. Stattdessen gibt es ein AIG10 

sowie die entsprechende Ausführungsverordnung11. Darin enthalten sind besondere Bestim-

mungen für Opfer von Menschenhandel. Damit wird gesetzestechnisch vermieden, dass all-

gemeine Bestimmungen in verschiedenen Gesetzen wiederholt werden, die Kohärenz und 

die Systematik der Gesetzgebung ist gewährleistet. Das ist die Praxis der Rechtsetzung in 

der Schweiz12. 

Der Gedanke, möglichst generelle Regelungen zu treffen und spezielle Bestimmungen nur 

bei Bedarf zu formulieren, wird auch in der Opferhilfe verfolgt. Das Opferhilfegesetz13 regelt 

die Betreuung und Unterstützung von Betroffenen einer strafbaren Handlung, welche sie in 

ihrer körperlichen, psychischen oder sexuellen Integrität beeinträchtigt. Dazu zählen auch 

Opfer von Menschenhandel. Der Gesetzgeber hat es bewusst vermieden, spezielle Bestim-

mungen für verschiedene Opferkategorien zu schaffen, also beispielsweise jeweils für Opfer 

von Verkehrsunfällen, für Vergewaltigungsopfer, für Opfer von häuslicher Gewalt oder eben 

für Opfer von Menschenhandel. Daraus kann für die praktische Arbeit oder für Überlegungen 

über den strategischen Handlungsbedarf gefolgert werden, dass für Menschenhandelsopfer 

dieselben Regeln und Grundsätze des Opferhilferechtes gelten wie für Opfer übriger Strafta-

ten auch. Es ist eine Frage der Auslegung der betreffenden Gesetzesbestimmungen, wie 

diese auf die Sachverhalte, welche die Opfer von Menschenhandel betreffen, anzuwenden 

sind. Für Opfer von Menschenhandel gelten keine anderen Regeln als für übrige Opfer von 

Straftaten. Das gilt in gleicher Weise für die Rechtsgebiete des zivilrechtlichen Schadener-

satzes und der Genugtuung wegen unerlaubter Handlung, die Parteistellung von Geschädig-

ten in einem Strafverfahren, den Schutz der Opfer in einem Strafverfahren und dem ausser-

prozessualen Zeugenschutz. 

 

 

2. Erkennen und Identifizieren der Opfer 
 

2.1 Ausgangslage 

Opfer von Menschenhandel werden im Ausland und in der Schweiz, oft unter Vortäuschung 

falscher Tatsachen und Versprechen angeworben, an den Bestimmungsort gebracht und 

schliesslich mit physischer oder psychischer Gewalt oder durch Ausnutzung der Verletzlich-

keit sexuell oder als Arbeitskraft ausgebeutet. Typisch an Menschenhandel ist die Vielfalt der 

Erscheinungsformen und damit die Schwierigkeit, Opfer in Ausbeutung überhaupt zu erken-

nen und die ersten Massnahmen einzuleiten. Menschenhandel kann sich hinter unterschied-

lichsten Lebenssituationen verbergen und ist nicht unbedingt offensichtlich. Nicht nur in der 

 
9 Beispiel England: Modern Slavery Act 
10 Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer und über die Integration (Ausländer- und In-
tegrationsgesetz, AIG; SR 142.20) 
11 Verordnung über Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit (VZAE; SR 142.201) 
12 Wichtige Erlasse für die Menschenhandelsbekämpfung sind: Schweizerisches Strafgesetzbuch 
(StGB), Bundesgesetz über die Hilfe an Opfer von Straftaten (OHG), Bundesgesetz über die Auslän-
derinnen und Ausländer und über die Integration (AIG) mit Ausführungsverordnung, Strafprozessord-
nung (StPO; SR 311.0), Bundesgesetz über den ausserprozessualen Zeugenschutz (ZeugSG; 
SR 312.2) und die Verordnung über Massnahmen zur Verhütung von Straftaten im Zusammenhang 
mit Menschenhandel (Verordnung gegen Menschenhandel; SR 311.039.3)   
13 Bundesgesetz über die Hilfe an Opfer von Straftaten (Opferhilfegesetz, OHG; SR 312.5) 
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Prostitution ist die Gefahr gross, dass Betroffene ausgebeutet werden, sondern beispiels-

weise auch im Gewerbe, in Privathaushalten, für Bettelei oder für kriminelle Handlungen. 

Erschwerend kommt hinzu, dass sich die Opfer in gewissen Situationen nicht als solche zu 

erkennen geben oder nicht als solche gelten wollen. Oft haben sie vor den Drohungen der 

Täterschaft Angst oder die Situation in der Ausbeutung ist immer noch erträglicher als das 

Leben im Herkunftsland. Oder die Opfer folgen den Anweisungen der Täterschaft aus emoti-

onaler Abhängigkeit zu ihnen. 

Die Herausforderung ist, auf Anzeichen von Ausbeutung zu achten, diese richtig zu deuten 

und wo die Vermutung auf Menschenhandel sich verdichtet, zu reagieren, indem beispiels-

weise 

• den Opfern Hilfe angeboten wird, 

• sie an spezialisierte Opferschutzorganisationen sowie kantonale Opferhilfestellen ver-

wiesen werden, damit diese die richtige Hilfe zukommen lässt, 

• bei den Strafverfolgungsbehörden eine Anzeige eingereicht wird, oder 

• die Strafverfolgungsbehörden von selbst Ermittlungen einleiten. 

 

2.2 Wichtige rechtliche Grundlagen: 

• Art. 4 Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK; SR 

0.101) 

• Urteile des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, beispielsweise N° 25965/04 

vom 7. Januar 2010, Rantsev vs. Zypern und Russland und N° 48587/21 vom 24. Okto-

ber 2024 B. B. gegen die Slowakei  

• Art. 4 und Art. 10 Europaratsübereinkommen zur Bekämpfung des Menschenhandels 

(SR 0.311.543) 

• Art. 1 und Art. 12 Bundesgesetz über die Hilfe an Opfer von Straftaten (Opferhilfegesetz, 

OHG; SR 312.5) 

 

2.3 Pflicht zur Identifizierung von Menschenhandelsopfern 

Die Schweiz hat mehrere internationale Abkommen zur Bekämpfung des Menschenhandels 

unterzeichnet und ratifiziert. Diese Abkommen beinhalten die Pflicht, die erforderlichen ge-

setzgeberischen und andere Massnahmen zu treffen, um Opfer von Menschenhandel zu 

identifizieren. Art. 10 des Europaratsübereinkommens nennt diese Pflicht explizit. Die Pflicht 

staatlicher Stellen, die Opfer von Menschenhandel zu identifizieren und Strafuntersuchungen 

wegen Menschenhandel einzuleiten, wird auch aus Art. 4 der EMRK abgeleitet14. Die Identifi-

zierung von Menschenhandelsopfern setzt deren Erkennung voraus. Der EGMR hat in Urtei-

len wiederholt festgehalten, dass Staaten gegen Art. 4 der EMRK verstossen, wenn sie Op-

fer nicht schützen, obschon aufgrund von Hinweisen im Sachverhalt oder in Schilderungen 

ein glaubwürdiger Verdacht auf Menschenhandel gegeben ist. Daraus wird die Pflicht zur Er-

kennung von Menschenhandelsopfern abgeleitet15. 

Die beschriebenen völkerrechtlichen Pflichten gebieten folglich, dass alle staatlichen Stellen 

in der Schweiz sich so organisieren, ihre Prozesse ausgestalten und das Personal ausbilden 

müssen, dass sie in der Lage sind, Fälle von Menschenhandel zu erkennen und im gegebe-

nen Fall die notwendigen Massnahmen einleiten können. 

 

2.4 Der Prozess der Erkennung und Identifizierung der Opfer von Menschenhandel 

Der Prozess der Feststellung, ob im Einzelfall eine Person von Menschenhandel betroffen 

ist, findet in zwei Schritten statt: 

 
14 Annatina Schultz, Die Strafbarkeit von Menschenhandel in der Schweiz, Analyse und Reformbedarf 
von Art. 182 StGB, Diss. Zürich 2020, Seite 76ff 
15 EGMR 25965/04 Rantsev vs. Zypern und Russland vom 7.1.2010, § 286; EGMR 21884/15 - Chow-
dury und andere vs. Griechenland - vom 30.3.2017, § 110 ff. und weitere 
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• Erster Schritt: Die Erkennung möglicher Opfer von Menschenhandel 

Staatliche Stellen haben bei der Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben auf Anzeichen von 

Menschenhandel zu achten. Treten solche Anzeichen auf, haben die Behörden allenfalls Ab-

klärungen zu treffen. Sie können mit den betroffenen Personen sprechen, um weitere Infor-

mationen zu erhalten, Abklärungen anhand verfügbarer Informationen tätigen und die Situa-

tion mit der Indikatorenliste Menschenhandel16 beurteilen. Kommen die zuständigen Behör-

den zum Schluss, dass ein Fall von Menschenhandel vorliegt und die betroffene Person ein 

Menschenhandelsopfer sein könnte, so wird von einem Verdacht gesprochen und ab diesem 

Zeitpunkt haben potenzielle Opfer von Menschenhandel besondere Rechte gemäss internati-

onalem und nationalem Recht (insbesondere gem. OHG). Mögliche Opfer werden somit er-

kannt und es werden die ersten Massnahmen eingeleitet. Auch andere Fachstellen und 

Fachpersonen, wie spezialisierte Opferschutzorganisationen, Fachpersonen aus dem Asyl-

bereich, Gesundheitspersonal oder Mitarbeitende des Strafvollzugs können Anzeichen von 

Menschenhandel erkennen und potenzielle Opfer an entsprechende Hilfsstrukturen verwei-

sen. In der Regel werden die Opfer – sofern sie damit einverstanden sind – an die speziali-

sierte Opferhilfe für die Unterstützung von Menschenhandelsopfern weitergeleitet und/oder 

es wird bei unmittelbarer Gefahr eine Meldung an die Polizei gemacht. Die Erkennung mögli-

cher Opfer und der Verdacht auf Menschenhandel kann bereits Folgen auslösen. Beispiels-

weise müssen die Betroffenen vor einer Strafverfolgung und Bestrafung für rechtswidrige 

Handlungen, die im Zusammenhang mit Menschenhandel oder als Folge ihrer Ausbeutungs-

situation begangen wurden, geschützt werden und sie erhalten eine Erholungs- und Bedenk-

zeit, wenn ihr Aufenthalt in der Schweiz nicht geregelt ist. 

• Zweiter Schritt: Identifizierung der Betroffenen als Menschenhandelsopfer 

Es werden von den zuständigen Behörden weitere Abklärungen getätigt und allenfalls Infor-

mationen ausgetauscht. Potenzielle Opfer werden an spezialisierte Opferschutzorganisatio-

nen oder die kantonale Opferhilfe weitergeleitet. Im Rahmen ihrer Beratungstätigkeit stellen 

diese Organisationen anhand der Schilderungen der betroffenen Person fest, ob die Kriterien 

für Menschenhandel erfüllt sind, und ermöglichen den Zugang zu Soforthilfe oder je nach Si-

tuation anschliessend längerfristige Hilfe. Es ist wichtig, dass diese Leistungen so schnell 

wie möglich aktiviert werden, um den Opfern einen sofortigen Zugang zu den in den nationa-

len und internationalen Bestimmungen vorgesehenen Rechten zu gewährleisten. Anschlies-

send prüfen die Behörden die Situation gemäss ihren Zuständigkeiten und dem anwendba-

ren Recht (Strafverfolgungsbehörde, Migrationsbehörde). Die Polizei- und Strafverfolgungs-

behörden führen Ermittlungen und Untersuchungen durch, um die Täter strafrechtlich zu ver-

folgen, während die Migrationsbehörden über die Bedingungen für die Erteilung einer Aufent-

haltsbewilligung entscheiden. 

Kein formalisiertes Identifizierungsverfahren 

Anders als andere Staaten kennt die Schweiz kein formalisiertes Verfahren für die Identifizie-

rung von Menschenhandelsopfern. Gemäss einem solchen Verfahren entscheidet eine zu-

ständige Behörde allein über die Eigenschaft einer betroffenen Person als Menschenhan-

delsopfer. Wird die betroffene Person von dieser Behörde als Menschenhandelsopfer aner-

kannt, so ist der Entscheid für alle übrigen Behörden verbindlich. Die Schweiz folgt einem 

anderen Modell17. Jede zuständige Behörde entscheidet bei der Anwendung des Rechtser-

lasses für ihr Zuständigkeitsgebiet selbst, ob die Person Zugang zu den für Opfer vorgesehe-

nen Hilfen hat, ob die Voraussetzungen für die Erteilung einer Aufenthaltsgenehmigung er-

füllt sind und ob ein Strafverfahren wegen Menschenhandels eingeleitet werden kann. Auch 

wenn der Grundsatz der Einheit der Rechtsordnung gebietet, widersprüchliche Entscheide 

im Rahmen des Möglichen zu vermeiden, ist trotzdem keine Behörde an Vorentscheide einer 

anderen Behörde gebunden. In der Praxis werden natürlich Informationen ausgetauscht und 

 
16 Indikatoren zur Identifizierung potenzieller Opfer von Menschenhandel; https://www.fedpol.ad-
min.ch/dam/fedpol/de/data/kriminalitaet/menschenhandel/berichte/indikatoren-opferidentifizierung-mh-
d.pdf.download.pdf/indikatoren-opferidentifizierung-mh-d.pdf 
17 ähnlich wie beispielsweise Schweden 

https://www.fedpol.admin.ch/dam/fedpol/de/data/kriminalitaet/menschenhandel/berichte/indikatoren-opferidentifizierung-mh-d.pdf.download.pdf/indikatoren-opferidentifizierung-mh-d.pdf
https://www.fedpol.admin.ch/dam/fedpol/de/data/kriminalitaet/menschenhandel/berichte/indikatoren-opferidentifizierung-mh-d.pdf.download.pdf/indikatoren-opferidentifizierung-mh-d.pdf
https://www.fedpol.admin.ch/dam/fedpol/de/data/kriminalitaet/menschenhandel/berichte/indikatoren-opferidentifizierung-mh-d.pdf.download.pdf/indikatoren-opferidentifizierung-mh-d.pdf
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es wird ein einheitliches Vorgehen angestrebt18. Der Vorteil dieses Modells, bei dem jede Be-

hörde über die Opfereigenschaft selbst entscheidet, liegt darin, dass beispielsweise die Mig-

rationsbehörden und die Opferhilfestellen nicht an Entscheide der Strafverfolgungsbehörden 

gebunden sind, wenn diese aus Beweisgründen kein Verfahren wegen Menschenhandel 

oder wegen Verstössen gegen andere Straftatbestände einleiten. 

Umsetzung in den Kantonen, Identifizierungsverfahren in den Kooperationsmechanis-

men 

Im Prozess der Erkennung und Identifizierung ist die Zusammenarbeit aller zuständigen Stel-

len von zentraler Bedeutung. Informationen über die Geschichte und die Verhältnisse der be-

troffenen Person werden bei verschiedenen Stellen vorliegen: Bei den Strafverfolgungsbe-

hörden als Ergebnis von Vorermittlungen, Ermittlungen und Untersuchungen; bei den spezia-

lisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen oder den Arbeits-

marktkontrollbehörden aufgrund der Schilderungen der Opfer selber, eigenen Feststellungen 

aus Erhebungen und Erfahrungen in der Beratung der Opfer; bei den Migrationsbehörden 

oder Einwohnerdiensten Informationen gestützt auf allfällige Bewilligungs- und Meldeverfah-

ren. Ziel der Zusammenarbeit ist es, einerseits Opfern von Menschenhandel angemessenen 

Schutz zu garantieren und andererseits die Täter wirksam zu verfolgen. Der Informations-

austausch muss stets unter Einhaltung der Datenschutzvorschriften erfolgen. 

Gemäss den Regeln des Föderalismus sind die Kantone frei, wie sie die organisatorischen 

Vorkehrungen treffen und den Prozess der Identifizierung bestimmen. Die Voraussetzungen 

und Verhältnisse dazu werden in jedem Kanton anders sein. Als Ergebnis muss das Verfah-

ren der Identifizierung gemäss Kooperationsmechanismus festgelegt sein, welche Stelle auf 

welche Weise daran mitwirkt. Die Qualifizierung als Opfer im Sinne des OHG kann beispiels-

weise an eine Organisation delegiert werden, die auf den Schutz von Opfern von Menschen-

handel spezialisiert ist. Anschliessend führen die anderen Stellen, insbesondere diejenigen, 

die in den kantonalen Kooperationsmechanismen vertreten sind, Analysen durch oder arbei-

ten entsprechend ihrem Zuständigkeitsbereich und der jeweiligen Rechtsgrundlage am Be-

treuungsprozess mit. 

Der Mechanismus zur Orientierung, Identifizierung und Begleitung der Opfer wird bei den 

kantonalen Runden Tischen gegen Menschenhandel diskutiert und im Rahmen der kantona-

len Kooperationsvereinbarungen festgelegt19. Dabei kommt dem kantonalen Runden Tisch 

die wichtige Aufgabe der Vertrauensbildung zwischen allen Teilnehmenden zu, denn die In-

teressenslagen in diesem Prozess können unterschiedlich sein. Die verschiedenen Erwar-

tungen sind an den kantonalen Runden Tischen zu thematisieren und zu bereinigen. Ziel 

muss sein, dass Prozesse zur Orientierung, Identifizierung und Begleitung, die den nationa-

len und internationalen Bestimmungen entsprechen, eingerichtet werden. 

 

2.5 Akteure in der Erkennung von Menschenhandel und gute Beispiele 

Polizei 

Die Polizei spielt bei der Erkennung der Menschenhandelsopfer eine wichtige Rolle. Die poli-

zeiliche Grundversorgung ist zuständig für Interventionen, wenn Personen gefährdet sind, 

und ist erste Ansprechstelle für Hinweise dazu. Bei solchen Einsätzen können auch Ausbeu-

tungssituationen angetroffen werden. Die Polizei nimmt Meldungen oder Anzeigen aus der 

Bevölkerung entgegen oder kann gar von möglichen Opfern direkt angesprochen werden. 

Anlässlich von Kontrollen im Verkehr können verdächtige Situationen auftauchen. Die poli-

zeiliche Grundversorgung muss über die Grundkenntnisse in der Bekämpfung von Men-

schenhandel verfügen und wissen, welche Massnahmen bei Verdacht einzuleiten sind.  

Einheiten der Milieukontrolle befassen sich mit dem Prostitutionsgewerbe. Sie entwickeln für 

ihr Zuständigkeitsgebiet Vorgehensweisen, um Missbräuche, Zwangsverhältnisse, Ausbeu-

tung und Unrechtmässigkeit in der Prostitution zu erkennen. Dies unter anderem auf der 

 
18 siehe vorangehender Titel 
19 Siehe Aktion 1.1 NAP gegen Menschenhandel 2023 - 2027 
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Grundlage der Gesetze, die diesen Tätigkeitsbereich auf kantonaler Ebene regeln. Sie unter-

suchen das Umfeld der „Indoor”-Prostitution an inoffiziellen Orten, beispielsweise über Ero-

tik-Anzeigenportale. Sie nutzen die Vorteile von entsprechender Software für die Suche nach 

Hinweisen von Menschenhandel. 

Einheiten der Milieuaufklärung bewegen sich im Milieu der Prostitution und arbeiten mit den 

Stellen der Prostitutionsberatung zusammen. Sie sind nicht uniformiert. Sie sprechen mögli-

che Opfer von Menschenhandel im Milieu direkt an und versuchen, das Vertrauen der Be-

troffenen zu gewinnen, um diese aus der Ausbeutungssituation zu holen. Oft kann ein sol-

cher Prozess über eine längere Zeit andauern, bis das Opfer bereit ist, über die Situation zu 

nachzudenken. 

Die Gerichtspolizei20 nimmt Meldungen von internen Stellen oder Behörden entgegen. Sie 

nimmt gestützt auf Anzeigen, Meldungen oder Informationen Vorermittlungen auf oder kann 

im Verlauf von bereits laufenden Ermittlungen und Untersuchungen gegen Menschenhandel 

auf neue Opfer stossen. 

Arbeitsinspektion, Arbeitsmarktkontrolle und paritätische Kommissionen 

Die für Arbeitssicherheit und den Arbeitsmarkt zuständigen Stellen führen Kontrollen in Un-

ternehmen, Betrieben und im Gewerbe der verschiedenen Branchen durch21. Werden die 

Bestimmungen über die Arbeitssicherheit, die flankierenden Massnahmen, die Schwarzarbeit 

und des AIG nicht eingehalten, so kann dies auf Ausbeutungssituationen hindeuten. Die In-

spektions- und Kontrollorgane haben bei der Ausübung ihrer Tätigkeit Einblicke in die unter-

suchten Betriebe und können mit den Angestellten Gespräche führen. Diese Stellen spielen 

also bei der Erkennung von Ausbeutung der Arbeitskraft eine wichtige Rolle. Werden Hin-

weise auf Menschenhandel erkannt, können diese gestützt auf die Bestimmungen in den öf-

fentlich-rechtlichen Personalgesetzen über die Anzeigepflichten für Verbrechen oder Verge-

hen, die bei Ausübung der amtlichen Tätigkeit festgestellt werden, den jeweiligen Stellen ge-

meldet werden. Diese leiten die Informationen an die Strafverfolgungsbehörden weiter. Wer-

den die Kontrollen durch privatrechtlich organisierte Stellen durchgeführt, sorgen die Kan-

tone dafür, dass die Bestimmungen über den Datenschutz und die Zulässigkeit der Weiter-

gabe von Hinweisen auf Menschenhandel in den Leistungsvereinbarungen enthalten sind. 

Von Vorteil ist, dass die Arbeitsinspektion, die Arbeitsmarktkontrolle und die paritätischen 

Kommissionen keine gerichtspolizeilichen Aufgaben haben. Das bedeutet, dass die von Aus-

beutung betroffenen Personen Gespräche über ihre Situation mit den Inspektoren und Kon-

trolleuren vor Ort führen können und diese situativ handeln können, indem sie beispielsweise 

mit Einverständnis des Opfers den Kontakt zu spezialisierten Opferschutzorganisationen so-

wie kantonalen Opferhilfestellen herstellen können. Damit können die Inspektions- und Kon-

trollorgane Vertrauen schaffen, was für die Menschenhandelsopfer sehr wichtig ist. Die Be-

troffenen von Menschenhandel und Ausbeutung riskieren nicht, mit ihren Aussagen gleich 

den Arbeitgeber zu belasten und in ein Strafverfahren verwickelt zu werden, ohne dass sie 

das wollen. Inspektionen und Kontrollen sind somit ein wirksames Vorgehen, um Opfer von 

Arbeitsausbeutung zu erkennen und der Täterschaft klare Grenzen zu setzen. 

Die Inspektions- und Kontrollorgane achten darauf, dass bei Verstössen gegen das Aufent-

haltsrecht und die Arbeitsbewilligung auch Hinweise auf Ausbeutung und Menschenhandel 

abgeklärt werden. Ein Zusammenhang ist häufig gegeben. Sind solche Hinweise vorhanden, 

müssen diese in der Meldung über die Gesetzesverstösse gegen das AIG an die Staatsan-

waltschaft beschrieben werden. Die Inspektions- und Kontrollorgane achten darauf, dass 

Verstösse gegen das Aufenthaltsrecht und die Arbeitsbewilligung auch unter dem 

 
20 Im Sinne von Art. 15 Strafprozessordnung 
21 Gesetzliche Grundlage für die Kontrollen sind das Bundesgesetz über die Arbeit in Industrie, Ge-
werbe und Handel (Arbeitsgesetz, ArG; SR 822.11), das Bundesgesetz über die flankierenden Mass-
nahmen bei entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und über die Kontrolle der in Normal-
arbeitsverträgen vorgesehenen Mindestlöhne (Entsendegesetz, EntsG; SR 823.20) und das Bundes-
gesetz über Massnahmen zur Bekämpfung der Schwarzarbeit (Bundesgesetz gegen die Schwarzar-
beit, BGSA; SR 822.41) 
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Gesichtspunkt des Non-Punishment Prinzip22 geprüft werden. Oft besteht ein Zusammen-

hang zwischen dem festgestellten Verstoss in Bezug auf illegalen Aufenthalt oder Ausübung 

einer Erwerbstätigkeit ohne Bewilligung und der Ausbeutung des Opfers. Liegen Anzeichen 

für Ausbeutung vor, müssen diese in den Befragungsprotokollen oder in den Ermittlungsbe-

richten an die Staatsanwaltschaft aufgeführt werden, damit der Grundsatz der Nichtbestra-

fung angewendet werden kann. Die Staatsanwaltschaft soll die Grundlagen für einen Ent-

scheid haben, ob in Anwendung Grundsatzes über die Nichtbestrafung der Opfer von Men-

schenhandel23 auf ein Strafverfahren gegen die Betroffenen von Menschenhandel verzichtet 

wird. 

Spezialisierte Opferschutzorganisationen sowie kantonale Opferhilfestellen 

Die Aufgabe der spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie der kantonalen Opferhilfe-

stellen besteht darin, Opfer von Menschenhandel zu identifizieren, zu beraten und ihnen die 

Hilfe zukommen zu lassen, auf die sie gemäss Opferhilfegesetz Anspruch haben. Die Identi-

fizierungsarbeit kann an Fachorganisationen delegiert werden, die auf den Schutz und die 

Begleitung von Opfern von Menschenhandel spezialisiert sind und mit kantonalen Opferhilfe-

stellen zusammenarbeiten. In einigen Kantonen wird diese Aufgabe auch von öffentlich-

rechtlichen Beratungsstellen wahrgenommen, die ihre Kompetenzen auf die Betreuung von 

Opfern von Menschenhandel ausgeweitet haben. Die spezialisierten Opferschutzorganisatio-

nen bieten Beratungsdienste und spezifische Begleitmassnahmen an, die auf die Bedürf-

nisse der Opfer von Ausbeutung zugeschnitten sind. Diese Strukturen spielen eine wichtige 

Rolle bei der Erkennung, Identifizierung und Begleitung von Opfern von Menschenhandel. In 

einigen Kantonen koordinieren sie in Zusammenarbeit mit einer Vielzahl von Partnern die 

Betreuung der Opfer von der Identifizierung bis zur Integration in der Schweiz oder zur unter-

stützten Rückkehr in das Herkunftsland. 

➢ Mitwirkung bei der Durchführung von polizeilichen Aktionen 

Wenn die Polizei im Rahmen ihrer Einsätze potenzielle Opfer von Menschenhandel ent-

deckt, bringt sie diese mit einer spezialisierten Opferschutzorganisation oder einer kanto-

nalen Opferhilfestelle in Kontakt. Ein erstes Gespräch zwischen dem Opfer und der spe-

zialisierten Organisation kann das Vertrauen des Opfers stärken und eine eventuelle spä-

tere Anhörung durch die Polizei erleichtern. Die spezialisierte Opferschutzorganisation 

oder die kantonale Opferhilfestelle trifft die notwendigen Vorkehrungen für den Schutz 

der Opfer in Bezug auf Unterkunft, Begleitung (Zugang zu medizinischer Versorgung, ad-

ministrative Unterstützung und Unterstützung im Strafverfahren) und finanzielle Leistun-

gen. Ausländische Opfer vertrauen den Mitgliedern von Opferschutzorganisationen in der 

Regel mehr als den Angehörigen der Strafverfolgungsbehörden oder des Staates. Mit 

Zustimmung des Opfers kann die Fachorganisation daher mit den Polizeibehörden zu-

sammenarbeiten, um die Strafverfolgung der Täter zu erleichtern. 

➢ Mitwirkung bei der Identifizierung 

Das potenzielle Opfer wird so schnell wie möglich mit einer spezialisierten Opferschutzor-

ganisation oder mit der kantonalen Opferhilfestelle in Kontakt gebracht. Wenn also bei 

einer betroffenen Person Anzeichen von Menschenhandel erkannt wurden und der Ver-

dacht besteht, dass es sich um ein Opfer handeln könnte, so sollen die spezialisierten 

Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen mitwirken können, um den 

Verdacht zu bestätigen und das Opfer zu identifizieren. Die Anwendung der migrations-

rechtlichen Bestimmungen, die Gewährung der Opferhilfe und weitere Massnahmen set-

zen voraus, dass die betroffene Person als Opfer von Menschenhandel identifiziert wird. 

Um die behördlichen Entscheide der Rechtsanwendung richtig fällen zu können, ist der 

Beizug von spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestel-

lenwichtig. Aufgrund ihrer Erfahrung und Kenntnisse können diese einen wertvollen Bei-

trag für die Beurteilung der Menschenhandelssituation bei der Identifizierung der Opfer 

 
22 Art. 26 des Europaratsübereinkommens zur Bekämpfung von Menschenhandel 
23 Siehe unten Ziffer 8. zu Non-Punishment 
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liefern. Der Prozess der Opferidentifizierung im Kanton ist demnach so auszugestalten, 

dass die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen 

konsultiert werden und eine Beurteilung über die betroffene Person abgibt. 

Weitere Akteure: Alle Stellen, die in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben mit Opfern von 

Menschenhandel in Kontakt treten können, müssen in der Lage sein, Situationen von Men-

schenhandel und Ausbeutung zu erkennen. Beispiele, ohne Anspruch auf Vollständigkeit, 

sind: 

Einwohnerdienste und Migrationsbehörden 

Hinweise und Indizien, welche auf eine Einschränkung der Selbstbestimmung und Men-

schenhandel hindeuten, können sich bei der An- oder Abmeldung von Personen bei kommu-

nalen oder kantonalen Behörden oder bei Auffälligkeiten im Zusammenhang mit Gesuchen 

oder Meldungen für die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ergeben, beispielsweise wenn nicht 

gültige oder zweifelhafte Dokumente verwendet werden. Eine falsche Adresse, eine häufig 

angegebene Wohnadresse oder eine zweifelhafte Arbeitgeberschaft können sich als Indizien 

erweisen. Wenn Löhne auffällig niedrig angesetzt sind oder es keine klaren Angaben zu So-

zialversicherungsbeiträgen gibt, kann dies auf Arbeitsausbeutung hindeuten. Auch unerklärli-

che Unterschiede zwischen vertraglich vereinbarten und tatsächlich gezahlten Löhnen kön-

nen ein Warnsignal für Ausbeutung sein. Unternehmen, die häufig ihre Firmennamen oder 

juristische Struktur ändern, aber weiterhin ähnliche Arbeitsbewilligungen beantragen, könn-

ten versuchen, behördliche Kontrollen zu umgehen. 

Beratungsstellen für Sexarbeitende 

Die Beratungsstellen für Sexarbeitende tätigen aufsuchende Sozialarbeit im Prostitutionsmi-

lieu und beraten die Sexarbeitenden über alle Aspekte der Prostitutionsausübung. Sie haben 

Einblick in das Prostitutionsmilieu und – sofern ihre Beratungsleistungen in Anspruch genom-

men werden – direkten Zugang zu möglichen Opfern von Menschenhandel. Durch die aufsu-

chende Arbeit, ihre Erfahrung und ihre Unabhängigkeit von den Strafverfolgungsbehörden ist 

es ihnen möglich, in den Gesprächen mit den Sexarbeitenden Vertrauen zu gewinnen und 

mit ihnen über die Situation zu sprechen. Damit sind sie in der Lage, Opfer zu erkennen und 

das richtige Vorgehen in Absprache mit der betroffenen Person zu wählen. 

Die Beratungsstellen für Sexarbeitende sind entweder Organisationen der Zivilgesellschaft 

oder Stellen der Stadt- oder Kantonsverwaltung. Sie nehmen regelmässig an den kantonalen 

Runden Tischen gegen Menschenhandel teil. 

Opferhilfe- und Sozialhilfestellen 

Die persönlichen Geschichten, die sich aus Anlass von Abklärungen für die Gewährung der 

jeweiligen Hilfe offenbaren, können Hinweise auf Ausbeutungssituationen enthalten. Es kön-

nen vorerst andere Straftaten ursächlich für die beantragte Hilfe sein, wie beispielsweise 

häusliche Gewalt oder Sexualdelikte. Es muss nicht zwingend von Beginn an über Men-

schenhandel und Ausbeutung gesprochen werden. Das Personal muss in der Lage sein, aus 

den Geschichten allenfalls Menschenhandel und Ausbeutung erkennen zu können.  

Spitäler und Gesundheitspersonal 

Wenn Opfer typische Verletzungen aufweisen, die mit Gewaltausübung oder Misshandlung 

in Verbindung stehen, oder wenn sie von bestimmten Personen hartnäckig begleitet werden, 

können Hinweise auf Ausbeutungssituationen vorliegen. Ein offenes Gespräch ohne Begleit-

personen kann weitere Hinweise liefern24. 

Institutionen für den Strafvollzug oder die Ausschaffung 

Betroffene von Menschenhandel können während der Ausbeutung zu Straftaten gezwungen 

worden sein. Häufig handelt es sich um illegalen Aufenthalt oder Arbeit ohne Bewilligung 

während der Ausbeutung, den Konsum, Besitz, Verkauf oder die Weitergabe von Drogen, 

 
24 Näheres dazu die Sensibilisierungskampagne im Gesundheitsweisen von fedpol: https://www.fed-
pol.admin.ch/fedpol/de/home/kriminalitaet/menschenhandel/kampagne.html 

https://www.fedpol.admin.ch/fedpol/de/home/kriminalitaet/menschenhandel/kampagne.html
https://www.fedpol.admin.ch/fedpol/de/home/kriminalitaet/menschenhandel/kampagne.html
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um Diebstahl oder anderer Delikte, bei denen verbotene Handlungen Gegenstand der Aus-

beutung waren. Die Betroffenen können sich gestützt auf Strafbefehle oder Urteile im Vollzug 

oder in Ausschaffungshaft befinden. Sensibilität des Vollzugspersonals für die Situation sol-

cher Betroffenen und ein offener Umgang kann Hinweise auf Menschenhandel liefern. Dabei 

ist zu beachten, dass wenn die Ausbeutung bereits beim Erlass des Strafbefehls bekannt ge-

wesen wäre, die Opfer in Anwendung des Non-Punishment Grundsatzes gar nicht hätten be-

straft werden sollen. 

Gewerkschaften 

Die Gewerkschaften sind keine staatlichen Akteure, haben aber faktisch eine wichtige Rolle 

in der Erkennung von Opfern. Sie stehen in ständigem Kontakt mit Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern der verschiedenen Wirtschaftszweige, sowohl an den Arbeitsplätzen der Ar-

beitenden als auch aus Anlass von Beratungen in den Geschäftsstellen. Sie führen interne 

und externe Informations- und Schulungskampagnen für die am stärksten betroffenen Wirt-

schaftszweige durch. Die Gewerkschaften haben durch die Kontakte zu den Arbeitnehmerin-

nen und Arbeitnehmer die Möglichkeit, potenziell betroffene Personen dazu anzuregen, sich 

an spezialisierte Opferschutzorganisationen sowie kantonale Opferhilfestellen zu wenden 

oder sie können dies mit deren Einverständnis selbst zu tun. 

Sozialpartner 

Die Gewerkschaften stehen in ständigem Kontakt mit den Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mern der verschiedenen Branchen, insbesondere an ihren Arbeitsplätzen und in ihren Ge-

schäftsstellen. Sie führen interne und externe Informations- und Schulungskampagnen 

durch, insbesondere in den am stärksten betroffenen Branchen. Sie haben insbesondere die 

Möglichkeit, potenziell betroffene Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dazu anzuregen, 

sich an spezialisierte NGOs zu wenden, oder dies selbst zu tun. Arbeitgeber haben die Mög-

lichkeit, Auditoren, Personalverantwortliche und Kontrollbeauftragte in Aufdeckungsmetho-

den zu schulen und sicherzustellen, dass ihre Subunternehmer keine Opfer von Menschen-

handel einstellen. 

 

2.6 Das Verhalten der Opfer und dessen Wille in der Praxis 

Betroffene von Menschenhandel gestehen selten ein, dass sie ausgebeutet wurden. Bei ers-

ten Kontakten mit Kontrollbehörden geben sie in der Regel an, freiwillig zu arbeiten und in 

ihren Tätigkeiten frei zu sein. Es braucht anschliessend viele Gespräche und Vertrauensauf-

bau, bis die Opfer sich ihrer Situation bewusst werden und entscheiden, aus dem Ausbeu-

tungsmilieu auszusteigen. Selbst wenn sich die Opfer stabilisiert haben und sich in der Ob-

hut der spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen befin-

den, sind sie oft nicht bereit, als Zeuginnen oder Zeugen im Verfahren gegen die Täterschaft 

auszusagen oder sich am Strafverfahren zu beteiligen. Als Gründe für dieses Verhalten kom-

men in Betracht: 

• Die Opfer fürchten Repressalien durch die Täterschaft, die sie ausgebeutet hat. Die 

Angst ist berechtigt und die Wahrscheinlichkeit ist gross, von der Täterschaft erneut kon-

taktiert, eingeschüchtert, bedroht, angegriffen oder weggebracht zu werden. Oft sind da-

von auch Angehörige im Herkunftsland betroffen. Die Bedrohung wird umso grösser sein, 

je eher die Opfer in der Lage sind, belastende Informationen den Strafverfolgungsbehör-

den zu liefern. 

• Die Opfer sind mit der Hoffnung in ein Zielland abgereist, ein besseres Leben zu führen 

und genug Geld zu verdienen, um beispielsweise ihre Angehörige im Heimatland unter-

stützen zu können. Dies Ausbeutungssituation zu verlassen, bedeutet in manchen Fällen, 

selbst das geringe Einkommen zu verlieren sowie Ablehnung und den Verlust der Unter-

stützung durch die Familie zu riskieren. Sie befürchten, in ihrem Heimatland aufgrund der 

Tätigkeit, die sie während ihrer Ausbeutung ausgeübt haben, stigmatisiert zu werden. 
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• Viele Opfer sind in einem emotionalen Abhängigkeitsverhältnis zur Täterschaft verstrickt 

und mit starker Loyalität oder emotionaler Abhängigkeit zu ihnen verbunden25. 

Die Kontrollbehörden müssen sich dieser Ausgangslage bewusst sein und in Überlegungen 

für das weitere Vorgehen mit dem Opfer einbeziehen. Massgebend ist der opferzentrierte 

Ansatz im Umgang mit den Betroffenen. Dabei gilt, dass der Wille des Opfers massgebend 

und zu respektieren ist. Es sollen keine Schritte gegen den Willen des Opfers eingeleitet 

werden, denn die Gefährdung des Opfers könnte tatsächlich zunehmen. Für sämtliche Mass-

nahmen der Opferhilfe und des Opferschutzes ist die Mitwirkung des Opfers notwendig, 

nichts soll ohne Einwilligung und gegen den Willen stattfinden. 

Operative Stellen können in der Praxis auf verschiedene Weise mit Situationen konfrontiert 

sein, in welchen die Opfer bei vermuteter Ausbeutung nicht sofort zur Zusammenarbeit bereit 

sind. Beispiele solcher Situationen mit den entsprechenden Handlungsmöglichkeiten sind: 

• Mutmassliche Opfer sexueller Ausbeutung werden von der Milieukontrolle oder der -auf-

klärung erkannt und es wird das Gespräch gesucht. Sofern keine unmittelbare und er-

hebliche Gefahr für das Opfer vorliegt, die eine sofortige Intervention erfordert, kann die 

Situation vorläufig so belassen werden. Allenfalls ist die Gelegenheit für weitere Abklä-

rungen und Ermittlungen zu nutzen. In weiteren Gesprächen und Kontakten ist das Ver-

trauen der Opfer zu gewinnen, um es zum Ausstieg aus der Ausbeutungssituation zu be-

wegen. Dabei sind dem Opfer die Kontaktmöglichkeiten zu spezialisierter Opferhilfe oder 

weiterer Beratung aufzuzeigen und es ist darauf zu achten, dass kein Vorwand für die 

Täterschaft entsteht, die Zwangslage gegen das Opfer zu verstärken. Analoges Vorge-

hen gilt für Opfer von Ausbeutung der Arbeitskraft, wenn es Anzeichen für Ausbeutung 

gibt. 

• Es finden aufgrund von Ermittlungen und Untersuchungen im Zusammenhang mit Men-

schenhandel polizeiliche Aktionen gegen die Täterschaft statt. Die Täterschaft wird fest-

genommen. Damit wird die Ausbeutung faktisch beendet und es finden Erstgespräche 

oder allenfalls erste Einvernahmen der Opfer statt. Auch bei Abstreiten einer Ausbeutung 

und fehlender Kooperationsbereitschaft ist der Kontakt zwischen der betroffenen Person 

und den spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen 

herzustellen, um im Sinne einer ersten Intervention eine sichere Unterkunft für das Opfer 

zu finden und die Gelegenheit für Stabilisierung und Bedenken zu schaffen. Die speziali-

sierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen werden mit dem 

Opfer das weitere Vorgehen klären. 

• Stammen die Opfer aus dem Ausland und sind sie ohne entsprechende ausländerrechtli-

che Bewilligung erwerbstätig, so verstossen sie damit gegen die Migrationsbestimmun-

gen der Schweiz. Die Opfer versuchen bei Kontrollen oder polizeilichen Aktionen ihre An-

wesenheit als Touristinnen oder Touristen oder mit Besuchen von Verwandten oder 

Freunden zu begründen. Bei Gesprächen, Befragungen oder Einvernahmen durch die 

Polizei oder die Kontrollorgane wegen Verdacht auf Menschenhandel darf das Opfer bei 

fehlender Kooperationsbereitschaft keinesfalls unter Druck gesetzt werden, gegen die 

Täterschaft auszusagen, und es darf keinesfalls die Androhung ausgesprochen werden, 

dass es selbst wegen irregulären Aufenthaltes bestraft, in Haft genommen und ausgewie-

sen werde. Bleibt das Opfer bei der Aussage, dass es nicht ausgebeutet werde, so ist 

der Sachverhalt der Staatsanwaltschaft zu rapportieren. Es muss ausdrücklich auf die 

Vermutung auf Menschenhandel und Ausbeutung hingewiesen werden und die entspre-

chenden Anzeichen dafür müssen beschrieben werden. Es obliegt der 

 
25 Die „Lover-Boy-Methode” ist eine Form der Anwerbung von Opfern von Menschenhandel. Lover 
Boys bauen eine emotionale Bindung zu den Opfern auf, um aus ihrer Tätigkeit Profit zu schlagen. Die 
Beziehung zwischen dem Opfer und dem Täter verschlechtert sich zunehmend, bis das Opfer voll-
ständig in die sexuelle Ausbeutung gedrängt wird. Der Begriff „Loverboy“, der dieses Phänomen be-
schreibt, darf weder zur Relativierung des Täterverhaltens führen noch den Eindruck erwecken, das 
Opfer habe seine Einwilligung gegeben. Tatsächlich wurde diese vermeintliche Einwilligung durch 
Zwang erwirkt und ist daher unwirksam. 
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Staatsanwaltschaft, allenfalls weitere Abklärungen zu treffen oder wegen einer Zwangs-

lage in Anwendung des Non-Punishment-Grundsatzes auf eine Bestrafung zu verzichten. 

Wegen Anzeichen von Menschenhandel und Ausbeutung ist, sofern das Opfer damit ein-

verstanden ist, der Kontakt zur spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantona-

len Opferhilfestellen herzustellen, die in Absprache mit den Migrationsbehörden das wei-

tere Vorgehen klärt. 

• Von Beginn an stellt sich für die Strafverfolgungsbehörden und die Opfer die Frage nach 

der Aussagebereitschaft im Menschenhandels-Strafverfahren gegen die Täterschaft. Die 

Erholungs- und Bedenkzeit gemäss Art. 35 VZAE ist dazu bestimmt, dass sich das Opfer 

ohne geregelten Aufenthalt nach dem Ende der Ausbeutung erholen kann, über seine 

rechtliche Situation informiert wird, über die Situation nachdenken kann und einen Ent-

schluss über die Mitwirkung im Strafverfahren gegen die Täterschaft treffen kann26. Wäh-

rend der Erholungs- und Bedenkzeit findet die Betreuung durch spezialisierte Opfer-

schutzorganisationen sowie kantonale Opferhilfestellen statt. Die Gewährung einer Erho-

lungs- und Bedenkzeit, der Anspruch auf Leistungen der Opferhilfe sowie auf den Aufent-

halt aufgrund eines schwerwiegenden persönlichen Härtefalls gelten unabhängig von der 

Aussagebereitschaft der Opfer gegen die Täterschaft. Keinesfalls darf das Opfer unter 

Druck gesetzt werden, dass die Leistungen der Opferhilfe und ein Aufenthalt in der 

Schweiz nur dann möglich sind, wenn es mit den Strafverfolgungsbehörden zusammen-

arbeitet und bereit ist, auszusagen. 

 

2.7 Das Erstgespräch27 

Da es sich bei Menschenhandel um ein Verbrechen gegen eine Person handelt, ist die Aus-

sage des Opfers von entscheidender Bedeutung. Jedoch ist nicht jedes Opfer auf Anhieb be-

reit, gegen die Täterschaft auszusagen, sei es bei der Polizei oder der Staatsanwaltschaft. 

Das Opfer braucht so früh als möglich eine Erholungs- und Bedenkzeit, damit es seine Rolle 

im Strafverfahren und die Folgen daraus reflektieren kann. Deswegen ist davon abzusehen, 

gleich zu Beginn eine formelle Befragung durch die Strafverfolgungsbehörden anzusetzen. 

Bewährt haben sich vielmehr sog. Erstgespräche, die von geschulten Angehörigen der Poli-

zei durchgeführt werden. Bei diesen Gesprächen geht es darum, mit dem Opfer die Situation 

aus Sicht der Strafverfolgungsbehörden zu besprechen, allenfalls Anhaltspunkte oder wei-

tere Hinweise für die Beurteilung, ob ein Menschenhandelsfall vorliegt, zu gewinnen und 

mögliche weitere Vorgehensweisen zu erörtern. Aus welchem unmittelbaren Anlass und in 

welchem Zeitpunkt das Erstgespräch geführt wird, hängt stark von der jeweiligen Situation 

ab. Das Gespräch dient dazu, beim Opfer Vertrauen zu schaffen und eine vorläufige Stand-

ortbestimmung durchzuführen. Den Strafverfolgungsbehörden dient das Erstgespräch dazu, 

das weitere Vorgehen in der Strafverfolgung zu beurteilen und zu planen. 

Das Opfer soll nicht den Eindruck haben, dass es mit seinen Aussagen bereits die Täter-

schaft belastet und es sollen alle Optionen für das Opfer offenbleiben. Über das Ergebnis 

des Gespräches ist eine Aktennotiz zu erstellen, die vorerst nicht in die Akten der Strafverfol-

gung aufgenommen wird. Die Aktennotiz soll lediglich den Vorgang dokumentieren. Wenn 

das Opfer sich später zur Kooperation entschliesst, werden die relevanten Teile der Aktenno-

tiz in die Akten des Verfahrens gegen die Beschuldigten aufgenommen. 

Mögliche Inhalte des Erstgespräches sind: 

• Besprechung des Vorgefallenen und der Hinweise darauf, dass die betroffene Person ein 

Opfer von Menschenhandel und Ausbeutung geworden sein könnte. 

 
26 siehe auch Ziffer 3.3 
27 Das Erstgespräch ist unabhängig vom Prozess der Erkennung und Identifizierung zu betrachten.  
Beschrieben wird eine blosse Tätigkeit als gutes Beispiel für den Umgang mit dem Opfer zu Beginn 
eines Verfahrens um Vertrauen herzustellen und weiteres Vorgehen zu bestimmen.  
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• Information über die Möglichkeiten der Mitwirkung in einem Strafverfahren gegen die Tä-

terschaft und welche Bedeutung oder Auswirkung die Zusammenarbeit auf die persönli-

che Situation haben kann. Aufzeigen, welchen Schutz vor Gefährdung oder Bedrohung 

durch die Täterschaft gewährleistet werden kann und dass durch das Rückkehrhilfepro-

gramm der Schutz im Herkunftsland thematisiert wird. 

• Die Strafverfolgungsbehörden sind verpflichtet, das Opfer über die Möglichkeit zu infor-

mieren, Opferhilfeleistungen zu beanspruchen (Art. 305 Abs. 2 Strafprozessordnung). 

Das Erstgespräch dient dazu, dem Opfer aufzuzeigen, wie die Opferhilfe gewährleistet 

wird, welche Leistungen die Opferhilfe anbietet und wie es diese in Anspruch nehmen 

kann. Es werden dem Opfer die Adressen der Beratungsstellen mitgeteilt, wenn es noch 

unsicher ist, was es will. Es soll auch die Möglichkeit angeboten werden, das Opfer zur 

Beratungsstelle zu begleiten. Am besten wird direkt mit den spezialisierten Opferschutz-

organisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen gemäss kantonalem Kooperationsme-

chanismus im Kanton der Kontakt hergestellt. 

An einem Erstgespräch können auch die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie 

kantonalen Opferhilfestellen gemäss kantonalem Kooperationsmechanismus teilnehmen und 

ebenfalls mit dem Opfer sprechen. Der Beizug der spezialisierten Opferschutzorganisationen 

sowie kantonalen Opferhilfestellen ist empfehlenswert, weil das Opfer, gestützt auf die Erfah-

rungen in den Herkunftsländern, der Polizei gegenüber oftmals misstrauisch ist und mehr 

Vertrauen in unabhängige Organisationen ohne Bezug zur Strafverfolgung hat. 

Eine formelle Befragung soll erst dann stattfinden, wenn nach Ablauf der Erholungs- und Be-

denkzeit das Opfer erklärt hat, mit der Strafverfolgung zusammen zu arbeiten28. Hat sich das 

Opfer schon früher dazu bereit erklärt und steht der Wille zur Zusammenarbeit zweifelsfrei 

fest, steht einer formellen Einvernahme nichts im Weg. 

 

2.8 Weitere Aspekte der Erkennung und Identifizierung 

Niederschwellige Angebote für Meldungen über Menschenhandel 

Beobachtungen und Feststellungen über merkwürdige Vorgänge, die auf Ausbeutung und 

Menschenhandel hindeuten, können auch private Personen tätigen. Oft sind es Nachbarn, 

Freier oder Angehörige, denen Anzeichen von Ausbeutungssituationen auffallen und die das 

Bedürfnis haben, diese einer kompetenten und zuständigen Stelle zu melden. Dabei können 

Unsicherheiten bestehen, ob sich die Privatpersonen nicht selbst einer Gefahr aussetzen, in 

der Vermutung überhaupt richtig liegen oder in unnötiger Weise gleich ein behördliches Han-

deln auslösen. Deswegen ist es wichtig, dass niederschwellige Angebote für die Entgegen-

nahme von Verdachtsmeldungen über Menschenhandel bestehen. Dazu betreiben Organi-

sationen Meldestellen und Hotlines, die Private anrufen können und bei denen sie ihre Fest-

stellungen deponieren können. Wichtig ist die Möglichkeit, auch in anonymer Weise Meldun-

gen abgeben zu können oder sich beraten zu lassen und möglichst jederzeit Kontakt aufneh-

men zu können. Die Meldestellen und Hotlines nehmen die Meldungen entgegen, führen ein 

Gespräch mit den Meldenden, um eine Einschätzung der Situation oder weitere Informatio-

nen zu erhalten und leiten die Meldungen schliesslich an die zuständigen Stellen weiter, die 

agieren oder Hilfe leisten können. 

Die Meldestellen und Hotlines sind in der Lage, die Meldungen zu bewerten und einzuord-

nen. Sie betreiben ein Kontaktnetz zu den zuständigen Stellen und Organisationen der Straf-

verfolgung, spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie zu den kantonalen Opferhilfe-

stellen und weiteren Akteuren gegen Menschenhandel29. Regionale Angebote arbeiten im 

Auftrag der betreffenden Gemeinwesen und werden von diesen finanziert, oder sind in vom 

Kanton finanzierten Opferschutzmassnahmen integriert.30 

 
28 siehe auch Ziffer 3.3 
29 Als Nationale Meldestelle agiert die ACT212, überregional in der Westschweiz ASTRÉE und in der 
Deutschschweiz FIZ. 
30 In Genf wird eine Hotline durch CSP betrieben und im Kanton Waadt von ASTRÉE. 



18 
 

Für eine erfolgreiche Praxis der niederschwelligen Meldeangebote ist eine Kultur der Rück-

meldungen wichtig, sowohl für jene, die sich mit ihren Feststellungen an die Meldestelle wen-

den, also auch für die Meldestellen, welche die Informationen an die Behörden weiterleiten. 

Eine Rückmeldung, welche Folgen die Information ausgelöst hat, gibt zum Ausdruck, dass 

die Meldung ernst genommen wird, ob diese nützlich war und bietet die Möglichkeit, das An-

gebot zu verbessern. 

Menschenhandel als Kontroll- oder Holdelikt 

Bei Menschenhandel gibt es kaum Ereignisse oder Vorgänge, die selbständig eine Strafun-

tersuchung auslösen können. Bei vielen anderen Straftaten ist es anders. Die Anzeige we-

gen Betrugs oder Diebstahls durch eine geschädigte Person, der Fund einer Leiche, eine 

Feuerbrunst, eine Explosion oder das Auftauchen gefälschter Dokumente lässt die zustän-

dige Behörde unmittelbar tätig werden. Von Menschenhandel betroffene Opfer zeigen ihre 

Ausbeuterinnen oder Ausbeuter äussert selten bei den Strafverfolgungsbehörden an. Fälle 

von Menschenhandel werden nur erkannt, wenn aktiv danach an Orten und in Geschäftsfel-

dern, die dafür anfällig sind, gesucht wird. Das sind hauptsächlich das Prostitutionsmilieu 

und Wirtschaftszweige, in denen die Gefahr der Ausbeutung der Arbeitskraft besonders 

gross ist3132. Dazu ist es notwendig, die Kontrollorgane der Polizei und der Arbeitsmarktkon-

trolle auszubilden, eine Strategie für die Durchführung der Kontrollen zu definieren, genü-

gend Ressourcen bereitzustellen, die notwendige Priorisierung vorzunehmen, allenfalls Hilfs-

mittel bereitzustellen und die Kontrollen tatsächlich durchzuführen. Nur so können Fälle von 

Menschenhandel erkannt werden. Je mehr Kontrollen durchgeführt werden, desto höher die 

Wahrscheinlichkeit der Aufdeckung von Menschenhandel. Die polizeiliche Kriminalstatistik ist 

ein Indikator, der auf eine Kontrolltätigkeit gegen Menschenhandel hinweist. Keine oder we-

nige Fälle von Menschenhandel in der Statistik bedeuten in der Regel nicht, dass es keine 

solche gibt, sondern vielmehr sind es Anzeichen für fehlende Kontrollaktivität im jeweiligen 

Kanton. 

Keine blosse Formularkontrolle 

Die Täterschaft versucht, die Ausbeutung der Opfer bestmöglich zu verbergen. Sie beobach-

ten das Vorgehen in der Menschenhandelsbekämpfung, sind sehr kreativ im Entwickeln von 

neuen Strategien, um bei Kontrollen nicht aufzufallen, und treffen die geeigneten Vorkehrun-

gen. Beispielsweise werden die Opfer instruiert, was sie den Kontrollorganen zu sagen ha-

ben, es werden doppelte Verträge mit den Opfern ausgefertigt, der vermeintliche Lohn wird 

auf ein Konto des Opfers einbezahlt und es wird anschliessend gezwungen, den Betrag ab-

zuheben und wieder auszuhändigen. 

Kontrollen im Prostitutionsmilieu und in der Wirtschaft neigen dazu, sich auf die Prüfung der 

Dokumente zu beschränken. Wird die notwendige Arbeitsbewilligung, ein konformer Arbeits-

vertrag vorgelegt oder sind die Nachweise für Zahlungen gegeben, werden die Verhältnisse 

rasch als korrekt beurteilt und die Kontrolle beendet. Allzu oft stellen die Kontrolleure auf die 

Antwort eines möglichen Opfers ab, dass es nicht ausgebeutet werde. Solche Antworten 

sind bei tatsächlichen Menschenhandelsopfern die Regel. 

Um Anzeichen von Menschenhandel zu finden, sind vertiefte Kontrollen und genaues Hinse-

hen notwendig. Dabei können die Indikatoren zur Identifizierung potenzieller Opfer von Men-

schenhandel hilfreich sein33. Erst die Kontrolle weiterer Elemente in einem Arbeitsverhältnis, 

kritische und vorbereitete Fragen an die Anwesenden, die Bewertung und Vernetzung von 

Feststellungen kann Hinweise auf Menschenhandel liefern. 

 
31 Gemäss Bericht Ausbeutung der Arbeitskraft im Kontext von Menschenhandel, Swiss Forum for 
Migration and Population Studies SFM, 2016 sind dies beispielsweise: Bauwesen einschliesslich Zu-
liefergewerbe, Gastwirtschaft, Landwirtschaft, Haushalt und Pflege, Zwangsbettelei und organisierter 
Diebstahl. In jüngerer Zeit werden auch Nagelstudios und Barbershops genannt. 
32 Im Care- und Haushaltsbereich ist zu beachten, dass Kontrollen in Privathaushalten gestützt auf 
das Arbeitsgesetz nicht möglich sind (Art. 2 Abs. 1 Bst. g Arbeitsgesetz).   
33 https://www.fedpol.admin.ch/fedpol/de/home/kriminalitaet/menschenhandel/links.html  

https://www.fedpol.admin.ch/fedpol/de/home/kriminalitaet/menschenhandel/links.html
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Verbundskontrollen 

Bewährt haben sich sog. Verbundskontrollen. Bei solchen wird die Kontrolle nicht nur von ei-

ner Behörde vor Ort durchgeführt, sondern zusammen im Verbund mit weiteren zuständigen 

Stellen. Die verschiedenen Stellen führen die Kontrollen für ihr Zuständigkeitsgebiet gleich-

zeitig aus und tauschen während der Kontrolle ihre Informationen direkt vor Ort aus, entspre-

chend den Fragestellungen, die sich situativ ergeben. Damit sind vertieftere und effizientere 

Kontrollen möglich, die alle Aspekte von möglicher Ausbeutung aufdecken können. Gute Bei-

spiele sind die Zusammenarbeit von Arbeitsmarktkontrollen, Fremdenpolizei oder Migrations-

behörden, Einwohnerkontrollen, Gewerbepolizei, der Polizei oder Milieukontrolle, Steuerbe-

hörde und Sozialversicherung. Je nach Kanton sind kommunale oder kantonale Behörden 

zuständig, für die Ausgestaltung der Zusammenarbeit werden die örtlichen Verhältnisse im 

Kanton oder in den Gemeinden massgebend sein. Selbstverständlich sind solche Kontrollen 

in Planung und Durchführung aufwendiger und fokussieren sich vorzugsweise auf Betriebe, 

die bereits im Verdacht stehen, Opfer auszubeuten. Üblicherweise wird eine Stelle den Lead 

für die Kontrolle übernehmen. Mit zunehmender Anzahl durchgeführter Verbundskontrollen 

wird sich eine Übung ergeben, welche die Planung neuer Kontrollen weniger aufwendig und 

die Durchführung effizienter machen wird. Die Vorgehensweise im Verbund und die Zusam-

menarbeit haben auch ohne effektive Kontrollergebnisse eine präventive Wirkung. Einerseits 

wird klar signalisiert, dass die Strafverfolgungsbehörden und Vollzugsorgane gemeinsam 

und vernetzt gegen Missbräuche vorgehen und andererseits stärkt es das Bewusstsein der 

beteiligten Partnerorganisationen einen wesentlichen Beitrag zur Bekämpfung des Men-

schenhandels zu leisten. Bei der Durchführung der Kontrollen ist darauf zu achten, dass bei 

Hinweisen auf Ausbeutung den betroffenen Opfern Schutz gewährt wird und diese nicht 

gleich wegen fehlenden ausländerrechtlichen Voraussetzungen angezeigt oder weggewie-

sen werden. 

Rolle der Sensibilisierung und Ausbildung 

Nur ausgebildete oder sensibilisierte Angehörige der zuständigen Stellen sind in der Lage, 

Menschenhandel zu erkennen. Die Täterschaft versucht, Menschenhandel möglichst zu ver-

bergen und liefert Vorwände für eine Vielzahl von Situationen. Die Anzeichen für Menschen-

handel sind nicht offensichtlich und es müssen verschiedene Hinweise dazu bewertet wer-

den. Je nach Aufgabe der zuständigen kantonalen oder eidgenössischen Stellen und deren 

Rolle in der Erkennung von Menschenhandel genügt eine Sensibilisierung über das Phäno-

men oder es ist eine spezialisierte Ausbildung notwendig. Auskunft darüber gibt das Ausbil-

dungskonzept gegen Menschenhandel von fedpol34. 

Der Ausbildungsbedarf hängt stark von der Ausgestaltung der kantonalen und eidgenössi-

schen Behörden und Stellen und deren Aufgaben ab. Den kantonalen Runden Tischen ge-

gen Menschenhandel fällt die Aufgabe zu, den Bedarf für die Sensibilisierung und Ausbil-

dung der kantonalen Stellen und Akteure festzustellen und anzustossen, dass entspre-

chende Anlässe und Kurse stattfinden oder diese Aufgaben an eine spezialisierte Opfer-

schutzorganisation zu delegieren. Ziel muss sein, dass Erstausbildungen stattfinden und ge-

mäss den üblichen Fluktuationen die Ausbildungen und Sensibilisierungen wiederholt wer-

den. Das Ausbildungskonzept gegen Menschenhandel definiert die Berufsgruppen und Stel-

len für die Sensibilisierung oder Ausbildung, liefert die Inhalte und weitere Informationen für 

die Durchführung der Anlässe. 

Erkennung und Grenzkontrolle 

Grenzübergänge sind Schnittstellen, wo Angehörige öffentlicher Dienste mit möglichen Op-

fern in Kontakt treten können. Systematische Grenzkontrollen finden an Flughäfen mit 

Schengen-Aussengrenzen statt. In der Schweiz sind Kontrollen auch an den Schengen-Bin-

nengrenzen möglich. Ausgangspunkt sind entweder Zollkontrollen, die Personenkontrollen 

 
34 Verabschiedet von der Direktion fedpol im 2024, nachfolgend «Ausbildungskonzept»; 
https://www.fedpol.admin.ch/dam/fedpol/fr/data/kriminalitaet/menschenhandel/berichte/schulung-beka-
empfung-menschenhandel.pdf.download.pdf/schulung-bekaempfung-menschenhandel-f.pdf 
 

https://www.fedpol.admin.ch/dam/fedpol/fr/data/kriminalitaet/menschenhandel/berichte/schulung-bekaempfung-menschenhandel.pdf.download.pdf/schulung-bekaempfung-menschenhandel-f.pdf
https://www.fedpol.admin.ch/dam/fedpol/fr/data/kriminalitaet/menschenhandel/berichte/schulung-bekaempfung-menschenhandel.pdf.download.pdf/schulung-bekaempfung-menschenhandel-f.pdf
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nach sich ziehen und zu Erkennung von Menschenhandelsopfern führen können oder Kon-

trollen bei Vorliegen eines polizeilichen Verdachts. Diese Kontrollen werden sowohl durch 

Angehörige des Bundesamtes für Zoll und Grenzsicherzeit BAZG als auch kantonaler Poli-

zeikorps durchgeführt. 

In praktischer Hinsicht ist allerdings die Erkennung von Menschenhandelsopfern an den 

Grenzen kaum möglich und hat faktische Grenzen. Wenn die Opfer nicht schon vorgängig 

ausgebeutet wurden, werden diese freiwillig in die Schweiz einreisen und in guter Hoffnung 

auf eine lukrative Tätigkeit sein. Auch überqueren viele die Landesgrenzen in legaler Weise, 

weil die Ausübung einer Arbeit für Personen mit EU/EFTA-Nationalität aufgrund der Perso-

nenfreizügigkeit erlaubt ist. Dies gilt auch für die Prostitution, die Einreise zum Zweck der 

Prostitutionsausübung aus diesen Ländern ist zulässig und muss nicht zwangsläufig im Zu-

sammenhang mit Menschenhandel und Ausbeutung stehen. 

Aus Perspektive der Grenzkontrollbehörde wird sich die Arbeit darauf fokussieren, nach ver-

dächtigen Situationen bei der Einreise Ausschau zu halten. Werden solche festgestellt, wer-

den die Anhaltspunkte kaum dafür ausreichen, die Einreise zu verweigern oder gar polizeili-

che Massnahmen folgen zu lassen, es sei denn, die Situation sei offensichtlich. Die Aufgabe 

der Grenzkontrollbehörde wird vielmehr sein, 

• bei Verdacht die näheren Umstände der Einreise abzuklären und in den Systemen zu do-

kumentieren, um die Informationen für eine eventuelle spätere Ermittlung den Strafverfol-

gungsbehörden zugänglich zu machen. Die Informationen können auch durch Befragun-

gen an der Grenze gewonnen werden. Je nachdem, wie dringend ein Verdacht ist, kön-

nen Menschenhandelseinheiten der Kantonspolizei beigezogen werden. Allenfalls stehen 

solche im Pikett zur Verfügung.  

• Personengruppen, die als Menschenhandelsopfer in Frage kommen, durch Flyer oder 

sonstige Informationen bei der Einreise über die Gefahr von Menschenhandel zu infor-

mieren und Kontaktmöglichkeiten zu spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie 

kantonalen Opferhilfestellen abzugeben. Die Sensibilisierung der Opfer kann ein erster 

Schritt gegen die Ausbeutung im Einzelfall sein. 
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3. Ausländerrechtlicher Aufenthalt 
 

3.1 Ausgangslage 

Menschenhandelsopfer werden regelmässig im Ausland angeworben, in die Schweiz ge-

bracht und ausgebeutet. Die Betroffenen stammen entweder aus Drittstaaten oder aus EU 

oder EFTA-Staaten und es gelten jeweils unterschiedliche Bestimmungen für die Einreise, 

den Aufenthalt und die Erwerbstätigkeit. Das Merkmal der sexuellen Ausbeutung und der 

Ausbeutung der Arbeitskraft ist eine Erwerbstätigkeit. Jede Erwerbstätigkeit unterliegt entwe-

der einer Melde- oder Bewilligungspflicht35. Es kommt vor, dass sich Opfer von Menschen-

handel als Touristinnen oder Touristen in der Schweiz befinden. Touristinnen oder Touristen 

in der Schweiz dürfen sich für eine begrenzte Zeitdauer von drei Monaten aufhalten36 und 

dürfen keine Erwerbstätigkeit ausüben. Bei einem unbewilligten Aufenthalt über drei Mona-

ten oder bei Ausübung einer Erwerbstätigkeit laufen diese Personen Gefahr, aus der 

 
35 Bei Opfern aus einem Herkunftsland, für welches die Personenfreizügigkeit gilt, besteht ein An-
spruch auf Aufenthalt bei einer Erwerbstätigkeit, unter Berücksichtigung der Vorschriften für Angestell-
tenverhältnisse oder von selbständig erwerbenden Personen. 
36 Art. 10 AIG 

Wichtige Punkte für Regelung in den kantonalen Kooperationsmechanismen: 

• Die Pflicht, Opfer von Menschenhandel zu erkennen, ist ausdrücklich zu nennen. 

• Die Aufgaben der zuständigen Stellen bei der Erkennung der Opfer sind zu beschrei-

ben. 

• Nach Erkennung des Opfers sind diesem die Leistungen der Opferhilfe zu erläutern 

und dass es Anspruch auf diese Leistungen hat. Dem Opfer sind auch die Rechte, 

dass es sich am Strafverfahren gegen die Täterschaft beteiligen kann, Schadenersatz 

und Genugtuung fordern kann und die Rückkehrhilfe beantragen kann, zu erläutern. 

• Der Prozess der Erkennung, das Verfahren zur Identifizierung der Opfer und die Zu-

sammenarbeit zwischen den Dienststellen werden beschrieben. Es ist vorzuziehen, 

einen Identifizierungsauftrag im Sinne des OHG an eine spezialisierte Opferschutzor-

ganisation zu vergeben, die über Erfahrung in der Begleitung von Opfern des Men-

schenhandels verfügt und Qualitätsstandards erfüllt. Es ist zu betonen, dass ein Infor-

mationsaustausch zwischen den Behörden über die zu treffenden Massnahmen zu-

gunsten der betroffenen Person erforderlich ist. 

• Die Sensibilisierung, Aus- und Weiterbildung von Angehörigen der Stellen, die mit 

Menschenhandel in Kontakt treten können, ist zu beschreiben. 

• Auf die zu verwendende Indikatorenliste von fedpol als Hilfsmittel für die Erkennung 

und Identifizierung von Menschenhandelsopfern wird hingewiesen. 

• Die spezialisierten Stellen der Polizei für die qualifizierte Täterermittlung sind zu nen-

nen. 

• Das Führen von Erstgesprächen mit den Opfern nach deren Erkennung - vorzugs-

weise durch die Polizei mit Beteiligung der Opferhilfe - ist vorzusehen. 

• Die Zusammenarbeit mit der Grenzkontrollbehörde ist zu beschreiben. 

• Auf die Notwendigkeit von Kontrollkonzepten für die Arbeitsmarktkontrolle ist hinzu-

weisen. 

• Für den Kanton wird die Zusammenarbeit mit einer Meldestelle oder Hotline für die 

Entgegennahme von Verdachtsmeldungen eingerichtet und deren Erreichbarkeit öf-

fentlich bekanntgegeben. 
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Schweiz weggewiesen und/oder mit einer Strafe wegen Widerhandlung gegen das AIG be-

legt zu werden. 

Diese Konsequenz steht im Widerspruch zur Pflicht der Staaten, die Opfer von Menschen-

handel nach dem Ende der Ausbeutung zu betreuen und die Folgen der Straftat zu lindern. 

Deswegen sind im Europaratsübereinkommen und in der Schweizer Gesetzgebung37 beson-

dere Bestimmungen für den Aufenthalt der Opfer von Menschenhandel enthalten. Diese neh-

men auf die Situation der Menschenhandelsopfer Rücksicht. Bei der Prüfung des Aufenthalts 

sind daher die im AIG vorgesehenen Bestimmungen für Opfer von Menschenhandel anzu-

wenden. Anderseits ist möglich, dass Opfer nach Ende der Ausbeutung eine möglichst ra-

sche Rückkehr in vertraute Verhältnisse wünschen und versuchen, das Erlebte möglichst 

rasch zu vergessen. Auch in diesem Fall sieht die Schweizer Gesetzgebung Unterstützungs-

massnahmen für die Opfer vor. 

Die Eigenschaft einer Person als Opfer von Menschenhandel ist kein eigenständiger Zulas-

sungsgrund und gibt für sich allein kein Anrecht auf einen Aufenthaltstitel. Vielmehr sind es 

die Folgen aus der Eigenschaft als Opfer von Menschenhandel, die einen Aufenthalt begrün-

den können: Dazu gehören, dass der Aufenthalt für eine Zusammenarbeit mit den zuständi-

gen Behörden bei den Ermittlungen notwendig ist oder dass der Aufenthalt aufgrund der per-

sönlichen Situation des Opfers erforderlich ist38, letzteres beispielsweise wegen der Verfas-

sung des Opfers, aus medizinischen Gründen oder bei einer Gefährdung im Herkunftsland. 

Um einen Aufenthalt zu beantragen ist es also notwendig, nebst der Eigenschaft als Men-

schenhandelsopfer auch die besonderen Gründe für den Aufenthalt - je nach Bewilligungsart 

- darzulegen. Die blosse Begründung im Antrag, dass es sich um ein Opfer von Menschen-

handel handelt, genügt also nicht. 

 

3.2 Wichtige gesetzliche Grundlagen 

• Art. 13 und Art. 14 Europaratsübereinkommen zur Bekämpfung des Menschenhandels 

(SR 0.311.543) 

• Art. 30 Abs. 1 Bst. e Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer und über die 

Integration (Ausländer- und Integrationsgesetz, AIG; SR 142.20) in Verbindung mit Art. 

35 und Art. 36 Verordnung über Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit (VZAE; SR 

142.201) für die Erholungs- und Bedenkzeit sowie den Aufenthalt von Opfer und Zeugin-

nen und Zeugen von Menschenhandel 

• Art. 30 Abs. 1 Bst. b AIG in Verbindung mit Art. 31 Abs. 1 VZAE für Härtefallbewilligun-

gen 

 

Zu berücksichtigen ist die Rechtsprechung des Bundes- und des Bundesverwaltungsgerichts 

zum Europaratsübereinkommens. In neueren Urteilen anerkennen die Gerichte eine direkte 

Anwendung der Bestimmungen des Europaratsübereinkommens und sprechen von der self-

executing Eigenschaft dieser Normen, wenn es sich um individualrechtliche Ansprüche han-

delt. Dies ist der Fall, wenn die angerufene Norm inhaltlich hinreichend bestimmt und klar ist, 

um im Einzelfall Grundlage eines Entscheides bilden zu können. Massgebend ist, ob aus ei-

ner Bestimmung Rechte für das Opfer abgeleitet werden können39. Von einem solchen self-

executing-Charakter ist bei Art. 13 und 14 des Übereinkommens zur Bekämpfung des Men-

schenhandels auszugehen. Gestützt auf diese Rechtsprechung müssen die kantonalen Mig-

rationsbehörden eine Kurzaufenthaltsbewilligung erteilen, wenn die Strafverfolgungsbehör-

den der Ansicht sind, dass die Fortsetzung des Aufenthalts eines Opfers von Menschenhan-

del für die Zwecke des Strafverfahrens erforderlich ist. Die kantonalen Migrationsbehörden 

haben diesbezüglich keinen Ermessensspielraum40. Darüber hinaus hat das Bundesgericht 

klargestellt, dass Art. 14 Abs. 1 Bst. a des Europaratsübereinkommens einen Anspruch auf 

 
37 AIG und VZAE 
38 Art. 14, Abs. 1, Buschstaben a) und b) des Europaratsübereinkommens 
39 Urteil des Bundesgerichts 2C_373/2107 vom 14. Februar 2019 
40 BGE 145 I 308, Erwägung 3.4 
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Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung begründet, sofern die zuständige Behörde der Ansicht 

ist, dass seine persönliche Situation es erfordert41. 

Die Bestimmungen für den Aufenthalt in Kontext von Menschenhandel richten sich an die 

ausgebeuteten Opfer, aber auch an Zeuginnen und Zeugen von Menschenhandel, weil diese 

Personen in den Strafverfahren gegen die Täterschaft eine wichtige Rolle spielen können.   

 

3.3 Erholungs- und Bedenkzeit 

Werden Menschenhandelsopfer erkannt und gelingt es, die Ausbeutung zu beenden, befin-

den sich die Betroffenen regelmässig in einem persönlichen Ausnahmezustand. Insbeson-

dere in Fällen mit Gewaltanwendung ist die Gefahr der Traumatisierung gross. Aufgrund der 

Isolierung von der Gesellschaft und ohne Kenntnisse ihrer Möglichkeiten sind sie kaum in 

der Lage, rasche Entscheide über ihre Zukunft zu treffen. Ziel ist, dass sich die Opfer mit Un-

terstützung von spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen 

stabilisieren, sie beraten werden und in Ruhe über die weitere Zusammenarbeit mit den Be-

hörden entscheiden können. Dazu dient die Erholungs- und Bedenkzeit nach Art. 35 VZAE. 

Besteht also ein begründeter Verdacht, dass es sich bei einer Person um ein Opfer, eine 

Zeugin oder einen Zeugen von Menschenhandel handelt, so gewährt die zuständige Migrati-

onsbehörde eine Erholungs- und Bedenkzeit. Es handelt sich um eine vorläufige Duldung 

und einen Verzicht auf Wegweisungsmassnahmen, um das weitere Vorgehen, auch hinsicht-

lich des Aufenthaltes, zu klären. Während dieser Frist werden keine ausländerrechtlichen 

Vollzugsmassnahmen angewendet. Aus Datenschutz- und Sicherheitsgründen wird in der 

Praxis die Erholungs- und Bedenkzeit durch Ausstellen einer formlosen Bescheinigung ge-

währt und noch keine Aufenthaltsbewilligungen in Sinne des Ausländerrechts ausgestellt. 

Die rechtliche Mindestdauer beträgt 30 Tage und ist verlängerbar. Dies ist, je nach Ausbeu-

tung und persönlicher Situation knapp bemessen und es kann auf Empfehlung der speziali-

sierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen auch von Beginn an 

eine längere Erholungs- und Bedenkzeit angesetzt werden. Eine Dauer von 90 Tagen von 

Beginn an hat sich bewährt, kann jedoch in besonderen Fällen auch überschritten werden. 

Die Gewährung der Erholungs- und Bedenkzeit folgt an die Erkennung eines möglichen Op-

fers von Menschenhandel und ist noch kein Akt der Identifizierung. Die Erholungs- und Be-

denkzeit dient auch dazu, weitere Abklärungen über die Eigenschaft als Opfer von Men-

schenhandel zu tätigen. Es genügt also bloss ein begründeter Verdacht auf ein Opfer von 

Menschenhandel, der später bestätigt werden kann oder nicht. Mit der Duldung werden 

keine Präjudizien für den späteren Aufenthalt geschaffen. Die Gewährung der Erholungs- 

und Bedenkzeit kann demnach in eher grosszügiger Weise stattfinden, ohne dass dadurch 

bereits Weichen für ein späteres Vorgehen gestellt werden. Es ist besser, einem möglichen 

Opfer eine Duldung zu gewähren und anschliessend auf einen weiteren Aufenthalt zu ver-

zichten, wenn sich der Verdacht nicht bestätigt, als umgekehrt. 

Die Erholungs- und Bedenkzeit wird vom zuständigen Migrationsamt gewährt. Den Antrag 

können das Opfer selbst, die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie die kantonalen 

Opferhilfestellen oder die Strafverfolgungsbehörden einreichen. Um die Gefährdung der Op-

fer nicht zu erhöhen, sollte als Aufenthaltsort und Kontaktstelle die Migrationsbehörde in der 

Bescheinigung genannt sein. 

Steht bereits von vornherein fest, dass es sich um ein Opfer von Menschenhandel handelt 

und ist dessen Wille über das weitere Vorgehen zweifelsfrei feststellbar, so kann auf die Ge-

währung einer Erholungs- und Bedenkzeit verzichtet werden und gleich eine entsprechende 

Aufenthaltsbewilligung ausgestellt werden. 

In folgenden Fällen kann die Erholungs- und Bedenkzeit widerrufen werden: 

 
41 Urteil des Bundesgerichts 2C_448/2023 vom 10 Juli 2024 
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• Eine Bereitschaft für eine Zusammenarbeit mit den Strafverfolgungsbehörden ist definitiv 

nicht vorhanden, spätestens nach Ablauf einer angemessenen Zeitdauer für die Erho-

lungs- und Bedenkzeit. 

• Das Opfer hat sich freiwillig wieder auf die Täterschaft eingelassen. 

• Gemäss neuen Erkenntnissen ist die betroffene Person kein Opfer oder keine Zeugin 

oder Zeuge von Menschenhandel. 

• Das Opfer verstösst in schwerwiegender Weise gegen die öffentliche Sicherheit und Ord-

nung. 

Bei einem Widerruf der Erholungs- und Bedenkzeit ist der Zustand des Opfers und dessen 

prekäre Lage in verhältnismässiger Weise zu berücksichtigen. Das Opfer wird darin schwan-

ken, die Drohungen der Täterschaft ernst zu nehmen und wieder für diese zu arbeiten oder 

aus der Ausbeutung mit Unterstützung der zuständigen Stellen definitiv auszusteigen. Ein-

malige oder gelegentliche Kontakte mit der Täterschaft sollen nicht gleich zum Widerruf der 

Duldung führen, sondern erst dann, wenn auf klar erkennbare Weise feststeht, dass sich das 

Opfer wieder auf die Täterschaft eingelassen hat. In gleicher Weise ist abzuwägen, ob das 

Opfer bereit ist, mit der Strafverfolgung zusammen zu arbeiten oder nicht. Nicht die erste 

vage Äusserung hierzu ist massgebend, sondern erst der bestätigte und definitive Wille. 

Nach Ablauf oder Widerruf der Erholungs- und Bedenkzeit stehen ausländerrechtlich fol-

gende Möglichkeiten zur Verfügung: 

• Erteilung einer Kurzaufenthaltsbewilligung (Ausweis L) für Opfer, Zeuginnen oder Zeugen 

von Menschenhandel, wenn die betroffene Person zur Zusammenarbeit mit den Strafver-

folgungsbehörden gewillt ist. 

• Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung für einen schwerwiegenden persönlichen Härtefall 

(Ausweis B), falls dem Opfer von Menschenhandel aus persönlichen Gründen eine Rück-

kehr ins Herkunftsland nicht zumutbar ist. 

• Verlängerung der Duldung und grosszügige Ansetzung von Ausreisefristen, wenn fest-

steht, dass das Opfer nicht mir den Strafverfolgungsbehörden zusammenarbeiten will, 

aber die ihr zustehende Opferhilfe beanspruchen will und eine Rückkehr gemäss Rück-

kehrhilfe vorbereitet werden kann. 

• Anordnung einer Wegweisung, wenn die betroffene Person kein Opfer von Menschen-

handel ist und keine Gründe für den Aufenthalt in der Schweiz bestehen. 

• Anordnung einer vorläufigen Aufnahme gemäss Art. 83 AIG, wenn der Vollzug der Weg-

weisung nicht möglich, nicht zulässig oder nicht zumutbar ist. 

 

3.4 Kurzaufenthaltsbewilligung zum Zweck der Zeugenaussage (Ausweis L) 

Opfer von Menschenhandel sind die wichtigsten Beweismittel im Strafverfahren gegen die 

Täterschaft. Es sind kaum Verurteilungen vorstellbar, ohne dass die Opfer über ihre Ge-

schichte von der ersten Tathandlung bis zur Ausbeutung ausgesagt hätten42. Die Mitwirkung 

des Opfers als Zeugin oder Zeuge kann in allen Stadien eines Verfahrens gegen die Täter-

schaft relevant sein. Um die Mitwirkung sicherzustellen, werden für die notwendige Dauer 

der Zusammenarbeit mit den Strafverfolgungsbehörden Kurzaufenthaltsbewilligungen erteilt. 

Ob die Opfer gewillt sind, gegen die Täterschaft vorzugehen und Aussagen zu tätigen, hängt 

stark von Opfern selbst und deren persönlicher Situation ab. Nach dem Erstgespräch, in dem 

die Opfer über die Bedeutung ihrer Aussage informiert werden, finden während der Erho-

lungs- und Bedenkzeit durch die spezialisierte Opferhilfeberatung weitere Gespräche über 

die Bedeutung der Mitwirkung im Strafverfahren statt. Die Opfer werden von den spezialisier-

ten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen objektiv über die Vorteile 

 
42 Es gilt der Grundsatz der freien Beweiswürdigung durch das Gericht. Durch die verdeckte Ermittlung 
erhobene Beweise werden die Aussagen der Opfer bestätigen und deren Glaubwürdigkeit verstärken. 
Allenfalls kann das Ausmass des Menschenhandels im jeweiligen Fall durch Beweise über weitere 
Opfer aufgezeigt werden, ohne dass deren Aussagen vorhanden sind. In der Praxis werden die Ge-
richte aber kaum ein Urteil gegen beschuldigte Personen fällen, ohne dass sich ein Opfer auf eine ge-
richtsverwertbare Weise klar über den Tathergang und deren Ausbeutung geäussert hat. 
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und die Nachteile informiert, damit sie sich frei entscheiden können. Aus Angst vor Repressi-

onen durch die Täterschaft gegenüber ihnen oder ihren Familien können die Opfer auf eine 

Aussage verzichten. In diesem Fall ist es möglich, dass sie informell mit den Strafverfol-

gungsbehörden zusammenarbeiten oder in Ausnahmefällen anonym bleiben können. Für 

viele Opfer ist die Möglichkeit, gegen die Täterschaft strafrechtlich und zivilrechtlich vorzuge-

hen, ein wichtiges Anliegen des Unrechtausgleichs. Solche Opfer müssen in den Bestrebun-

gen, ein Urteil gegen die Täterschaft zu erwirken, unterstützt und geschützt werden. Insofern 

hat die Kurzaufenthaltsbewilligung zum Zweck der Aussage gegen die Täterschaft auch die 

Funktion, die Opfer zu schützen. 

Für die Erteilung der Kurzaufenthaltsbewilligung ist die Migrationsbehörde zuständig. In der 

Praxis wird das Gesuch von spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Op-

ferhilfestellen oder von den Strafverfolgungsbehörden gestellt, auch das Opfer selbst darf ein 

Gesuch stellen. Die Erteilung der Kurzaufenthaltsbewilligung ist dem SEM zur Zustimmung 

zu unterbreiten (Art. 85 Abs. 2 VZAE und Art. 5 Bst. g ZV-EJPD43). Die Dauer der Kurz-

aufenthaltsbewilligung richtet sich nach den Bedürfnissen der Strafverfolgung, die Migrati-

onsbehörde hat diese zu berücksichtigen. Die Kurzaufenthaltsbewilligung kann verlängert 

werden, solange das Strafverfahren läuft und bis alle Rechtsmittel ausgeschöpft sind. Wenn 

das Strafverfahren wegen Menschenhandel mehr als zwei Jahre dauert und die Anwesenheit 

des Opfers oder der Zeuginnen und Zeugen in der Schweiz weiterhin notwendig ist, erteilen 

die kantonalen Migrationsbehörden nach zwei Jahren eine auf die voraussichtliche Dauer 

der polizeilichen Ermittlungen, respektive des Strafverfahrens, befristete Aufenthaltsbewilli-

gung B, welche auch dem SEM zur Zustimmung zu unterbreiten ist. Um diesbezüglich eine 

einheitliche Praxis zu gewährleisten, wird die entsprechende Verordnungsbestimmung (Art. 

36 Abs. 2 VZAE) angepasst. 

Die Frage, ob ein Opfer von Menschenhandel betroffen ist, wird von der zuständigen kanto-

nalen Stelle im Verfahren für die Identifizierung gemäss Kooperationsmechanismus ent-

schieden. Die auf Menschenhandel spezialisierte Strafverfolgungsbehörde äussert sich zur 

Frage der Notwendigkeit der Zeugenaussage und der notwendigen Dauer des Aufenthaltes 

für die Aussagen und berücksichtigt dabei alle Aspekte des Strafverfahrens gegen die Be-

schuldigten. Die Migrationsbehörden erteilen auch eine (Kurz-)Aufenthaltsbewilligung, wenn 

aus prozesstaktischen oder beweistechnischen Gründen auf ein Verfahren wegen Men-

schenhandel verzichtet und stattdessen gestützt auf denselben Sachverhalt ein Verfahren 

wegen Verstosses gegen einen anderen Straftatbestand (z.B. Förderung der Prostitution 

oder Wucher) geführt wird und die Aussagen des Opfers dafür notwendig sind. Ebenso ist 

eine Aufenthaltsbewilligung zu erteilen, wenn sich die Staatsanwaltschaft vorbehält, in einem 

späteren Zeitpunkt doch wegen Menschenhandel anzuklagen. Sind die Voraussetzungen er-

füllt, wird die Ausübung einer Erwerbstätigkeit grundsätzlich bewilligt. Um diesbezüglich eine 

einheitliche Praxis zu gewährleisten, werden die einschlägigen AIG-Weisungen des SEM an-

gepasst. 

Sind die Voraussetzungen (identifiziertes Opfer von Menschenhandel und Notwendigkeit der 

Aussagen im Verfahren) erfüllt, besteht für die Migrationsbehörden kein Ermessen bei der 

Erteilung der Bewilligung44. 

Das Opfer kann, um es vor der Täterschaft zu schützen oder es besser betreuen zu können, 

von den spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen in ei-

nem anderen Kanton untergebracht werden. Die Frage der kantonalen Zuständigkeit stellt 

sich auch, wenn das Opfer in mehreren Kantonen ausgebeutet wurde. In Art. 36 Abs. 2 

VZAE sind die Regeln über die Zuständigkeit für den Aufenthalt unter den Kantonen enthal-

ten. Grundsätzlich ist der Kanton, in dem die Tat begangen wurde, für die Bewilligung 

 
43 Verordnung des EJPD über die dem Zustimmungsverfahren unterliegenden ausländerrechtlichen 
Bewilligungen und Vorentscheide (ZV-EJPD; SR 142.201.1) 
44 Siehe Ziffer 3.2, letzter Absatz 
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zuständig. Wird in mehreren Kantonen ermittelt, ist derjenige zuständig, in welchen sich das 

Opfer zuletzt aufgehalten hat45. 

 

3.5 Aufenthalt aufgrund der persönlichen Situation (Ausweis B) 

Die humanitäre Aufenthaltsregelung nimmt auf die persönliche Situation des Opfers Rück-

sicht. Es kann Gründe geben, weshalb einem Opfer die Rückkehr in das Herkunftsland nicht 

zugemutet werden kann, beispielsweise weil eine Reintegration nicht möglich ist und die Ge-

fahr einer Reviktimisierung besteht oder die notwendige medizinische Versorgung nicht si-

chergestellt ist und eine Gefährdung der Gesundheit besteht. Die Erteilung einer Aufenthalts-

bewilligung aufgrund eines schwerwiegenden persönlichen Härtefalls erfolgt unabhängig von 

einer Mitwirkung des Opfers im Strafverfahren gegen die Täterschaft und stellt ausschliess-

lich auf die persönliche Situation des Opfers ab. Es wäre demnach unzulässig, die Erteilung 

einer Aufenthaltsbewilligung zu verweigern, nur weil das Opfer nicht mit den Strafverfol-

gungsbehörden zusammenarbeitet. 

Ein Gesuch um Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung aufgrund eines schwerwiegenden per-

sönlichen Härtefalls nach Art. 30 Abs. 1 Bst. b AIG in Verbindung mit und Art. 31 VZAE kann 

jederzeit gestellt werden. Das Gesuch ist bei der zuständigen Migrationsbehörde einzu-

reichen. Eingereicht werden kann das Gesuch entweder durch das Opfer selbst oder durch 

die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen. 

In der Regel stellt sich die Frage nach einer Härtefallbewilligung während der Betreuung der 

Opfer durch die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestel-

len. Deswegen wird das Verfahren für die Identifizierung der Opfer von Menschenhandel ge-

mäss dem kantonalen Kooperationsmechanismus die Anhaltspunkte für das Vorliegen eines 

Opfers von Menschenhandel liefern. Aus der gebotenen Zusammenarbeit der beteiligten 

Stellen werden sich Anhaltspunkte für den schwerwiegenden persönlichen Härtefall ergeben. 

Für Ausländerinnen und Ausländer, die nach eigenen Angaben Opfer von Menschenhandel 

sind, gilt eine Mitwirkungspflicht gemäss Art. 90 des AIG. Ihre Pflicht ist angesichts der Art 

der Indizien und Beweise, die zum Beweis ihres Opferstatus erforderlich sind, als erhöht an-

zusehen (vgl. BGE 142 I 152 E. 6.2.). 

Art. 14 Absatz 1 Bst. a des Europaratsübereinkommens sieht die Erteilung eines verlänger-

baren Aufenthaltstitels an Opfer von Menschenhandel vor, wenn die zuständige Behörde der 

Auffassung ist, dass deren Aufenthalt aufgrund ihrer persönlichen Situation erforderlich ist. 

Das Bundesgericht hat festgehalten, dass Art. 14 Abs. 1 Bst. a des Übereinkommens zur Be-

kämpfung des Menschenhandels Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung ver-

leiht46. Die Anerkennung des Status als Opfer von Menschenhandel allein ist jedoch nicht 

ausreichend. Zusätzlich sind im Gesuch die Gründe für den persönlichen Härtefall anzuge-

ben, anhand derer die Migrationsbehörde das Vorliegen der Voraussetzungen für die Ertei-

lung der Aufenthaltsbewilligung prüft.  

Bei der Prüfung eines Gesuchs um Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung aufgrund eines 

schwerwiegenden persönlichen Härtefalles berücksichtigt die zuständige Behörde gemäss 

Art. 31 Abs. 1 VZAE folgende Kriterien: 

• die Integration der Gesuchstellerin oder des Gesuchstellers anhand der Integrationskrite-

rien nach Art. 58a Absatz 1 AIG; 

• die Familienverhältnisse, insbesondere der Zeitpunkt der Einschulung und die Dauer des 

Schulbesuchs der Kinder; 

• die finanziellen Verhältnisse sowie der Wille zur Teilhabe am Wirtschaftsleben und zum 

Erwerb von Bildung; 

• die Dauer der Anwesenheit in der Schweiz; 

• der Gesundheitszustand; 

 
45 Sieh auch unten, Ziffer 3.8, unter Überschrift «Kantonale Zuständigkeit» 
46 Urteil des Bundesgerichts 2C_448/2023 vom 10. Juli 2024, E. 1.3 mit Hinweisen auf frühere Urteile 
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• die Möglichkeiten für eine Wiedereingliederung im Herkunftsstaat. 

Die letzten zwei Gründe sind im Kontext der Menschenhandelsopfer von besonderer Bedeu-

tung. 

Die genannten Kriterien sind nicht abschliessend. Die Migrationsbehörde verfügt über einen 

weiten Ermessensspielraum in der Beurteilung der persönlichen Situation47. 

Die VZAE hält fest, dass die genannten Voraussetzungen zu berücksichtigen sind, wobei sie 

nicht kumulativ erfüllt sein müssen. Es muss also eine Abwägung der Gründe und Bewer-

tung der tatsächlichen Situation stattfinden, die zum Ergebnis kommt, dass ein persönlicher 

Härtefall vorliegt. Bei Menschenhandelsopfern wird eher gegeben sein, dass eine Integration 

noch nicht vorliegt und die finanziellen Verhältnisse noch nicht geregelt sind. Dagegen kön-

nen der Wille zur Teilhabe am Wirtschaftsleben, der Gesundheitszustand oder die fehlenden 

Möglichkeiten der Wiedereingliederung im Herkunftsstaat überwiegen und deswegen zur An-

erkennung eines Härtefalls und zur Erteilung einer Bewilligung führen. Eine Abwägung der 

Gründe hat in diesem Sinn stattzufinden. 

Der Hintergrund der Regelung des schwerwiegenden persönlichen Härtefalls ist, Personen 

und Familien, die schon längere Zeit in der Schweiz leben und sich gut integriert haben, den 

einschneidenden Wechsel in ein Herkunftsland nicht ohne besonderen Grund zuzumuten. 

Der schwerwiegende persönliche Härtefall wird von den Migrationsbehörden vorwiegend in 

diesen Konstellationen gesehen. Im Kontext von Menschenhandel präsentieren sich die Ver-

hältnisse anders. Die Integration in der Schweiz wird noch nicht vollständig gelungen sein, 

aber es können im Herkunftsland Verhältnisse herrschen, die für ein Opfer eine Rückkehr 

unzumutbar werden lassen. Diesen Perspektivenwechsel gilt es zu berücksichtigen. Der 

Wortlaut der Bestimmung schliesst eine solche Auslegung nicht aus, sie ist vielmehr gebo-

ten. 

Für die Erteilung oder Verlängerung einer Aufenthaltsbewilligung in einem schwerwiegenden 

persönlichen Härtefall dokumentieren die eingereichten Berichte und Unterlagen folgende 

Inhalte: 

• Ausgangslage, Situation im Herkunftsland und Ausbeutungsgefahr 

• Familiensituation, Berichte von spezialisierten Fachstellen 

• Gefährdungssituation, Gefahr bei einer Rückkehr 

• Gesundheitszustand, Arztzeugnis 

• Stand der Integration und Integrationsbemühungen im Verhältnis zur individuellen Situa-

tion 

• allfällige Statusberichte und Rapporte der Polizei, die für die Beurteilung der Gefährdung 

des Opfers relevant sind 

• eine allfällige Strafanzeige und Verurteilung der Täterschaft, wenn eine solche vorliegt 

und für die Beurteilung des Gesuchs relevant ist 

• allfällige Situationsberichte weiterer Stellen über die besonderen Verhältnisse im Her-

kunftsland 

• gültiges Reisedokument 

• weitere sachdienliche Unterlagen 

Die Erteilung der Aufenthaltsbewilligung ist dem SEM zur Zustimmung zu unterbreiten (Art. 

85 Abs. 2 VZAE und Art. 5 Bst. d ZV-EJPD)48. Die Migrationsbehörden und das SEM sind 

darauf angewiesen, vollständige und möglichst ausführliche Dossiers zu erhalten, damit der 

Entscheid rasch und ohne weitere Instruktionsmassnahmen getroffen werden kann. 

 

 
47 Bundesgerichtsurteil 2C_483/2021 vom 14. Dezember 2021 
48 Verordnung des EJPD über die dem Zustimmungsverfahren unterliegenden ausländerrechtlichen 
Bewilligungen und Vorentscheide (ZV-EJPD; SR 142.201.1) 
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3.6 Aufenthalt für die Opferhilfe und die Vorbereitung der freiwilligen Rückkehr 

Es sind Situationen denkbar, in denen sich das Opfer während der Erholungs- und Bedenk-

zeit aus legitimen Gründen dazu entschieden hat, nicht mit den Strafverfolgungsbehörden 

zusammen zu arbeiten und es liegen auch keine Gründe für einen schwerwiegenden persön-

lichen Härtefall oder die vorläufige Aufnahme vor. Ist kein Aufenthalt gestützt auf die Perso-

nenfreizügigkeit möglich, wird eine Rückkehr in das Herkunftsland geboten sein. Keinesfalls 

sollte in solchen Fällen mit einer blossen Wegweisung und Ansetzung einer kurzen Frist für 

die Ausreise gearbeitet werden. Vielmehr geht es darum, dem Opfer die Opferhilfe zukom-

men zu lassen, auf die es gemäss Opferhilferecht Anspruch hat, und falls es sich für eine 

Rückkehr mit Rückkehrhilfe entscheidet, diese vorzubereiten. Diese Vorgänge können einige 

Zeit, Wochen oder gar Monate, beanspruchen. In der Praxis wird von der zuständigen Migra-

tionsbehörde im Kanton eine Verlängerung der Duldung und eine grosszügige Ansetzung 

von Ausreisefristen vorgenommen. Das Dokument über die Abgrenzung der Opferhilfe von 

der Sozialhilfe geht davon aus, dass die Erholungs- und Bedenkzeit bis zu sechs Monate 

dauert, solange wie die Leistungen gestützt auf das Opferhilfegesetz erbracht werden und 

Entscheide über das weitere Vorgehen getroffen werden49. Ein Austausch zwischen den spe-

zialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen, den Stellen für die 

Durchführung der Rückkehrhilfe und den Migrationsbehörden ist geboten, damit genügend 

Zeit vorhanden ist, die Opferhilfeleistungen zu erbringen und eine freiwillige Rückkehr auf 

gebotene Weise vorzubereiten. Allenfalls kann berücksichtigt werden, dass der Aufenthalt 

des Opfers nicht in jedem Fall sofort unrechtmässig ist. Denn gemäss Art. 10 des AIG kann 

sich der Ausländer oder die Ausländerin bei jeder rechtmässigen Einreise drei Monate lang 

ohne Bewilligung und ohne Erwerbstätigkeit in der Schweiz aufhalten. 

 

3.7 Vorläufige Aufnahme 

Sind die Voraussetzungen für einen bewilligten Aufenthalt nicht gegeben und kann der Voll-

zug einer Wegweisung aufgrund der besonderen Gefährdung durch die Täterschaft im Her-

kunftsland oder eines anderen Hinderungsgrundes nicht vollzogen werden, kann das SEM 

auf Antrag der zuständigen Behörde eine vorläufige Aufnahme verfügen50. Dies ist der Fall, 

wenn eine Wegweisung nicht möglich, nicht zulässig oder nicht zumutbar ist. Laut Art. 83 

Abs. 2 bis Abs. 4 AIG ist der Vollzug ist nicht möglich, wenn die Ausländerin oder der Aus-

länder weder in den Heimat- oder in den Herkunftsstaat noch in einen Drittstaat ausreisen 

oder dorthin gebracht werden kann. Der Vollzug ist nicht zulässig, wenn völkerrechtliche Ver-

pflichtungen der Schweiz einer Weiterreise der Ausländerin oder des Ausländers in den Hei-

mat-, Herkunfts- oder in einen Drittstaat entgegenstehen. Der Vollzug kann für Ausländerin-

nen oder Ausländer unzumutbar sein, wenn sie in Situationen wie Krieg, Bürgerkrieg, allge-

meiner Gewalt und medizinischer Notlage im Heimat- oder Herkunftsstaat konkret gefährdet 

sind. 

Im Kontext von Menschenhandelsopfern kann aktuell werden, dass das Herkunftsland die 

Rückkehr der Opfer verweigert oder nicht als ihre Staatsbürger anerkennt, Gewaltsituationen 

im Land herrschen oder die medizinische Versorgung im Herkunftsland in Anbetracht des 

Gesundheitszustandes der Opfer nicht ausreichend ist. Die mögliche Bedrohung der Opfer 

durch die Täterschaft kann ebenfalls ein Grund für eine vorläufig Aufnahme sein. Über die 

Situation im Herkunftsland können Einschätzungen der Strafverfolgungsbehörden, der 

Schweizer Vertretungen im Ausland oder von Organisationen für die Unterstützung der 

Rückkehr nützlich sein. 

 

 

 

 
49 Siehe unten Ziffer 4.8 und Fussnote 67 
50 Art. 83 AIG und Art. 36 Abs. 6 VZAE 
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3.8 Weitere Aspekte des Aufenthaltes 

Sicherheit 

Der besonderen Situation der Opfer sowie Zeuginnen und Zeugen von Menschenhandel ist 

Rechnung zu tragen. Der Schutz vor Bedrohungen durch die Täterschaft und die Anonymität 

der betroffenen Person ist zu gewährleisten und die dafür notwendigen Massnahmen sind zu 

treffen. So darf im Dokument für die Duldung während der Erholungs- und Bedenkzeit und 

im auszustellenden Ausländerausweis für den Aufenthalt zum Zweck der Zeugenaussage 

die Wohnadresse des Opfers, der Zeugin oder des Zeugen nicht ausdrücklich eingetragen 

sein. Besser ist es, eine Postfachadresse oder eine Schutzadresse zu verwenden und einzu-

tragen. Auch kann es notwendig sein, das Opfer in einem anderen Kanton in dafür vorgese-

henen Schutzwohnungen unterzubringen, um es vor der Täterschaft besser abzuschirmen51. 

Opfer aus Staaten der EU und EFTA 

Im Zusammenhang mit der Personenfreizügigkeit ist eine gesonderte Betrachtung notwen-

dig, weil mit der Arbeitsausübung ein Aufenthaltsrecht gestützt auf die Regeln der bilateralen 

Verträge besteht. Es sind bei der Prüfung des Aufenthaltes die Einreise und bisheriger Auf-

enthalt zum Zweck eines Stellenantritts oder aufgrund des Meldeverfahrens zu unterschei-

den. 

Einreise zum Zweck des Stellenantritts über 3 Monate pro Kalenderjahr 

Gestützt auf das Freizügigkeitsabkommen (FZA) zwischen der Schweiz und der EU und ih-

ren Mitgliedsstaaten, wird Staatsangehörigen von EU- und EFTA -Staaten, die zu einem 

Stellenantritt in die Schweiz reisen, je nach Dauer des vorgelegten Arbeitsvertrages eine 

Kurzaufenthaltsbewilligung L EU/EFTA (Arbeitsvertrag bis 364 Tage) oder eine Aufenthalts-

bewilligung B EU/EFTA (Vertragsdauer von mindestens einem Jahr oder unbefristet) ausge-

stellt.  

Art. 61a AIG regelt das Erlöschen des Aufenthaltsrechts von EU- und EFTA-Staatsangehöri-

gen bei unfreiwilliger Beendigung des Arbeitsverhältnisses. Das AIG enthält keine Definition 

oder Ausführungen in Bezug auf die freiwillige Beendigung des Arbeitsverhältnisses und 

keine Regelung in Bezug auf Fälle ausbeuterischer Arbeitsverhältnisse. Die Beendigung ei-

nes Ausbeutungsverhältnisses ist als unfreiwillige Beendigung des Arbeitsverhältnisses zu 

bewerten.    

Meldeverfahren 

Für die Einreise und Tätigkeit im Meldeverfahren für maximal 90 Tage oder 3 Monate im Ka-

lenderjahr gelten folgende Regeln: Selbständige Dienstleistungserbringende mit Nationalität 

EU/EFTA und entsandte Arbeitnehmende aus der EU/EFTA können für maximal 90 Tage 

pro Kalenderjahr grenzüberschreitende Dienstleistungen erbringen. Die Tätigkeit ist vorgän-

gig im Online-Meldeverfahren anzumelden. Diese Personen behalten in dieser Zeit ihren 

Wohnsitz im Ausland und verfügen deshalb nicht über eine Kurzaufenthalts- oder Aufent-

haltsbewilligung EU/EFTA in der Schweiz. Ebenfalls werden Stellenantritte von EU/EFTA-

Staatsangehörigen bei einem Schweizer Arbeitgebenden bis maximal 3 Monate pro Kalen-

derjahr über das Online-Meldeverfahren geregelt. Wie die Dienstleistungserbringenden er-

halten auch diese Personen keine Kurzaufenthalts- oder Aufenthaltsbewilligung EU/EFTA in 

der Schweiz.  

Das FZA kennt keine Härtefallregelung. Das AIG ist auch anwendbar auf Staatsangehörige 

der Mitgliedstaaten der EU und der EFTA, ihre Familienangehörigen sowie für in die Schweiz 

entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, soweit das Freizügigkeitsabkommen keine 

abweichenden Bestimmungen enthält oder das AIG günstigere Bestimmungen vorsieht (Art. 

2 Abs. 2 und 3 AIG). Aus diesem Grund gelten für diese Personengruppe grundsätzlich die 

gleichen rechtlichen Voraussetzungen wie für Drittstaatsangehörige, wenn das FZA keine 

abweichende Lösung vorsieht. Die zuständigen Behörden haben somit die Möglichkeit, in 

 
51 Siehe dazu auch weiter unten unter dem Titel «Kantonale Zuständigkeit» 
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Anlehnung an Artikel 20 der Verordnung über den freien Personenverkehr eine Bewilligung 

aus wichtigen Gründen zu erteilen, dies gestützt auf Art. 30 Abs. 1 Bst. b AIG und unter Be-

achtung der Praxis zu Art. 31 VZAE. Bei der Beurteilung eines allfälligen Härtefallgesuchs ist 

jedoch zu berücksichtigen, dass in Bezug auf die Mitgliedsstaaten der EU grundsätzlich da-

von ausgegangen werden kann, dass die völkerrechtlichen Verpflichtungen gegenüber von 

Opfern von Menschenhandel eingehalten werden. Somit ist für diese Personengruppe eine 

Rückkehr in den Herkunftsstaat unter Vorbehalt von besonderen Umständen grundsätzlich 

zumutbar. 

 

Bewilligung zwecks Ausübung einer Erwerbstätigkeit 

Die Ausübung einer Erwerbstätigkeit kann sich stabilisierend auf das Opfer auswirken und ist 

für den Integrationsprozess förderlich. Das Opfer ist darin zu unterstützen, einer Arbeit nach-

zugehen, sobald es in der Lage ist, eine Tätigkeit auszuüben. Die Voraussetzungen für eine 

Erwerbstätigkeit werden erst nach Beendigung der Erholungs- und Bedenkzeit gegeben 

sein. Allerdings ist zu beachten, dass das Opfer durch die Arbeit nicht wieder in die Nähe der 

Täterschaft gelangt und erneut angegangen wird oder erneut in ausbeuterische Arbeitsver-

hältnisse gelangt. 

Während des Aufenthaltes als Zeuge oder Zeugin52 

Dieser Aufenthalt für die Mitwirkung in einem Strafverfahren gegen die Täterschaft wird in 

Form einer Kurzaufenthaltsbewilligung (Ausweis L) gewährt. Die Arbeitsausübung ist ge-

stützt auf die Bestimmung von Art. 36 Abs. 4 VZAE möglich. Die Voraussetzungen sind, 

dass  

• ein Gesuch eines Arbeitgebers vorliegt; 

• die Lohn- und Arbeitsbedingungen eingehalten werden; 

• die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller über eine bedarfsgerechte Wohnung verfügt. 

Die Migrations- oder Arbeitsmarktbehörde prüft, ob diese Voraussetzungen erfüllt werden 

und kann die Erwerbstätigkeit bewilligen. Die Bewilligungsbehörde achtet besonders auf die 

Sicherheit der Opfer (siehe unten). Wird die Aufenthaltsbewilligung für mehr als zwei Jahre 

verlängert, enthält sie einen Vermerk, der zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit berechtigt. In 

diesem Fall müssen die oben genannten Voraussetzungen nicht mehr nachgewiesen wer-

den. 

In der Aufenthaltsregelung aufgrund der persönlichen Situation53  

Die Aufenthaltsbewilligung für einen schwerwiegenden persönlichen Härtefall im Sinne von 

Art. 30 Abs. 1 Bst. b AIG berechtigt die Person zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit. 

Zeichnet sich während der Erholungs- und Bedenkzeit ab, dass keine Bereitschaft besteht, 

mit den Strafverfolgungsbehörden zusammen zu arbeiten, das Opfer nicht in der Schweiz 

bleiben kann oder will und in das Herkunftsland zurückkehren wird, wird sich die Frage nach 

einer Erwerbstätigkeit kaum stellen. Die Ausübung einer Erwerbstätigkeit ist umso realisti-

scher und notweniger, je mehr sich ein längerer Aufenthalt in der Schweiz abzeichnet und 

sich Massnahmen zur gesellschaftlichen Integration des Opfers aufdrängen54. Die Sozialhilfe 

und eventuell schon die Opferhilfe unterstützen die Opfer in den Bestrebungen, einer Ar-

beitstätigkeit nachzugehen. 

Bei der Auswahl einer Arbeitsstelle ist besonders auf die Sicherheit des Opfers und dessen 

persönliche Entwicklung zu achten. Es muss vermieden werden, dass das Opfer wieder in 

die Nähe der kriminellen Netzwerke gerät, welche es ausgebeutet haben. Deswegen sind Ar-

beitsstellen vorzuziehen, 

• die räumlich vom Ort der Ausbeutung entfernt sind, 

 
52 Gemäss Art. 14 Abs. 1 Bst. b) Europaratsübereinkommen  
53 Gemäss Art. 14 Abs. 1 Bst. a) Europaratsübereinkommen 
54 Siehe dazu Kapitel 11 unten 
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• bei denen der Arbeitsgeber nicht aus dem Umfeld der Täterschaft stammt und keine Kon-

takte oder Verbindungen zu dieser pflegt, 

• die möglichst keine Tätigkeiten beinhalten, welche die Bedienung von Laufkundschaft 

oder einen Aufenthalt im öffentlichen Raum erfordern. 

Für sexuell ausgebeutete Opfer ist eine neue Tätigkeit im Prostitutionsgewerbe nicht zweck-

mässig und würde Integrationsbemühungen kaum unterstützen. 

Die Chancen, dass ein Opfer nach dem Ausstieg aus der Ausbeutung einer Erwerbstätigkeit 

nachgehen kann, ist realistisch zu beurteilen. Der primäre Arbeitsmarkt unterliegt marktwirt-

schaftlichen Regeln. Das bedeutet, dass sich Opfer von Menschenhandel auf dem Arbeits-

markt in einer Konkurrenzsituation mit anderen Arbeitssuchenden befinden. Es gibt eine Viel-

zahl von Mitbewerbenden in schwierigen Lebenssituationen55, die auch auf dem Arbeitsmarkt 

eine Beschäftigung suchen. Ein Arbeitgeber wird vor allem darauf achten, dass die Arbeit-

nehmenden einen wirtschaftlichen Mehrwert für das Gewerbe oder den Betrieb generieren. 

Die Arbeitgeber werden Bewerberinnen oder Bewerber vorziehen, die genau den Kriterien 

für das Stellenangebot entsprechen. Nebst allfälligen fachlichen Voraussetzungen für die je-

weilige Arbeit werden der gesicherte Aufenthalt in der Schweiz, die Sprachfähigkeit, Belas-

tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit eine wichtige Rolle spielen. Die Arbeitgeber können, wenn 

nötig, auf dem ganzen Arbeitsmarkt der Personenfreizügigkeit rekrutieren. Tatsache ist, dass 

trotz Fachkräftemangel viele Arbeitssuchende Mühe haben, eine Stelle zu finden. Aufgabe 

der Opfer- und Sozialhilfe ist es, Opfer von Menschenhandel mit Massnahmen der Integra-

tion für die Wiedereingliederung für den Arbeitsmarkt attraktiv zu machen. 

Kantonale Zuständigkeit für die Erteilung von Aufenthaltsbewilligungen während der 

Opferhilfe 

Oft wird das Opfer durch die Täterschaft in mehreren Kantonen ausgebeutet, in dem es an 

verschiedenen Orten der Strassenprostitution oder Indoor-Prostitution eingesetzt wird oder 

an andere Betriebe weitergereicht wird. Auch als Arbeitskraft kann das Opfer in mehreren 

Kantonen ausgebeutet werden, beispielsweise auf verschiedenen Baustellen oder in Restau-

rants der gleichen Kette. Art. 36 Abs. 2 VZAE beinhaltet für solche Situationen die Regeln für 

den zuständigen Kanton, der den Aufenthalt des Opfers regelt. Primär ist derjenige Kanton 

zuständig, in dem die Tat begangen wurde. Wird als Folge der Ausbeutung in verschiedenen 

Kantonen gleichzeitig ermittelt, so ist derjenige Kanton aufenthaltsrechtlich zuständig, in dem 

sich das Opfer zuletzt aufgehalten hat. Massgebend ist also der Ort, wo das Opfer erkannt 

und der Opferhilfe zugewiesen wurde. Ein Auseinanderfallen der kantonalen Zuständigkeiten 

für die Ermittlung des Falles und den Aufenthalt der Opfer sollte vermieden werden, ist aber 

nicht auszuschliessen, weil die strafrechtliche- und die migrationsrechtliche Zuständigkeits-

ordnung nicht dieselben sind. 

Um das Opfer besser zu schützen, beispielsweise aus Sicherheitsgründen, wegen fehlender 

Unterkunftsmöglichkeiten oder mangels spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie 

kantonalen Opferhilfestellen im Kanton, kann eine Unterbringung in einem anderen Kanton 

erforderlich sein. Ein Wechsel des Aufenthaltes in einen anderen Kanton ist in Absprache mit 

den zuständigen Behörden (Migrationsbehörde und zuständige Opferhilfe) möglich. Der bis-

herige Kanton sollte für die Regelung des vorübergehenden Aufenthalts zuständig bleiben, 

aber es ist auch möglich, dass der für den Wohnort zuständige Kanton die Aufenthaltsbewilli-

gung erteilt. Die Unterbringung des Opfers ausserhalb des Bewilligungskantons gilt unab-

hängig von der Aufenthaltsdauer in einem anderen Kanton nicht als Kantonswechsel gemäss 

Art. 68 Abs. 2 VZAE. 

 

Kantonale Zuständigkeit für die Erteilung von Aufenthaltsbewilligungen bei längerem 

Aufenthalt 

Die Zuständigkeitsregelung gemäss Art. 36 Abs. 2 VZAE gilt für die Regelung während der 

Dauer des Strafverfahrens gegen die Täterschaft. Danach oder wenn die Erholungs- und 

 
55 beispielsweise ausgesteuerte Personen, ältere Arbeitnehmende, welche die Stelle verloren haben, 
vorläufig Aufgenommene, Personen mit S-Status  
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Bedenkzeit abgelaufen ist, gilt für die Prüfung der Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung die 

Zuständigkeit des Wohnortes oder Wohnsitzes. Es ist möglich, dass der Aufenthalt in einem 

anderen Kanton andauert und inzwischen eine länger andauernde Härtefallregelung getrof-

fen wurde. Stehen als Folge eines solchen Aufenthaltes und der Absehbarkeit, dass die Här-

tefallregelung auf unbestimmte Zeit verlängert wird, der Integrationsaspekt und die Kriterien 

über den Lebensmittelpunkt im Vordergrund, so wird das Opfer am Wohnort des jeweiligen 

Kantons angemeldet sein und es wird dieser Kanton für die Aufenthaltsregelung und die dar-

aus entstehenden Folgen zuständig sein. 

Technisch wird die Härtefallregelung in Form eines aufenthaltsrechtlichen, verlängerungsbe-

dürftigen Ausweises B geregelt sein. Bei der Verlängerung werden die Bewilligungsvoraus-

setzungen jeweils neu geprüft. 

Es ist möglich, dass das Opfer als Folge der Ausbeutung nicht oder noch nicht vollständig 

integriert und auf Sozialhilfe angewiesen ist. Worauf sich der der Ausweis B, also Härtefallre-

gelung für Opfer von Menschenhandel stützt, ist aus der Bewilligung selbst nicht auf Anhieb 

ersichtlich. Deswegen ist es notwendig sicherzustellen, dass diese Information an die Migra-

tionsbehörden am neuen Aufenthalts- oder Wohnort des Opfers gelangt. Möglich ist auch, 

dass die Migrationsbehörde von der Opfer- oder Sozialhilfe darauf aufmerksam gemacht 

wird. Es muss vermieden werden, dass beim aufenthaltsberechtigten Opfer aufgrund Sozial-

hilfebezug die Prüfung der Nichtverlängerung oder des Widerrufs der Aufenthaltsbewilligung 

eingeleitet wird. 

 

Zusammenarbeit und COMPETO 

Entscheide über den Aufenthalt der Opfer von Menschenhandel dürfen nicht isoliert betrach-

tet werden, sondern eingebettet in den Prozess des Opferschutzes und der Opferhilfe. 

Zweck des Aufenthaltes ist die Gewährung der dem Opfer zustehenden Massnahmen nach 

Beendigung der Ausbeutung. Eine intensive Zusammenarbeit und ein Austausch mit ande-

ren Stellen der Menschenhandelsbekämpfung im Kanton ist also zwingend. Im Vordergrund 

steht die Zusammenarbeit zwischen den Stellen der Strafverfolgung, Opferhilfe und Migra-

tion. Die Migrationsbehörden sind rechtzeitig und aus eigenem Antrieb mit allen Informatio-

nen zu alimentieren, die für eine ausländerrechtliche Massnahme notwendig sind, sowohl im 

Gesuch für eine bestimmte Aufenthaltsbewilligung als auch für deren Verlängerung. Das be-

deutet auch, dass von den spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Op-

ferhilfestellen erwartet wird, die Migrationsbehörden rechtzeitig über das Vorgehen in der 

Opferbetreuung zu informieren, allfällige Verlängerungen oder beabsichtigte Änderungen im 

Aufenthaltsrecht anzukündigen und allenfalls abzusprechen. Von den Migrationsbehörden 

wird erwartet, auf die Bedürfnisse der spezialisierten Opferhilfe einzugehen und eine Erho-

lung und Integration des Opfers zu fördern und Handlungsspielräume auszunutzen. 

Ein wichtiges Instrument für eine gute Zusammenarbeit ist die Führung eines Case-Manage-

ments durch die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestel-

len und die Sozialhilfe für jedes Opfer. Das Case Management gewährleistet eine aktive Be-

wirtschaftung der Massnahmen zugunsten des Opfers und deren rechtzeitige Einleitung und 

den Kontakt mit den Behörden. 

Eine gute Zusammenarbeit wird vor allem durch die Praxis geschaffen und gepflegt. Die ge-

genseitige und vernetzte Wechselwirkung zwischen Strafverfolgungsbehörden, Migrations-

behörden, spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen und 

weiterer Akteure stellt eines der wichtigsten Elemente in der Bekämpfung von Menschenhan-

del dar und gewährt einen optimalen Schutz der Opfer. In den Kooperationsmechanismen 

werden die Grundlagen der Zusammenarbeit festgehalten. Die Abläufe der Zusammenarbeit 

in den verschiedenen Stadien, die Rollen der Akteure und die Ansprechstellen werden durch 

den Prozess COMPETO beschrieben. Dieser wurde vom SEM und der Vereinigung der 
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Kantonalen Migrationsämter (VKM)56 erarbeitet und dient als Hilfsmittel für die Umsetzung 

der Zusammenarbeit aller involvierten Stellen. Der Prozess COMPETO ist in den Weisungen 

und Erläuterungen des SEM zum AIG57 beschrieben. 

 

Ausreise 

Nach der Erkennung als Menschenhandelsopfer kann das weitere Vorgehen für die Betroffe-

nen verschiedene Formen annehmen. Die Wünsche und Erwartungen für die unmittelbare 

Zukunft sind vielfältig. Manche Opfer nehmen die Möglichkeiten der Opferhilfe in Anspruch, 

andere möchten so rasch wie möglich in die vertrauten Verhältnisse zurückkehren und rei-

sen gar unkontrolliert aus der Schweiz ab. Auf jeden Fall sind den erkannten Opfern alle Op-

tionen zu erläutern und deren Entscheid ist zu respektieren. Keineswegs soll dem mutmassli-

chen Opfer bei der Erkennung mit der Ausschaffung und Bestrafung wegen illegalen Aufent-

haltes gedroht werden oder es gar in Ausschaffungshaft genommen werden, wenn es nicht 

gewillt ist, mit den Strafverfolgungsbehörden zusammen zu arbeiten. 

Auch wenn die Opfer nicht zur Zusammenarbeit mit den Strafverfolgungsbehörden bereit 

sind, ihre Opfereigenschaft gar verneinen und damit zum Ausdruck bringen, keine Opferhilfe 

in Anspruch zu nehmen zu wollen, und der Aufenthalt gemäss Personenfreizügigkeit nicht in 

Frage kommt, sind sie an spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opfer-

hilfestellen gemäss kantonalem Kooperationsmechanismus zu verweisen. Sie organisiert die 

notwendigen Vorkehrungen für die Ausreise. Die spezialisierten Opferschutzorganisationen 

sowie kantonalen Opferhilfestellen werden klären, ob eine Rückkehrhilfe beantragt werden 

kann oder die baldige Abreise sofort organisieren. Dabei kann der betroffenen Person eine 

Frist zur freiwilligen Ausreise gesetzt werden. Denn verhältnismässiges Vorgehen für die 

Durchsetzung der Ausreise ist geboten. 

 
56 In Zusammenarbeit mit den Einwohnerdiensten, Migration und Fremdenpolizei der Stadt Bern 
(EMF) 
57 https://www.sem.admin.ch/dam/sem/de/data/rechtsgrundlagen/weisungen/auslaender/weisungen-
aug-d.pdf.download.pdf/weisungen-aug-d.pdf, Ziffer 5.7 

https://www.sem.admin.ch/dam/sem/de/data/rechtsgrundlagen/weisungen/auslaender/weisungen-aug-d.pdf.download.pdf/weisungen-aug-d.pdf
https://www.sem.admin.ch/dam/sem/de/data/rechtsgrundlagen/weisungen/auslaender/weisungen-aug-d.pdf.download.pdf/weisungen-aug-d.pdf
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4. Opferhilfe 
 

4.1 Ausgangslage 

Die Ausbeutung der Menschenhandelsopfer ist für diese mit vielen Entbehrungen, Erniedri-

gungen, Drohungen, Gefahren und schädigenden Einflüssen verbunden. Typischerweise 

werden solche Menschen zu Opfern, die verletzlich sind, bereits mit Problemen in ihrem Le-

ben zu kämpfen haben und einen tiefen Bildungsstand aufweisen. Die Erwartung der Men-

schenhändler ist, dass durch diese Eigenschaften die Opfer weniger in der Lage sind, sich 

gegen die Ausbeutung zu wehren und gefügig bleiben. Auch wenn der Grad und die Ausge-

staltung der Kontrolle über die Opfer je nach Ausbeutungsart sehr unterschiedlich sein kön-

nen, ist das Muster jeweils dasselbe: Durch physische oder psychische Gewalt, die gezielte 

Ausnutzung der Verletzlichkeit und weitere Vorkehrungen, wie beispielsweise die Opfer wäh-

rend der Ausbeutung sozial zu isolieren oder mit der Loverboy-Methode emotional an sich zu 

binden, sollen die Opfer in die Ausbeutung gedrängt und in dieser festgehalten werden. 

Konnte sich das Opfer dem Einfluss der Ausbeuter entziehen, sei es als Folge des Wirkens 

oder der Intervention von Polizei oder Kontrollorganen, oder der Hilfe und des Zuspruchs pri-

vater Personen, oder Hilfsorganisationen oder günstiger Umstände, so ist das betroffene Op-

fer oft mittellos und hilfsbedürftig und benötigt dringend die Unterstützung der Opferhilfe, da-

mit die elementaren humanitären Bedürfnisse erfüllt werden.  

Wichtige Punkte für Regelung in den kantonalen Kooperationsmechanismen: 

• Die Arten des Aufenthaltes für die Opfer von Menschenhandel und deren Zweck (Er-

holungs- und Bedenkzeit, zum Zweck der Zeugenaussage, aus schwerwiegenden 

persönlichen Härtefällen und während den Leistungen der Opferhilfe bis zur Rück-

kehr) sind zu nennen. Es ist darzulegen, wann und durch wen die Bewilligungen be-

antragt werden können. 

• Es ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass die Gewährung der Erholungs- und Be-

denkzeit, die Härtefallbewilligung und die Leistungen der Opferhilfe nicht davon ab-

hängig gemacht werden dürfen, ob das Opfer zur Zusammenarbeit mit den Strafver-

folgungsbehörden bereit ist. 

• Erläutern, dass ein Widerruf der Erholungs- und Bedenkzeit nur bei eindeutigem Wil-

len des Opfers auszusprechen ist, nicht schon bei vagen Kontakten zu den Ausbeu-

tern. 

• Es ist zu beschreiben, wie der Aufenthalt zum Zweck der Opferhilfe bis zur Ausreise 

geregelt wird. 

• Es ist zu beschreiben, wie die Abwägungen für die Prüfung der Erteilung einer Härte-

fallbewilligung stattfinden sollen: Bei Defiziten in den Integrationskriterien können an-

dere Gründe für eine Bewilligungserteilung sprechen. 

• Werden bei einer Härtefallbewilligung die Integrationskriterien nicht oder nicht voll-

ständig erfüllt, so ist sicherzustellen, dass die jeweils zuständige Migrationsbehörde 

über die Gründe dafür informiert ist und diese im Verfahren für der Verlängerung der 

Bewilligung rechtzeitig berücksichtigen kann. 

• Es ist das Vorgehen zu beschreiben, wenn ein Opfer ausserhalb des Kantons zum 

Zweck der Opferhilfe untergebracht werden muss. 

• Es ist das Vorgehen zu beschreiben, wenn ein längerer Aufenthalt in einem anderen 

Kanton sich abzeichnet und ein Wohnsitzwechsel stattfindet.  

• Es ist das Vorgehen zu beschreiben, wenn die Opfer keine Zusammenarbeit mit ir-

gendeiner Stelle wünschen und rasch ausreisen wollen. 

• Die Voraussetzungen und das Vorgehen für die Erteilung einer Arbeitserlaubnis sind 

zu beschreiben. 

• Auf den Prozess COMPETO und die Weisungen des SEM dazu ist hinzuweisen. 
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Die kantonalen Opferhilfestellen sind dafür zuständig, Opfer von Straftaten, darunter auch 

Opfer von Menschenhandel, zu erkennen und ihnen Soforthilfe oder längerfristige Unterstüt-

zung zu gewähren. In einigen Kantonen werden spezialisierte Opferschutzorganisationen be-

auftragt oder haben Kooperationsvereinbarungen mit den Kantonen58. Sie sind somit befugt, 

potenzielle Opfer von Menschenhandel zu identifizieren, ihre Unterbringung zu organisieren 

und die Begleitung auf verschiedenen Ebenen (medizinisch, sozial, administrativ, rechtlich, 

integrationsbezogen) in Zusammenarbeit mit anderen Diensten zu koordinieren, um die Op-

fer zu schützen und angemessen auf ihre Bedürfnisse einzugehen. Jüngsten Studien zu 

Schutzdiensten für Opfer von Menschenhandel in der Schweiz zufolge werden in Kantone 

ohne spezialisierte Opferschutzorganisationen nur eine sehr begrenzte Anzahl von Fällen 

von Menschenhandel aufgedeckt, und nur wenige Opfer profitieren von geeigneten Unter-

bringungslösungen oder erhalten Aufenthaltsbewilligungen59. Zusätzlich ist festzustellen, 

dass die Dauer und die Bedingungen der von den kantonalen Opferhilfestellen aufgrund ih-

res allgemeinen Auftrags und ihrer Organisation geleisteten Hilfe nicht ausreichen, um Op-

fern von Menschenhandel einen Schutz zu garantieren, der den Standards des Europarats-

übereinkommens entspricht, insbesondere in Bezug auf Unterkunft und Begleitung. Für die 

lateinische Schweiz wird empfohlen, dass in allen Kantonen nach einer Bedarfsanalyse und 

unter Anpassung an die kantonalen Gegebenheiten Organisationen eingerichtet werden, die 

auf die Begleitung von Opfern von Menschenhandel spezialisiert sind. In der Deutsch-

schweiz wird empfohlen, Kooperationsvereinbarungen mit bestehenden spezialisierten Op-

ferschutzorganisationen zu entwickeln, die menschenrechtsbasiert und opferzentriert arbei-

ten. 

Eine gut organisierte Opferhilfe, die mittels spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie 

kantonalen Opferhilfestellen speziell auf die Bedürfnisse der Opfer von Menschenhandel 

ausgerichtet ist, ist unerlässlich, um dem Opfer den zustehenden Unrechtsausgleich zu ge-

währen und eine Stabilität für die Aussagen in der Strafverfolgung gegen die Täterschaft zu 

schaffen. 

Das Ziel des Opferhilfe ist, die unmittelbaren Folgen einer Straftat in der Person des Opfers 

zu mindern und auszugleichen. Der Opferhilfe liegt der Gedanke zugrunde, dass es Aufgabe 

des Staates ist, die Bürgerinnen und Bürger vor Straftaten zu schützen und wo dies nicht 

möglich war, die Folgen der Straftat zu lindern. Ist das bisherige Leben des Opfers durch die 

Straftat beeinträchtigt, kann die Opferhilfe zu einer besseren gesellschaftlichen Teilhabe bei-

tragen. Bei Opfern von Menschenhandel kann die Rückführung in die Gesellschaft mittels 

Opferhilfe allenfalls nur der erste Schritt in einer Reihe von weiteren Massnahmen der In-

tegration sein. 

 

4.2 Wichtige rechtliche Grundlagen 

• Art. 12 des Übereinkommens zur Bekämpfung des Menschenhandels (SR 0.311.543) 

• Bundesgesetz über die Hilfe an Opfer von Straftaten (Opferhilfegesetz, OHG; SR 

312.5)60 

 
58 Die Schutzmassnahmen für Opfer von Menschenhandel sind in der Deutschschweiz und in der la-
teinischen Schweiz unterschiedlich organisiert. In der Deutschschweiz hat die FIZ mit mehreren Kan-
tonen Vereinbarungen getroffen, die je nach Kanton spezifische und differenzierte Leistungen für die 
Opfer vorsehen. In der Westschweiz haben mehrere Kantone (VD, VS, NE) eine spezialisierte Organi-
sation (ASTREE, AVIT, Permanence TEH NE) eingerichtet und beauftragt, die die Betreuung von Op-
fern von Menschenhandel koordiniert. Langfristig sollen diese spezialisierten Organisationen über eine 
interkantonale Vereinbarung, die die Mechanismen der Orientierung und Finanzierung regelt, mitei-
nander interagieren und zusammenarbeiten können. 
59 Angela Oriti (2022) : Etat des lieux des services de protection pour les victimes en Suisse latine et 
collaborations possibles; FIZ Fachstelle Frauenhandel und Frauenmigration (2024): Bestehende Op-
ferschutz Strukturen für Betroffene von Menschenhandel in der Deutschschweiz: Kantonsstudie 2024 
60 Die Schweizerische Opferhilfestellenkonferenz (SVK-OHG) gibt regelmässig Empfehlungen zur An-
wendung des Opferhilfegesetzes heraus: https://www.sodk.ch/de/fachkonferenzen/svk-ohg/opferhilfe-
empfehlungen; diese betreffen auch die Hilfe an Opfer von Menschenhandel. 

https://www.sodk.ch/de/fachkonferenzen/svk-ohg/opferhilfe-empfehlungen
https://www.sodk.ch/de/fachkonferenzen/svk-ohg/opferhilfe-empfehlungen
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Zu berücksichtigen ist die Entwicklung in der Bundesgerichtsrechtsprechung, wonach die 

Bestimmungen des Europaratsübereinkommens individualrechtliche Ansprüche enthalten. 

Wenn die angerufene Norm inhaltlich hinreichend bestimmt und klar ist, um im Einzelfall 

Grundlage eines Entscheides bilden zu können, können aus dieser Bestimmung Rechte für 

das Opfer abgeleitet werden61. Davon ist bei Art. 12 des Europaratsübereinkommens (Unter-

stützung der Opfer) auszugehen. 

 

4.3 Situation der Opfer von Menschenhandel 

Voraussetzung für die Hilfe an Betroffene von Menschenhandel gemäss Art. 1 Opferhilfege-

setz ist eine unmittelbare Beeinträchtigung der körperlichen, psychischen oder sexuellen In-

tegrität durch eine Straftat. 

Bei Opfern von Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung sowie zum Zweck 

der Organentnahme sind die Beeinträchtigung der sexuellen und körperlichen Integrität zwei-

felsfrei gegeben. Sind bei Opfern von Menschenhandel zum Zweck der Ausbeutung der Ar-

beitskraft als Folge der Verrichtung von gefährlichen oder schweren körperlichen Tätigkeiten 

gesundheitliche Schäden entstanden, wird die körperliche Integrität ebenfalls beeinträchtigt 

sein. Ansonsten wird bei der Ausbeutung der Arbeitskraft die psychische Beeinträchtigung im 

Vordergrund stehen, die je nach Intensität und Dauer der Ausbeutung sowie des Alters des 

Opfers mehr oder weniger ausgeprägt ist. Zwangslagen, sei es durch psychische oder physi-

sche Gewalt oder Ausnutzung der Verletzlichkeit, unter denen eine Arbeitsleistung erbracht 

werden muss, werden als ungerecht und erniedrigend empfunden. Sie können im persönli-

chen Umfeld stigmatisierend62 sein, was Formen psychischer Beeinträchtigungen zur Folge 

haben kann. Im Sinne einer menschenrechtskonformen und mit dem Europaratsübereinkom-

men übereinstimmenden Auslegung des Opferhilfegesetzes ist bei Menschenhandel zum 

Zweck der Ausbeutung der Arbeitskraft in aller Regel vom Vorliegen einer psychischen Be-

einträchtigung auszugehen. Artikel 182 des Strafgesetzbuches muss im Lichte von Artikel 4 

des Übereinkommens des Europarates zur Bekämpfung des Menschenhandels und der ein-

schlägigen Rechtsprechung ausgelegt werden. In der Praxis identifizieren spezialisierte Op-

ferschutzorganisationen potenzielle Opfer anhand der in dieser Definition aufgeführten Tat-

bestandsmerkmale. 

Menschenhandelsopfer werden meistens im Ausland angeworben und nach Westeuropa 

und in die Schweiz für die Ausbeutung gebracht. Nach dem Ausstieg aus der Ausbeutung ist 

die Situation der Opfer oft sehr anspruchsvoll. Spezialisierte Unterstützung ist notwendig. Die 

Opfer 

• sind mittellos und scheinbar verschuldet, wenn sie vermeintliche Schulden gegenüber 

der Täterschaft abzahlen sollen; sie fühlen sich finanziell verantwortlich für Angehörige 

im Ausland; 

• haben Angst vor Repressalien der Täterschaft; 

• sind durch Abhängigkeitsbeziehungen als Folge der Loverboy-Methode in ihren Entschei-

den beeinträchtigt; 

• sind als Folge der Erlebnisse während der Ausbeutung oft traumatisiert und können ver-

haltensauffällig sein; 

• sind in der Gesundheit beeinträchtigt, sei es durch zugefügte Verletzungen, um das Op-

fer gefügig zu machen, durch übertragene Krankheiten oder Suchtprobleme wegen er-

zwungenem Konsum von Suchtmitteln;  

• haben keine Unterkunft; 

• sind meist der lokalen Sprache nicht kundig und wenig gebildet; 

• sind allein und haben keine Bezugspersonen in der Schweiz; 

 
61 BGE 145 I 308 
62 Haben Opfer von Ausbeutung der Arbeitskraft über eine gewisse Zeit in der Schweiz gearbeitet, je-
doch nichts verdient, sind sie zuhause oft Vorwürfen ausgesetzt, sich betrogen haben zu lassen und 
nicht in der Lage zu sein, für die Angehörigen zu sorgen. 
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• wissen oft nicht, wo sie sich befinden und kennen die Lebensverhältnisse in der Schweiz 

nicht. 

Damit unterscheidet sich die Situation vieler Menschenhandelsopfer von anderen Opfern von 

Straftaten in der Schweiz. Denn die übrigen Opfer haben regelmässig Wohnsitz oder Aufent-

haltsbewilligung in der Schweiz, sind sozial und ökonomisch eingebettet, es ist kaum not-

wendig, zunächst die Grundbedürfnisse des Lebens sicherzustellen. Das ist bei Menschen-

handelsopfern nicht der Fall. Deswegen sind die Betreuung, Begleitung und Unterkunft, be-

sonders in der ersten Phase der Intervention, sehr anspruchsvoll und viel aufwändiger als 

bei anderen Opfern von Straftaten. Der Unterschied muss bei der Ausgestaltung der Opfer-

hilfe für Betroffene von Menschenhandel berücksichtigt werden. 

Die Bedürfnisse der Opfer und die Erwartungen an die Opferhilfe sind vielfältig und hängen 

auch von der Art der Ausbeutung ab. Opfer sexueller Ausbeutung werden oftmals andere 

Bedürfnisse haben als jene, die von Ausbeutung der Arbeitskraft betroffen sind. Generell 

werden die Opfer folgende Hilfeleistungen benötigen: 

• Vorübergehende, gesicherte und betreute Unterkunft, Verpflegung und Unterhalt 

• Betreuung und Begleitung in der Erholungs- und Bedenkzeit, die mit einer Beratung über 

die Situation einhergeht 

• Zugang zu Übersetzung und Dolmetschen 

• Unterstützung bei der Regelung des Aufenthaltes 

• Klärung von mittel- und längerfristigen Zukunftsperspektiven  

• Klärung von rechtlichen Fragen und anwaltschaftliche Begleitung, Begleitung der Opfer-

zeuginnen und Opferzeugen durch Vertrauenspersonen 

• Zugang zu medizinischer und psychotherapeutischer Behandlung 

• Finanzielle Unterstützung (gemäss OHG) 

• Schadenersatz und Genugtuung gegenüber der Täterschaft oder gestützt auf das Opfer-

hilferecht 

 

4.4 Organisation der Opferhilfe – Leistungserbringer und Finanzierung 

Die Opferhilfe wird in einem Bundesgesetz geregelt, zuständig für den Vollzug sind die Kan-

tone. Die Kantone sind frei, wie sie sich für die Gewährleistung der Opferhilfe organisieren. 

Die Voraussetzungen und Vorgaben für die Organisation der Opferhilfe sind je nach Kanton 

sehr unterschiedlich und hängen von der Grösse, der Organisation der Kantonsverwaltung, 

der wirtschaftlichen Beschaffenheit, geografischen Lage und der Kriminalitätslage ab. Es gibt 

eine Vielzahl von kantonalen Lösungen, teilweise in Zusammenarbeit zwischen den Kanto-

nen und oft mit Einbezug von Organisationen der Zivilgesellschaft, die Kooperationsverein-

barungen haben oder vom Kanton mit der Verwaltung von Schutzmassnahmen beauftragt 

sind. 

Die Gewährung der Opferhilfe ist eine kantonale Aufgabe. Das schliesst die Finanzierung der 

Opferhilfe mit ein. Alle Kantone haben die Verantwortlichkeit für die Opferhilfe einer Stelle 

der Zentralverwaltung zugewiesen, die sich regelmässig in der Direktion für Soziales oder Si-

cherheit befindet. Diese Stellen sind zuständig dafür, dass Anlaufstellen für die Opfer betrie-

ben werden und deren Finanzierung gesichert ist. Sie stellen gemäss Regeln für die kanto-

nale Verwaltung entsprechende Anträge an die vorgesetzten Stellen und die Regierung, um 

den Betrieb der Anlauf- und Beratungsstellen zu gewährleisten. Diese Stellen der Zentralver-

waltung nehmen regelmässig an den kantonalen Runden Tischen gegen Menschenhandel 

teil oder die Tische werden von diesen geleitet und sie haben den Vorsitz. 

Davon zu unterscheiden sind die Anlauf- und Beratungsstellen für die Opfer von Straftaten. 

Auch für diese Stellen gibt es eine Vielzahl von Lösungen. Sie können sich an alle Opfer von 

Straftaten richten oder im Sinne einer Spezialisierung für besondere Kategorien von Opfern 

beschränkt sein. Die Anlauf- und Beratungsstellen können von der kantonalen Verwaltung 

selbst betrieben werden oder es werden von den Kantonen Organisationen der Zivilgesell-

schaft damit beauftragt und finanziert. Gemäss Art. 9 Abs. 1 Opferhilfegesetz sorgen die 

Kantone dafür, dass selbständige öffentliche oder private Beratungsstellen zur Verfügung 
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stehen. Erhalten Stellen der Verwaltung oder Organisationen der Zivilgesellschaft im Sinne 

einer Delegation der kantonalen Aufgabe den Auftrag, eine Anlauf- und Beratungsstelle für 

die Opfer zu betreiben, wird von einer anerkannten Opferberatungsstelle gesprochen. Die 

Liste der anerkannten Opferberatungsstellen mit allfälliger Spezialisierung, wird von der Kon-

ferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und Direktoren (SODK) veröffentlicht63. Es gibt 

eine Vielzahl von anerkannten Opferberatungsstellen in der Schweiz. Viele Angebote richten 

sich an alle Opfer von Straftaten im Sinne des Opferhilfegesetzes. Es gibt aber auch Stellen, 

die sich auf bestimmte Opferkategorien, wie Betroffene von Menschenhandel, sexualisierte 

Gewalt oder minderjährige Opfer spezialisiert haben. 

Das Opferhilfegesetz räumt den Kantonen eine grosse Freiheit bei der Schaffung und Orga-

nisation von anerkannten Beratungsstellen ein. Gemäss Art. 9 Abs. 2 Opferhilfegesetz kön-

nen mehrere Kantone gemeinsame Beratungsstellen betreiben64. Die Möglichkeit eines Zu-

sammenschlusses und der Nutzung von Synergien ist also gegeben. 

Die Kantone müssen gemäss Art. 9 Abs. 1 zweiter Satz Opferhilfegesetz auf die Bedürfnisse 

der Opfer und verschiedener Opferkategorien achten und entsprechende Angebote sicher-

stellen. Das ist im Kontext der Menschenhandelsbekämpfung eine wichtige Vorgabe, denn 

die Situation von solchen Betroffenen ist oft besonders prekär. Das bedeutet, dass eine auf 

Menschenhandelsopfer ausgerichtete Opferberatung von den Kantonen eingerichtet und an-

geboten werden muss. In diesem Zusammenhang wird von spezialisierten Opferschutzorga-

nisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen für Betroffene von Menschenhandel gespro-

chen. Anzustreben ist eine Zusammenarbeit mit Organisationen der Zivilgesellschaft, die auf 

die Betreuung von Menschenhandelsopfer ausgerichtet sind oder eine Dienststelle im Rah-

men einer entsprechenden Politik des Kantons zu beauftragen. Bestehende spezialisierte 

Opferschutzorganisationen, die vom Kanton beauftragt oder mit ihm vertraglich verbunden 

sind, können ebenfalls sichere Unterkünfte verwalten und gezielte Begleitmassnahmen für 

Opfer von Menschenhandel anbieten. Dabei ist auch zu prüfen, wie die unterschiedlichen 

Bedürfnisse der Opfer von sexueller Ausbeutung und Ausbeutung der Arbeitskraft berück-

sichtigt werden können. Diese können sich erheblich unterscheiden, denn die Auswirkungen 

von sexueller Gewalt und von Formen der Zwangsarbeit haben verschiedene Einflüsse auf 

die Opfer und somit auf deren Bedürfnisse. Von Ausbeutung der Arbeitskraft betroffene Män-

ner sind nicht in dieselben Unterkünfte, die für weibliche Opfer sexueller Ausbeutung be-

stimmt sind, unterzubringen. 

Die anerkannten Opferberatungsstellen stehen allen Betroffenen zur Verfügung, die in der 

Schweiz oder unter gewissen Bedingungen im Ausland Opfer einer Straftat geworden sind 

(Art. 17 OHG). Einige Kantone haben beschlossen, Beratungs-, Unterbringungs- und Betreu-

ungsleistungen für Opfer auch für Personen zu finanzieren, die die Straftat im Ausland in ei-

nem Unterzeichnerstaat des Europaratsübereinkommen zur Bekämpfung des Menschenhan-

dels erlitten haben. Das Opferhilfegesetz gewährleistet in Art. 15 Abs. 3 die freie Wahl einer 

Beratungsstelle. Es können also Opfer aus einem anderen Kanton eine beliebige Stelle aus 

der Liste der anerkannten Opferberatungsstellen wählen und deren Hilfe in Anspruch neh-

men. Sie sind nicht an das Angebot des Kantons gebunden, in dem sie Opfer einer Straftat 

geworden sind, oder ihren Wohnsitz haben. Diese Wahlmöglichkeit ist nützlich, wenn ein 

Kanton noch keine eigene Lösung für Menschenhandelsopfer getroffen hat. Für solche Fälle 

hat der Gesetzgeber einen finanziellen Ausgleich zwischen den Kantonen vorgesehen. Ge-

mäss Art. 18 Abs. 1 Opferhilfegesetz erhält ein Kanton, der Beratungsleistungen, Soforthilfe 

und Kostenbeiträge für längerfristige Hilfe zu Gunsten von Personen mit Wohnsitz in einem 

anderen Kanton erbringt, von diesem eine Abgeltung. 

 
63 https://www.opferhilfe-schweiz.ch/de/wo-finde-ich-hilfe/  
64 Beispielsweise betreiben die beiden Kantone Basel-Landschaft und Basel-Stadt die «gemeinsame 
Opferhilfestelle beider Basel».  

https://www.opferhilfe-schweiz.ch/de/wo-finde-ich-hilfe/
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Die Empfehlung der Schweizerische Opferhilfekonferenz (SVK-OHG) vom 23. April 2023 legt 

die Kriterien für die Festlegung der Zuständigkeiten für finanzielle Leistungen zwischen den 

Kantonen fest. 

Opfer von Menschenhandel können auch von Institutionen betreut werden, die keine von den 

Kantonen anerkannte Opferberatungsstellen sind. Damit ist keine Opferberatungsstelle im 

Sinne von Art. 15 Abs. 3 OHG gewählt. Das kann bei gewissen spezialisierten Opferschutz-

organisationen der Zivilgesellschaft der Fall sein65. Um die Entschädigung dieser Organisa-

tion trotzdem sicherzustellen, richtet sich diese nach besonderen Vereinbarungen mit dem 

jeweiligen Kanton. 

Schadenersatz und Genugtuung gestützt auf das Opferhilfegesetz müssen auf jeden Fall in 

demjenigen Kanton, wo die Tat stattgefunden hat, beantragt werden (Art. 26 OHG). Die spe-

zialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen, die das Opfer tat-

sächlich betreuen, koordinieren die Antragstellung. 

Um die Opferhilfe für Betroffene von Menschenhandel im Kanton sicherzustellen, können be-

sondere Vereinbarungen mit spezialisierten Opferschutzorganisationen der Zivilgesellschaft 

abgeschlossen werden. Die Vereinbarungen können regeln, dass die Opferhilfe im Auftrag 

des Kantons einzelfallweise zugewiesen und abgerechnet wird, oder eine generelle Zuwei-

sung stattfindet. Dabei kann vereinbart werden, dass sich der Kanton auch an den Kosten für 

die Bereitstellung der Dienstleistungen beteiligt, also das Sockelangebot der spezialisierten 

Opferschutzorganisationen der Zivilgesellschaft mitfinanziert. Mit einer solchen Vorgehens-

weise ist es möglich, den sehr unterschiedlichen Verhältnissen in den Kantonen Rechnung 

zu tragen. Dabei ist unerheblich, ob die spezialisierte Opferschutzorganisation der Zivilge-

sellschaft eine anerkannte Opferberatungsstelle ist oder nicht. Wichtig ist dabei zu beachten, 

dass das Leistungsangebot der spezialisierten Opferschutzorganisation der Zivilgesellschaft 

die Standards dieses Opferschutzprogramms einhält und ein professioneller Umgang mit 

den Opfern von Menschenhandel sichergestellt ist. Es gibt eine Vielzahl solcher Vereinba-

rungen zwischen den Kantonen und verschiedener spezialisierten Opferschutzorganisatio-

nen der Zivilgesellschaft. Oft sind es Finanzierungsmodelle, die von den spezialisierten Op-

ferschutzorganisationen der Zivilgesellschaft erarbeitet werden und den Kantonen zur An-

nahme vorgeschlagen werden oder es wird von Rahmenvereinbarungen zwischen dem je-

weiligen Kanton und der Opferschutzorganisation gesprochen. Wichtiger Inhalt dieser Ver-

einbarungen ist das Vorgehen für die Kostengutsprache des Kantons, um die Betreuung des 

jeweiligen Opfers zu gewährleisten. Die von den Kantonen mit der Unterstützung von Opfern 

von Menschenhandel beauftragten Organisationen Garantien in Bezug auf die Transparenz 

der Finanzen, einen auf die Rechte und die freie Wahl der Opfer ausgerichteten Ansatz bie-

ten und nach Möglichkeit die vom Kanton festgelegten Ergebnisindikatoren erfüllen. 

Für die Finanzierung der Opferhilfe sind – wie erwähnt – gemäss der föderalen Aufgabentei-

lung die Kantone zuständig. Sie sorgen dafür, dass für alle Vorkehrungen und Opferhilfeleis-

tungen gemäss Opferhilferecht, also für den Betrieb der anerkannten Opferberatungsstellen 

oder der spezialisierten Opferschutzorganisationen der Zivilgesellschaft und den Aufwand für 

die Beratung der Opfer genügend finanzielle Mittel zur Verfügung stehen. Die Mittel werden 

regelmässig im Verfahren der Budgetierung in der Kantonsverwaltung beantragt und bewilligt 

und sie stehen schliesslich als Ausgabe für die Erfüllung öffentlicher Aufgaben im Zusam-

menhang mit der Bekämpfung und des Menschenhandels für die Verwendung zugunsten der 

Opferhilfe und der Finanzierung der Leistungen der spezialisierten Opferschutzorganisatio-

nen sowie kantonalen Opferhilfestellen zur Verfügung. 

Als selbständige private Organisationen steht es den spezialisierten Opferschutzorganisatio-

nen frei, weitere finanzielle Mittel durch Fundraising zu generieren. Viele spezialisierte Opfer-

schutzorganisationen der Zivilgesellschaft erhalten von anderen öffentlichen und privaten In-

stitutionen finanzielle Mittel, um beispielsweise die Kosten für die Bereitstellung der Leistun-

gen sicherzustellen, interne Weiterbildungen zu betreiben und durch Forschungen weitere 

 
65 siehe übernächster Absatz 
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Kenntnisse zu sammeln, gezielte Präventionsarbeit gegen Menschenhandel zu leisten und 

weitere Leistungen zugunsten der Opfer zu erbringen, die nicht direkt durch das Opferhilfe-

gesetz entgolten werden. Nichtsdestotrotz sollten die Leistungen der Beratung, Unterbrin-

gung und Begleitung von Opfern des Menschenhandels gemäss den Standards des Europa-

ratsübereinkommens zur Bekämpfung des Menschenhandels überwiegend vom Staat finan-

ziert werden. Dazu unterstützt der Bund (fedpol) private Organisationen und Projekte mit Fi-

nanzhilfen gestützt auf die Verordnung gegen Menschenhandel66. 

 

4.5 Opferzentrierte Beratung der Betroffenen 

Die Arbeit der spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen 

im Umfeld der Menschenhandelsbekämpfung ist vielschichtig und beginnt nicht erst mit der 

Zuweisung des Opfers an die Opferberatungsstelle, sondern bereits mit der Bereitstellung 

entsprechender Hilfsangebote. Der Umfang und Inhalt der Opferhilfe hängen stark von der 

individuellen Situation und der Eigenschaft des Opfers ab. Opfer sexueller Ausbeutung wer-

den andere Bedürfnisse haben als jene, die als Arbeitskraft ausgebeutet wurden. 

Ziel der Opferberatung 

Umfassendes Ziel der spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhil-

festellen ist, dass die Betroffenen von Menschenhandel Selbstvertrauen, Autonomie und 

Selbständigkeit erlangen sowie Beständigkeit für die Entwicklung von Zukunftsperspektiven 

gewinnen. 

Formen der Opferhilfe 

Gemäss Art. 2 Opferhilfegesetz umfasst die Opferhilfe: 

• Beratung und (finanzielle) Soforthilfe 

• längerfristige Hilfe der Beratungsstellen 

• Kostenbeiträge für längerfristige Hilfe Dritter 

• Entschädigung (siehe Ziffer 6.6) 

• Genugtuung (siehe Ziffer 6.6) 

• Befreiung von Verfahrenskosten 

Die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen haben für 

Opfer von Menschenhandel Vorgehensweisen entwickelt, welche die Bedürfnisse der Be-

troffenen abdecken. Sie enthalten ein Bündel von Leistungen, die jeweils eine Kombination 

der Formen der Opferhilfe gemäss Art. 2 des Opferhilfegesetzes darstellen. Die spezialisier-

ten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen, die im Auftrag des Kan-

tons für die Arbeit mit den Opfern zuständig sind, erstellen eine Abrechnung der Ausgaben 

zugunsten der Betroffenen und fordern nach vorgängiger Kostengutsprache die finanziellen 

Mittel bei den zuständigen kantonalen Stellen für die Opferhilfe an oder stellen diese Leistun-

gen auf der Grundlage von Finanzierungsvereinbarungen in Rechnung. 

Die Befreiung von den Verfahrenskosten bedeutet, dass die Leistungen im Rahmen der Op-

ferhilfe und damit zusammenhängender Verwaltungs- und Gerichtsverfahren kostenlos sind. 

Die Kosten für die unentgeltliche Rechtspflege müssen die Opfer und ihre Angehörigen nicht 

zurückerstatten (Art. 30 Opferhilfegesetz). 

Grundsätze der Opferberatung und -betreuung: 

• Menschenrechtsbasiertes und opferzentriertes Handeln 

Die Opferberatung basiert auf dem Grundsatz der Menschenrechte. Die Würde und die 

Rechte der Opfer sowie Toleranz und Respekt sind dabei zentral. Der opferzentrierte 

Grundsatz bedeutet, dass die Opferberatung sich an den Bedürfnissen und Interessen 

der Opfer orientiert. Die Opferberatung respektiert die Sichtweise der Opfer. Beispiels-

weise ist der Entscheid des Opfers zu respektieren, wenn es keine Zusammenarbeit mit 

den Strafverfolgungsbehörden wünscht.    

 
66 Verordnung über Massnahmen zur Verhütung von Straftaten im Zusammenhang mit Menschenhan-
del (Verordnung gegen Menschenhandel; SR 311.039.3) 
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• Ganzheitlichkeit 

Die Situation der Opfer wird ganzheitlich betrachtet. Herkunft, individuelle und strukturelle 

Hintergründe des betroffenen Opfers werden mit einbezogen. Die Geschädigten werden 

nicht nur auf ihre augenblickliche Situation als Opfer reduziert. Die individuelle Situation 

und die Bedürfnisse werden immer im Zusammenhang mit der familiären, migrationsspe-

zifischen und gesellschaftlichen Situation betrachtet. 

• Ressourcen und Empowerment, Stärkung der Resilienz 

Das Wiedererlangen und die Erweiterung von Handlungsfähigkeiten, die Stärkung der 

Fähigkeit, auf belastende Ereignisse zu reagieren und zu regenerieren, im Sinne der 

Selbstermächtigung der Betroffenen, stehen an erster Stelle in der Opferberatung. Jede 

Person hat individuelle Ressourcen, auch wenn sie schwer traumatisiert ist. Die Stärkung 

der Resilienz fördert die innere Widerstandskraft eines Menschen gegenüber traumati-

schen Erfahrungen. 

• Partizipation und Selbstbestimmung 

Betroffene von Menschenhandel wurden massiv fremdbestimmt. Wieder Kontrolle über 

das eigene Leben zu erlangen und selbstbestimmt handeln zu können sind daher zent-

rale Aspekte in der Beratung und Betreuung. Die Opfer sollen wieder entschlossen und 

handlungsfähig werden und in ihrem Entscheidungsprozess fachlich unterstützt werden. 

Informationen, die sie betreffen, dürfen nur mit ihrer Zustimmung weitergegeben werden. 

• Beziehungsorientierung 

Der Aufbau einer verlässlichen Beziehung mit Betroffenen ist unabdingbar. Dazu gehört 

die Schaffung einer Vertrauensbasis. Auf Grund mehrfach erlittener Gewalterfahrungen 

und Vertrauensbrüche kann sie bei vielen Opfern nur schwer erreicht werden. Auch müs-

sen unbewusste und unausgesprochene Befindlichkeiten wahrgenommen und in die Ge-

staltung der Beratung mit einbezogen werden. Für die praktische Arbeit sind Verbindlich-

keit, offene Kommunikation und Verstehen wichtig. 

Opferhilfe bei Betroffenen von Menschenhandel zum Zweck der Ausbeutung der Ar-

beitskraft 

Auch Opfer von Arbeitsausbeutung können Krisenintervention und Stabilisierungsmassnah-

men benötigen, wenn Druckmittel und gewaltsame Übergriffe stattgefunden haben, die psy-

chische oder physische Folgen auf die Opfer haben. Beispielsweise können Einschüchte-

rungs- und Drohungsversuche, Gewalt, Einschränkungen oder Unterbindungen der Bewe-

gungsfreiheit und der Kontaktmöglichkeiten mit der Aussenwelt, Einschränkungen von Nah-

rung oder Gefährdung der Gesundheit stattfinden. In solchen Fällen ist Opfern von Arbeits-

ausbeutung dieselbe Opferberatung- und Betreuung wie bei Menschenhandel mit sexueller 

Ausbeutung zu gewährleisten. 

Eine Besonderheit bilden Fälle, bei denen ausschliesslich die Verletzlichkeit der Opfer, bei-

spielsweise die ökonomische oder soziale Stellung im Herkunftsland, gezielt ausgenutzt 

wurde. In diesen Fällen müssen sie Anspruch auf dieselben Unterstützungsleistungen haben 

wie andere Opfer, da der Missbrauch von Vulnerabilität zu den Zwangsmitteln im Sinne von 

Art. 4 Europaratsübereinkommens zur Bekämpfung von Menschenhandel gehört. 

Für die Betreuung und Unterkunft der Opfer ist eine Zusammenarbeit mit anderen Organisa-

tionen und Institutionen, die Unterstützungsleistungen ausgerichtet auf Migration, Arbeit und 

soziale Hilfe anbieten, zu suchen. 

Gefährdungsbeurteilungen durch die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kanto-

nalen Opferhilfestellen sind in jedem Fall zu tätigen und allfällige Schutzmassnahmen je 

nach Ergebnis anzuwenden. Auch wenn während der Ausbeutung keine Gewalt angewendet 

wurde, schliesst dies nicht aus, dass die Täterschaft die Opfer nicht bedrohen kann, um Aus-

sagen und Beweise zu unterbinden. 

Institutionelle Zusammenarbeit67 
 

67 Siehe auch Ausführungen unter Ziffer 3.8 unter dem Titel COMPETO 
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Die Zusammenarbeit zwischen allen zuständigen kantonalen Stellen gegen Menschenhandel 

ist zentral für eine erfolgreiche Betreuung des Opfers. Besonders wichtig ist der Austausch 

zwischen der spezialisierten Opferberatung und den Migrationsbehörden, um die Aufent-

haltsbewilligungen im Sinne eines Case Managements zu koordinieren, richtig zu begründen 

und keine Lücken in der Aufenthaltsberechtigung aufkommen zu lassen. Die Zusammenar-

beit mit den Strafverfolgungsbehörden ist wichtig für die Beurteilung der Gefährdung und Si-

cherheit des Opfers. Sie liefert Argumente für die Aufenthaltsbewilligung und eine zielfüh-

rende Einvernahme des Opfers für die Strafverfolgung gegen die Täterschaft. 

Case Management 

Das Konzept des Case Managements ist eine empfehlenswerte Methode für die spezialisier-

ten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen, um Opfer von Menschen-

handel optimal zu unterstützen. Die Methode orientiert sich an den Besonderheiten des Ein-

zelfalls und berücksichtigt die Grundsätze der Opferberatung und Betreuung, beispielsweise 

den opferzentrierten Ansatz, Partizipation, Empowerment und die Integration. Sie erfordert 

eine mehrdimensionale Betrachtungsweise und eine Koordination, die organisations- und 

ortsübergreifend ist. Im Versorgungs- und Unterstützungsprozess sind verschiedene Fach-

leute aus dem Gesundheits-, Sozial- und Migrationswesen und der Rechtsberatung invol-

viert, der spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen und 

Anlaufstellen in den Herkunftsländern. Ebenfalls beteiligt sind Justiz- und Polizeibehörden. 

Das Case Management soll eine interdisziplinäre Zusammenarbeit sicherstellen. Zentrales 

Merkmal des Case Management ist die Steuerung, Koordination, Dokumentation und Rech-

nungsführung des Prozesses mit dem Opfer durch die jeweils fallführende Opferberatungs-

stelle. Mit dem Case Management ist auch die Verantwortung für die Betreuung des Opfers 

definiert. Das Case Management ist auf langfristige Begleitung der Opfer ausgelegt, beson-

ders für jene, die in der Schweiz bleiben. Findet ein Wechsel zur Sozialhilfe statt, so ist das 

Case Management für das Opfer durch die Sozialhilfe sicherzustellen. Mit dem Case Ma-

nagement sollen Opfer auch längerfristig in die Integration in der Schweiz begleitet und not-

wendige Massnahmen koordiniert werden. 

 

4.6 Stabilisierung und Gefährdungsabklärungen im Besonderen 

Ist das Opfer über eine längere Zeit durch Gewalt, Zwang, Drogen- oder Alkoholkonsum in 

der Ausbeutung gehalten oder wurde es durch die Loverboy-Methode gefügig gemacht, ist 

die Wahrscheinlichkeit gegeben, dass es psychisch und körperlich geschädigt ist oder Ge-

fährdungen bestehen. Das Opfer kann traumatisiert68 sein, es können mentale Krisen aus-

brechen, Abhängigkeitsverhältnisse zur Täterschaft bestehen oder Suchtprobleme in Er-

scheinung treten. Die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhil-

festellen kennen die Herausforderungen und nehmen bei den Beratungsleistungen darauf 

Rücksicht. 

Grundsätzlich ist es für die Vertrauensbildung und Stabilisierung sinnvoll, die Opfer in einem 

Bezugspersonensystem umfassend zu beraten und zu betreuen, Aspekte dazu können sein: 

• Psychotraumatologie  

Die Opferberatung erkennt die somatischen, psychischen, sozialen und sozialräumlichen 

Folgeerscheinungen von Traumatisierungen und nimmt bei der Arbeit mit dem Opfer darauf 

Rücksicht. Insbesondere wird darauf geachtet, Retraumatisierungen zu vermeiden. In der ex-

ternen Zusammenarbeit sensibilisieren die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie 

kantonalen Opferhilfestellen die weiteren Akteure und Akteurinnen auf die spezifischen Hin-

tergründe und Bedürfnisse der Opfer von Menschenhandel. In Absprache mit dem Opfer 

wird darauf hingearbeitet, dass es sich auf externe therapeutische Unterstützung mit 

Schwerpunkt auf Trauma einlassen kann. Je nach Vorgeschichte, Alter und soziokulturellem 

Hintergrund benötigen Betroffene unterschiedlich lange, bis sie dem Einbezug einer externen 

psychotherapeutischen Fachperson zustimmen. Umso wichtiger ist die traumasensible 

 
68 Sowohl einfache posttraumatische Belastungsstörungen (PTBS 1) als auch komplexe posttraumati-
sche Belastungsstörungen (PTBS 2) sind möglich. 
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Beratung und Betreuung, besonders in der Zeit der Aufnahme in die spezialisierten Opfer-

schutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen und der Intervention.   

• Vertrauensbildung in der Gesprächsführung 

Regelmässige Beratungs- und Betreuungsgespräche bilden die Bestandteile für den Aufbau 

einer Vertrauensbildung. Die Zuverlässigkeit der Beratung und Betreuung ist dabei eine Vo-

raussetzung in der Arbeit mit Betroffenen. Dies fördert das Erkennen und das Verstehen 

problematischer und destruktiver Beziehungsmuster und unterstützt das Erarbeiten einer 

konstruktiven Beziehungsaufnahme. 

Den bestehenden Überlebens- und Bewältigungsstrategien wird im Beratungssetting ein be-

sonderes Augenmerk geschenkt. Eine gemeinsame Auslegeordnung und das (Wieder-) Ent-

decken eigener Fähigkeiten im Alltag wie auch in anderen Lebensaspekten stärkt die Ent-

scheidungs- und Handlungskompetenzen des Opfers. 

• Bewältigung von persönlichen Krisen 

Bei Betroffenen von Menschenhandel kommt es immer wieder zu Krisen, die durch äussere 

oder innere Ereignisse, sogenannte Auslösereize (Trigger) verursacht werden. Diese können 

unterschiedliche Gründe haben. Die Beratung und Betreuung ist im Umgang mit Krisen und 

daraus entstehenden Konflikten geschult und nimmt Anzeichen frühzeitig wahr. Falls eine 

Krisenintervention nötig wird, arbeiten die Bezugspersonen in geeigneter Weise zusammen. 

Dabei ist es wichtig darauf hinzuwirken, dass die betroffenen Personen wieder die Kontrolle 

über sich selbst erlangen. Bei Bedarf werden externe Hilfsangebote, zum Beispiel psychiatri-

sche Kriseninterventionszentren, beigezogen. Wichtig ist in diesem Zusammenhang, dass 

die Krisen nach ihrer akuten Phase genügend Raum in den späteren Opferberatungen erhal-

ten, um auf die Hintergründe und auslösenden Faktoren einzugehen. Gemeinsam mit dem 

Opfer werden Handlungsstrategien aufgebaut, um zukünftigen Krisen weniger ausgeliefert 

zu sein und die Resilienz zu stärken. 

• Eingehen auf Abhängigkeitsbeziehungen 

Während der Aufnahme- und Interventionsphase wird mit dem Opfer eine vertiefte Abklärung 

der Beziehung mit der Täterschaft achtsam vorgenommen. Dazu ist die Bereitschaft des Op-

fers notwendig, sein Beziehungsmuster zu thematisieren und zu reflektieren. Wenn eine 

emotionale Bindung zwischen Opfer und Täterschaft besteht, sei es zum Familienmitglied 

oder zu einem Loverboy, ist es notwendig, die Beziehungsverhaltensmuster und Loyalitäts-

konflikte im Beratungssetting zu analysieren und zu thematisieren. Beispielsweise können 

Abhängigkeiten oder täterimitierende Persönlichkeitsanteile vorhanden sein. Destruktive 

Überlebensstrategien sind in diesem Kontext ebenfalls ein wichtiges Thema in der psychoso-

zialen Opferberatung. Die Abhängigkeitsbeziehung kann auch aus dem Missbrauch ihrer 

wirtschaftlichen Schwäche oder einem hierarchischen Unterordnungsverhältnis am Arbeits-

platz resultieren. Oft fühlen sie sich teilweise selbst für das verantwortlich, was ihnen wider-

fährt und nehmen die Situation nicht als Ausbeutung wahr. 

• Suchtprobleme 

Opfer von sexueller Ausbeutung können gezielt von der Täterschaft zur Einnahme von Dro-

gen oder übermässigem Alkoholkonsum gezwungen werden, was zu Suchtabhängigkeit füh-

ren kann. In diesen Fällen ist eine erhöhte Gefährdung möglich und das Gefährdungsma-

nagement muss mit der betroffenen Person, weiteren involvierten Personen und der zustän-

digen Polizei überprüft und intensiviert werden. Dabei sind folgende Gefährdungskonstellati-

onen möglich: 

- Das Opfer kann in belastenden Momenten den inneren Druck nicht mehr aushalten und 

sucht den Kontakt zu bekannten Dealern (welche möglicherweise auch die Täterschaft 

kennen). 
- Durch den Konsum von stimulationssteigernden Substanzen werden die Hemmschwelle 

und Impulskontrolle deutlich geschwächt. Die Gefahr eines risikoreichen Verhaltens oder 

einer Affekthandlung steigt massiv. 

- Suchtmittelgebrauch kann bei Personen, die auf Grund von Traumata und besonders 

schwierigen Lebensumständen unstabil sind, zusätzlich zu Depressionen und/oder 
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anderen psychischen Erkrankungen führen. Psychische Krisen wiederum, abhängig von 

ihrer Art und ihrem Ausmass, können zu risikoreicherem Verhalten führen. 

• Gefährdungsabklärungen 
Die Beurteilung der Gefährdung der Opfer, die durch die Täterschaft stattgefunden hat, bein-

haltet die Analyse der persönlichen Situation des Opfers und der damit verbundenen Bedro-

hungsszenarien mit besonderem Augenmerk auf Abhängigkeitsbeziehungen, die beispiels-

weise auf Loyalitätskonflikte oder das Stockholmsyndrom hinweisen können. Akute Krisen 

können die gewonnene Stabilität temporär beeinträchtigen. Risiken aus dem persönlichen 

nahen Umfeld des Opfers mit Einbezug von sozialen Medien sind zu untersuchen. Eine zeit-

nahe Risikobeurteilung mit dem Opfer ist anzustreben, wenn die Täterschaft Kenntnis von 

einem laufenden Strafverfahren hat und wenn Konfrontations-Gerichtsverhandlungen bevor-

stehen. Bei festgestellten Bedrohungen sind Sicherheitsmassnahmen einzuleiten und mit der 

kantonalen Polizei abzusprechen, wenn die Möglichkeiten der spezialisierten Opferhilfe und 

allfälliger Schutzhäuser nicht ausreichen69. 

 

4.7  Gewährung der Opferhilfe 

Wird ein Opfer durch Kontrollorgane oder von einer anderen Organisation erkannt, ist es 

zum Ausstieg aus der Ausbeutung bereit und wird es an die spezialisierten Opferschutzorga-

nisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen zugewiesen, so müssen zunächst die grundle-

genden Bedürfnisse erfüllt werden. Es findet zeitgleich oder unmittelbar danach eine Analyse 

der Situation und Entscheidfindung über das weitere Vorgehen statt. 

Die Leistungen der Opferhilfe im Sinne des Opferhilfegesetzes finden gleichzeitig in Form 

von Beratung, die bei Menschenhandelsopfern häufig auch Betreuung und Begleitung bein-

halten kann, sowie Geldleistungen als finanzielle Soforthilfe oder längerfristige Hilfe Dritter 

statt. Geldleistungen können je nach Bedarf direkt an das Opfer fliessen oder es werden die 

Dienstleistungen von Dritten bezahlt. Einige Kantone haben die erbrachten Leistungen in An-

hängen zu den Vereinbarungen mit den beauftragten spezialisierten Opferschutzorganisatio-

nen präzisiert. 

Beratung und Soforthilfe 

Beratung 

Für die Menschenhandelsopfer drängen sich nach dem Ausstieg aus der Ausbeutung viele 

Fragen über ihre Situation und die Zukunft auf. Die Beratung soll eine Klärung herbeiführen 

und das Opfer in seinen Entscheidungen unterstützen. Es geht darum,   

• ein Gesprächsangebot mit erster Standortbestimmung zu ermöglichen; 

• umfassend über die Rechte und Ansprüche des Opfers und seiner Angehörigen zu infor-

mieren sowie weitere geeignete Hilfsangebote zu vermitteln; 

• weitere Schritte zu planen und/oder weitere Massnahmen in Zusammenarbeit mit dem 

Opfer zu ergreifen; 

• die Unterstützung des Opfers bei der Wahrnehmung seiner Rechte oder Vermittlung ent-

sprechender Hilfe sicherzustellen. 

Themen für die Beratung und Klärung mit Menschenhandelsopfern sind: 

• Unterstützung bei der Stabilisierung 

• Organisation der medizinischen und psychotherapeutischen Versorgung 

• Regelung finanzieller Aspekte der Gesundheitsversorgung einschliesslich der Kranken-

kasse  

• Erste Beurteilung rechtlicher Aspekte der Situation des Opfers  

• Vermittlung von allfälligen weiteren Akteuren für die Beratung und Unterstützung der Op-

fer 

• Unterstützung für die Einholung der migrationsrechtlichen Erholungs- und Bedenkzeit 

 
69 Siehe auch unten Ziffer 9 
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• Klärung der Mitwirkung in einem Strafverfahren gegen die Täterschaft und in welcher 

Form 

• Klärung des weiteren Aufenthalts in der Schweiz, aus welchem Grund und für wie lange; 

Unterstützung bei der Einholung der entsprechenden Aufenthaltsbewilligungen 

• Rückkehr in das Herkunftsland, Abschätzung des Zeitpunktes und Einbezug der Rück-

kehrhilfe 

• Begleitung des Opfers an die Einvernahmen durch die Strafverfolgung und Gerichte 

• Beurteilung der Sicherheit des Opfers vor Bedrohungen durch die Täterschaft und Ab-

sprachen mit der Polizei 

• Klärung der geeigneten Unterkunft für die Zeit nach der Stabilisierung bei anhaltendem 

Verbleib in der Schweiz 

• Klärung der Einforderung von Schadenersatz und Genugtuung und auf welcher Grund-

lage 

• Einbezug der Angehörigen in den Prozess der Opferhilfe 

• Sicherstellung der sprachlichen Verständigung – Übersetzungen und Dolmetschungen 

• Beurteilung der Notwendigkeit allfälliger weiterer administrativer Vorkehrungen – ein-

schliesslich der Finanzen des Opfers 

Unterkunft, Verpflegung und Begleitung: 

Die meisten Opfer stammen aus dem Ausland und haben nach dem Ausstieg keine Unter-

kunft. Spezialisierte Opferschutzorganisationen sowie kantonale Opferhilfestellen betreiben 

eigene Unterkünfte in Form von Wohnheimen/Foyers oder Schutzwohnungen mit 24-Stun-

den oder ambulanten Betreuung oder es stehen vorbereitete Lösungen mit anderen Leis-

tungserbringern bereit. Vorsorgliche Lösungen sind empfohlen, die bei Bedarf genutzt wer-

den können, beispielsweise wenn polizeiliche Aktionen mit mehreren erkannten Opfern statt-

finden. In Frage kommen beispielsweise Frauenhäuser oder Unterkünfte der Sozialhilfe, ver-

traglich gebundene Hotels oder von anderen Diensten verwaltete Unterkünfte. Die Inan-

spruchnahme solcher Wohnungen kann in Form von finanzieller Soforthilfe oder Kooperati-

onsvereinbarungen organisiert werden. Wichtig ist, dass ein Schutz vor der Täterschaft ge-

währleistet wird, kein erneuter Kontakt mit der Täterschaft stattfindet und diese keinen Ein-

fluss auf das Opfer nehmen kann. Unmittelbar nach der Erkennung und Zuweisung an die 

spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen und in der Zeit 

der Stabilisierung dürfen die Opfer nicht sich selbst überlassen werden. Die Gefahr unüber-

legten Handelns oder von Gefährdung ist hoch. Betreuung, auch ambulante, muss gewähr-

leistet sein. Bei Bedarf ist eine Unterstützung für eine Tagesstruktur zu bieten oder eine Be-

gleitung ausserhalb der Wohnung muss ermöglicht werden, zumindest bis sich die Opfer in 

der neuen Umgebung zurechtfinden und die Grundlagen für ihre weitere Integration in der 

Schweiz erhalten haben. Je nach Situation wird ein betreutes oder begleitetes Wohnen not-

wendig sein und ein Wechsel von Schutzwohnungen der spezialisierten Opferbetreuung in 

andere Wohnungen stattfinden können. 

Geeignete Unterkünfte müssen für alle Betroffenen von Menschenhandel zur Verfügung ste-

hen. Weibliche und männliche Opfer sexueller Ausbeutung sollten getrennt untergebracht 

werden. Opfer von Ausbeutung der Arbeitskraft werden andere Bedürfnisse haben als jene 

sexueller Ausbeutung. Pragmatische Lösungen im Kanton werden anzustreben sein, um al-

len Opfern von Menschenhandel adäquate Unterkunftsmöglichkeiten anzubieten. Auch auf 

die Bedürfnisse von Trans-Personen ist bei Beratung und Unterkunft Rücksicht zu nehmen. 

In diesen Fällen sollte eine Zusammenarbeit mit Organisationen angestrebt werden, die sich 

für LGBTIQA+-Personen einsetzen. 

Überbrückungsgeld 

Opfer von Menschenhandel werden nach der Ausbeutung meist mittellos sein und keine 

Möglichkeiten haben, die notwendigen Beschaffungen für den Alltag zu tätigen. Überbrü-

ckungsgeld in Form von finanzieller Soforthilfe oder spezifischen Leistungen gemäss Opfer-

hilfegesetz wird beispielsweise für Hygieneartikel, Kleidung, Fahrkarten für den öffentlichen 

Verkehr, Verpflegung, Kommunikation und Ähnliches notwendig sein. 
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Weitere finanzielle Soforthilfe für Leistungen Dritter 

Soweit möglich, werden die Beratungs- und Hilfeleistungen durch die spezialisierten Opfer-

schutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen erbracht. Wenn notwendig, werden 

Dritte beizogen und es werden ihre Leistungen im Rahmen der finanziellen Soforthilfe als 

Beiträge an Dritte durch die Opferhilfe bezahlt. Es handelt sich um folgende Dienstleistun-

gen: 

• Unterkunft, soweit diese nicht von den spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie 

kantonalen Opferhilfestellen bereitgestellt wird, sei es als Schutzwohnung oder anderwei-

tige Unterkunft, die für Menschenhandelsopfer zur Verfügung steht; 

• anwaltliche Beratung, soweit die Rechtsfragen nicht von den juristisch ausgebildeten Per-

sonen der spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen 

behandelt werden können oder sich Mandate für die juristische Vertretung anbahnen; 

• psychotherapeutische Sitzungen; 

• medizinische Erstversorgung; 

• Übersetzungskosten. 

Längerfristige Hilfe der Beratungsstellen und Kostenbeiträge an Dritte 

Hat sich das Opfer stabilisiert, sind Entscheide über die unmittelbare Zukunft des Opfers, 

über Verbleib oder Rückkehr getroffen worden, sind die Unterkunft- und Wohnverhältnisse 

vorläufig geregelt, ist allenfalls die Vorbereitung der Rückkehr eingeleitet worden, so ist eine 

erste Etappe in der Opferberatung erreicht. Dies kann, je Zustand des Opfers, Wochen oder 

einige Monate dauern. Der Übergang zur längerfristigen Hilfe ist je nach Situation fliessend. 

Benötigt das Opfer für die Bewältigung der Folgen der Straftat weiterhin Hilfe, sei dies als 

Beratung durch die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfe-

stellen oder als Hilfe Dritter, so übernehmen die zuständigen Opferhilfestellen die Kosten für 

die notwendigen Leistungen Dritter70. Dabei wird von längerfristigen Hilfen Dritter gespro-

chen. Praktisch stehen Leistungen im Vordergrund, die eine unmittelbare Folge der Straftat 

sind: 

• anwaltliche Hilfe und Vertretung, 

• therapeutische und medizinische Hilfe, 

• Unterkunft und Haushalts- oder Betreuungshilfe, 

• Übersetzungskosten. 

 

4.8 Umfang und Dauer der Opferhilfe 

Die Opferhilfe ist darauf ausgelegt, die Folgen einer Straftat in der Person des Opfers zu mil-

dern und auszugleichen. In der Regel betrifft es Opfer, die in der Schweiz domiziliert sind, 

also sozial und wirtschaftlich eingebettet sind. Die Opferhilfe ist somit auf die unmittelbaren 

Folgen der Straftat beschränkt, also auf die Schädigung der physischen, psychischen und 

sexuellen Integrität des Opfers. Für allfällige Defizite in der materiellen Grundversorgung ist 

die Sozialhilfe zuständig. 

Bei Opfern von Menschenhandel ist die Ausgangslage etwas anders. Sie stammen in der 

Regel aus dem Ausland und sind nach Beendigung der Ausbeutung mittellos, ohne Unter-

kunft, sozial isoliert und nicht in der Lage, den Alltag zu bewältigen. Das ist eine typische 

Folge der Straftat Menschenhandel und erfordert eine gesonderte Betrachtung über die Leis-

tungen der Opferhilfe und der Sozialhilfe. Eine saubere Trennung zwischen den unmittelba-

ren Folgen der Straftat und der materiellen Grundversorgung ist besonders schwierig. 

Die SODK, SVK-OHG und die SKOS sind in ihrem Dokument auf die Abgrenzung zwischen 

Opferhilfe und Sozialhilfe für Opfer von Menschenhandel eingegangen71: «Die Abweichung 

 
70 Gemäss Art. 16 OHG kann für die längerfristige Hilfe Dritter das Einkommen der Opfer teilweise an-
gerechnet werden. Bei Menschenhandelsopfern wird dies kaum relevant sein, weil diese in der Regel 
nie über ein Einkommen verfügen.   
71 Opferhilfe und Sozialhilfe; Eine Gegenüberstellung der Leistungen mit Anwendungshinweisen 
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vom Grundsatz, wonach die Opferhilfe im Allgemeinen nicht für Lebensunterhaltskosten auf-

kommt, rechtfertigt sich, weil Opfer von Menschenhandel in der Regel weder über eine Un-

terkunft verfügen noch überhaupt einen Unterstützungswohnsitz in der Schweiz begründen, 

an den für die sozialhilferechtliche Zuständigkeit angeknüpft werden könnte. Durch eine klare 

zeitliche Abgrenzung zwischen Opferhilfe und Sozialhilfe müssen zudem nicht parallel zwei 

Verfahren geführt werden. So besteht keine Gefahr von Kompetenzkonflikten.» 

Im Dokument der SODK, SVK-OHG und der SKOS, wird davon ausgegangen, dass die Er-

holungs- und Bedenkzeit für Opfer von Menschenhandel bis zu 6 Monate dauern kann und 

innerhalb dieser Zeitspanne die wesentlichen Entscheide über die Zukunft des Opfers getrof-

fen werden. Wesentliches Merkmal der Sozialhilfe ist die Integration der betroffenen Person 

in die Gesellschaft. Im Vordergrund stehen die sprachliche und die wirtschaftliche Integra-

tion. Dies setzt voraus, dass das Opfer nicht in das Herkunftsland zurückkehren kann, für un-

bestimmte Zeit in der Schweiz bleiben wird und eine Bewilligung für einen schwerwiegenden 

Persönlichen Härtefall ausgestellt wird72. Für solche Fälle wird empfohlen, dass die Opfer-

hilfe für sämtliche Kosten während den ersten sechs Monaten aufkommt und anschliessend 

ein Wechsel in die Sozialhilfe stattfindet, wobei die Opferhilfe für die Anteile, die eine Folge 

der Straftat sind, weiterhin zuständig bleibt. Das bedeutet, dass die Sozialhilfe die Kosten für 

die materielle Grundsicherung (Grundbedarf, Wohnkosten, medizinische Grundversorgung) 

sowie situationsbedingte Leistungen (beispielsweise die Kosten für die soziale Betreuung 

und Integration) übernimmt. Bei der Opferhilfe verbleiben die Kosten für die weitere ambu-

lante, opferhilfespezifische Beratung und Betreuung im Rahmen der Kostenbeiträge für län-

gerfristige Hilfe Dritter. 

 

4.9 Asylverfahren – Zuweisung in einen Kanton 

Obwohl für das Thema Menschenhandel und Asyl das SEM zuständig ist und dieses in einer 

separaten Arbeitsgruppe73 bearbeitet wurde, ist es dennoch wichtig, die dass das Asylverfah-

ren in diesem Konzept berücksichtigt wird, um eine Verbindung zu diesem Bereich herzustel-

len. Denn der Schutz der Opfer von Menschenhandel im Asylverfahren ist nicht nur eine Ver-

antwortung des SEM, sondern auch der Kantone nach der Entlassung aus dem Bundesasyl-

zentrum oder der Zuweisung.  

Die Mehrheit der Opfer von Menschenhandel, die in den vergangenen Jahren im Rahmen 

des Asylverfahrens erkannt wurden, wurde im Herkunftsland oder auf dem Migrationsweg in 

die Schweiz ausgebeutet. Entsprechend liegt der Tatort generell im Ausland. In diesen Kons-

tellationen greift die Opferhilfe nicht (siehe vorheriges Kapitel zur Opferhilfe). Nichtsdestot-

rotz bietet das SEM in den Bundesasylzentren gewisse Leistungen des Opferschutzes an74. 

Nach Entlassung eines Opfers aus dem Bundesasylzentrum oder deren Zuweisung sind die 

Kantone zuständig. In einigen werden die Leistungen über die Asylsozialhilfe übernommen, 

in anderen ist die Finanzierung unklar. 

Das SEM hat einen spezifischen Prozess für die frühzeitige Erkennung von Anhaltspunkten 

für Menschenhandel im Asylverfahren und die Behandlung der Asylgesuche von potenziellen 

Opfern erarbeitet. So ergreift das SEM spezifische Instruktionsmassnahmen und ordnet eine 

besondere Anhörung oder ein schriftliches rechtliches Gehör an, wenn im Asylverfahren An-

haltspunkte für Menschenhandel festgestellt werden. Falls sich ein Anfangsverdacht durch 

die Ergebnisse der Instruktionsmassnahmen erhärtet, bestehen für das SEM «konkrete An-

haltspunkte» oder «hinreichende Gründe für die Annahme», dass es sich bei der betroffenen 

Person um ein Opfer von MH handelt. Sie gilt für das weitere Asylverfahren des SEM als 

 
für einzelne Schnittstellenbereiche; Grundlagenpapier der Schweizerischen Verbindungsstellen‐Konfe-

renz Opferhilfe (SVK‐OHG) und der Schweizerischen Konferenz für Sozialhilfe (SKOS); SODK und 
SKOS, Bern, 18. September 2018, Seite 32 
72 siehe dazu Erläuterungen in Kapitel 11.3 
73 https://www.sem.admin.ch/dam/sem/de/data/publiservice/berichte/ber-menschenhandel-
202105.pdf.download.pdf/ber-menschenhandel-202105-d.pdf 
74 siehe BVGer F-4419/2021 

https://www.sem.admin.ch/dam/sem/de/data/publiservice/berichte/ber-menschenhandel-202105.pdf.download.pdf/ber-menschenhandel-202105-d.pdf
https://www.sem.admin.ch/dam/sem/de/data/publiservice/berichte/ber-menschenhandel-202105.pdf.download.pdf/ber-menschenhandel-202105-d.pdf
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Opfer, wird über ihre Rechte informiert und hat ein Anspruch auf eine 30-tägige Erholungs- 

und Bedenkzeit75. Die Betroffenen erhalten vom SEM auch Informationen und Kontaktanga-

ben über die für sie nächstgelegene spezialisierte Opferschutzorganisation. Opfer von Men-

schenhandel werden während des Asylverfahrens grundsätzlich wie andere Asylsuchende in 

den Bundesasylzentren (BAZ) untergebracht und vom SEM betreut. 

Falls das potenzielle Opfer das BAZ verlässt, um in einem Kanton untergebracht zu werden, 

beispielsweise wegen Zuweisung ins erweiterte Verfahren, wird der Kanton für die Unterbrin-

gung und Betreuung zuständig. In diesem Fall informiert das SEM das Migrationsamt des zu-

ständigen Kantons mittels eines Formulars darüber. Ebenfalls ist der Kanton für die Unter-

bringung und Betreuung zuständig, wenn das potenzielle Opfer sich bereits in einem Kanton 

aufhält und wenn ein Verdacht auf Menschenhandel sich ergibt, beispielsweise wenn die be-

troffene Person ein Wiedererwägungsgesuch stellt. 

 

 

 

5. Rechtsberatung und Vertretung der Opfer 
 

5.1 Ausgangslage 

Betroffene von Menschenhandel erleiden während der Ausbeutung viel Unrecht. Beispiels-

weise können sie zu Tätigkeiten gezwungen werden, die sie nicht verrichten wollen oder sie 

werden ihrer persönlichen Freiheit beraubt, weil sie rund um die Uhr während der ganzen 

Woche für die ausbeuterische Tätigkeit zur Verfügung stehen müssen. Es kann ihnen dabei 

 
75 Für weitere Informationen zum Prozess Menschenhandel und Asylpraxis des SEM, siehe Handbuch 
Asyl und Rückkehr - Artikel D2.2 Menschenhandel, https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/asyl/asyl-
verfahren/nationale-verfahren/handbuch-asyl-rueckkehr.html.  

Wichtige Punkte für Regelung in den kantonalen Kooperationsmechanismen: 

• Bezeichnung einer für den Kanton zuständigen Stelle oder Organisation für die spezi-

alisierte Hilfe für Opfer von Menschenhandel. Die Stelle oder Organisation kennt die 

Bedürfnisse der Menschenhandelsopfer und erbringt die Leistungen gemäss den 

Standards, die in diesem Opferschutzprogramm beschrieben sind. 

• Ein Case Management für die Opfer mit Einbezug der Schnittstellen zwischen spezia-

lisierter Opferberatung und den Behörden zum Zweck der längerfristigen Betreuung 

und Integration der Opfer ist sicherzustellen. 

• Es ist ausdrücklich zu erwähnen, dass die Leistungen der Opferhilfe nicht von einer 

Zusammenarbeit des Opfers mit den Strafverfolgungsbehörden abhängen. 

• Die Mitwirkung in der spezialisierten Opferberatung an der Beurteilung der Menschen-

handelssituation und der Identifizierung der Menschenhandelsopfer ist zu beschrei-

ben. 

• Eine genügende Anzahl von sicheren Unterkünften für Opfer von Menschenhandel 

mindestens während der Dauer der Betreuung im Sinne des OHG ist zu gewährleis-

ten. Die Opfer sind - soweit notwendig - betreut und nicht sich allein überlassen. 

• Es werden sichere Unterkünfte für weibliche und für männliche Opfer bereitgestellt. 

Den Bedürfnissen sexueller Ausbeutung und Ausbeutung der Arbeitskraft wird Rech-

nung getragen. 

• Die Finanzierung der Leistungen der spezialisierten Opferberatung ist sichergestellt.  

• Die Abgrenzung der Leistungen der Opferhilfe und der Sozialhilfe sind beschrieben. 

Die finanzielle Übernahme zwischen den Leistungen nach dem Opferhilfegesetz und 

der Gewährung von Sozialhilfeleistungen wird ebenfalls präzisiert. 

• Der Prozess für die Betreuung und Unterstützung der im Asylverfahren identifizierten 

potenziellen Opfer nach der Überstellung in einen Kanton ist darzulegen. 

 

https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/asyl/asylverfahren/nationale-verfahren/handbuch-asyl-rueckkehr.html
https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/asyl/asylverfahren/nationale-verfahren/handbuch-asyl-rueckkehr.html
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Schaden zugefügt werden und es kann ihnen der Lohn vorenthalten werden. Die gesundheit-

lichen Schäden aus der Ausbeutung können sich auf die Lebensführung auswirken. Weitere 

rechtliche Fragen stellen sich nach der Beendigung der Ausbeutung. Beispielweise muss 

sich das Opfer entscheiden, welchen Schadenersatz und wieviel Genugtuung eingefordert 

werden soll und auf welche Weise. Es gilt auch zu beurteilen, welche Konsequenzen eine 

Mitwirkung im Strafverfahren gegen die Täterschaft hat. Damit können aufenthaltsrechtliche 

Fragen einhergehen, die beurteilt werden müssen. 

Menschenhandelsopfer benötigen nach Beendigung der Ausbeutung eine Beratung durch 

rechtskundige Fachleute, sowohl um die eigene Situation richtig beurteilen zu können als 

auch um richtige Eingaben bei den zuständigen Stellen der Verwaltung und Justiz einreichen 

zu können. Die rechtlichen Fragen sind oft komplex und erfordern den Beizug von erfahre-

nen Fachleuten. 

Dabei darf nicht übersehen werden, dass die Erwartungen und Wünsche von erkannten 

Menschenhandelsopfern sehr unterschiedlich sind. Es gibt Opfer, die nach dem Ausstieg aus 

der Ausbeutung nur noch nach Hause in die vertrauten Verhältnisse und zu den eigenen Kin-

dern zurückkehren wollen und gar keine Hilfe in Anspruch nehmen wollen. Für andere Opfer 

ist eine Verurteilung der Täterschaft ein wichtiger Vorgang für die Aufarbeitung der eigenen 

Geschichte und Genugtuung für das Erlittene. Dazwischen gibt es viele andere Wünsche. 

Wichtig ist, dass für das Opfer eine abgestufte und situationsgerechte rechtliche Unterstüt-

zung bereitsteht, die auf die Bedürfnisse der Opfer eingeht und Ausdruck einer opferzentrier-

ten Hilfe ist. 

5.2 Wichtige rechtliche Grundlagen 

• Art. 15 des Übereinkommens zur Bekämpfung des Menschenhandels (SR 0.311.543) 

• Art. 2 und Art. 14 Bundesgesetz über die Hilfe an Opfer von Straftaten (Opferhilfegesetz, 

OHG; SR 312.5) 

• Art 127 und Art. 136ff Schweizerische Strafprozessordnung (Strafprozessordnung, StPO; 

SR 312.0) 

• Art. 117ff Schweizerische Zivilprozessordnung (Zivilprozessordnung, ZPO; SR 272) 

• Art. 65 Bundesgesetz über das Verwaltungsverfahren (Verwaltungsverfahrensgesetz, 

VwVG; SR 172.021) 

• Kantonale Gesetzte über das Verwaltungsverfahren 

 

5.3 Erste Beurteilung durch die spezialisierte Opferhilfe  

Wird ein Opfer von Menschenhandel erkannt und gelingt es, die Ausbeutung zu beenden, so 

soll es so rasch als möglich an die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantona-

len Opferhilfestellen weitergeleitet werden. Sind an der Erkennung Polizeikräfte beteiligt, so 

findet so bald als möglich ein sog. Erstgespräch statt, in dem das Opfer über die Situation 

und spezialisierte Hilfsangebote gemäss Opferhilfegesetz informiert wird76. Bereits bei die-

sem Erstgespräch wird auf die Möglichkeit der rechtlichen Beratung als Leistung der Opfer-

hilfe hingewiesen. 

In einem nächsten Schritt kümmern sich die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie 

kantonalen Opferhilfestellen um das Opfer und es finden – je nach Zustand des Opfers – 

Stabilisierungsmassnahmen und Beratungsgespräche statt. Die spezialisierten Opferschutz-

organisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen nehmen im Auftrag der kantonalen Opfer-

hilfe die Aufgaben der Opferberatung speziell für die Bedürfnisse der Menschenhandelsopfer 

wahr77. Zur Soforthilfe und Beratung gehören auch 

• Umfassende Information über Rechte und Ansprüche des Opfers und seiner Angehöri-

gen sowie über weitere geeignete Hilfsangebote 

 
76 Siehe oben Ziffer 2.7 
77 Siehe oben Ziffer 4.4 
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• Unterstützung des Opfers bei der Wahrnehmung seiner Rechte oder Vermittlung entspre-

chender Hilfe (Art. 12 Abs. 1 Opferhilfegesetz)78 

Bei der Beratung wird über die Bedürfnisse, Wünsche und Erwartungen des Opfers gespro-

chen. Diese Stabilisierungs- und Beratungsgespräche finden mit Betreuerinnen und Betreu-

ern statt, die Erfahrung in der Beratung von Menschenhandelsopfern haben und auch über 

spezifische Rechtskenntnisse im Kontext von Menschenhandel verfügen. Bereits in dieser 

Phase finden erste Auskünfte und Einschätzungen rechtlicher Natur für das Opfer statt und 

es kann sich eine erste Meinung über das Vorgehen bilden. Sind schon in diesem Zeitpunkt 

Bedürfnisse für eingehende rechtliche Abklärungen und Auskünfte erkennbar, so wird eine 

anwaltschaftliche Beratung des Opfers durch die spezialisierten Opferschutzorganisationen 

sowie kantonalen Opferhilfestellen eingeleitet. Das kann, je nach Situation, schon rasch nach 

Zuweisung an die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestel-

len oder erst etwas später nach einer Stabilisierung des Opfers geschehen. 

 

5.4 Anwaltschaftliche Beratung als Opferhilfe 

Ist die Notwendigkeit einer anwaltschaftlichen Beratung erkennbar, so organisieren die spe-

zialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen den Kontakt zu ei-

ner zugelassenen Anwältin oder einem zugelassenen Anwalt gemäss kantonalem Register. 

Vorzugsweise werden die Dienste von sogenannten Opferschutzanwältinnen oder -anwälten 

in Anspruch genommen. Bei solchen handelt es sich um zugelassene Anwältinnen oder An-

wälte, die sich im Verlauf der beruflichen Laufbahn auf die Vertretung von geschädigten Op-

fern spezialisiert haben und unter anderem die rechtliche Praxis auf dem Gebiet des Scha-

denersatzes gut kennen. Allenfalls stehen andere Spezialisierungen im Vordergrund, wie 

etwa das Aufenthaltsrecht oder Strafrecht. Anwältinnen und Anwälte, die in einem kantona-

len Anwaltsregister eingetragen sind, können in der ganzen Schweiz ohne weitere Bewilli-

gung Opfer vor Gerichtsbehörden vertreten. Allenfalls bietet sich in einem kleineren Kanton 

an, ausserkantonale Anwältinnen oder Anwälte mit Erfahrung in der Beratung und Begleitung 

von Menschenhandelsopfern beizuziehen. Die spezialisierten Opferschutzorganisationen so-

wie kantonalen Opferhilfestellen werden bereits mit geeigneten Anwältinnen oder Anwälten 

zusammenarbeiten und über gute Kontakte verfügen, die auch für die Opfer von Nutzen 

sind. 

Die Kosten für diese Beratung werden von der kantonalen Opferhilfe übernommen, unter 

dem Titel Übernahme der Kosten für Soforthilfe Dritter oder Kostenbeiträge an längerfristige 

Hilfe Dritter. Entweder drängt sich eine externe anwaltschaftliche Beratung bereits kurz nach 

der Erkennung und in den Massnahmen der Soforthilfe auf, oder die Beratung dauert eine 

Zeit an, weil beispielsweise das weitere Vorgehen für das Opfer von Verfahrensschritten der 

Strafverfolgung oder der Behörden im Verwaltungsverfahren abhängen kann und zeitlich 

über die Soforthilfe hinausgeht. Für die längerfristige Hilfe Dritter darf es keine Rolle spielen, 

für welche Rechtsgebiete die anwaltschaftliche Vertretung notwendig ist, sei es also für die 

Vertretung vor Straf- oder Zivilgericht oder im migrationsrechtlichen Verwaltungsverfahren. 

Auch in Verwaltungsverfahren können sich anspruchsvolle rechtliche Fragen stellen, die am 

besten durch eine Anwältin oder einen Anwalt vertreten werden. Entsprechende Anträge für 

Kostengutsprachen sollen bewilligt werden, sofern die rechtlichen Voraussetzungen erfüllt 

sind. 

 

5.5 Anwaltschaftliche Vertretung in Verfahren und unentgeltliche Rechtspflege 

Es kann sich als Folge der Beratung gemäss Opferhilfegesetz ergeben, dass das Opfer ge-

gen die Täterschaft gerichtlich vorgehen will oder ein verwaltungsrechtliches Verfahren, bei-

spielsweise wegen aufenthaltsrechtlichen Fragen, geführt werden muss. In solchen Fällen 

wird das anwaltschaftliche Beratungsmandat gemäss Opferhilfe in eine Vertretung der Partei 

in einem Gerichts- oder Verwaltungsverfahren umgewandelt. Die Anwältin oder der Anwalt 

nehmen die Interessen des vertreten Opfers war, reichen im Namen des Opfers die 
 

78 Empfehlungen der SVK-OHG zum Opferhilfesetz, 2010, S. 17 
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Eingaben an die Staatsanwaltschaft, das Strafgericht, allenfalls Zivilgericht oder im Verwal-

tungsverfahren ein. Sie vertreten es während der Beweiserhebung oder Verhandlung, wo 

das nötig erscheint und zulässig ist. Dabei kann sich das Opfer immer noch in der Beratung 

und Begleitung gemäss Opferhilfe befinden. In der Schweiz sind Vertretungen vor Straf- und 

Zivilgerichten nur durch zugelassene Anwältinnen oder Anwälte erlaubt. In verwaltungsrecht-

lichen Verfahren kann sich eine Person auch von anderen Personen, also auch von einer 

spezialisierten Opferschutzorganisation sowie kantonaler Opferhilfestell vertreten lassen. Al-

lerdings können anspruchsvolle rechtliche Frage Gegenstand des Verfahrens werden, so 

dass der Beizug einer anwaltschaftlichen Vertretung von Vorteil ist. 

Die Entschädigung der anwaltschaftlichen Tätigkeit findet ab diesem Zeitpunkt gestützt auf 

die Verfahrensgesetze, beispielswese die Strafprozessordnung statt. Diese sehen vor, dass 

mittellose Rechtssuchende ein Anrecht auf die unentgeltliche Rechtspflege haben. Die Vo-

raussetzungen werden von Menschenhandelsopfern in der Regel erfüllt, werden diese doch 

gerade wegen der prekären finanziellen Verhältnisse in der Zeit vor der Ausbeutung Opfer 

von Menschenhandel. Gegenstand der unentgeltlichen Rechtspflege im Strafverfahren sind 

die Durchsetzung der Strafklage der Opfer sowie die Geltendmachung von Zivilansprüchen 

der Privatklägerschaft (Art. 136 Abs. 1 Bst. b Strafprozessordnung). Die unentgeltliche 

Rechtspflege beinhaltet 

• die Befreiung von Vorschuss- und Sicherheitsleistungen; 

• die Befreiung von den Verfahrenskosten und 

• die Bestellung eines Rechtsbeistands, wenn dies zur Wahrung der Rechte der Privatklä-

gerschaft oder des Opfers notwendig ist (Art. 136 Abs. 2 Strafprozessordnung). 

Diese Grundsätze gelten auch für zivil- oder verwaltungsrechtliche Verfahren79. 

Die Gewährung der unentgeltlichen Rechtspflege im Strafverfahren bedeutet, dass die Kos-

ten im Zusammenhang mit der Privatklägerschaft des Opfers vom Staat getragen werden. 

Wurde einem mittellosen Opfer die unentgeltliche Rechtspflege gewährt, so ist es oder seine 

Angehörigen nicht zur Rückerstattung der Kosten verpflichtet80. Für zivil- oder verwaltungs-

rechtliche Verfahren gilt eine Pflicht zur Rückzahlung der Kosten, wenn die betroffene Per-

son später dazu in der Lage ist. Allerdings wird eine Rückzahlungspflicht erst dann relevant, 

wenn die betroffene Person im Verfahren gegen die Täterschaft oder die Behörde unterlegen 

ist. 

Auch für das Rechtsmittelverfahren ist die unentgeltliche Rechtspflege möglich. Wird bei-

spielsweise Berufung gegen ein erstinstanzliches Urteil eingelegt, muss die unentgeltliche 

Rechtspflege für die weitere Teilnahme am Verfahren neu beantragt werden (Art. 136 Abs. 3 

Strafprozessordnung). 

Damit sind die Kosten abgedeckt, die unmittelbar für die Führung des Verfahrens zusam-

menhängen, um auch mittellosen Rechtssuchenden den Zugang zur Justiz zu ermöglichen. 

Davon unberührt bleibt allerdings die Regel im Verfahrensrecht, dass das Risiko für das ma-

terielle Ergebnis eines Verfahrens die Parteien tragen müssen, unabhängig davon, wer am 

Verfahren beteiligt ist. Das bedeutet, dass die Täterschaft das Opfer entschädigen muss, 

wenn sie im Prozess unterliegt und dem Opfer Schadenersatz leisten muss. Anderseits kann 

auch das Opfer gegenüber einer freigesprochenen Täterschaft zu Parteientschädigung ver-

urteilt werden, wenn die Abwehr der Klage zu Aufwand geführt hat. Ein solches Ergebnis ist 

Ausdruck der Gleichheit im Verfahren und gilt für alle Personengruppen gleichermassen. 

 
79 Art. 117ff Zivilprozessordnung und Art. 65 Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes. Entspre-
chende Bestimmungen finden sich auch in den kantonalen Gesetzten für das Verwaltungsverfahren 
80 Art 138 Abs. 1bis Strafprozessordnung und Art. 30 Abs. 3 OHG 
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6. Schadenersatz und Genugtuung 
 

6.1 Ausgangslage 

Die Täterschaft begeht Menschenhandel und Ausbeutung, um sich mit Hilfe der Opfer un-

rechtmässig zu bereichern und schränkt dazu die Handlungsfreiheit der Opfer ein. Die Ge-

winne aus der Prostitution haben die Opfer der Täterschaft abzuliefern und sie erhalten für 

ihre Prostitutionsausübung oft nur sehr wenig, allenfalls genug für die wichtigsten Bedürf-

nisse zum Überleben. Oder sie erhalten nur so viel, um den Angehörigen etwas Geld zu 

überweisen und so den Anschein einer richtigen Tätigkeit im Zielland aufrecht zu erhalten, 

womit ihre Verletzlichkeit ausgenutzt wird. Ähnlich ist die Situation bei der Ausbeutung der 

Arbeitskraft. Die Täterschaft profitiert von der Arbeitsleistung, in dem sie diese den Auftrag-

gebern in Rechnung stellt und den Ausgebeuteten den Lohn vorenthält und dadurch die Aus-

gaben für ein reguläres Entgelt einspart. Um die Opfer gefügig zu machen, wendet die Täter-

schaft oft physische oder psychische Gewalt an, was zu körperlichen Schäden als Folge der 

Straftat führen kann. Die Ausübung der Tätigkeit ist oftmals mit Gefahren für die Gesundheit 

der Ausgebeuteten verbunden, nicht nur bei der sexuellen Ausbeutung im Zusammenhang 

mit Gewalt oder Krankheiten, sondern auch bei der Arbeitsausbeutung durch lange Arbeits-

zeiten und mangelhaften Schutz am Arbeitsplatz und Beeinträchtigung der Arbeitssicherheit. 

Den erlittenen materiellen und immateriellen Schaden, der aufgrund der Ausbeutung und 

durch die strafbare Handlung entstanden ist, kann das Opfer geltend machen. Die An-

spruchsarten und -voraussetzungen sind vielfältig. Die Frage des Schadenersatzes stellt sich 

gleich zu Beginn bei den spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opfer-

hilfestellen. Es muss Klarheit darüber gewonnen werden, ob überhaupt und welchen Scha-

denersatz das Opfer geltend machen will und mit welchem Aufwand und Risiken die Gel-

tendmachung verbunden ist. 

Der Anspruch auf Schadenersatz steht allen Geschädigten zu, unabhängig davon, wie und 

durch wen der Schaden entstanden ist. Die Möglichkeit, den Schaden von den Schädigen-

den einzufordern, zählt zu den allgemeinen Rechtsgrundsätzen und die Schweiz kennt keine 

besonderen Vorschriften für Opfer von Menschenhandel. Betroffene von Menschenhandel 

haben dieselben rechtlichen Möglichkeiten, ihren Schaden einzufordern, und es gelten die 

gleichen rechtlichen Prinzipien, wie für alle übrigen Geschädigten auch. 

Die Bestimmung des Schadens und die Einforderung sind sehr anspruchsvolle Tätigkeiten 

und erfordern Kenntnisse der Praxis zum Schadenersatzrecht. Juristische Beratung und Be-

gleitung durch eine erfahrene Rechtsanwältin oder einen erfahrenen Rechtsanwalt sind 

meistens erforderlich. Spezialisierte Opferschutzorganisationen sowie kantonale Opferhilfe-

stellen mit Erfahrung in der Beratung der Opfer von Menschenhandel können bereits in ei-

nem frühen Stadium der Opferhilfe eine erste Einschätzung machen. Der juristische Beistand 

Wichtige Punkte für Regelung in den kantonalen Kooperationsmechanismen: 

• Die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen sind 

so auszugestalten, dass eine den Bedürfnissen der Menschenhandelsopfer fachkun-

dige rechtliche oder anwaltschaftliche Beratung in der Soforthilfe oder der längerfristi-

gen Hilfe Dritter sichergestellt ist. 

• Die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen sind 

für die Zusammenarbeit mit einer Opferschutzanwältin oder einem Opferschutzanwalt 

vorbereitet. 

• Begründete Gesuche für Kostengutsprachen von Anwältinnen oder Anwälten werden 

auch im Verwaltungsverfahren gutgeheissen. 
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für die Bezifferung und Geltendmachung des Schadenersatzes durch eine Rechtsanwältin 

oder einen Rechtsanwalt ist möglichst früh sicherzustellen und ist Gegenstand der Opferhil-

feleistungen gemäss Opferhilfegesetz. Ohne Beistand einer Rechtsanwältin oder eines 

Rechtsanwaltes ist es für das Opfer kaum möglich, die Ansprüche geltend zu machen. 

 

6.2 Wichtige Gesetzliche Grundlagen 

• Art. 15 des Übereinkommens zur Bekämpfung des Menschenhandels (SR 0.311.543) 

• Art. 41 ff Bundesgesetz betreffend die Ergänzung des Schweizerischen Zivilgesetzbu-

ches (Fünfter Teil: Obligationenrecht, OR; SR 220) 

• Art. 319 ff Obligationenrecht (OR; SR 220) 

• Art. 118 ff und 122 ff Schweizerische Strafprozessordnung (Strafprozessordnung, StPO; 

SR 312.0) 

• Art. 12ff sowie Art. 19 ff Bundesgesetz über die Hilfe an Opfer von Straftaten (Opferhilfe-

gesetz, OHG; SR 312.5) 

 

6.3 Schadensarten im Kontext von Menschenhandel 

Schaden ist jede Vermögensdifferenz als Ergebnis einer schuldhaften und widerrechtlichen 

Handlung. Es gibt sehr viele Möglichkeiten, wie ein Schaden eintreten kann und beziffert 

wird. Das Ergebnis hängt sehr stark von den individuellen Verhältnissen ab. Nicht nur die 

Verhältnisse im Zeitpunkt der Ausbeutung sind relevant. Auch jene sind einzubeziehen, wel-

che beim Opfer im Sinne einer konstitutionellen Prädisposition bereits bestanden haben. 

Nachfolgende Aufzählung enthält typische Schäden im Zusammenhang einer sexuellen Aus-

beutung oder Ausbeutung der Arbeitskraft. Sie erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit 

und ist beispielhaft zu verstehen: 

 

Materieller Schaden gemäss Haftpflichtrecht  

• Heilungs- und Therapiekosten als Folge gesundheitlicher Beeinträchtigung durch psychi-

sche oder physische Schäden 

• Erwerbsausfall, wenn als Folge der Ausbeutung oder gesundheitlicher Beeinträchtigung 

eine reguläre Erwerbstätigkeit beeinträchtigt ist 

• Entgangener Gewinn, was während der Ausbeutung für die betreffende Tätigkeit hätte 

verdient werden können und durch die Ausbeutung vorenthalten wurde 

• Verzögerungsschaden, wenn als Folge der Ausbeutung und gesundheitlichen Beein-

trächtigung die Entwicklung und Ausbildung einer Person beeinträchtigt wird und dies zu 

wirtschaftlichen Einbussen führt 

• Haushaltsschaden, wenn Betroffene nicht mehr im Stande sind, den eigenen Haushalt zu 

führen oder für ihre Kinder zu sorgen 

• Betreuungsschaden, wenn die Ausbeutung zu bleibenden gesundheitlichen Schäden 

führt und die Opfer deswegen Pflege benötigen 

 

Genugtuung gemäss Haftpflichtrecht 

• Seelisches Leiden als Folge der Ausbeutung, hervorgerufen beispielsweise durch Gewalt 

oder erniedrigende Arbeit  

 

Forderungen aus Vertragsverletzung 

• Vorenthaltene Lohnforderungen aus Arbeitsleistung, wenn die Ausbeutung in einem Ar-

beitsverhältnis mit Arbeitsvertrag oder faktischem Arbeitsverhältnis stattfindet 

Ersatz nach Zivilrecht oder subsidiär nach Opferhilferecht 

Das Zivilrecht ist die primäre Grundlage im Schweizer Recht, um ausservertraglichen Scha-

denersatz oder weitere vermögensrechtliche Anspruche einzufordern. Dies gilt unabhängig 

davon, ob der Schaden aufgrund einer strafbaren Handlung oder sonstigen widerrechtlichen 
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Handlung eingetreten ist und um was für einen Schaden es sich handelt. Den Rechtsweg 

können alle, auch Opfer von Menschenhandel, für die Durchsetzung der Ansprüche ein-

schlagen. 

Gründet der Schaden auf einer Straftat, so können sich die Voraussetzungen ändern und 

Hindernisse auftauchen. Häufig ist die Täterschaft mittellos, so dass sie auch bei einer Ver-

urteilung gar nicht in der Lage ist, den Schaden zu begleichen. Das Opferhilferecht ist Aus-

fluss einer menschenrechtlich orientierten Rechtsordnung, indem der Staat die Folgen einer 

Straftat zu lindern hat, soweit er nicht in der Lage war, durch präventive Massnahmen die 

Bürgerinnen und Bürger zu schützen und vor der Straftat zu bewahren. Daraus ergeben sich 

grundlegende Einschränkungen: Schadenersatz nach Opferhilferecht ist subsidiär zum Zivil-

recht. Ausgleich ist nur für jene Schäden möglich, die Folge der Straftat sind, welche in die 

körperliche, psychische oder sexuelle Integrität des Opfers eingreifen. Diese werden als Per-

sonenschäden bezeichnet. Die opferhilferechtliche Entschädigung wird gewährt, wenn die 

Täterschaft den Schaden nicht, oder nicht rechtzeitig ersetzt. Im letzteren Fall ist der Scha-

denersatz durch den Staat als Vorschuss des Schadenersatzes durch die Täterschaft an das 

Opfer zu verstehen. Mit dem Erhalt des Schadenersatzes tritt das Opfer im Umfang der Leis-

tungen durch den Staat die Ansprüche gegenüber der Täterschaft von Gesetzes wegen an 

den Staat ab. 

Das Opfer kann seine Schadenersatz- und Genugtuungsforderung gegenüber der Täter-

schaft sowohl auf dem Zivilweg als auch adhäsionsweise im Strafverfahren einfordern81. Er-

gänzend zur Geltendmachung gegenüber der Täterschaft oder anstatt kann gestützt auf das 

Opferhilfegesetz bei der kantonalen Opferhilfestelle ein Gesuch um opferhilferechtliche Ent-

schädigung und/oder Genugtuung eingereicht werden. Welcher Weg erfolgversprechender 

ist, muss im Einzelfall beurteilt werden. Möglich ist auch, eine Verurteilung auf dem Zivilweg 

oder im Strafverfahren zu erwirken, und soweit die Täterschaft den Betrag nicht bezahlen 

kann, Schadenersatz und die Genugtuung gestützt auf das Opferhilfegesetz zu beantragen. 

Allerdings ist zu beachten, dass die Leistungen nach Opferhilfegesetz nicht deckungsgleich 

mit möglichen Leistungen nach Zivilrecht sein müssen. 

 

6.4 Schadenersatz und Genugtuung nach Zivilrecht 

Materielles 

Grundlage für den Schadenersatz ist das Haftpflichtrecht nach Art. 41ff des Obligationen-

rechtes. Die Voraussetzungen sind: 

• Ein Schaden als Differenz des aktuellen Vermögensstands zum Stand, den das Vermö-

gen ohne das schädigende Ereignis hätte. 

• Eine Widerrechtlichkeit, wenn das schädigende Verhalten gegen eine Rechtsnorm 

verstösst, die den Schutz des verletzten Rechtsgutes bezweckt. 

• Ein Verschulden, denn die widerrechtliche Handlung muss absichtlich oder fahrlässig be-

gangen worden sein. 

• Eine Kausalität zwischen der widerrechtlichen Handlung und dem eingetretenen Scha-

den. Erforderlich ist ein adäquater Kausalzusammenhang, die Handlung muss nach dem 

gewöhnlichen Lauf der Dinge und der allgemeinen Lebenserfahrung geeignet sein, den 

Schaden zu verursachen. 

Es können sämtliche Schäden und Schadensarten, welche die vier Voraussetzungen erfül-

len, geltend gemacht werden. Im Kontext von Menschenhandel kann beispielsweise auch 

der Ersatz Reisekosten oder entgangenem Gewinn eingefordert werden. 

Auch vertragsrechtlich kann der Anspruch des Opfers auf das Entgelt für die Arbeit während 

des Ausbeutungsverhältnisses gegeben sein. Gemäss Art. 320 Obligationenrecht gilt ein Ar-

beitsvertrag auch dann als abgeschlossen, wenn der Arbeitgeber die Arbeit in seinem Dienst 

auf Zeit entgegennimmt, deren Leistung nach den Umständen nur gegen Lohn zu erwarten 

 
81 Siehe nachfolgend unter Prozessuales sowie Kapitel 7.5 
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ist. Auch wenn der Arbeitnehmer in gutem Glauben die Arbeit im Dienst des Arbeitgebers auf 

Grund eines Arbeitsvertrages, der sich nachträglich als ungültig erweist, leistet, so haben 

beide Parteien die Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis in gleicher Weise wie aus gültigem 

Vertrag zu erfüllen. Die bundesgerichtliche Rechtsprechung82 präzisiert den guten Glauben 

des Arbeitnehmers. Im Ergebnis ist davon auszugehen, dass es dem Schutzgedanken von 

Art. 320 Abs. 3 Obligationenrecht nicht widerspricht, wenn ein Arbeitnehmer die Arbeit unter 

Zwang, Täuschung oder unter Ausnutzung seiner Verletzlichkeit erbringen musste und er um 

die allfällige Ungültigkeit eines Vertragsverhältnisses wusste. 

Der Anspruch des Opfers auf Entgelt für die geleistete Arbeit besteht unabhängig davon, ob 

die betroffene Person mit oder ohne Aufenthalts- oder Arbeitsbewilligung gearbeitet hat. Ge-

mäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung83 führt eine fehlende Aufenthalts- oder Arbeitsbe-

willigung nicht zu einem widerrechtlichen Vertrag im Sinne von Art. 20 Obligationenrecht. Die 

öffentlich-rechtlichen Bestimmungen des Ausländerrechtes und die privatrechtlichen Bestim-

mungen des Obligationenrechtes sind getrennt zu betrachten. Art. 320 Abs. 3 Obligationen-

recht soll auch Ausländerinnen und Ausländer schützen, die ohne gültige Arbeitsbewilligung 

gearbeitet haben und um den Mangel des Arbeitsvertrages wussten oder hätten wissen sol-

len. Damit kann das Entgelt für die Arbeit auch eingefordert werden, wenn die Arbeitsbewilli-

gung fehlt. 

Gemäss allgemeiner Beweisregel von Art. 8 Zivilgesetzbuch84 und Art. 42 Abs. 1 Obligatio-

nenrecht hat das Opfer den Sachverhalt und den Schaden zu beweisen. In der Praxis ist das 

eine Herausforderung, weil während der Ausbeutung beim Opfer selten gut verwendbares 

Material für Beweiszwecke anfällt. Für die Beweisführung im Zivilpunkt können die Erkennt-

nisse der Staatsanwaltschaft im Untersuchungsverfahren wertvoll sein. Will ein Opfer den 

Schaden im Strafverfahren gegen die Tatverdächtigen geltend machen, hat es sich als Pri-

vatklägerschaft am Verfahren zu beteiligen. Damit erlangt das Opfer Parteistellung im Ver-

fahren gegen die Tatverdächtigen und somit ein Akteneinsichtsrecht in der Strafuntersu-

chung. Es kann die Erkenntnisse für die Beweisführung im Zivilpunkt nutzen. Die Staatsan-

waltschaft ist gehalten, in der Strafuntersuchung erforderliche Beweise zur Beurteilung der 

Zivilklage zu erheben, soweit das Verfahren dadurch nicht wesentlich erweitert und verzögert 

wird (Art. 313 Strafprozessordnung). Diese Beweise kann also die Privatklägerschaft für die 

Begründung der Zivilansprüche verwenden. Die Staatsanwaltschaft und die Privatkläger-

schaft haben faktisch dasselbe Interesse im Verfahren gegen die mutmassliche Täterschaft. 

Eine Zusammenarbeit zwischen Staatsanwaltschaft und der Privatklägerschaft kann nützlich 

sein. 

Im Haftpflichtrecht herrscht der Grundsatz, dass der tatsächliche Schaden zu ersetzen ist, 

soweit ein solcher nachgewiesen wird. Die Bezifferung des Schadens ist anspruchsvoll und 

erfordert Erfahrung in der Beurteilung der Verhältnisse. Es sind je nach Ausbeutungsart, 

Dauer der Ausbeutung und persönlichen Verhältnissen des Opfers sehr unterschiedliche Be-

träge für die Entschädigung möglich. Kann die Höhe des Schadens ziffermässig nicht nach-

gewiesen werden, so wird dieser gemäss Art. 42 Abs. 2 Obligationenrecht vom Richter nach 

Ermessen festgesetzt. Das bedeutet eine Erleichterung in der Geltendmachung des Scha-

dens, weil eine Klage auf Schadenersatz nicht abgewiesen wird, wenn die genaue Höhe des 

Schadens von der Privatklägerschaft nicht beziffert werden kann. 

Bei Körperverletzungen und schweren Verletzungen der Persönlichkeit kann zusätzlich zum 

Schadenersatz eine Genugtuung zugesprochen werden. Allerdings gilt zu beachten, dass im 

internationalen Vergleich die zugesprochenen Beträge für die Genugtuung in der Schweiz 

traditionell eher niedrig sind. 

Die Schweiz kennt keine «punitive damages» nach angelsächsischem Recht. Die zugespro-

chenen Entschädigungssummen sollen bloss den tatsächlichen Schaden ersetzen. Sie 

 
82 BGE 132 III 242 
83 BGE 137 IV 305 
84 Schweizerisches Zivilgesetzbuch (ZGB; SR 210) 
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enthalten keine präventiven Funktionen im Sinne von Strafzahlungen an die Geschädigten, 

die zu mehr Sorgfalt im Handeln führen sollen. Die zugesprochenen Beträge für Schadener-

satz lassen sich also mit jenen nach angelsächsischem Recht nicht vergleichen. 

 

Prozessuales 

Zivilrechtliche Ansprüche im Zusammenhang mit einer Straftat können adhäsionsweise im 

Strafverfahren gegen die Täterschaft eingefordert werden. Das bedeutet, dass im Strafver-

fahren eine Zivilklage eingereicht werden kann und das Gericht für die Beurteilung sämtlicher 

Zivilanspruche, die sich aus der Straftat ergeben, zuständig ist. Das gilt für Ansprüche ge-

mäss Haftpflichtrecht oder aus Vertrag und ungeachtet des Streitwertes. Das Gericht ent-

scheidet über den Zivilanspruch bei Schuldspruch oder bei Freispruch, wenn der zivilrechtli-

che Sachverhalt spruchreif ist. Das Strafgericht kann die Zivilklage unter anderem an ein Zi-

vilgericht verweisen, wenn das Strafverfahren eingestellt wird, die Ansprüche nicht genügend 

begründet oder beziffert sind oder die beschuldigte Person freigesprochen wird und die Zivil-

klage nicht spruchreif ist (Art. 126 Abs. 2 Strafprozessordnung). 

Auch im Strafbefehlsverfahren gegen die Täterschaft kann über die Zivilansprüche des Op-

fers entschieden werden. Die Voraussetzung ist, dass eine Beurteilung ohne weitere Beweis-

erhebung möglich ist und der Streitwert 30'000 Franken nicht übersteigt. Werden diese Vo-

raussetzungen nicht erfüllt, wird die Klage an ein Zivilgericht verwiesen. 

Will das Opfer Zivilansprüche im Strafverfahren gegen die Täterschaft geltend machen, so 

muss es sich als Privatklägerin oder -kläger am Verfahren beteiligen85. Dazu ist eine aus-

drückliche Erklärung notwendig, die bis zum Ende des Vorverfahrens schriftlich einzureichen 

oder mündlich zu Protokoll zu geben ist. Aus der Erklärung muss hervorgehen, dass das Op-

fer adhäsionsweise privatrechtliche Ansprüche geltend macht, die aus der Straftat abgeleitet 

werden. Die Forderung ist nach Möglichkeit zu beziffern und unter Angabe der angerufenen 

Beweismittel schriftlich kurz zu begründen. Die Bezifferung und Begründung der Ansprüche 

sind bis zum Ablauf der Frist für Beweisanträge bei der Ansetzung der Hauptverhandlung 

durch das urteilende Gericht möglich (Art. 331 Abs. 2 Strafprozessordnung). 

 

6.5 Vermögenssicherstellung und -einziehung 

Menschenhandel ist eine lukrative Tätigkeit und es lassen sich grosse Gewinne realisieren. 

Die Verwendung dieser Gewinne kann je nach Täterschaft sehr unterschiedlich sein. Oft 

dient das mit Menschenhandel erwirtschaftete Vermögen für einen augenblicklichen aufwen-

digen Lebensstil und es wird rasch für schnelle Autos, Drogen, Luxus und für Angehörige 

verwendet. Andere Täterschaften denken vorausschauender und lassen es geschickt ver-

schwinden. Oft wird es ins Ausland transferiert, an Angehörige überwiesen oder angelegt. 

Die Suche nach Vermögenswerten ist sehr aufwendig und das Ergebnis, je nach Täterschaft, 

offen. In der Vergangenheit konnten viele Vermögenswerte im In- und Ausland sichergesellt 

werden. Oft sind alle Gewinne aber bereits verbraucht und es ist nichts vorhanden, dass si-

chergestellt werden kann. Beim Geldtransfer ins Ausland ist es trotz internationaler Polizei-

zusammenarbeit und Rechtshilfe häufig nicht mehr möglich, darauf zuzugreifen. 

Für die Opfer von Menschenhandel ist es wichtig, dass die Gewinne aus ihrer Ausbeutung 

abgeschöpft werden. Einerseits soll das eingezogene Vermögen für den Schadenersatz und 

die Genugtuung verwendet werden können. Anderseits bedeutet es für die Opfer einen Aus-

gleich des Unrechts, wenn sie wissen, dass die Täterschaft keinen Profit aus Ihrer Ausbeu-

tung mehr haben.    

In der Schweiz gilt der Grundsatz, dass sich strafbares Verhalten nicht lohnen darf. Die Ge-

setzgebung sieht vor, dass Vermögenswerte, die durch eine Straftat erlangt wurden, einge-

zogen werden können (Art. 70 Strafgesetzbuch). Darunter fallen alle Gewinne aus Men-

schenhandel. 

 
85 Weitere Angaben zu Privatklägerschaft unten in Ziffer 7.5 
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Die Suche und Einziehung von Vermögen, die aus strafbaren Handlungen stammen, sind 

selbstverständlich in der Strafverfolgung in der Schweiz. Es ist immer ein Ziel der Strafunter-

suchung, illegal erlangtes Vermögen zu finden, wenn Vermögensdelikte oder unrechtmäs-

sige Gewinne Gegenstand des Strafverfahrens sind. Die Strafverfolgungsbehörden sind aus-

gebildet und erfahren, wenn es darum geht, Vermögenswerten im In- oder Ausland nachzu-

gehen und diese aufzuspüren. Dazu hat sich eine nationale und internationale Praxis entwi-

ckelt. Einige Kantone haben besondere Staatsanwaltschaften geschaffen, deren aus-

schliessliche Aufgabe es ist, nach Vermögenswerten der Täterschaft zu suchen und die übri-

gen Angehörigen der Staatsanwaltschaften in ihren Verfahren darin zu unterstützen. Zusätz-

lich kann der internationale polizeiliche Informationsaustausch sowie die internationale 

Rechtshilfe genutzt werden. Für den Europäischen Raum sind die Möglichkeiten der Zusam-

menarbeit in Eurojust, der Agentur der Europäischen Union für justizielle Zusammenarbeit in 

Strafsachen, nützlich. Die Schweiz ist in Eurojust vertreten und kann in fallbezogenen Ermitt-

lergruppen, den Joint Investigation Teams (JIT) mitwirken. 

Sind keine Vermögenswerte mehr vorhanden, kann das Gericht eine Ersatzforderung gegen 

die Täterschaft aussprechen (Art. 72 Strafgesetzbuch). Diese Ersatzforderung hat die Täter-

schaft aus dem übrigen und legal erworbenen Vermögen zu bezahlen. Es handelt sich um 

eine gerichtliche festgelegte Forderung, die den Regeln der Eintreibung von Forderungen 

unterliegt. Damit ist der Zugriff auf weiteres Vermögen der Täterschaft im Umfang des illegal 

erworbenen Wertes möglich, sofern solches Vermögen bei der Täterschaft vorhanden ist. 

Die Forderung bleibt bestehen, auch wenn kein weiteres Vermögen mehr vorhanden ist und 

es kann die Eintreibung stattfinden, wenn die Täterschaft später zu Vermögen gekommen 

ist. 

Bestimmungen für die Einziehung von Vermögenswerten und die Ersatzforderungen gelten 

auch gegenüber Dritten, wenn sie die illegal erlangten Vermögenswerte von der Täterschaft 

in Kenntnis der Einziehungsgründe erworben haben und keine gleichwertige Gegenleistung 

erbracht haben (Art. 70 Strafgesetzbuch). 

Eingezogene Vermögenswerte sowie Beträge der Ersatzforderungen können vom Gericht 

den Menschenhandelsopfern für Schadenersatz und Genugtuung zugesprochen werden 

(Art. 73 Strafgesetzbuch). Damit können die Opfer direkt aus jenen Vermögenswerten ent-

schädigt werden, die im Verlauf der Strafuntersuchung bei der Täterschaft gefunden wurden. 

Voraussetzung ist, dass der Schaden nicht bereits durch eine Versicherungsleistung gedeckt 

ist und anzunehmen ist, dass die Täterschaft den Schaden nicht ersetzen wird oder eine Ge-

nugtuung nicht leisten wird. Eine solche Verfügung muss das geschädigte Opfer verlangen. 

 

6.6 Schadenersatz und Genugtuung nach Opferhilferecht86 

Primär werden Schadenersatz und Genugtuung nach Zivilrecht gegenüber der Täterschaft 

geltend gemacht. Im Wissen um die besondere Situation der Opfer von Straftaten und die 

Erschwernisse in den Verhältnissen der Täterschaft87 bei der Einforderung hat der Schweizer 

Gesetzgeber Erleichterungen geschaffen, die es erlauben, den erlittenen Schaden auf eine 

einfachere Weise auszugleichen und das Opfer vor finanziellen Notlagen als Folge der Straf-

tat zu bewahren. Damit folgt die Schweiz einem opferzentrierten Ansatz beim Ausgleich der 

Folgen der Straftat. Der Weg, den Schadenersatz über die Opferhilfe einzufordern, ist für das 

Opfer mit Vorteilen verbunden, gewisse Einschränkungen sind aber die Folge dieser Vorge-

hensweise. Unter anderem werden nur Personenschäden ersetzt, für die Höhe der Ansprü-

che gelten Einschränkungen und die Ansprüche gegenüber der Täterschaft werden im Um-

fang der geleisteten Hilfe an den Staat abgetreten. 

 
86 weiterführende Informationen: Empfehlungen der Schweizerischen Verbindungsstellen-Konferenz 
Opferhilfegesetz (SVK-OHG) zur Anwendung des Bundesgesetzes über die Hilfe an Opfer von Straf-
taten (OHG): 2024.04.02_DE_SODK_Empf_OH_mit_sieben_Fachempfehlunge.pdf 
87 Angeschuldigte streiten regelmässig die Tat ab und verfügen nicht über Vermögen, den Schadener-
satz zu bezahlen. 

https://ch-sodk.s3.eu-west-1.amazonaws.com/media/files/5830f331/0c98/4246/b74a/bdee2db15169/2024.04.02_DE_SODK_Empf_OH_mit_sieben_Fachempfehlunge.pdf
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Schadenersatz 

Die Entschädigung nach Opferhilfegesetz knüpft an einen Personenschaden an. Es kann nur 

jener Schaden ersetzt werden, der Folge einer Beeinträchtigung der körperlichen, psychi-

schen oder sexuellen Integrität ist. Typisch sind Erwerbsausfall, Versorgerschaden, Kosten 

für Haushaltshilfe oder Kosten für Hilfeleistungen Dritter, soweit sie nach der Stabilisierung 

des gesundheitlichen Zustandes anfallen. Heilungskosten, welche vor der Stabilisierung ei-

nes Gesundheitszustandes anfallen, werden bereits als Soforthilfe oder Kostenbeiträge für 

längerfristige Hilfe gemäss Opferhilfegesetz übernommen und nicht mehr zur Entschädigung 

gerechnet. Dies betrifft die Kosten für Behandlungen und Therapien und damit zusammen-

hängende Hilfsmittel. Die Beeinträchtigung kann auch der Tod des Opfers sein. Anspruchs-

berechtigt sind das Opfer und die Angehörigen. Die Berechnung des Schadens richtet sich 

nach Art. 45 und Art. 46 OR. 

Die Entschädigung für Schadenersatz beträgt höchstens 130'000 Franken und wird nicht 

ausgerichtet, wenn der Schaden weniger als 500 Franken beträgt (Art. 20 Abs. 3 Opferhilfe-

gesetz). Für die Berechnung des Schadens nach Opferhilfegesetz sind die tatsächlichen 

Ausgaben oder Einbussen massgebend, also ein Schaden, der sich konkret finanziell aus-

wirkt. Ein normativer Schaden wie er im Zivilrecht für Haushaltsschäden anerkannt ist88, ist 

nicht massgebend für den Schadenersatz nach Opferhilfegesetz. Ein Haushaltschaden oder 

der Aufwand für Betreuung oder Pflege kann also nur dann zu einer Entschädigung nach 

Opferhilfegesetz führen, wenn tatsächlich Ausgaben getätigt werden müssen oder die ge-

sundheitlichen Verhältnisse zu einer Reduktion der Erwerbstätigkeit und Mindereinnahmen 

führen. 

Erhalten das Opfer oder die Angehörigen im Zusammenhang mit der Straftat Leistungen von 

Dritten, so werden diese Leistungen angerechnet. Das wird der Fall sein, wenn allfällige Ver-

sicherungsleistungen an das Opfer ausbezahlt werden. 

Das Opferhilfegesetz bezweckt, für Betroffene eine Notlage wegen einer erlittenen Straftat 

zu lindern. Daraus folgt, dass für Opfer mit hohem Einkommen der Anspruch auf Schadener-

satz gemäss Opferhilfegesetz eingeschränkt werden kann. Gemäss Art. 20 in Verbindung 

mit Art. 6 des Opferhilfegesetzes kann die Entschädigung anteilmässig festgesetzt werden, 

unter Berücksichtigung der anrechenbaren Einnahmen der anspruchsberechtigten Person 

und dem massgebenden Betrag für den allgemeinen Lebensbedarf. Diese Bestimmung hat 

für Menschenhandelsopfer faktisch keine Relevanz, weil sich diese meistens bereits in pre-

kären Einkommensverhältnissen befinden und kaum anrechenbare Werte vorliegen. 

Weil der Anknüpfungspunkt der Entschädigung nach Opferhilfegesetz ein Personenschaden 

ist, können Sachschäden oder Vermögensschäden nicht durch die Opferhilfe entschädigt 

werden. Dazu zählen beispielsweise vorenthaltene Lohnforderungen aus einem tatsächli-

chen oder faktischen Arbeitsverhältnis während der Ausbeutung und der entgangene Ge-

winn, wenn die Tätigkeit während der Ausbeutung nicht als vertragliches Verhältnis verstan-

den wird. Laut Bundesgericht ist der Staat nicht verpflichtet, die Opfer von Menschenhandel 

für ausstehende Lohnforderungen zu entschädigen89. 

Gentugtuung 

Das Opfer und seine Angehörigen haben überdies Anspruch auf eine Genugtuung, falls die 

Schwere der Beeinträchtigung es rechtfertigt (Art. 22 Abs. 1 OHG). Die opferhilferechtliche 

Genugtuung als Beitrag für die Wiedergutmachung des seelischen Schmerzes beträgt höchs-

tens 76'000 Franken für das Opfer und 38'000 Franken für Angehörige. Ausgehend vom 

Höchstbetrag, der für gravierendste Fälle vorgesehen ist, erfolgt die Bemessung nach einer 

degressiven Skala90. Die Bemessung der Genugtuung findet unabhängig von der Berechnung 

des Schadenersatzes für materielle Schäden statt. Die Höhe der Genugtuung wird anhand 

 
88 BGE 127 III 403 E. 4b 
89 BGE 150 IV 48 E.4 
90 Weiterführende Informationen zur Bemessung: Leitfaden zur Bemessung der Genugtuung nach Op-
ferhilfegesetz, Bundesamt für Justiz, 12. Dezember 2024; leitf-genugtuung-ohg-2024-d.pdf 

file:///C:/Users/U80764157/Downloads/leitf-genugtuung-ohg-2024-d.pdf
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von vergleichbaren Fällen und aufgrund der Schwere der Beeinträchtigungen ermittelt. Kehrt 

ein Opfer von Menschenhandel während oder nach dem Strafverfahren in sein Herkunftsland 

zurück, wird von der zuständigen kantonalen Opferhilfestelle geprüft, wie die dortigen Lebens-

haltungskosten im Verhältnis zur Schweiz sind, Bei grossen Unterschieden kann die Genug-

tuung herabgesetzt werden91. Genugtuungsleistungen von Dritten werden abgezogen. 

Geltendmachung 

Schadenersatz und Genugtuung nach Opferhilfegesetz werden auf Gesuch hin von der kan-

tonalen Opferhilfe geleistet. Das Gesuch ist innerhalb von fünf Jahren nach der Straftat ein-

zureichen. Wurden die Ansprüche bereits adhäsionsweise in einem Strafverfahren geltend 

gemacht, ist das Gesuch innert einem Jahr ab endgültigem Entscheid über die Zivilansprü-

che oder die Einstellung des Strafverfahrens einzureichen. Zuständig für die Beurteilung des 

Gesuchs und die Auszahlung von Schadenersatz und Genugtuung ist gemäss Art. 26 Opfer-

hilfegesetz der Kanton, in welchem die Straftat begangen worden ist. 

Benötigt das Opfer sofort finanzielle Hilfe, bevor die Folgen der Straftat mit hinreichender Si-

cherheit festgestellt werden können, kann ein Vorschuss der Entschädigung ausgerichtet 

werden. Dieser hat nur vorläufigen Charakter und hat keine präjudizierende Wirkung für den 

Entscheid betreffend Entschädigung. Die Voraussetzungen des Entschädigungsgesuches 

werden summarisch geprüft, d.h. es werden keine umfangreichen Abklärungen und Beweis-

erhebungen zum Sachverhalt gemacht, die Voraussetzungen für eine Entschädigung müs-

sen jedoch soweit ersichtlich erfüllt sein. 

Leistungen, die gestützt auf das Opferhilfegesetz erbracht werden, können nur Opfer von 

Straftaten beanspruchen. Daraus ist zu schliessen, dass die Opfereigenschaft einer betroffe-

nen Person nachgewiesen sein muss. Daraus ergibt sich ein Zielkonflikt, weil dem Opfer be-

reits unmittelbar nach der Straftat oder schon kurz danach geholfen werden muss, der Sach-

verhalt der Straftat hingegen erst viel später als Ergebnis eines Strafverfahrens zweifelsfrei 

feststeht. Deswegen kennt die Opferhilfe unterschiedliche Anforderungen an den Nachweis 

der Opfereigenschaft, je nach Art und Umfang der beanspruchten Hilfe und Dringlichkeit. 

Während für die Beratung und finanzielle Soforthilfe die Opfereigenschaft bloss in Betracht 

fallen muss, wird für die Ausrichtung von Entschädigung und Genugtuung in Anlehnung an 

das Sozialversicherungsrecht der Beweisgrad der überwiegenden Wahrscheinlichkeit gefor-

dert92. Mit anderen Worten wäre eine andere Sachverhaltsversion des Tatherganges zwar 

möglich, sie darf aber nicht massgeblich in Betracht fallen. Deswegen kann es sein, dass 

zwar Beratungs- und Soforthilfeleistungen erbracht werden, das Gesuch um Entschädigung 

und Genugtuung jedoch abgewiesen wird, weil die die Opfereigenschaft zwar glaubhaft ge-

macht wurde, aber nicht mit überwiegender Wahrscheinlichkeit nachgewiesen werden 

konnte. 

Wegen der hohen Anforderung an den Nachweis der Opfereigenschaft bei Entschädigung 

und Genugtuung wird in der Praxis regelmässig der Entscheid des Strafgerichtes abgewar-

tet. Denn aus dem Strafurteil kann abgeleitet werden, ob die überwiegende Wahrscheinlich-

keit der Opfereigenschaft gegeben ist. Das kann durchaus bedeuten, dass bis zur Auszah-

lung der Entschädigung und Genugtuung eine gewisse Zeitspanne vergehen kann. Wird die 

Entschädigung dringend benötigt, kann ein Vorschuss beantragt werden, bevor ein Urteil 

vorliegt. Für den Vorschuss genügt bloss eine summarische Prüfung der Opfereigenschaft. 

Es ist zu beachten, dass für die Berechnung des Schadensersatzes und der Genugtuung 

nach Zivilrecht und Opferhilferecht unterschiedliche Grundlagen gelten. Das bedeutet, wenn 

die Täterschaft zur Leistung von Entschädigung und Genugtuung durch ein Zivil- oder adhä-

sionsweise Strafgericht verurteilt wird, es nicht bedeutet, dass die Opferhilfe Leistungen in 

derselben Höhe ausrichtet. Es erfolgt eine Prüfung, die sich an eigenen Kriterien und Präju-

dizien der Opferhilfe orientiert. In der Regel ist die Genugtuung nach Opferhilferecht deutlich 

 
91 BGer 1C_102/2024 vom 18. November 2024 
92 Siehe Empfehlungen SVK-OHG, Ziffer 2.8.1 
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niedriger als die zivilrechtliche Genugtuungssumme, welche die Täterschaft gestützt auf ein 

Straf- oder Zivilurteil zu bezahlen hat. Zwar wird die Opfereigenschaft nach Vorlage des Ur-

teils nicht mehr in Frage gestellt, in welcher Höhe aber Entschädigung und Genugtuung ge-

schuldet sind, wird neu geprüft. Das Urteil des Gerichts kann jedoch unterstützende Hin-

weise liefern. 

Es kann Gründe geben, dass kein Strafverfahren durchgeführt wird, beispielsweise können 

nicht genügend Beweise gegen die Tatverdächtigen erhoben werden. In solchen Fällen 

muss die zuständige Behörde den Sachverhalt für den Nachweis der Opfereigenschaft selbst 

ermitteln und von Amtes wegen feststellen (Art. 29 Abs. 2 Opferhilfegesetz). Hierzu gelten 

der Untersuchungsgrundsatz im Verwaltungsrecht und die Mitwirkungspflicht der gesuchstel-

lenden Person. 

 

 

7. Mitwirkung der Opfer im Strafverfahren 
 

7.1 Ausgangslage 

Menschenhandelsopfer haben während der Ausbeutung Unrecht erfahren. Der Grad der 

Zwangsverhältnisse und die Ausnutzung der Verletzlichkeit können sehr unterschiedlich 

sein. Nach der Erkennung und während der Betreuung durch die Opferhilfe werden die er-

lebten Verhältnisse einen Einfluss auf den Entscheid des Opfers haben, in welcher Weise es 

gegen die Täterschaft vorgehen will. Es wird Opfer geben, die nach Beendigung der Ausbeu-

tung nur noch nach Hause und zur Familie oder den Kindern zurückkehren wollen, alles an-

dere spielt kaum eine Rolle. Andere fürchten sich vor der Täterschaft und den Repressalien. 

Wiederum andere wollen eine ausgleichende Gerechtigkeit erfahren, eine Verurteilung der 

Täterschaft, Schadenersatz und Genugtuung sind ihnen wichtig. Daraus leitet sich auch der 

Grad der Bereitschaft ab, ob und in welcher Weise die Opfer mit der Strafverfolgung zusam-

menarbeiten wollen. 

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit der Täterschaft wird im Strafverfahren festgestellt. Ad-

häsionsweise kann auch zivilrechtliche Verantwortung auf Schadenersatz und Genugtuung 

im Strafverfahren verlangt werden93. Die Strafprozessordnung bietet verschiedene Möglich-

keiten der Mitwirkung der Menschenhandelsopfer im Verfahren gegen die Täterschaft. Es ist 

Ausdruck des opferzentrierten Ansatzes in der Menschenhandelsbekämpfung, das Opfer 

entscheiden zu lassen, ob überhaupt und in welchem Ausmass es mit den Strafverfolgungs-

behörden zusammenarbeiten will. Die Gründe, weswegen ein Opfer allenfalls nicht bereit ist, 

mit den Strafverfolgungsbehörden zusammenzuarbeiten, sind zu respektieren94. Keinesfalls 

soll dem Opfer mit der Zeugenpflicht oder anderen Nachteilen in der Opferhilfe oder im Auf-

enthalt gedroht werden, wenn es nicht mit den Strafverfolgungsbehörden zusammenarbeiten 

will. In einem Erstgespräch kann das Opfer bereits über die verschiedenen Möglichkeiten der 

Mitwirkung und die Folgen, die daraus resultieren, informiert werden, damit es während der 

 
93 Siehe oben Ziffer 7.4 und 7.5 
94 Zu beachten ist, dass bei Opfern von Menschenhandel das Zeugnisverweigerungsrecht zu Fragen 
zur Intimsphäre und bei Gefährdung relevant wird. 

Wichtige Punkte für Regelung in den kantonalen Kooperationsmechanismen: 

• Die Grundsätze, wie das Opfer Schadenersatz und Genugtuung geltend machen 

kann, sind zu beschreiben. 

• Die Suche von Vermögenswerten bei der Täterschaft ist in den Aufgaben der Straf-

verfolgung zu nennen. 

• Die Zusammenarbeit zwischen der Staatsanwaltschaft und der Privatklägerschaft für 

die Beweiserhebung zum Zweck des Schadenersatzes ist darzustellen. 
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Stabilisierungs- und Bedenkzeit über die Zusammenarbeit mit den Strafverfolgungsbehörden 

nachdenken kann. 

 

7.2 Wichtige rechtliche Grundlagen 

• Art. 28 und 30 des Übereinkommens zur Bekämpfung des Menschenhandels (SR 

0.311.543) 

• Bestimmungen über das Opfer, die Zeuginnen und Zeugen und die Privatklägerschaft in 

der Schweizerischen Strafprozessordnung (Strafprozessordnung, StPO; SR 312.0) 

 

7.3 Opfer sagt als Zeugin oder Zeuge aus – Aspekte der Zusammenarbeit 

Ist das Opfer willens, die Täterschaft zur Verantwortung zu ziehen, so kann es in der Eigen-

schaft als Zeugin oder Zeuge belastende Informationen den Strafverfolgungsbehörden zur 

Verfügung stellen. Die Strafverfolgungsbehörden werden die Aussagen aufnehmen und im 

Verfahren gegen die Täterschaft verwenden. 

Das Opfer kann aus eigenem Antrieb handeln und der Polizei den Sachverhalt schildern. So-

weit dieser der Polizei noch unbekannt war, ist es als eine Anzeige zu verstehen. In diesem 

Moment ist dafür zu sorgen, dass polizeiintern der Sachverhalt als Menschenhandel erkannt 

wird und der Fall sogleich an die Spezialistinnen und Spezialisten gegen Menschenhandel 

der Kriminalpolizei weitergeleitet wird. Es kann ein Erstgespräch95 stattfinden. 

Ein Erstgespräch mit einem Opfer kann auch das Ergebnis der Erkenntnisse in einer bereits 

laufenden Ermittlung oder Untersuchung sein. 

Ist das Opfer nach einem Erstgespräch oder nach Ablauf der Bedenkfrist bereit, Aussagen 

zu tätigen, so kann eine erste polizeiliche Befragung stattfinden. Allenfalls ist der Sachverhalt 

bereits an die Staatsanwaltschaft berichtet worden und es finden Einvernahmen durch die 

Staatsanwältin oder den Staatsanwalt oder durch die Polizei im Auftrag der Staatsanwalt-

schaft statt. Eine Einvernahme kann auch durch das Gericht stattfinden. 

Bei den Einvernahmen des Opfers ist darauf zu achten, dass es während der Ausbeutung 

Gewalt und sexuellen Misshandlungen ausgesetzt war und die Erlebnisse einen Einfluss auf 

den psychischen Zustand des Opfers haben können. Die Gefahr von Traumatisierung wäh-

rend der Ausbeutung ist gross. Auch können Schamgefühle oder anhaltende Angst vor der 

Täterschaft das Verhalten der Opfer in der Einvernahme beeinflussen. Die Wahrscheinlich-

keit ist gross, dass die Aussagen der Opfer nicht kohärent und linear sind, während der Ein-

vernahme Retraumatisierungen stattfinden können und schwierige Situationen entstehen 

können. Deswegen ist es wichtig, dass die Einvernahmen der Opfer durch ausgebildete und 

erfahrene Spezialistinnen und Spezialisten für Fälle von Menschenhandel stattfinden, welche 

die Aussagen und das Verhalten der Opfer richtig deuten können und auf die Verfassung der 

Opfer Rücksicht nehmen. In Fällen sexueller Ausbeutung ist das Opfer zu fragen, ob es 

durch eine Person gleichen Geschlechts befragt werden soll. Darauf ist auch zu achten, 

wenn im Verlauf des Verfahrens, andere Personen, einschliesslich jener für das Dolmet-

schen, anwesend sind. Das Phasenmodell zur Einvernahme von Auskunftspersonen, Zeu-

ginnen und Zeugen sowie Privatklägerinnen und -kläger im Sexualstrafverfahren96 ist in nütz-

liches Tool für die Vorbereitung und Durchführung der Einvernahmen. 

Zu Beginn eines Verfahrens können noch verschiedene Unklarheiten in Bezug auf den Sach-

verhalt, die Rolle des Opfers und das geeignete Vorgehen bei der Strafverfolgung gegen die 

Täterschaft bestehen97. Dabei ist möglich, dass das Opfer vorerst als Auskunftsperson und 

 
95 Siehe auch Ziffer 2.7: Das Erstgespräch 
96 Das Phasenmodell für die Einvernahme unter der Bezeichnung «Tell Me» wurde von der Staatsan-
waltschaft St. Gallen erarbeitet und steht im geschlossenen Teil der Webseite der SSK zur Verfügung. 
97 Beispielsweise und nicht abschliessend: Unter welchen Voraussetzungen werden die Einvernah-
men von der Polizei oder von der Staatsanwaltschaft geführt? In welcher Reihenfolge werden mehrere 
Opfer einvernommen? Werden die Opfer von Beginn an in der Zeugeneigenschaft einvernommen? 
Werden andere Opfer über die Aussagebereitschaft eines Opfers unterrichtet? Wann werden die 
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noch nicht in der Zeugeneigenschaft befragt wird. Kantonale Praxis kann auch einen Einfluss 

auf das Vorgehen haben. Das Ziel muss sein, aus den Befragungen möglichst viele Informa-

tionen zu gewinnen, die auf geeignete Weise in das Strafverfahren einfliessen. Verdichtet 

sich der Verdacht auf Menschenhandel, wird das Opfer als Zeuge oder Zeugin gelten. Es 

kann nützlich sein, bei der Staatsanwaltschaft in Zusammenarbeit mit der Polizei Empfehlun-

gen mit guten Beispielen über das Vorgehen in Fällen von Menschenhandel zu verfassen. 

Hat es sich das Opfer anders überlegt und ist es nach einem Erstgespräch nicht mehr bereit, 

mit den Strafverfolgungsbehörden zusammen zu arbeiten, so ist dieser Entscheid im Sinne 

eines opferzentrierten Vorgehens zu respektieren. Ist es nicht das einzige Opfer eines Ver-

fahrens, werden sich die Belastungen gegen die Täterschaft auf andere Zeuginnen oder 

Zeugen stützen. Sind keine weiteren Opfer bekannt, werden die Strafverfolgungsbehörden 

gemäss den Grundsätzen über Offizialdelikte allenfalls weitere Abklärungen tätigen und je 

nach Ergebnis und erhobenen Beweise einen Entscheid über die Fortführung der Untersu-

chung treffen. 

Werden die Aussagen des Opfers aufgenommen, wird es im Verfahren gegen die Täter-

schaft als Zeugin oder Zeuge einvernommen. Die Aussagen des Opfers dienen also als Be-

weismittel gegen die Täterschaft. In der Regel werden mehrere Einvernahmen durch die Po-

lizei oder die Staatsanwaltschaft stattfinden, je nach Komplexität des Falles. Die Einvernah-

men finden durch strukturierte Fragestellungen der Strafverfolgungsbehörden statt. 

Damit die Aussagen vor Gericht verwendet werden können, muss eine Konfrontationseinver-

nahme mit Beteiligung der Täterschaft stattfinden. Bei einer solchen Einvernahme hat die 

Täterschaft, die in der Regel anwaltschaftlich vertreten ist, das Recht, Fragen an die Zeugin 

oder den Zeugen zu stellen und die Antworten im Sinne der Verteidigung zu verwenden und 

darzustellen. Solche Konfrontationseinvernehmen stellen eine grosse Belastung für das Op-

fer dar, denn es können Ängste vor Repressionen entstehen oder Retraumatisierungen statt-

finden98. Dabei ist zu bedenken, dass das Verfahren gegen die Täterschaft menschenrechtli-

chen und rechtsstaatlichen Kriterien genügen muss, denn dieser droht im Falle eines Urteils 

massivste Einschränkungen von Freiheitsrechen. Die oder der Beschuldigte muss wissen 

können, welche Belastungen vorgebracht werden, und muss sich zu diesen äussern können. 

Dieses Recht kann nur uneingeschränkt wahrgenommen werden, wenn die Gelegenheit be-

steht, ergänzende Fragen, die aus Sicht der Verteidigung notwendig sind, stellen zu können. 

 

7.4 Rechte von Opfern und Zeuginnen oder Zeugen im Strafverfahren 

Die Belastung des Opfers als Zeugin oder Zeuge kann aus mehreren Gründen sehr hoch 

sein: 

• Als wichtigstes Beweismittel gegen die Täterschaft sind Zeuginnen und Zeugen einer be-

sonderen Gefährdung ausgesetzt. Die Wahrscheinlichkeit ist real, dass es oder ihre An-

gehörige eingeschüchtert oder bedroht werden, um keine Aussagen zu tätigen oder al-

lenfalls bereits getätigten Aussagen zurückzuziehen. 

• Die Ausbeutung kann eine besondere psychische Belastung darstellen und eine Trauma-

tisierung zu Folge haben. Dies ist besonders bei gewaltbegleitenden, sexuellen Ausbeu-

tungen der Fall. Eine Befragung von traumatisierten Opfern stellt eine grosse Herausfor-

derung dar. Es sind besonders ausgebildete Fachleute der Strafverfolgung für die Befra-

gung einzusetzen und es sind die Fragetechniken und die Fragestellungen an das Opfer 

anzupassen. Allenfalls müssen besondere Vorkehrungen an den Ort der Befragung und 

den Ablauf getroffen werden. Gleichzeitig sind die Aussagen durch die Opfer richtig zu 

bewerten, denn es ist wahrscheinlich, dass diese mit dem genauen Ablauf der Ausbeu-

tung und mit der zeitlichen und örtlichen Einordnung der Geschehnisse Mühe haben. 

 
Aussagen auf Video aufgenommen? Werden bei identischen Vorgehensweisen der Täterschaft alle 
Opfer umfassend einvernommen? 
98 Zum Schutz der Opfer in Einvernahmen siehe unten Ziffer 9.5 Prozessualer Zeugenschutz 
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Sind Opfer durch die Straftat in ihrer körperlichen, sexuellen oder psychischen Integrität un-

mittelbar beeinträchtigt worden, stehen ihnen im Strafverfahren gegen die Täterschaft nach-

folgende besondere Rechte für deren Schutz zu (Art. 117 Strafprozessordnung): 

Recht auf Persönlichkeitsschutz 

Aus rechtsstaatlichen Gründen sind Gerichtsverhandlungen in der Schweiz öffentlich, ein-

schliesslich der Urteilsverkündigung und es darf darüber berichtet werden. Damit wird eine 

Kontrolle der Rechtsprechung durch die Öffentlichkeit angestrebt. Obschon es in den Medien 

durchaus Praxis ist, einen gewissen Persönlichkeitsschutz walten zu lassen und Namen von 

Personen, die an der Gerichtsverhandlung beteiligt sind, nicht zu nennen, kann es durchaus 

legitime Interessen des Opfers an einem weitergehenden Schutz geben. Es stehen folgende 

Möglichkeiten zur Verfügung: 

• Die Öffentlichkeit kann von Gerichtsverhandlungen ganz oder teilweise ausgeschlossen 

werden, wenn insbesondere schutzwürdige Interessen des Opfers dies erfordern (Art. 70 

Abs 1 Bst. a Strafprozessordnung). 

• Die Orientierung der Öffentlichkeit ausserhalb eines öffentlichen Gerichtsverfahrens über 

die Identität des Opfers kann eingeschränkt werden (Art. 74 Abs. 4 Strafprozessord-

nung). 

• Die Persönlichkeitsrechte des Opfers werden auf allen Stufen des Verfahrens gewahrt 

(Art. 152 Strafprozessordnung). 

Recht auf Begleitung durch eine Vertrauensperson 

• Das Opfer kann sich durch eine Vertrauensperson begleiten lassen (Art. 70 Abs. 2 und 

Art 152 Abs. 2 Strafprozessordnung). Oft findet die Begleitung durch Angehörige einer 

spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen statt. Diese 

geben dem Opfer eine Stütze und Sicherheit während der Einvernahme und können be-

ruhigend wirken. Allerdings ist darauf zu achten, dass die Begleitung nicht auf die Einver-

nahme Einfluss nimmt. 

Recht auf Schutzmassnahmen 

• Begegnungen des Opfers mit der beschuldigten Person müssen vermieden werden, 

wenn das Opfer das verlangt. Dem Anspruch des Angeschuldigten auf rechtliches Gehör 

wird auf andere Weise Rechnung getragen, beispielsweise durch räumlich getrennte Ein-

vernahme mit Video- oder Audioübertragung (Art. 152 Strafprozessordnung). 

• Bei Straftaten gegen die sexuelle Integrität gelten folgende besonderen Schutzbestim-

mungen: 

- Auf Wunsch der einvernommenen Person findet die Einvernahme von einer Person 

gleichen Geschlechts statt (Art. 153 Abs. 1 Strafprozessordnung). 

- Eine Gegenüberstellung mit der beschuldigten Person darf gegen den Willen des Op-

fers nur angeordnet werden, wenn der Anspruch der beschuldigten Person auf recht-

liches Gehört nicht auf andere Weise gewährleistet werden kann (Art. 153 Abs. 2 

Strafprozessordnung). Es sind also die vorerst andere Schutzmassnahmen zu prüfen, 

wie die räumlich getrennte Einvernahme mit audiovisueller Übertragung. 

- Das Opfer kann verlangen, dass wenigstens eine Person desselben Geschlechts wie 

das Opfer dem Gericht angehört (Art. 335 Abs. 4 Strafprozessordnung). Dieses Recht 

kann in Fällen von Menschenhandel zwecks sexueller Ausbeutung relevant sein. Das 

gilt auch für den Dolmetscher oder die Dolmetscherin. 

- Handelt es sich um ein Opfer einer Straftat gegen die sexuelle Integrität kann es in 

jedem Fall die Aussage zu Fragen verweigern, welche die Intimsphäre betreffen (Art. 

169 Abs. 4 Strafprozessordnung). 

Recht auf Aussageverweigerung 

Strafverfolgungsbehörden haben die Pflicht, Offizialdelikte, die ihnen zur Kenntnis gelangt 

sind, zu ermitteln und zu untersuchen. Zeugenaussagen können ein wichtiges Beweismittel 
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sein. Deswegen gilt die allgemeine Zeugnispflicht, wonach jede zeugnisfähige Person zu ei-

nem wahrheitsgemässen Zeugnis verpflichtet ist (Art. 163 Strafprozessordnung).  

Das Interesse des Staates an einer Aufklärung der Straftat kann in einen Zielkonflikt zu den 

Interessen des Opfers stehen. Wenn das Opfer sich bedroht fühlt oder die Angehörigen in 

Gefahr sieht, kann es sein, dass es nicht aussagen will oder nach ersten Aussagen nicht 

mehr als Zeugin oder Zeuge zur Verfügung stehen will. Diese Situation ist bei Opfern von 

Menschenhandel real, kommt häufig vor und ist ernst zu nehmen. Die Strafprozessordnung 

räumt deshalb Opfern von Straftaten ein Zeugnisverweigerungsrecht ein, wenn durch ihre 

Aussage eine erhebliche Gefahr für Leib und Leben oder ein anderer schwerer Nachteil 

droht, welcher mit Schutzmassnahmen nicht abgewendet werden kann. Weil das Opfer von 

Menschenhandel oft ausländischer Herkunft ist, kann die Sicherheit nicht immer gewährleis-

tet werden. 

Recht auf Information (Art. 305 Strafprozessordnung) 

• Im Zentrum steht die Information des Opfers, die Leistungen der Opferhilfe gemäss Op-

ferhilfegesetz in Anspruch zu nehmen. Deswegen wird es über das Angebot der Opferbe-

ratungsstellen und die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Op-

ferhilfestellen, die Adressen der Opferhilfe und die Möglichkeit, Gesuche für die Entschä-

digung und Genugtuung nach Opferhilfegesetz einzureichen, informiert. Dem Opfer wird 

angeboten, seine Angaben einer Beratungsstelle zu melden und so den Kontakt herzu-

stellen, sofern es damit einverstanden ist. 

• Das Opfer wird durch Polizei und Staatsanwaltschaft über die Rechte und Pflichten im 

Strafverfahren gegen die Täterschaft informiert. Damit kann es sich ein Bild machen, was 

die Teilnahme an einem Strafverfahren gegen die Täterschaft für Folgen hat und bedeu-

tet. 

• Das Opfer wird auch über das Recht, über Entscheide und Tatsachen der verurteilen 

Person informiert zu werden, IN Kenntnis gesetzt. 

Diese Informationen werden vorzugsweise in einem Erstgespräch vermittelt99. Ist das Opfer 

aufgrund seines Zustandes nicht in der Lage, die Informationen zu erfassen, ist deren Ver-

mittlung so bald als möglich durch die spezialisierte Opferschutzorganisation sowie kanto-

nale Opferhilfestelle oder die Polizei nachzuholen. Das Opfer muss über diese Informationen 

verfügen, damit es sich während der Erhol- und Bedenkzeit eine Meinung über die Teil-

nahme an einem Verfahren und seine Zukunft bilden kann. Dass die Information des Opfers 

stattgefunden hat, ist festzuhalten, vorzugsweise in Form einer Aktennotiz. Diese kann in die 

Aktien aufgenommen werden, um zu belegen, dass dem Opfer lediglich die Informationen 

vermittelt wurden, aber keine Versprechungen oder Zugeständnisse gemacht wurden. Zum 

Schutz des Opfers darauf zu verzichten, Aufenthalts- Adress- oder Kontaktdaten in die Ak-

tennotiz aufzunehmen. Auch die Gerichte haben bei der Vorbereitung der Hauptverhandlung 

das Opfer zu informieren, sofern es durch die Strafverfolgungsbehörden bisher noch nicht 

geschehen ist (Art. 330 Strafprozessordnung). 

Recht auf Erhalt des Entscheides oder des Strafbefehls gegen die Täterschaft 

Grundsätzlich besteht kein Recht der Zeugin oder des Zeugen zu erfahren, was das Ergeb-

nis des Strafverfahrens gegen die Täterschaft ist. Ein Opfer hingegen kann verlangen, den 

Entscheid des Gerichts oder Strafbefehl unentgeltlich zu erhalten (Art. 117 Strafprozessord-

nung). Das Wissen über den Ausgang des Verfahrens kann einem Opfer persönlich viel be-

deuten, sei es als Genugtuung oder um Vorkehrungen gegen allfällige Reaktionen der Täter-

schaft zu treffen. Auch haben die Opfer nach Art. 92a Strafgesetzbuch ein Informationsrecht, 

wenn die Täterschaft nach Verbüssung der Strafe aus der Haft entlassen wird100. 

 

 
99 siehe oben Ziffer 2.7 
100 BGE 145 IV 287 
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7.5 Als Privatklägerschaft 

Das Opfer kann sich am Strafverfahren beteiligen, indem es die Bestrafung der Beschuldig-

ten verlangt und/oder privatrechtliche Ansprüche aus der Straftat geltend macht. Damit ist es 

für das Opfer möglich, auf das Verfahren unmittelbar Einfluss zu nehmen, denn als Privatklä-

gerin oder -kläger wird das Opfer zur Partei im Strafverfahren (Art. 104 Strafprozessordnung) 

und kann alle Rechte, die mit der Parteistellung verbunden sind, ausüben. 

Die Privatklägerschaft ist einfach zu begründen. Erforderlich ist eine ausdrückliche Erklä-

rung, sich im Verfahren gegen die Täterschaft zu beteiligen. Die Erklärung wird schriftlich 

oder mündlich zu Protokoll gegeben. In dieser Erklärung kann das Opfer die Verfolgung und 

Bestrafung der Täterschaft verlangen (Strafklage) und/oder adhäsionsweise privatrechtliche 

Ansprüche geltend machen, die aus der Strafklage abgeleitet werden (Zivilklage)101. 

Mit der Stellung als Partei kann das Opfer alle Rechte im Zusammenhang mit dem rechtli-

chen Gehör ausüben. Dazu gehören gemäss Art. 107 Strafprozessordnung: 

• Einsicht in die Akten zu erhalten. 

• An Verfahrenshandlungen teilzunehmen, beispielsweise an Einvernahmen oder Beweis-

erhebungen. 

• Im Verfahren eine Rechtsanwältin oder -anwalt beizuziehen und sich durch diese vertre-

ten zu lassen. 

• Sich zur Sache und zum Verfahren zu äussern, also die eigene Bewertung der Ergeb-

nisse der Untersuchung einfliessen zu lassen. 

• Eigenständig neben der Staatsanwaltschaft Beweisanträge zu stellen. 

• Zivilrechtliche Ansprüche - Schadenersatz und Genugtuung - geltend machen. 

Jede Beteiligung an einem Gerichtsverfahren ist mit einem finanziellen Risiko verbunden. 

Der Grundsatz, dass die unterliegende Partei die Verfahrenskosten und den Aufwand der 

Gegenpartei zu tragen hat, gilt allgemein im Verfahrensrecht der Schweiz und ist unabhängig 

davon, welche Personen oder Opfer als Partei beteiligt sind. Das bedeutet, dass das Men-

schenhandelsopfer für den Aufwand, den es für die Zivilklage hatte, entschädigt wird, wenn 

die Beschuldigten den Anspruch ablehnen und trotzdem verurteilt werden. Anders, wenn die 

Beschuldigten freigesprochen werden, die Zivilklage abgewiesen wird oder auf den Zivilweg 

verwiesen wird, dann wird das Opfer in der Eigenschaft der Privatklägerschaft ersatzpflichtig. 

Dabei muss zwischen Verfahrenskosten und Parteikosten unterschieden werden. Gemäss 

Art. 427 Abs. 1 Strafprozessordnung können der Privatklägerschaft die Verfahrenskosten, 

die durch Anträge im Zivilpunkt verursacht wurden, auferlegt werden. Ist dem Opfer die un-

entgeltliche Prozessführung bewilligt worden, was für Betroffene von Menschenhandel die 

Regel ist, ist es gemäss Art. 136 Abs. 2 Strafprozessordnung von den Verfahrenskosten be-

freit. In Bezug auf die Parteikosten hat gemäss Art. 432 Abs. 1 die obsiegende beschuldigte 

Person gegenüber der Privatklägerschaft Anspruch auf angemessene Entschädigung, die für 

die Anträge im Zivilpunkt verursacht wurden. 

Für das Rechtsmittelverfahren gilt das Kostenrisiko in gleicher Weise wie für das erstinstanz-

lichen Verfahren. Die Kosten des Rechtsmittelverfahrens tragen die Parteien nach Massgabe 

ihres Obsiegens oder Unterliegens. Als unterliegend gilt auch die Partei, auf deren Rechts-

mittel nicht eingetreten wird oder die das Rechtsmittel zurückzieht (Art. 428 Strafprozessord-

nung).  

Ist das Opfer mit dem Entscheid des Gerichts nicht einverstanden, ist eine Berufung an das 

Berufungsgericht als Rechtsmittel möglich. Die Privatklägerschaft kann gegen Entscheide im 

Strafverfahren ein Rechtsmittel ergreifen, sofern es ein rechtlich geschütztes Interesse an 

der Aufhebung des Entscheides hat (Art. 382 Abs. 1 Strafprozessordnung) 102. Gerügt wer-

den können unter anderem Rechtsverletzungen, die unvollständige oder unrichtige Feststel-

lung des Sachverhaltes und Unangemessenheit des Entscheides. Die Berufung ist innerhalb 

 
101 Art. 119 Strafprozessordnung 
102 Für Beschwerden Art. 393 ff, für Berufungen Art. 398ff Strafprozessordnung 
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von 10 Tagen seit Eröffnung des Urteils anzumelden und innerhalb von 20 Tagen nach Vor-

liegen der schriftlichen Urteilsbegründung ist eine schriftliche Berufungserklärung beim Beru-

fungsgericht einzureichen. Es ist möglich, die Berufung auf den Zivilanspruch oder einzelne 

Zivilansprüche zu beschränken. Die Privatklägerschaft kann jedoch einen Entscheid hinsicht-

lich der ausgesprochenen Strafe nicht anfechten. Die Beurteilung, ob eine Strafe angemes-

sen ist oder nicht, ist ausschliesslich der Staatsanwaltschaft vorbehalten und sie lässt sich 

dabei durch die Praxis der Rechtsprechung leiten. 

 

7.6 Ausbeutung in diplomatischen Haushalten  

In den letzten Jahren wurden in der Schweiz mehrere Fälle von Ausbeutung von Personen 

bekannt, die in diplomatischen Haushalten in der Schweiz arbeiteten. Die im Wiener Über-

einkommen103 über diplomatische Beziehungen vorgesehene diplomatische Immunität kann 

ein Hindernis für die strafrechtliche Verfolgung der Menschenhändler darstellen. In der Regel 

müssen die Strafverfolgungsbehörden die Aufhebung der diplomatischen Immunität beantra-

gen und erwirken, um diese Menschenhändler strafrechtlich verfolgen zu können. 

Trotz dieser Hindernisse können Hausangestellte, die bei Diplomatinnen und Diplomaten 

oder ausländischen Vertretungen beschäftigt sind, ihre Rechte sowohl auf zivilrechtlicher 

Ebene als auch im Rahmen eines Strafverfahrens geltend machen104. 

Um die ordnungsgemässe Anstellung von privaten Angestellten105 in diplomatischen Haus-

halten sicherzustellen, wurden in der Verordnung über die privaten Hausangestellten106 Re-

geln erlassen und das Verfahren festgelegt. Die Verordnung richtet sich an Arbeitgeberinnen 

und Arbeitgeber, die private Hausangestellte anstellen wollen sowie an die privaten Hausan-

gestellten selbst. Es müssen schriftliche Arbeitsverträge nach Vorlage des EDA abgeschlos-

sen und durch das Protokoll visiert werden und es werden alle privaten Hausangestellten bei 

der Ausstellung ihres Visums auf der Schweizer Auslandvertretung persönlich darüber infor-

miert, an wen sie sich bei auftretenden Schwierigkeiten wenden können. 

Treten trotzdem Schwierigkeiten zwischen der Haushaltshilfe und der ausländischen Vertre-

tung als Arbeitgeber auf, so können sich die Betroffenen an das Bureau de l’amiable Compo-

siteur in Genf107 wenden. Diese Institution wird vom Kanton Genf betrieben und richtet sich 

an Mitarbeitende ausländischer Vertretungen sowie an private Haushaltsangestellte im diplo-

matischen Bereich, um aussergerichtlich und einvernehmlich Arbeitskonflikte zu lösen. Das 

Bureau de l’amiable Compositeur vermittelt bei Streitigkeiten zwischen Parteien im Sinne ei-

ner Mediation, wenn aufgrund der diplomatischen Immunität der Anspruch nicht vor nationa-

len Gerichten eingeklagt werden kann. Das Verfahren ist kostenlos und vertraulich und zielt 

darauf ab, eine Einigung in den spezifischen Arbeitskonflikten zu finden. Bei Straftaten, die 

über missbräuchliche Arbeitsbedingungen hinausgehen, bleibt die Strafbehörde zuständig 

und muss eingeschaltet werden, um den Sachverhalt zu prüfen und die Täter zu verfolgen. 

Angesichts der Komplexität dieser Situationen ist es sinnvoll, das potenzielle Opfer an eine 

spezialisierte Opferschutzorganisation oder die kantonale Opferhilfestelle zu verweisen, um 

es über seine Rechte und die bestehenden Möglichkeiten zu informieren. 

 
103 Art. 31 des Wiener Übereinkommens über diplomatische Beziehungen (SR 0.191.01) 
104 BGer 4A170/2024 vom 25.09.2024 
105 Es gibt mehrere Kategorien von Hauspersonal: Dienstpersonal, lokales Personal und private Haus-
angestellte. Für jede dieser Kategorien gelten unterschiedliche Vorschriften hinsichtlich des auf Ar-
beitsverhältnisse anwendbaren Rechts und der für eventuelle Streitigkeiten zuständigen Gerichtsbar-
keit. 
106 Verordnung über die Einreise-, Aufenthalts- und Arbeitsbedingungen der privaten Hausangestellten 
von Personen, die Vorrechte, Immunitäten und Erleichterungen geniessen (Verordnung über die priva-
ten Hausangestellten, PHV; SR 192.126) 
107 https://www.cagi.ch/fr/bureau-amiable-compositeur/ 
 

https://www.cagi.ch/fr/bureau-amiable-compositeur/
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8. Non Punishment 
 

8.1 Ausgangslage 

Betroffene von Menschenhandel werden auf vielfältige Weise ausgebeutet. Sie können ge-

zwungen werden, legale Arbeiten zu verrichten, wie beispielsweise sich zu prostituieren, auf 

der Baustelle zu arbeiten, Leute zu pflegen oder zu betteln. Sie können aber auch zu strafba-

ren Handlungen gezwungen werden, beispielsweise Diebstahl zu begehen, Aufgaben im 

Drogenhandel zu übernehmen oder bei Raubüberfällen mitzuwirken. Die Ausbeutung in der 

Kriminalität wird zunehmend beobachtet und kann vielfältige Formen annehmen. 

Häufig sind mit der Ausbeutung für legale Tätigkeiten mittelbar verbotene Handlungen ver-

bunden. Beispielsweise kann eine Arbeit ohne Bewilligung vorliegen, wenn Angehörige aus 

einem Drittstaat Erwerbstätigkeiten ausüben, für die sie eine Bewilligung bräuchten und 

diese nicht vorliegt. Oder es wird die zulässige Aufenthaltsdauer überschritten oder keine ört-

liche Bewilligung für die Ausübung der Prostitution eingeholt. Bei Kontrollen werden regel-

mässig solche Regelverstösse festgestellt und es folgt rasch eine Anzeige an die Staatsan-

waltschaft, die wiederum einen Strafbefehl für die Wiederhandlung erlässt. Nicht selten kann 

die betroffene Person die Strafe nicht bezahlen und es wird die Geldstrafe in Haftstrafe um-

gewandelt. 

Auf diese Weise können Opfer von Menschenhandel für rechtswidrige Handlungen bestraft-

werden, zu denen sie gezwungen wurden. 

 

8.2 Wichtige rechtliche Grundlagen 

• Art. 26 Übereinkommen des Europarates zur Bekämpfung des Menschenhandels (SR 

0.311.543) 

• Art. 4 Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK, SR 0.101) 

• Art. 12 Abs. 2, Art. 52 bis Art. 54 Schweizerisches Strafgesetzbuch (StGB; SR 311.0) 

• Art. 8 und Art. 310 Schweizerische Strafprozessordnung (Strafprozessordnung, StPO; 

SR 312.0) 

• BGE 104 IV 189 E3b (Urteil V.C.L. und A.N. gegen Vereinigtes Königreich vom 16. Feb-

ruar 2021) 

Wichtige Punkte für Regelung in den kantonalen Kooperationsmechanismen: 

• Der Grundsatz, dass für Menschenhandelsverfahren spezialisierte und ausgebildete 

Angehörige der Polizei und Staatsanwaltschaft eingesetzt werden, ist festzuhalten. 

• Es ist festzuhalten, dass für die Einvernahme der Menschenhandelsopfer speziali-

sierte Angehörige der Polizei und Staatsanwaltschaften zuständig sind. 

• Die Schutzvorkehrungen, um eine Begegnung zwischen den Opfern und den Be-

schuldigten aus Anlass der Konfrontationseinvernahmen zu vermeiden, sind zu be-

schreiben. 

• Die Staatsanwaltschaften wenden das Phasenmodell für die Einvernahme in Sexual-

strafverfahren «Tell Me» an, wenn Opfer von sexueller Ausbeutung einvernommen 

werden. 

• Die Vertretung der Opfer ist durch erfahrene Opferanwältinnen und -anwälte sicher zu 

stellen. 
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• Erläuterungen und Empfehlungen zum Non-Punishment Prinzip betreffend Opfer von 

Menschenhandel der Schweizerischen Staatsanwaltschaftskonferenz SSK108  

 

8.3 Das Non-Punishment Prinzip 

Das Non-Punishment-Prinzip besagt, dass Opfer von Menschenhandel nicht für Handlungen 

bestraft werden dürfen, zu denen sie während der Tatausführung gezwungen wurden. Der 

Gedanke dabei ist, dass sich die Opfer in einer Zwangssituation befinden, nicht frei entschei-

den können und die Erwartungen der Ausbeuter und Ausbeuterinnen erfüllen müssen. Wür-

den sie sich weigern, hätten sie mit teils gravierenden Nachteilen für sich oder ihre Familie 

zu rechnen. Weil die Entscheidungsfreiheit eingeschränkt ist, soll das Opfer für solche Hand-

lungen strafrechtlich nicht zur Verantwortung gezogen werden. 

Der Begriff «gezwungen» ist gemäss Kommentar109 zum Europaratsübereinkommen weit zu 

verstehen. Zwang umfasst nicht nur Massnahmen der Willensbeugung, beispielsweise An-

drohung von Gewalt, sondern auch solche der Willensbildung, wie Täuschung zu verstehen. 

Ebenso ist Zwang im Sinne des Übereinkommens gegeben, wenn die Verletzlichkeit des Op-

fers von der Täterschaft ausgenutzt wird. 

Das Non-Punishment Prinzip besagt aber nicht, dass Opfer von Menschenhandel generell 

strafbefreit sein sollen. Handelt es ausserhalb der Zwangssituation in verbotener Weise, bei-

spielsweise, in dem es sich während der Ausbeutung etwas widerrechtlich aneignet und dies 

nicht von den Ausbeutenden erwartet wird oder gar nach der Ausbeutung, während es in Ob-

hut der spezialisierten Opferschutzorganisation sowie kantonalen Opferhilfestell ist, so kann 

es dafür strafrechtlich zur Verantwortung gezogen werden. 

Das Non-Punishment Prinzip beinhaltet nicht nur das Absehen von einer Strafe als Ergebnis 

eines Strafverfahrens, sondern auch das Absehen von einer Strafverfolgung, wenn die Ei-

genschaft als Opfer von Menschenhandel gesichert ist. 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte weist darauf hin, dass bei Verdacht auf 

Menschenhandel die Strafverfolgung des Opfers ausgesetzt werden muss, bis dessen Op-

ferstatus geklärt ist110. 

 

8.4 Umsetzung in der Schweiz 

Ebene der Rechtssetzung 

Das Non-Punishment Prinzip ist Ausdruck des Grundsatzes im Strafrecht, dass niemand für 

eine Tat bestraft werden darf, wenn ihn keine Schuld trifft111. Das trifft zu, wenn ein Schuld-

ausschliessungsgrund vorhanden ist. Handelt jemand unter Zwang, ist davon auszugehen, 

dass die Schuld als Strafbarkeitsvoraussetzung nicht gegeben ist. Art. 18 Abs. 2 Strafgesetz-

buch nennt den Nötigungsnotstand als Schuldausschliessungsgrund. Üblicherweise werden 

unter Art. 18 Abs. 2 Strafgesetzbuch Fälle von vis absoluta, also unwiderstehliche physische 

Gewalt verstanden. In BGE 104 IV 189 E3b wird klargestellt, dass auch Fälle von vis com-

pulsiva, also nötigende Gewalt, Drohung oder psychischer Zwang einen Nötigungsnotstand 

beinhalten können, unter Berücksichtigung des Alters, des Gesundheitszustandes und der 

Widerstandsfähigkeit der bedrohten Person. Die besondere Verletzlichkeit des Opfers könnte 

ebenfalls als Begründung für die herabgesetzte Widerstandsfähigkeit dienen. 

Art. 52 Strafgesetzbuch regelt die Strafbefreiung wegen fehlendem Strafbedürfnis. Die zu-

ständige Behörde sieht von einer Strafverfolgung, einer Überweisung ans Gericht oder einer 

 
108 Verabschiedet am 23. November 2023, bei der SSK zu beziehen 
109 RYSZARDP PIOTROWICZ, Article 26, Non-Punishment-Provision, in: Julia Planitzer/Helmut Sax 
(Hrsg,), A Commentary on the Council of Europe Convention on Action against Trafficking in Human 
Beings (e-elgar.com) U.K. 2020, Rz 26.02 
110 Urteil V.C.L. und A.N. gegen Vereinigtes Königreich vom 16. Februar 2021 
111 Das ist Ausdruck des Schuldprinzips im Strafrecht: Die Begehung einer strafbaren Handlung kann 
nur dann zu einer Bestrafung führen, wenn die Tatbegehung persönlich vorgeworfen werden kann.   
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Bestrafung ab, wenn Schuld und Tatfolgen gering sind. Von dieser Bestimmung werden nicht 

nur Bagatelldelikte im Sinne von Übertretungen erfasst, sondern auch schwere Straftaten, 

wenn die Auswirkungen der Tat gering sind und das Verschulden der Täterschaft – in vorlie-

gendem Kontext des Opfers von Menschenhandel - eine gewisse Schwelle nicht überschrei-

tet. 

Das Ausmass des Verschuldens bemisst sich nach den Strafzumessungskriterien von Art. 

47 Strafgesetzbuch. Ist die Wirkung einer Strafe auf das Leben der betroffenen Person er-

heblich, führen spezialpräventive Überlegungen zu einer Reduktion der Strafe oder Befrei-

ung davon. War das Opfer von Menschenhandel also aufgrund seiner Situation nicht oder 

kaum in der Lage, die Gefährdung oder Verletzung des betroffenen Rechtsgutes zu vermei-

den, muss erhebliche Strafminderung gefolgert werden, so dass im Resultat auf eine Bestra-

fung verzichtet werden kann. 

Gemäss Art. 54 Strafgesetzbuch ist die Betroffenheit der Täterschaft durch die eigene Tat zu 

berücksichtigen. Die zuständige Behörde sieht von einer Strafverfolgung, einer Überweisung 

ans Gericht oder einer Bestrafung ebenfalls ab, wenn die Täterschaft, im vorliegenden Kon-

text das Opfer von Menschenhandel, durch die unmittelbaren Folgen der Tat so schwer be-

troffen ist, dass eine Strafe unangemessen wäre. 

Gemäss Art. 8 Strafprozessordnung sehen die Staatsanwaltschaft und das Gericht von einer 

Strafverfolgung ab, wenn das Bundesrecht es vorsieht, namentlich, unter den Voraussetzun-

gen von Art. 52 bis Art. 54 Strafgesetzbuch. Dies kann der Fall sein, wenn aus Polizeiberich-

ten und anderen Unterlagen hervorgeht, dass die betroffene Person ein Opfer von Men-

schenhandel ist. Die Staatsanwaltschaft verfügt also die Nichtanhandnahme, sobald auf-

grund der Strafanzeige oder des Polizeirapports feststeht, dass aus den in Art. 8 Strafpro-

zessordnung genannten Gründen auf eine Strafverfolgung zu verzichten ist (Art. 310 Abs. 1 

Bst. c Strafprozessordnung). Die Staatsanwaltschaft verfügt gemäss Art. 319, Abs. 1 Bst. e 

Strafprozessordnung die Einstellung des Verfahrens, falls es bereits eröffnet wurde und aus 

den Erkenntnissen hervorgeht, dass nach gesetzlicher Vorschrift auf Strafverfolgung oder 

Bestrafung verzichtet werden kann, weil ein Opfer von Menschenhandel betroffen ist. 

Ebene der Ausbildung 

Die Strafverfolgung in Fällen von Menschenhandel stellt eine besondere Herausforderung 

dar und wird vorzugsweise von spezialisierten Angehörigen der Strafverfolgungsbehörden 

geführt. Besondere Kenntnisse und Erfahrungen über die Modus Operandi von Menschen-

handel, den Umgang und die Befragung von oft traumatisierten Menschenhandelsopfern, die 

Zusammenarbeit mit der spezialisierten Opferhilfe und anderen nationalen und internationa-

len Stellen der Strafverfolgung sind notwendig, um Verfahren gegen die Täterschaft von 

Menschenhandel erfolgreich durchführen zu können. Die Erkennung von Sachverhalten und 

die Anwendung des Non-Punishment ist keine Selbstverständlichkeit in der Strafverfolgung. 

Deswegen müssen auch übrige Angehörige der Staatsanwaltschaften sensibilisiert sein, um 

Anzeichen von Menschenhandel und die Eigenschaften als Opfer von Menschenhandel zu 

erkennen, richtig deuten zu können und das Non-Punishment Prinzip richtig anzuwenden. 

Das Ausbildungskonzept von fedpol liefert die notwendigen Angaben über die Ausbildung 

und Sensibilisierung der Staatsanwaltschaften im Kontext der Menschenhandelsbekämp-

fung. 

Ebene der Prozessabläufe 

Das Non-Punishment Prinzip richtet sich an die Rechtspflege in Strafsachen. Das Ziel ist, 

Opfer von Menschenhandel nicht nur für Taten nicht zu bestrafen, die sie während der Aus-

beutung unter Zwang begangen haben, sondern auch solche Verfahren zu vermeiden. 

Über die Strafbefreiung entscheiden primär die Staatsanwaltschaften im Untersuchungsver-

fahren und allenfalls Gerichte, wenn im bisherigen Verlauf der Verfahren neue Hinweise auf-

tauchen sollten. Der Polizei steht kein Ermessen zu, über die Meldung einer strafbaren 

Handlung an die Staatsanwaltschaft zu entscheiden. Sie ist verpflichtet, alle festgestellten 

strafbaren Handlungen, auch solche von Opfern von Menschenhandel, an die 
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Staatsanwaltschaft weiterzuleiten. Der Entscheid über die Strafbarkeit fällt ausschliesslich in 

justizielle Zuständigkeit, also Staatsanwaltschaft oder Gerichte. 

Die Erkennung von Menschenhandelsopfern ist wichtigste Voraussetzung für die Einhaltung 

des Non-Punishment Prinzipes. In der Praxis kann eine Verurteilung von Opfern stattfinden, 

wenn diese nicht erkannt werden. Nicht selten werden verurteilte Opfer erst später, beim 

Vollzug oder in anderen Zusammenhängen als solche erkannt. Es muss also durch Vorkeh-

rungen sichergestellt werden, dass in allen Verfahrensstadien mögliche Opfer erkannt wer-

den, die Information darüber weitergeleitet werden und eine ungerechtfertigte Verurteilung 

verhindert wird. 

Bei Kontrollen im Milieu und bei Arbeitsmarktkontrollen ist also nicht nur darauf zu achten, ob 

die notwendigen Dokumente vorhanden sind, sondern es ist auch auf Anzeichen von Men-

schenhandel und Ausbeutung zu achten: 

• Alle Kontrollorgane sind zu instruieren, bei ihrer Kontrolltätigkeit auf Anzeichen von Men-

schenhandel zu achten. Besonders wenn fehlende oder mangelhafte Aufenthalts- oder 

Arbeitsbewilligungen, Bewilligungen für die Prostitutionsausübung oder Ähnliches festge-

stellt wird, ist die Wahrscheinlichkeit gegeben, dass mit der Arbeit auch Ausbeutung ein-

hergeht. Die Indikatorenliste von fedpol112 gibt nützliche Hinweise für die Erkennung von 

Ausbeutung. 

• Besteht der Verdacht auf Ausbeutung, so ist in den Berichten an die Staatsanwaltschaf-

ten darauf hinzuweisen und die Gründe dazu sind zu beschreiben. Die Staatsanwalt-

schaft muss daraus erkennen können, dass ein Opfer von Menschenhandel betroffen 

sein könnte und die notwendigen Schlussfolgerungen daraus ziehen können.  

• In den Staatsanwaltschaften ist sicher zu stellen, dass alle Anzeigen mit Hinweis auf 

Ausbeutung von Staatsanwältinnen oder Staatsanwälten bearbeitet werden, die über das 

Thema Non-Punishment sensibilisiert oder ausgebildet sind und es ist der Austausch mit 

den spezialisierten Angehörigen für Fälle von Menschenhandel sicherzustellen. Damit 

soll erreicht werden, dass allenfalls weitere Opfer bestehenden Untersuchungen zuge-

ordnet werden können, wo dies bisher noch nicht der Fall war. 

 

8.5 Revision von Urteilen 

Oft wird die Verletzung des Non-Punishment Prinzipes erst nach Verurteilung in einem Straf-

befehl bekannt, wenn das Opfer nachträglich in anderen Zusammenhängen in die Betreuung 

durch einer spezialisiert Opferschutzorganisation sowie kantonaler Opferhilfestell gelangt 

und die Vorgeschichte aufgearbeitet wird. Tritt zutage, dass das Opfer die Tat, für die es be-

reits verurteilt wurde, während der Ausbeutung unter Zwang begangen hat, so steht das 

Rechtsmittel der Revision eines Urteils gemäss Art. 410ff der Strafprozessordnung zur Verfü-

gung. Eine Revision kann gestützt auf neue, vor dem Entscheid eingetretene Tatsachen oder 

neue Beweismittel beantragt werden, die erst später bekannt werden. Das Revisionsgesuch 

wird am besten von der anwaltlichen Vertretung des Opfers eingereicht. Zuständig für die 

Beurteilung der Revisionsgesuche ist das Berufungsgericht. Erachtet das Berufungsgericht 

die geltend gemachten Revisionsgründe als gegeben, wird der angefochtene Entscheid auf-

gehoben. 

 

 
112 https://www.fedpol.admin.ch/dam/fedpol/de/data/kriminalitaet/menschenhandel/berichte/indikato-
ren-opferidentifizierung-mh-d.pdf.download.pdf/indikatoren-opferidentifizierung-mh-d.pdf 
 

https://www.fedpol.admin.ch/dam/fedpol/de/data/kriminalitaet/menschenhandel/berichte/indikatoren-opferidentifizierung-mh-d.pdf.download.pdf/indikatoren-opferidentifizierung-mh-d.pdf
https://www.fedpol.admin.ch/dam/fedpol/de/data/kriminalitaet/menschenhandel/berichte/indikatoren-opferidentifizierung-mh-d.pdf.download.pdf/indikatoren-opferidentifizierung-mh-d.pdf
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9. Opferschutz und Sicherheit 
 

9.1 Ausgangslage 

Nach Beendigung der Ausbeutung sind die Betroffenen der Gefahr ausgesetzt, durch die Tä-

terschaft wieder angegangen und bedroht zu werden. Die Aussagen der Opfer von Men-

schenhandel sind die wichtigsten Belastungsbeweise. Der Täterschaft ist das bekannt und 

es wird versucht, das Opfer dazu zu bringen, keine Belastungen bei den Strafverfolgungsbe-

hörden vorzubringen. Die Bedrohung ist umso akuter, wenn bei der Beendigung der Ausbeu-

tung die Kontrollbehörden und die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantona-

len Opferhilfestellen mitgewirkt haben. Es gibt viele Möglichkeiten, die Opfer zu beeinflussen. 

Je nach Organisationsstruktur der Täterschaft ist die Ausprägung und der Grad der Bedro-

hung unterschiedlich. Strukturen organisierter Kriminalität können umfassender, professio-

neller und länderübergreifender wirken und auch Familienmitglieder im Herkunftsland bedro-

hen. Nicht zu unterschätzen ist das Gewaltpotential, das von Einzeltätern, die beispielsweise 

als Loverboys agieren, ausgehen kann. Oft versucht die Täterschaft, mit dem Opfer über die 

Telekommunikation wieder Kontakt aufzunehmen und es zur Rückkehr in die Ausbeutung zu 

bewegen. Oder die Täterschaft versucht, den Aufenthaltsort des Opfers festzustellen, um es 

aufzusuchen und direkt mit dem Opfer zu sprechen und zu drohen. Regelmässig versucht 

die Täterschaft auch, dem Opfer Drohungen über ihre Angehörigen im Herkunftsland zukom-

men zu lassen. Vielfach genügt auch eine einfache Begegnung zwischen Täterschaft und 

Opfer während Einvernahmen bei den Strafverfolgungsbehörden oder dem Gericht. Bereits 

ein Blickkontakt während den Einvernahmen kann genügen, um das Opfer umzustimmen. 

Schliesslich lauern neue Gefahren nach einer Rückkehr des Opfers ins Herkunftsland. Der 

direkte Einflussbereich der Schweizer Behörden endet nach der Grenze und die Schutzmög-

lichkeiten im Herkunftsland unterscheiden sich je nach Land beträchtlich. 

Der Schutz der Opfer und Ihrer Angehörigen vor Drohungen und Handlungen der Täterschaft 

ist Ausdruck der aus der Verletzung der Menschenwürde folgenden Verpflichtung der Staa-

ten, alle notwendigen Massnahmen zur Linderung der Folgen der strafbaren Handlungen zu 

ergreifen. 

Es gibt viele Möglichkeiten die Opfer zu schützen, dabei ist das Schutzbedürfnis der Opfer 

individuell und situativ zu beurteilen und festzulegen. Wichtig ist eine laufende Einschätzung 

der Bedrohung des Opfers. An einer solchen Einschätzung wirken alle Beteiligten mit: Die 

Selbsteinschätzung der Bedrohungssituation durch das Opfer wird häufig Ausgangspunkt 

sein. Äussert das Opfer schon zu Beginn oder im Verlauf der Opferberatung Bedenken über 

das Verhalten der Täterschaft, so sind diese ernst zu nehmen. Weitere Einschätzungen 

Wichtige Punkte für Regelung in den kantonalen Kooperationsmechanismen: 

• Das Prinzip der Nichtbestrafung der Opfer wird ausdrücklich genannt und beschrie-

ben. 

• Es wird festgelegt, dass die Empfehlungen der SSK zum Non-Punishment Prinzip von 

den kantonalen Staatsanwaltschaften umgesetzt werden. 

• Die Pflicht, dass bei Kontrollen im Milieu und bei Arbeitsmarktkontrollen nach Hinwei-

sen auf Menschenhandel und Ausbeutung zu achten ist und solche Erkenntnisse im 

Bericht an die Staatsanwaltschaft zu beschreiben sind, ist zu nennen. 

• Die Prozesse bei der Bearbeitung der Polizeiberichte durch die Staatsanwaltschaften 

sind so auszugestalten, dass neue Berichte allenfalls schon pendenten Fällen von 

Menschenhandel zugeordnet werden können. 

• Die Möglichkeit der Revision von Urteilen, bei denen das Prinzip der Nichtbestrafung 

der Opfer verletzt wurde, ist zu nennen. 
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werden die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen 

aufgrund ihrer Erfahrung liefern. Schliesslich werden die Strafverfolgungsbehörden weitere 

Elemente der Bedrohung aus den Ermittlungserkenntnissen gegen die Täterschaft liefern 

können. Ein laufender Austausch unter allen Beteiligten ist wichtig. Der Austausch und die 

Prozesse für die Gewährleistung der Sicherheit der Opfer ist in den kantonalen Kooperati-

onsmechanismen festzulegen, dabei ist ein stufenweises Vorgehen abhängig von der Bedro-

hungslage vorzusehen. 

Die Kaskade der möglichen und situativ bedingen Massnahmen zum Schutz der Opfer be-

ginnt mit den Vorkehrungen der spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen 

Opferhilfestellen, wird mit den Vorkehrungen der kantonalen Polizei fortgeführt und endet bei 

Erfüllen der Voraussetzungen mit den Massnahmen des Zeugenschutzprogramms. Ergänzt 

wird der Schutz im Strafverfahren gegen die Täterschaft mit den Massnahmen des prozessu-

alen Zeugenschutzes. 

 

9.2 Wichtige gesetzliche Grundlagen 

• Art. 28 Übereinkommens zur Bekämpfung des Menschenhandels (SR 0.311.543) 

• Kantonale Polizeigesetze / zusätzliche Rechtsgrundlagen für das kantonale Bedrohungs-

management 

• Bundesgesetz über die Hilfe an Opfer von Straftaten (Opferhilfegesetz, OHG; SR 312.5) 

• Art. 149, Art. 150, Art. 152 und Art. 153 Schweizerische Strafprozessordnung (Strafpro-

zessordnung, StPO; SR 312.0) 

• Bundesgesetz über den ausserprozessualen Zeugenschutz (ZeugSG; SR 312.2) 

 

9.3 Opferschutz durch die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kanto-

nalen Opferhilfestellen 

Nach der Erkennung der Opfer von Menschenhandel und Beendigung der Ausbeutung wer-

den diese möglichst rasch den spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen 

Opferhilfestellen zur Betreuung gemäss Opferhilferecht übergeben. Diese Stellen nehmen 

unverzüglich die Arbeit mit dem Opfer auf, klären die Bedürfnisse und treffen die notwendi-

gen Massnahmen in der ersten Phase der Intervention. War die Polizei bereits involviert, 

sollten sicherheitsrelevante Aspekte untereinander geteilt werden. Bereits in diesem Stadium 

werden die Sicherheitsbedürfnisse des Opfers berücksichtigt und erste Massnahmen getrof-

fen. Die Massnahmen der spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Op-

ferhilfestellen sind eine erste Stufe in der Kaskade der möglichen Opferschutzmassnahmen. 

Die Opferhilfestellen haben gemäss Art. 9 des Opferhilfegesetzes auf die besonderen Be-

dürfnisse der Opfer Rücksicht zu nehmen. Bei Menschenhandelsopfern ist häufig auch die 

Sicherheit betroffen. Wegen der Nähe zum betreuten Opfer, dem direkten Austausch und der 

Obhut während der Interventionsphase haben die spezialisierten Opferschutzorganisationen 

sowie kantonalen Opferhilfestellen faktisch eine besondere Verantwortung. Die Stellen sind 

sensibel für die Sicherheitsbedürfnisse der Opfer, sie sprechen die Opfer über die Sicherheit 

an, treffen erste Vorkehrungen und thematisieren die Bedrohung bei Bedarf mit übrigen Stel-

len. Ebenso, wenn neue Erkenntnisse über die Bedrohung bekannt werden und gehandelt 

werden muss. 

Weil die Opfer in der Regel aus dem Ausland stammen und nach Beendigung der Ausbeu-

tung keine Unterkunftsmöglichkeiten haben, kümmern sich die spezialisierten Opferschutzor-

ganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen um die Unterkunft der Opfer. Diese Stellen 

betreiben dazu eigene Unterkunftsmöglichkeiten, die auch die Funktion von Schutzwohnun-

gen haben. Diese befinden sich an geheimen Orten und die Betreuung der Opfer vor Ort ist 

jederzeit gewährleistet. Je nach Kanton ist auch die Unterbringung in andere betreute Institu-

tionen mit einem gewissen Schutz möglich, beispielsweise Frauenhäuser oder Einrichtungen 

von Institutionen zum Schutz vor häuslicher oder sonstiger Gewalt. Die spezialisierten Opfer-

schutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen organisieren sich, um solche Unter-

kunftsmöglichkeiten bei Bedarf anbieten zu können. Die Unterkunft in Hotels, Herbergen 
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oder ähnlichen Betriebe ist ohne zusätzliche Vorkehrungen ist nicht geeignet, den Schutz zu 

gewährleisten und. Sie muss vermieden werden. 

Mit der Unterbringung des Opfers sind weitere Aspekte des Schutzes zu klären und zu re-

geln: beispielsweise die Benutzung des Handys, der Aufenthalt in sozialen Netzwerden und 

der Kontakt zu Angehörigen oder Bekannten. Möglicherwiese ist sich das Opfer selbst gar 

nicht der Gefahren bewusst und muss dahingehend beraten und informiert werden. 

 

9.4 Opferschutz durch Kantonspolizei in Zusammenarbeit mit kantonalen Behörden 

Der Schutz der körperlichen Unversehrtheit aller Bürgerinnen und Bürger gehört zu den 

wichtigsten Aufgaben der kantonalen Polizeien. In diesem Zusammenhang wird von der Un-

versehrtheit der Bürgerinnen und Bürger als Polizeigut gesprochen. Diese Aufgabe ist in den 

jeweiligen kantonalen Polizeigesetzen explizit verankert. Dabei ist der Schutz der Bürgerin-

nen und Bürger nicht nur in Fällen von ausserordentlichen Lagen und Ereignissen zu ge-

währleisten, sondern auch im Einzelfall einer betroffenen Person. Diese muss die Möglich-

keit haben, in allen Fällen einer individuellen Bedrohung bei der Polizei vorsprechen zu kön-

nen und Schutz zu beantragen. Die Polizei prüft die Anliegen und handelt wie es geeignet 

und erforderlich ist, um die Gefahr abzuwenden. 

Einige Kantone haben aus der Verpflichtung, die Bürgerinnen und Bürger zu schützen, ein 

sog. kantonales Bedrohungsmanagement eingerichtet. Dabei handelt es sich um besondere 

Stellen, die Gefährdungsmeldungen von Einzelpersonen, aus der Bevölkerung, anderer Stel-

len der kantonalen Verwaltung oder aus Nachrichten entgegennehmen und im Verbund mit 

weiteren kantonalen Stellen für die jeweilige Bedrohung Abwehrdispositive vorbereiten. Ge-

wöhnlich sind diese Stellen bei der Polizei angegliedert und die Massnahmen zum jeweiligen 

Schutz werden in Zusammenarbeit mit anderen kantonalen und privaten Stellen erbracht. 

Weitere rechtliche Grundlagen gewährleisten den notwendigen Datenaustausch und die Zu-

sammenarbeit aller Beteiligten. 

Die Zusammenarbeit der spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opfer-

hilfestellen mit zuständigen Stellen der Polizei gewährleistet zusätzlichen Schutz der Men-

schenhandelsopfer vor der Täterschaft. Die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie 

kantonalen Opferhilfestellen können sich von der Polizei oder dem Bedrohungsmanagement 

beraten lassen oder in Zusammenarbeit zusätzliche Massnahmen beschliessen, wenn der 

Schutz durch die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestel-

len nicht ausreicht. Die Zusammenarbeit zwischen den spezialisierten Opferschutzorganisati-

onen sowie kantonalen Opferhilfestellen und der Polizei oder dem Bedrohungsmanagement 

wird in den kantonalen Kooperationsmechanismen geregelt. 

Der Polizei oder dem Bedrohungsmanagement stehen alle gesetzlichen Massnahmen für 

den Schutz der Opfer von Menschenhandel offen. Zusätzlich können sie sich auf die polizeili-

che Generalklausel berufen, wenn im Einzelfall weitere, gesetzlich nicht vorgesehene Mass-

nahmen als notwendig erachtet werden. Die Polizei und das Bedrohungsmanagement pfle-

gen den Kontakt zur Zeugenschutzstelle von fedpol und können sich durch diese im Einzel-

fall beraten lassen. Der Schutz der Menschenhandelsopfer kann also im Einzelfall sehr weit 

reichen. 

Die Zusammenarbeit mit den zuständigen Migrationsbehörden und Einwohnerdiensten hat 

eine grosse Bedeutung. Die Massnahmen zum Schutz der Opfer sind mit diesen Behörden 

abzusprechen, zu koordinieren und der Datenaustausch ist zu gewährleisten. Die Zusam-

menarbeit mit weiteren Stellen auf allen staatlichen Ebenen kann notwendig sein, um nicht 

nur die physische Sicherheit zu gewährleisten, sondern auch digitalen Bedrohungen zu be-

gegnen. Beispielsweise ist den Bedrohungen, die sich aus dem Social-Engineering ergeben, 

Rechnung zu tragen. 
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9.5 Prozessualer Zeugenschutz 

Die Gefährdung der Opfer aus Anlass von Prozesshandlungen im Verlauf des Strafverfah-

rens gegen die Beschuldigten ist besonders akut. Die Befragung des Opfers über die Einzel-

heiten in der Ausbeutung bei Polizei oder Staatsanwaltschaft oder die Konfrontation des Op-

fers mit den Beschuldigten kann zu einer Retraumatisierung und Beeinträchtigung der Per-

sönlichkeit führen. Es besteht die Gefahr, dass das Opfer seine Aussagen gegen die Be-

schuldigten zurücknimmt und aus dem Verfahren ausscheidet. Schon nur die Anwesenheit 

der Beschuldigten im gleichen Raum oder ein Augenkontakt können Einfluss auf die Opfer 

haben, sofern keine Schutzmassnahmen getroffen wurden. Die kritischen Momente für die 

Opfer sind beispielsweise Befragungen durch die Strafverfolgungsbehörden, Durchführung 

der gerichtsverwertbaren Einvernahmen des Opfers mit Beteiligung der Beschuldigten oder 

die Gewährung der Akteneinsicht. Eine Konfrontationseinvernahme des Opfers mit Frage-

möglichkeiten der Verteidigung hingegen ist Voraussetzung dafür, dass die Aussagen des 

Opfers gerichtsverwertbar verwendet werden und ist Ausdruck eines rechtsstaatlichen Ver-

fahrens gegen die Beschuldigten. Der Umgang mit den Verfahrensbeteiligten in solchen Situ-

ationen ist eine Gratwanderung zwischen den Interessen und Ansprüchen des Opfers am 

Schutz der Persönlichkeit und vor Gefährdung sowie den Beschuldigten an einer fairen Ver-

teidigung und des Staates, ein Verfahren zu führen, das menschenrechtlichen Standards 

entspricht. Das erfordert von der Verfahrensleitung viel Kenntnis über Fälle von Menschen-

handel und Erfahrung im Umgang mit Menschenhandelsopfern, weswegen diese Aufgabe 

von besonders ausgebildeten und somit spezialisierten Staatsanwältinnen und -anwälten 

wahrgenommen werden muss. 

Die Schutzmassnahmen in der Strafprozessordnung wurden für alle Beteiligten geschaffen, 

die sich in einem Verfahren einer erheblichen Gefahr oder einem anderen schweren Nachteil 

aussetzen. Die Bestimmungen richten sich an die Verfahrensleitungen der Strafverfolgungs-

behörden und Gerichte, sie entscheiden auf Gesuch oder von Amtes wegen über die geeig-

neten Schutzmassnahmen. Die Bestimmungen schützen also nicht nur die Opfer von Men-

schenhandel. Über die Anwendung dieser Bestimmungen hat sich eine Praxis herausgebil-

det, die auch auf Fälle von Menschenhandel angewendet werden kann. 

Die Massnahmen gemäss Art. 149 Abs. 2 und Abs. 3, Art. 150 sowie Art. 152 Abs. 3 und 

Abs. 4 der Strafprozessordnung sind113: 

• Zusicherung der Anonymität 

• Einvernahmen unter Ausschluss der Parteien oder der Öffentlichkeit 

• Feststellung der Personalien unter Ausschluss der Parteien oder der Öffentlichkeit 

• Veränderung des Aussehens oder der Stimme der zu schützen Person oder Abschir-

mung 

• Einschränkung der Akteneinsicht 

• Begleitung durch einen Rechtsbeistand oder eine Vertrauensperson 

• Begegnung mit der beschuldigten Person soll vermieden werden, wenn das Opfer das 

verlangt 

Die Verfahren wegen Menschenhandel können in Bezug auf die Belastungen, die Anzahl der 

Opfer, die persönlichen Eigenschaften oder die Resilienz der Zeuginnen oder Zeugen und 

die Eigenschaften der Beschuldigten sehr unterschiedlich sein. Für jede Prozesshandlung ist 

die geeignete Massnahme gesondert zu beurteilen. Zu berücksichtigen ist, dass die Beschul-

digten bereits anhand der Inhalte der Aussagen Rückschlüsse auf die Person der Zeugin 

oder Zeugen machen können.  

Die Zusicherung der Anonymität bezweckt, die Identität der Zeugenschaft gegenüber den 

Beschuldigten oder anderen Personen, die eine Gefährdung darstellen, geheim zu halten. 

Dazu kann bei der Einvernahme auf die Nennung des Namens verzichtet werden und die 

Akteneinsicht derart eingeschränkt werden, dass die Identität nicht erkannt werden kann. 

 
113 Siehe auch vorangehend Ziffer 7.4 
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Eine Anonymisierung bei der Einvernahme oder die Einschränkung der Nennung in den Ak-

ten kann nützlich sein, wenn eine Vielzahl von Zeuginnen oder Zeugen ähnliche belastende 

Aussagen machen. 

Bei Einvernahmen im Beisein der Beschuldigten sollte vermieden werden, dass sich die Aus-

beutenden und die Opfer direkt begegnen, sich im selben Raum befinden und direkten Blick-

kontakt haben114. Auf Verlangen des Opfers sind die Strafverfolgungsbehörden dazu ver-

pflichtet. Allerding ist dem Anspruch der Beschuldigten auf rechtliches Gehör Rechnung zu 

tragen. In der Praxis haben sich Einvernahmen in getrennten Räumen, mit Audio oder Video-

übertragung bewährt. Laut Bundesgericht wurde die Zulässigkeit einer solchen Massnahme 

bejaht, „wenn sowohl der Beschuldigte als auch dessen Verteidiger mindestens akustisch an 

der Befragung des anonymen Zeugen haben teilnehmen können, auch wenn sie (…) die 

Identität nicht haben erfahren können, sofern sie Ergänzungsfragen haben stellen können 

und das Gericht für die Kompensation der derart eingeschränkten Verteidigungsrechte ge-

sorgt hat. Als genügende Kompensation wurde im konkreten Fall erachtet, dass das Gericht 

den Zeugen in Kenntnis seiner Identität unmittelbar hat befragen können, dabei seine Gestik 

und Mimik direkt hat würdigen und Identität sowie Leumund einer umfassenden Prüfung hat 

unterziehen können115. 

Der Aufwand für die Befragung in getrennten Räumen macht wenig Sinn, wenn sich das Op-

fer und die Beschuldigten im Gebäude oder vor dem Gebäude unmittelbar vor oder nach der 

Betragung aus Zufall begegnen können. Organisatorische Massnahmen, um solche Begeg-

nungen zu vermeiden, sollten nicht vergessen werden. 

Die Begleitung der Opfer durch eine Vertrauensperson ist eine wichtige und häufig prakti-

zierte Massnahme für die Einvernahme der Opfer durch die Strafverfolgungsbehörden. Da-

bei kann das Opfer sowohl für Einvernahmen, in denen nur das Opfer befragt wird oder für 

solche mit Fragerecht der Beschuldigten, begleitet werden. Die Gewissheit der unmittelbaren 

Unterstützung bei Anwesenheit einer Begleitperson wirkt sich beruhigend auf das Opfer aus 

und vermittelt Sicherheit. Allerdings muss sich die Begleitung bewusst sein, dass ihre Anwe-

senheit die Einvernahme nicht inhaltlich beeinflussen darf. Regelmässig findet die Begleitung 

durch eine Vertreterin der spezialisierten Opferschutzorganisation sowie kantonalen Opferhil-

festelle statt. Diese Organisationen betreuen das Opfer nach Beendigung der Ausbeutung 

und die Betreuungspersonen haben ein Vertrauensverhältnis zum Opfer aufgebaut. Bei aus-

senstehenden Vertrauenspersonen, die vom Opfer ernannt werden, ist darauf zu achten, 

dass diese nicht einer Organisation angehören, die mit dem Opfer gehandelt haben. Die Be-

gleitung kann für Einvernahmen bei Polizei, Staatsanwaltschaft oder Gericht stattfinden. 

Weitere Schutzmassnahmen 

Sind Opfer von Menschenhandel sexuell ausgebeutet worden, stehen sie auch unter Schutz 

der Bestimmung von Art. 153 der Strafprozessordnung für besondere Massnahmen zum 

Schutz von Opfern von Straftaten gegen die sexuelle Integrität. Für Opfer sexueller Ausbeu-

tung, in der Regel Frauen und Transgender, ist es oft nicht einfach, Aussagen über Ausbeu-

tungssituationen zu machen, besonders gegenüber männlichen Befragern. Die Opfer können 

verlangen, dass sie von einer Person gleichen Geschlechts einvernommen werden. Eine Ge-

genüberstellung mit den Beschuldigten darf gegen den Willen nur angeordnet werden, wenn 

der Anspruch auf rechtliches Gehör nicht anders gewährleistet werden kann. Die oben be-

schriebenen Massnahmen zur Vermeidung der Begegnung zwischen Beschuldigten und Op-

fer sind vorziehen116. 

Gemäss Art. 335 Abs. 4 der Strafprozessordnung kann bei Straftaten gegen die sexuelle In-

tegrität das Opfer verlangen, dass wenigstens eine Person gleichen Geschlechts dem urtei-

lenden Gericht angehören. 

 
114 vgl. auch Art. 152 Abs. 3 Strafprozessordnung 
115 BSK StPO-Wehrenberg, Art. 149 StPO N 6 unter Verweis auf BGE 133 I 33 
116 Siehe Ausführungen dazu unter vorangehender Überschrift 
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Das Opfer als Zeugin oder Zeuge kann sich unter bestimmen Voraussetzungen auf ein 

Zeugnisverweigerungsrecht berufen. Das Zeugnis kann gemäss Art. 169 Strafprozessord-

nung verweigert werden, wenn es sich selbst oder eine nahe stehende Person strafrechtlich 

oder zivilrechtlich mit der Aussage belasten würde, eine erhebliche Gefahr für Leib und Le-

ben oder ein anderer schwerer Nachteil drohen würde oder es seine Intimsphäre betrifft. Hat 

sich allerdings ein Opfer nach Ablauf der Erhol- und Bedenkzeit für eine Teilnahme an einem 

Strafverfahren gegen die Täterschaft entschlossen, macht die Anrufung eines Zeugnisver-

weigerungsrechts wenig Sinn. 

9.6 Ausserprozessualer Zeugenschutz 

Reichen die Massnahmen gestützt auf prozessualem Zeugenschutz und dem Schutz durch 

die Opferhilfe in Zusammenarbeit mit der Kantonspolizei gemäss Gefährdungseinschätzung 

nicht aus, um das Opfer vor Zugriffen durch die Täterschaft zu schützen, stehen zusätzliche 

Massnahmen auf der Grundlage des Bundesgesetzes über den ausserprozessualen Zeu-

genschutz117 zur Verfügung. Es werden, je nach Gefährdungssituation und Eigenschaften 

des aussagewilligen Opfers, individuelle Schutzmassnahmen festgelegt und durchgeführt. 

Die Gesamtheit der Massnahmen wird als Zeugenschutzprogramm bezeichnet. 

Der Zweck der Zeugenschutzprogramme im Kontext der Opfer von Menschenhandel besteht 

darin, die betroffenen Personen und allenfalls nahestehende Personen für die Dauer der Ge-

fährdung zu schützen, die Aussagebereitschaft und Aussagefähigkeit der betroffenen Person 

sicher zu stellen und sie bei der Wahrung ihrer persönlichen und vermögensrechtlichen Inte-

ressen während der Dauer der Gefährdung zu unterstützen.  

Das Zeugenschutzprogramm findet während des Verfahrens gegen die Täterschaft statt und 

wird nach Beendigung des Verfahrens weitergeführt, solange die Bedrohung anhält. Die Be-

zeichnung «ausserprozessualer Zeugenschutz» will lediglich zum Ausdruck bringen, dass 

der Schutz gestützt auf eine gesonderte rechtliche Grundlage erbracht wird und nicht Gegen-

stand der Strafprozessordnung ist. 

Der ausserprozessuale Zeugenschutz ist ein Instrument der Strafverfolgung, dient unmittel-

bar der Sicherstellung der Strafverfolgung gegen die Täterschaft durch Schutz der Beweis-

aussagen der Opfer und wird ausschliesslich von den Strafverfolgungsbehörden eingesetzt. 

Mittelbar dienen die Massnahmen auch dem Opferschutz, denn durch die Massnahmen wer-

den die Opfer in ihrer Integrität geschützt. Als Instrument der Strafverfolgung steht der aus-

serprozessuale Zeugenschutz den spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantona-

len Opferhilfestellen nicht zur Verfügung. Deswegen können diese Stellen nicht selbständig 

Anträge für ein Zeugenschutzprogramm stellen. Wenn das Opfer nicht zur Aussage bereit 

ist, aber trotzdem einer erheblichen Gefährdung ausgesetzt ist, ist die Kantonspolizei in Zu-

sammenarbeit mit den spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhil-

festellen für den Schutz der Opfer zuständig118. Die Möglichkeiten für den Schutz der Opfer 

sind ähnlich, nur ist der Schutz über die Kantonspolizei, die sich mit der Zeugenschutzstelle 

von fedpol absprechen kann, sicherzustellen und nicht über die Zeugenschutzstelle im Ver-

fahren des ausserprozessualen Zeugenschutzes. 

Die einzelnen Massnahmen eines Zeugenschutzprogrammes, die jeweils für die betroffene 

Person individuell zusammengestellt werden, sind in Art. 5 des ZeugSG genannt: 

• Unterbringung an einem sicheren Ort 

• Wechsel des Arbeits- und des Wohnortes 

• Bereitstellung von Hilfsmitteln 

• Sperre der Bekanntgabe von Daten über die zu schützende Person 

• Aufbau einer neuen Identität der zu schützenden Person für den erforderlichen Zeitraum 

• finanzielle Unterstützung 

 
117 Bundesgesetz über den ausserprozessualen Zeugenschutz (ZeugSG; SR 312.2) 
118 siehe Ziffer 10.3 
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Die Zeugenschutzstelle im fedpol ist Anlaufstelle für die ausserprozessualen Zeugenschutz-

massnahmen, schafft die Voraussetzungen für die Gewährleistung eines effektiven Schutzes 

und ist zuständig für die Koordination der prozessualen und ausserprozessualen Schutzmas-

snahmen in Zusammenarbeit mit externen Behörden und Organisationen.  

Die wesentlichen Voraussetzungen für die Teilnahme an einem Zeugenschutzprogramm 

sind: 

• Die Bereitschaft des Opfers, in einem Verfahren gegen die Täterschaft als Zeugin oder 

Zeuge auszusagen und das Verfahren gegen die Täterschaft wäre ohne die Mitwirkung 

des Opfers unverhältnismässig erschwert. Die Zeugenaussage muss also ein wichtiger 

Bestandteil in der Beweisführung der Staatsanwaltschaft gegen die Täterschaft sein. An 

der Durchführung der Strafverfolgung muss ein öffentliches Interesse bestehen. 

• Das Opfer ist aufgrund der Mitwirkung im Verfahren gegen die Täterschaft einer erhebli-

chen Gefahr für Leib und Leben oder einem anderen schweren Nachteil ausgesetzt. Die 

Bedrohung des Opfers muss also eine gewisse Schwere aufweisen und wahrscheinlich 

sein. 

• Das Opfer muss geeignet und willens sein, sich einem Zeugenschutzprogramm zu unter-

ziehen. Die Anforderungen sind hoch und dürfen nicht unterschätzt werden. Um die Zeu-

ginnen oder Zeugen wirkungsvoll zu schützen, müssen diese bereit sein, den Wohnort zu 

wechseln, allenfalls unter einer neuen Identität zu leben und den Kontakt zum bisherigen 

Umfeld und den Angehörigen abzubrechen. Das bedeutet eine grosse persönliche Um-

stellung und Disziplin und es ist nicht selbstverständlich, solche neue Lebenssituationen 

eingehen und durchstehen zu wollen. Oft sind Opfer von Menschenhandel wenig gebildet 

und stammen aus einfachen Verhältnissen. Die Zusammenarbeit mit solchen Opfern für 

die Durchführung des Zeugenschutzprogramms kann sich als besonders anspruchsvoll 

erweisen und die Wahrscheinlichkeit ist gross, dass das Programm abgebrochen werden 

muss, weil sich das Opfer den neuen Verhältnissen nicht auf Dauer unterziehen kann. 

Eingeleitet wird das Zeugenschutzprogramm mit dem Gesuch der Staatsanwaltschaft von 

Bund und Kanton oder der verfahrensabschliessenden Behörde. In einem Prüfverfahren klärt 

die Zeugenschutzstelle das Vorliegen der Voraussetzungen für das Zeugenschutzprogramm 

und die Eignung der betroffenen Person ab. Die Zeugenschutzstelle stellt anschliessend An-

trag an die Direktion fedpol für die Durchführung des Zeugenschutzprogramms. Nach positi-

vem Entscheid und dem Vorliegen der Zustimmung der zu schützenden Person kann mit der 

Umsetzung der Schutzmassnahmen begonnen werden. Oftmals ist die zu schützende Per-

son bereits im Zeitpunkt des Antrages gefährdet. Sofern die antragstellende Behörde eine 

Kostengutsprache einreicht, können Sofortmassnahmen auch schon vor Antragstellung und 

während des Prüfverfahrens getroffen werden (Art. 7 Abs.3 ZeugSG). Das Zeugenschutzpro-

gramm wird auf Antrag der Zeugenschutzstelle und dem Entscheid der Direktion fedpol be-

endet, wenn die Gefährdung weggefallen ist, Verletzungen der Rechte und Pflichten durch 

die zu schützende Person stattgefunden haben oder auf deren ersuchen. 

Die Zeugenschutzstelle ist für alle Belange der individuellen Umsetzung der Schutzmassnah-

men zuständig. Beispielsweise kann sich eine Schnittstelle und Zusammenarbeiten mit den 

spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen ergeben, wenn 

die Betroffene noch Anspruch auf Opferhilfeleistungen hat. Die Zeugenschutzstelle über-

nimmt das Opfer und prüft, auf welche Weise die Opferhilfeleistungen erbracht werden kön-

nen. Kontakte zur anwaltschaftlichen Vertretung werden sichergestellt, wenn sich das Opfer 

als Privatklägerin oder -kläger konstituiert hat. Die Zeugenschutzstelle hat die zu schützende 

Person zu beraten, zu betreuen und zu unterstützen (Art. 23 Abs. 1 Bst. c ZeugSG). 
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10. Rückkehrhilfe 
 
10.1 Ausgangslage 

Sobald die Opfer identifiziert sind, werden sie so rasch als möglich an eine spezialisierte Op-

ferschutzorganisation oder die kantonale Opferhilfestelle verwiesen und von dieser Organi-

sation betreut. Häufig benötigen die Opfer eine Zeitspanne, um sich zu stabilisieren. 

Eine Vielzahl von Szenarien ist möglich: Das Opfer will mit der Strafverfolgung zusammenar-

beiten und wird deswegen im Herkunftsland bedroht oder es sprechen andere Gründe gegen 

eine Rückkehr. Oder das Opfer will nach der Unterstützung durch die Opferhilfe freiwillig wie-

der in das vertraute Umfeld im Herkunftsland zurückkehren, zu Familie und Angehörigen. Es 

kann auch sein, dass das Opfer die Voraussetzungen für einen längerfristigen Aufenthalt in 

der Schweiz nach den Regeln des Aufenthaltsrechts nicht erfüllt. Die Frage der Rückkehr ist 

also während der Beratung durch die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kanto-

nalen Opferhilfestellenständig zu thematisieren und als Option in Betracht zu ziehen. Ist das 

Opfer damit einverstanden, auf freiwillige Weise ins Herkunftsland zurückzukehren, steht die 

Möglichkeit der Rückkehrhilfe zur Verfügung. Diese beinhaltet nicht nur die Organisation der 

Rückreise, sondern auch Unterstützung durch ein Reintegrationsprojekt im Herkunftsland. 

Das AIG ermöglicht bestimmten Personengruppen im Ausländerbereich den Zugang zum 

Rückkehrhilfeangebot des Bundes im Asylbereich. Gestützt auf das AIG bietet das Staats-

sekretariat für Migration (SEM) in Zusammenarbeit mit der Internationalen Organisation für 

Migration (IOM) eine spezialisierte Rückkehrhilfe für Opfer von Menschenhandel an. Das 

Rückkehrhilfeangebot richtet sich an Opfer und Zeuginnen und Zeugen von Menschenhan-

del im Ausländer- und Asylbereich. Ziel ist es, betroffene Personen, die freiwillig in ihren Hei-

mat- oder Herkunftsstaat oder in einen Drittstaat zurückkehren möchten, bei ihrer Rückkehr 

und Reintegration zu unterstützen. 

 

Nicht alle Opfer von Menschenhandel, die über die Rückkehrhilfe informiert werden, möchten 

diese in Anspruch nehmen. Die Gründe für die Ablehnung der Rückkehrhilfe sind unter-

schiedlich. Wenn die Rückkehr ohne Rückkehrhilfe stattfindet, können die spezialisierten Op-

ferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen, falls gewünscht und soweit mög-

lich, eine Unterstützung durch ihre Partnernetzwerke in den Herkunftsländern organisieren. 

 

Zu beachten ist, dass mit der Rückkehr des Opfers die Verfahrensbegleitung und opferhilfe-

rechtliche Beratung oftmals nicht abgeschlossen sind. Die spezialisierten 

Wichtige Punkte für Regelung in den kantonalen Kooperationsmechanismen: 

• Die Akteure und ihre Rollen für die Gewährleistung der Sicherheit der Opfer sind zu 

nennen. 

• Es sind genügend angemessene Schutzunterkünfte mit Betreuung sicherzustellen, 

um im Bedarfsfall darauf zurückgreifen zu können. Die Schutzunterkünfte müssen für 

die Unterbringung weiblicher und männlicher Opfer geeignet sein. Die Zusammenar-

beit mit anderen Organisationen und Stellen, die Schutzunterkünfte bieten, ist eine 

mögliche Lösung. 

• Die Zusammenarbeit zwischen der spezialisierten Opferberatung und der Kantonspo-

lizei in der Gewährung der Sicherheit der Menschenhandelsopfer ist zu beschreiben. 

• Kantone mit Bedrohungsmanagement regeln die Zusammenarbeit mit dieser Stelle 

für den Schutz der Opfer. 

• Auf die Möglichkeit des ausserprozessualen Zeugenschutzes ist hinzuweisen. 
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Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen oder die Rechtsberatung in 

der Schweiz bleibt mit dem Opfer in Kontakt und informiert regelmässig über den Stand des 

Verfahrens und über eine allfällig veränderte Gefährdungssituation. Es ist für Betroffenen 

wichtig zu wissen, dass eine Stelle ihre Anliegen auch nach der Rückkehr in der Schweiz 

vertritt. 

 

 

10.2 Wichtige rechtliche Grundlagen 

• Art. 16 Übereinkommen zur Bekämpfung des Menschenhandels (SR 0.311.543) 

• Art. 60 i.V.m. Art. 30 Abs. 1 Bst. e Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer 

und über die Integration (Ausländer- und Integrationsgesetz, AIG; SR 142.20) 

• Art. 78 Verordnung über Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit (VZAE; SR 142.201) 

• Rundschreiben SEM, 27 zu Weisung III / 4.2 vom 1. Juni 2022 

 

10.3 Inhalte der Rückkehrhilfe 

Die Rückkehrhilfe für Opfer von Menschenhandel beinhaltet ein Bündel von Hilfeleistungen, 

das vom SEM in Zusammenarbeit mit Partnern in der Schweiz und im Ausland angeboten 

und durchgeführt wird. Folgende Leistungen der Rückkehrhilfe bilden das Angebot: 

• Abklärung der Möglichkeiten für Unterstützung und Reintegration im Heimat- oder 

Herkunftsstaat durch die IOM. IOM Bern arbeitet bei der Vorbereitung einer Rückkehr 

mit den Büros von IOM in den verschiedenen Herkunftsländern zusammen. Basie-

rend auf den individuellen Bedürfnissen werden Fragen zur Unterstützung und Rein-

tegration abgeklärt. Die Möglichkeiten der Unterstützung durch IOM und lokale Ange-

bote variieren je nach Zielstaat. IOM führt auch eine Risikoabklärung durch. Diese 

dient dazu, mögliche Sicherheitsrisiken zu erkennen und allfällige Sicherheitsmass-

nahmen vorzuschlagen. Ziel dieser Abklärungen ist es, eine Situation zu schaffen, 

welche die Möglichkeiten einer dauerhaften Wiedereingliederung fördert und das Si-

cherheitsrisiko reduziert. Zugleich erhält die Person die benötigten und aktuellen In-

formationen, um eine fundierte Entscheidung über die Rückkehr mit Rückkehrhilfe zu 

treffen. 

• Organisation der Rückreise in Zusammenarbeit mit dem betreffenden Kanton und 

SEM/IOM. IOM unterstützt die Reisenden während der Rückreise bis an den Zielflug-

hafen (Begleitung im Transit, Empfang am Flughafen) und organisiert bei Bedarf die 

Weiterreise bis an den Zielort. Falls erforderlich, kann von IOM eine soziale oder me-

dizinische Begleitung bis zum Zielort organisiert werden. 

• Gewährung einer finanziellen Starthilfe von CHF 1‘000 pro erwachsene Person und 

CHF 500 pro minderjährige Person. Die Pauschale dient der Deckung der täglichen 

Ausgaben während der Zeit unmittelbar nach der Rückkehr (Nahrungsmittel, Hygi-

ene, Transport, etc.). 

• Gewährung einer materiellen Zusatzhilfe von maximal CHF 5‘000 pro Fall für ein 

Reintegrationsprojekt, beispielsweise für eine Unterkunftslösung, berufliche Existenz-

gründung und/oder die Teilnahme an einer Ausbildung. Die Verwendung der Zusatz-

hilfe richtet sich nach den individuellen Reintegrationsbedürfnissen. Das Projekt kann 

vor der Rückkehr oder innerhalb eines Jahres nach der Rückkehr ausgearbeitet wer-

den. 

• Medizinische Rückkehrhilfe für Personen mit medizinischen Problemen, die eine Wei-

terbehandlung nach der Rückkehr benötigen. Es können Kosten für Medikamente 

oder medizinische Behandlungen für bis zu drei Monaten nach der Rückkehr über-

nommen werden. Bei Bedarf können die Kosten für drei weitere Monate übernommen 

werden. Die zurückgekehrten Personen werden bei der Wiedereingliederung ins nati-

onale Gesundheitssystem unterstützt, soweit dieses vorhanden ist. Es werden nur 

Kosten übernommen, die nicht durch das nationale Gesundheitssystem gedeckt sind. 
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• Begleitung nach der Rückkehr durch IOM oder ihre Partnerorganisation. Nach der 

Rückkehr ist allenfalls ein Aufenthalt in einer geschützten Unterkunft für Menschen-

handelsopfer vorgesehen oder die Rückkehr erfolgt zur Familie oder an den ge-

wünschten Zielort. Das Opfer wird während der Umsetzung der Rückkehrhilfe beglei-

tet und unterstützt. Die zuständige Organisation klärt bei Bedarf die Möglichkeit für 

zusätzliche Hilfe durch lokale Angebote und ergreift, wenn die Sicherheitsrisiken sich 

verändern, nach Absprache mit dem Opfer entsprechende Sicherheitsmassnahmen. 

 

10.4 Durchführung der Rückkehrhilfe 

Voraussetzungen 

Die Leistungen der Rückkehrhilfe können von Opfern sowie Zeuginnen und Zeugen von 

Menschenhandel beantragt werden, die mittellos sind. Es müssen begründete Hinweise auf 

Menschenhandel vorliegen. Opfer von Menschenhandel, die im Ausland ausgebeutet wur-

den und Betroffene von versuchtem Menschenhandel haben Zugang zur Rückkehrhilfe. Die 

allgemeinen Ausschlussgründe für Rückkehrhilfe im Asylbereich gemäss Art. 64 Asylverord-

nung 2119 gelten sinngemäss im Ausländerbereich. Was das Dublin-Verfahren betrifft, kann 

Rückkehrhilfe nur im Falle einer Rückkehr in den Heimat- oder Herkunftsstaat gewährt wer-

den. Für die Rückkehr in einen Drittstaat ist eine gültige Aufenthaltsbewilligung des Dritt-

staats erforderlich, gerade im Hinblick auf den Bezug von Zusatzhilfe (Bewilligung für min-

destens ein Jahr). Der Zugang zu Rückkehrhilfe gilt unabhängig von der Zusammenarbeit 

des Opfers mit Strafverfolgungsbehörden. 

Prozess für die Rückkehr mit Rückkehrhilfe  

Von Menschenhandel betroffene Personen können sich bei der zuständigen kantonalen 

Rückkehrberatungsstelle (RKB) oder bei der RKB in den Bundesasylzentren für ein Bera-

tungsgespräch melden. Die Beratung ist kostenlos, vertraulich und unverbindlich. Die RKB 

informiert über das Rückkehrhilfeangebot und klärt die individuellen Bedürfnisse in Bezug auf 

Rückkehr und Reintegration ab. Falls sich das Opfer für eine Rückkehr mit Rückkehrhilfe ent-

scheidet, beantragt die RKB die Rückkehrhilfe beim SEM. Für Fälle aus dem Ausländerbe-

reich klärt die RKB zudem die Übernahme der Ausreisekosten mit dem zuständigen Migrati-

onsamt oder einer anderen Stelle ab (das SEM übernimmt Ausreisekosten nur im Asylbe-

reich). Die Mehrheit der Betroffenen gelangt zu den kantonalen RKB durch Zuweisung einer 

Stelle, die bereits in den Fall involviert ist. In der Deutschschweiz werden die meisten Fälle 

von der Fachstelle Frauenhandel und Frauenmigration (FIZ) zugewiesen, weshalb ein spezi-

fischer organisatorischer Ablauf für die Antragstellung gilt. Nach Genehmigung des Antrags 

beauftragt das SEM die IOM mit der Organisation der Rückkehr und Reintegration. Da es 

sich um komplexe Fälle handelt, braucht es genügend Zeit für die Antragstellung und für die 

Fallbearbeitung. Sobald die Vorbereitungsarbeiten abgeschlossen sind, organisiert die RKB 

in Zusammenarbeit mit IOM die Rückreise. 

Datenschutz 

Die antragstellenden Personen unterschreiben eine Einverständniserklärung der IOM betref-

fend die Weitergabe ihrer persönlichen Daten an IOM und gegebenenfalls an ihre Partneror-

ganisation im Herkunftsstaat. Das Formular enthält den Grundsatz, dass IOM oder ihre Part-

nerorganisation die Daten der betreffenden Person nicht ohne ihre Zustimmung an Dritte 

weitergeben darf. Damit soll der Datenschutz eingehalten und verhindert werden, dass zu-

rückgekehrte Personen von ihrem Umfeld als Opfer von Menschenhandel erkannt und mög-

licherweise stigmatisiert werden. 

Monitoring und Fallabschluss 

Wenn die zurückgekehrte Person die letzten Leistungen der Rückkehrhilfe erhalten hat, leitet 

IOM den Fallabschluss ein. Dazu gehört ein Monitoring-Gespräch auf freiwilliger Basis, in 

welchem die unterstützten Personen ihre Rückmeldung zur Rückkehrhilfe und zu ihrer 

 
119 Asylverordnung 2 über Finanzierungsfragen (Asylverordnung 2, AsylV 2; SR 142.312) 
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Reintegration geben. Danach schliesst IOM den Fall ab und informiert das SEM wie auch die 

RKB über den Fallabschluss. 

 

 

11. Sozialhilfe und Integration 
 

11.1 Ausgangslage 

Wird ein Opfer von Menschenhandel erkannt und identifiziert, so wird es so rasch als mög-

lich den spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen zuge-

wiesen und von dieser Organisation betreut. Das Opfer erhält eine Erholungs- und Bedenk-

frist, eine Unterkunft und wird begleitet. Das Opfer wird beraten, in dem die Situation analy-

siert wird, die Handlungsmöglichkeiten in Bezug den Aufenthalt und das Vorgehen gegen die 

Täterschaft aufgezeigt werden und weitere rechtliche, medizinische und psychologische Hilfe 

organisiert und finanziert wird. In der Beratung werden die Zukunftsmöglichkeiten themati-

siert und es stellt sich rasch die Frage, ob das Opfer nach Beendigung der Leistungen ge-

mäss Opferhilfegesetz in das Herkunftsland zurückkehren wird oder ob es Gründe für einen 

längeren oder auf unbestimmte Zeit dauernden Aufenthalt in der Schweiz gibt. 

Zeichnet sich ab, dass die Bedingungen für die Erlangung einer Aufenthaltsgenehmigung 

nicht erfüllt sind und das Opfer den Wunsch äussert, in sein Herkunftsland zurückzukehren, 

wird ein Angebot zur unterstützten Rückkehr unterbreitet und die entsprechenden Schritte 

werden eingeleitet. 

Zeichnet sich hingegen ab, dass die Voraussetzungen für die Erteilung einer Aufenthaltsbe-

willigung erfüllt sind und das Opfer nicht in sein Herkunftsland zurückkehren möchte, werden 

Schritte unternommen, um seinen Aufenthaltsstatus in der Schweiz zu regularisieren. In ei-

nem solchen Fall muss das Opfer für den Aufenthalt in der Schweiz soweit notwendig vorbe-

reitet werden, damit es sich in die Gesellschaft eingliedert und ein angemessen normales Le-

ben führen kann. Wichtigste Aspekte der Integration sind die Fähigkeit, sich im Lebensalltag 

in der Schweiz zurecht zu finden, die notwendigen sprachlichen Fähigkeiten zu erwerben so-

wie das die Voraussetzungen für eine Erwerbstätigkeit zu erfüllen. In diesem Prozess ver-

netzt die spezialisierte Opferschutzorganisation oder die kantonale Opferhilfestelle das Opfer 

zunächst mit der Sozialhilfe, sobald es eine Aufenthaltsgenehmigung erhalten hat. 

 

11.2 Wichtige Rechtliche Grundlagen 

• Art. 12 Abs. 3 und 4 des Übereinkommens zur Bekämpfung des Menschenhandels (SR 

0.311.543) 

• Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer und über die Integration (Auslän-

der- und Integrationsgesetz, AIG; SR 142.20) 

• Verordnung über Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit (VZAE142.201) 

• Bundesgesetz über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger (Zuständigkeits-

gesetz, ZUG; SR 851.1) 

• Kantonale Sozialhilfegesetze 

Wichtige Punkte für Regelung in den Kooperationsmechanismen: 

• Die Rückkehrhilfe als Massnahme für die Unterstützung des Opfers ist zu nennen und 

zu beschreiben. 

• Die Aufgaben der kantonalen Rückkehrberatungsstelle und weiterer involvierter Ak-

teure sind zu beschreiben. 

• Der Prozess der Rückkehr bei Ablehnung der Rückkehrhilfe durch das Opfer ist dar-

zulegen. 
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• Richtlinien der Konferenz für Sozialhilfe (SKOS)120 

• Opferhilfe und Sozialhilfe - Eine Gegenüberstellung der Leistungen mit Anwendungshin-

weisen für einzelne Schnittstellenbereiche; Grundlagenpapier der Schweizerischen Ver-
bindungsstellen‐Konferenz Opferhilfe (SVK‐OHG) und der Schweizerischen Konferenz 

für Sozialhilfe (SKOS)121 

 

11.3 Von Opferhilfe zu Sozialhilfe und Aufenthalt 

Falls das Opfer für eine längere Zeit in der Schweiz bleiben soll, wird im Prozess der Unter-

stützung des Opfers ein Wechsel von der Opferhilfe gemäss Opferhilfegesetz zur Sozialhilfe 

gemäss kantonalen Sozialhilfegesetzen stattfinden. Damit ist ein grundsätzlicher Wechsel in 

der Art der Unterstützung betroffener Personen verbunden und unterliegt unterschiedlichen 

Voraussetzungen und Grundsätzen für die Leistungserbringung. Während die Opferhilfe da-

rauf ausgerichtet ist, die Folgen einer Straftat auszugleichen und damit ein Bundesgesetz 

vollzogen wird, handelt es sich bei der Sozialhilfe um die Unterstützung bedürftiger Perso-

nen, die sich in einer wirtschaftlichen oder sozialen Notlage befinden. Die Sozialhilfe fällt 

ausschliesslich in die Kompetenz der Kantone.  

Auch wenn die Folgen von Menschenhandel bei betroffenen Personen im Verhältnis zu an-

deren Straftaten weitreichend sein können, wird doch davon ausgegangen, dass die Leistun-

gen der Opferhilfe zeitlich begrenzt sind. Erhält die Person eine Aufenthaltsbewilligung, kön-

nen die Begleitmassnahmen im Rahmen der Sozialhilfe und durch die Gewährung von Mas-

snahmen im Zusammenhang mit dem Eingliederungseinkommen fortgesetzt werden. In sol-

chen Fällen erhält die betroffene Person Sozialhilfe. Die ambulante Betreuung durch eine 

spezialisierte Opferschutzorganisation bleibt für Schritte im direkten Zusammenhang mit dem 

Menschenhandel möglich (Verlängerung der Aufenthaltsbewilligung, Begleitung im Strafver-

fahren, Unterstützung durch Gleichaltrige usw.). Obwohl die Hilfe darauf abzielt, den Be-

troffenen so schnell wie möglich ein selbstständiges Leben zu ermöglichen, ist es nicht aus-

geschlossen, dass sie sich angesichts der besonderen Schwierigkeiten der Opfer von Men-

schenhandel und der durch die erlittene Ausbeutung entstandenen Traumata über einen län-

geren Zeitraum erstreckt. 

Der Zeitpunkt des Wechsels von der Opferhilfe in die Sozialhilfe unterliegt keinen verbindli-

chen Vorgaben und hängt in erster Linie von der individuellen Situation jeder Person sowie 

vom Erhalt einer Aufenthaltsbewilligung ab. Die Dauer der Opferhilfeleistungen sollte sich auf 

bis zu sechs Monate erstrecken. Wenn während dieses Zeitraums keine Aufenthaltsbewilli-

gung erteilt wurde oder die Person keine eigene Wohnung gefunden hat, die es ihr ermög-

licht, Sozialleistungen zu beantragen, kann die Begleitung durch eine Verlängerung der 

OHG-Hilfe, durch spezifische kantonale Finanzierungen oder durch eine Anpassung der Be-

dingungen für den Zugang zur Sozialhilfe fortgesetzt werden.122 

Für die Ausstellung der Aufenthaltsbewilligung während des Opferschutzverfahrens ist die 

Migrationsbehörde des Kantons zuständig, in welchem das Opfer identifiziert wurde und in 

welchem das Strafverfahren durchgeführt wird. Auch eine Bewilligung wegen einem schwer-

wiegenden persönlichen Härtefall gestützt auf eine unzumutbare Rückreise wird in der Regel 

von dem Migrationsamt geprüft, in welchem das Verfahren stattfindet und es wird der betref-

fende Kanton für die Sozialhilfe zuständig sein. 

Es ist zu unterscheiden zwischen den Regeln über die Zuständigkeit für die Erteilung von 

Aufenthaltsbewilligungen (COMPETO-Prozess) und den Kriterien, die die finanziellen Ver-

antwortlichkeiten der Kantone im Bereich der Opferhilfe festlegen (Empfehlungen der SVK-

 
120 https://skos.ch/skos-richtlinien/entstehung-und-bedeutung 
121 https://ch-sodk.s3.amazonaws.com/media/fi-
les/0e78ece5/53e4/4a12/afb4/b1afdc848fdd/2018.09.18_Grundlagenpapier_SVK-OHG_SKOS_Opfer-
hilfe_u.pdf 
122 Im Kanton Genf ist es aufgrund eines Beschlusses möglich, dass Opfer von Menschenhandel sich 
beim Sozialdienst anmelden können, sobald sie eine Aufenthaltsbewilligung beantragt haben und be-
vor diese erteilt wird 

https://skos.ch/skos-richtlinien/entstehung-und-bedeutung
https://ch-sodk.s3.amazonaws.com/media/files/0e78ece5/53e4/4a12/afb4/b1afdc848fdd/2018.09.18_Grundlagenpapier_SVK-OHG_SKOS_Opferhilfe_u.pdf
https://ch-sodk.s3.amazonaws.com/media/files/0e78ece5/53e4/4a12/afb4/b1afdc848fdd/2018.09.18_Grundlagenpapier_SVK-OHG_SKOS_Opferhilfe_u.pdf
https://ch-sodk.s3.amazonaws.com/media/files/0e78ece5/53e4/4a12/afb4/b1afdc848fdd/2018.09.18_Grundlagenpapier_SVK-OHG_SKOS_Opferhilfe_u.pdf
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OHG).123 Für die Sozialhilfe dagegen ist grundsätzlich jener Kanton zuständig, in welchem 

das Opfer wohnt. Dabei muss unterschieden werden, ob das Opfer einen Wohnsitz begrün-

det hat oder sich in einer betreuten Wohnform aufhält, welche sozialhilferechtlich noch keine 

örtliche Zuständigkeit entfaltet. In betreuten Wohnformen ist weiterhin der Kanton zuständig, 

der aufgrund der von der SVK-OHG festgelegten Kriterien zuständig ist. Nur wenn das Opfer 

über eine Unterkunft verfügt, in der es seinen Wohnsitz anmelden kann, können ihm Sozial-

hilfeleistungen gewährt werden. 

Für die Ausrichtung von Sozialhilfeleistungen sind in der Regel die Wohngemeinden zustän-

dig. Die Gesetzgebung ist kantonal geregelt. Die Arbeit mit Opfern von Menschenhandel 

bleibt anspruchsvoll. Die Sozialdienste der Städte verfügen regelmässig über die nötige Er-

fahrung für die Betreuung der Menschenhandelsopfer. Es ist empfehlenswert, in den kanto-

nalen Kooperationsmechanismen eine Delegation an eine städtische Sozialhilfe für alle Op-

fer von Menschenhandel innerhalb des Kantons zu prüfen124. 

Für die Ausstellung einer längerfristigen Aufenthaltsbewilligung ist die Integration ein wichti-

ges Thema. Obschon die Sozialhilfe darauf ausgerichtet ist, Menschen in die Gesellschaft zu 

integrieren, muss berücksichtigt werden, dass dies bei Opfern von Menschenhandel oft mit 

grossen Hindernissen verbunden ist, besonders in Bezug auf die Erwerbstätigkeit und die 

Abhängigkeit von der wirtschaftlichen Hilfe. Oft werden die Opfer gerade wegen persönlichen 

Defiziten und daraus resultierenden Handicaps für ein reguläres Erwerbsleben angeworben 

und ausgebeutet oder die psychischen Schäden infolge der Ausbeutung wirken noch lange 

Zeit nach. Ist eine Rückkehr nicht möglich und ist es nicht gelungen, dass die Opfer selb-

ständig ein Einkommen generieren können, so kann die Abhängigkeit von der Sozialhilfe 

nicht ein Grund sein, die Aufenthaltsbewilligung nicht zu erteilen, nicht zu verlängern oder zu 

widerrufen125. In solchen Fällen ist der Situation von Personen, welche die Integrationskrite-

rien aufgrund einer Behinderung, Krankheit oder anderen gewichtigen persönlichen Umstän-

den nicht und nur unter erschwerten Bedingungen erfüllen können, angemessen Rechnung 

zu tragen126. Es ist sinnvoll, für Opfer von Menschenhandel eine Bewilligung gestützt auf ei-

nen schwerwiegenden persönlichen Härtefall zu beantragen, damit die Migrationsämter bei 

der Verlängerung der Bewilligung die Gegebenheiten kennen. 

 

11.4 Sozialhilfe 

Die Sozialhilfe garantiert eine Existenzsicherung und umfasst eine wirtschaftliche Hilfe und 

eine persönliche Hilfe. Es soll in Not geratenen Menschen ermöglichen, ein menschenwürdi-

ges Leben selbständig führen zu können. Die Sozialhilfe beschränkt sich also nicht nur auf 

die Gewährleistung des materiellen Grundbedarfes, sondern soll die Betroffenen befähigen, 

selbständig für sich zu sorgen und sich in die Gesellschaft integrieren zu können. Durch den 

Bezug der Sozialhilfe wird die Rechts- und Handlungsfähigkeit der Betroffenen nicht einge-

schränkt, die Grundrechte gelten weiter. 

Die Hilfe wird unabhängig davon gewährt, aus welchen Gründen die Notlage eingetreten 

ist127. 

Die Sozialhilfe erbringt Leistungen nur unter Berücksichtigung der Subsidiarität. Das bedeu-

tet, dass Ansprüche auf Sozialleistungen nur dann bestehen, wenn die Hilfe nicht, nicht aus-

reichend oder nicht rechtzeitig auf andere Weise, beispielswese von zahlungspflichtigen Drit-

ten, Sozialversicherungen oder anderen Versicherungen erhältlich gemacht werden kann. 

 
123 Die technischen Empfehlungen der SVK-OHG zur freien Wahl der Beratungsstelle für Opferhilfe 
und zu den Zuständigkeiten im Bereich der finanziellen Leistungen definieren eine Reihe von Kriterien, 
wie beispielsweise: freie Wahl der Beratungsstelle, Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung, Ort der 
Straftat, Wohnort oder Zuweisungskanton, wenn sich das Opfer in einem Asylverfahren befindet. 
124 Die Kantone Bern und Zürich haben solche Lösungen getroffen. 
125 Widerruf bei Sozialabhängigkeit gemäss Art. 62 Abs. 1 Bst. e AIG 
126 Siehe Art. 58a Abs. 2 AIG 
127 Finalprinzip der Sozialhilfe 
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Die Sozialhilfe ist kantonal geregelt, massgebend sind die Bestimmungen der entsprechen-

den Sozialhilfegesetze und die Bestimmungen des kantonalen Verwaltungsrechts. Daraus 

ergeben sich auch Pflichten, welche die unterstützten Personen zu berücksichtigen haben 

und sich aus den Zielsetzungen der Sozialhilfe ergeben. So gelten Auskunfts- und Melde-

pflichten, eine Pflicht zur Minderung der Bedürftigkeit, beispielsweise durch Annahme von 

Arbeit sowie zur Geltendmachung von vorgelagerten Leistungen und nicht zuletzt können 

unter gewissen Bedingungen und je nach kantonaler Gesetzgebung die Unterstützungsleis-

tungen auch einer Rückerstattungspflicht unterliegen. 

Die Unterstützung und Beratung der Menschenhandelsopfer in Fortsetzung der Leistungen 

der spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen der Opfer-

hilfe erfordert auch bei der Sozialhilfe besondere Kenntnisse über die Situation und die Be-

dürfnisse von Menschenhandelsopfern. Eine Weiterbildung von Mitarbeitenden der Sozial-

hilfe, ein Wissensmanagement und der Austausch mit den spezialisierten Opferschutzorgani-

sationen sowie kantonalen Opferhilfestellenwerden für die Arbeit der Sozialhilfe nützlich sein. 

 

Wirtschaftliche Hilfe 

Es ist davon auszugehen, dass viele Opfer von Menschenhandel auch nach den Leistungen 

der Opferhilfe nicht für sich selbst sorgen können und auf Hilfe angewiesen sind. In materiel-

ler Hinsicht hat die Sozialhilfe zum Ziel, eine Existenzsicherung zu garantieren. Die wirt-

schaftliche Hilfe besteht aus einem 

• Grundbedarf für den Lebensunterhalt; der Grundbedarf für den Lebensunterhalt ent-

spricht den alltäglichen Verbrauchsaufwendungen in einkommensschwachen Haushal-

tungen und stellt somit auf das Mindestmass einer auf Dauer angelegten menschenwür-

digen Existenz dar. 

• den Wohnkosten; zu beachten ist, dass allfällige Schutzwohnungen nicht mehr zur Verfü-

gung stehen, die Opfer trotzdem noch Sicherheitsbedürfnisse haben können. Die konkre-

ten Ansätze für Mietwohnungen in den Gemeinden sind von der Haushaltsgrösse abhän-

gig und werden nach ortsüblichen Mietzinsrichtlinien geregelt. Es können auch Wohnkos-

ten in betreuten Wohnformen übernommen werden. 

• den Kosten für die medizinische Grundversorgung; die Gesundheitsversorgung im Rah-

men der obligatorischen Grundversicherung gemäss Bundesgesetz über die Krankenver-

sicherung128 bildet einen Teil der materiellen Grundsicherung. Von der Sozialhilfe über-

nommen werden Ausgaben für Selbstbehalte, Franchisen sowie jener Teil der Prämie, 

welcher nicht durch die Prämienverbilligung gemäss Art. 65 KVG vom Kanton übernom-

men wird. 

• situationsbedingte Leistungen; Es gibt Kosten, welche nur in bestimmten Situationen an-

fallen. Beispielsweise im Zusammenhang von krankheits- oder behinderungsbedingten 

Auslagen, Kosten für die Betreuung von Kindern oder Berufsauslagen, wie Fahrkosten 

oder auswärtige Verpflegung. 

Wichtige situationsbedingte Leistungen im Kontext der Opfer von Menschenhandel sind 

die Kostenübernahmen für Integrationsmassnahmen. Die Sozialhilfe gewährleistet den 

Zugang zu Angeboten und Programmen der beruflichen und sozialen Integration für die 

Verbesserung und Stabilisierung der persönlichen Situation. Dabei ist der Spracherwerb 

in jedem Fall zu ermöglichen. 

Wo das Opfer noch längerfristige Leistungen Dritter als Massnahme der Opferhilfe bezieht, 

sind diese Leistungen in der Zusammenarbeit mit dem Opfer zu berücksichtigen. 

Persönliche Hilfe 

Die persönliche Hilfe wird in Form von Beratung, Betreuung, Vermittlung und Information ge-

währt. Es sollen die persönliche Autonomie gestärkt werden, eine berufliche und soziale In-

tegration verwirklicht werden und die Lebensbedingungen verbessert werden. Der konkrete 

 
128 Bundesgesetz über die Krankenversicherung (KVG; SR 832.10) 
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Inhalt und der Umfang der Sozialarbeit richten sich nach den individuellen Besonderheiten 

und Bedürfnissen des Einzelfalls, also des Opfers von Menschenhandel. 

Die persönliche Hilfe für Opfer von Menschenhandel knüpft an der Beratungstätigkeit der 

spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfestellen für Betroffene 

von Menschenhandel im Rahmen der Opferhilfe an. Es gelten die gleichen Grundsätze, so-

weit die Ziele dieser Grundsätze noch nicht erreicht werden konnten: Menschenrechtsbasier-

tes und opferzentriertes Handeln, Ganzheitlichkeit, Stärkung der Ressourcen und Empower-

ment, Stärkung der Resilienz, Partizipation und Selbstbestimmung und Beziehungsorientie-

rung129. 

Case Management130 

Das Case Management ist ein Instrument für die Fallführung im Rahmen der persönlichen 

Hilfe durch die verantwortliche Stelle und gewährt eine Kontrolle über die Lebenssituation 

des Opfers, insbesondere über den Gesundheitszustand, die wirtschaftlichen Verhältnisse, 

die berufliche und soziale Integration, die Lebensführung, die Sicherheit und die aufenthalts-

rechtliche Situation. Aus dem Case Management wird in einem kollaborativen Prozess der 

Bewertung, Planung, Hilfestellung und Anwaltschaft für das Opfer der aktuelle Handlungsbe-

darf für die Zusammenarbeit mit dem Opfer abgeleitet und es erlaubt ein proaktives Handeln 

im Interesse des Opfers und im Verhältnis zu anderen Stellen staatlicher und nichtstaatlicher 

Organisationen. 

Wechselt die Zuständigkeit für die Opfer von Menschenhandel von der Opferhilfe zur Sozial-

hilfe, wechselt auch das Case Management von der spezialisierten Opferschutzorganisatio-

nen sowie kantonalen Opferhilfestellen zur Sozialhilfe. Soweit nicht schon stattgefunden, hat 

die Sozialhilfe ein Case Management für Opfer von Menschenhandel einzurichten und zu be-

treiben. Durch die Übergabe des Falles werden alle relevanten Informationen ausgetauscht 

und an die Sozialhilfe weitergegeben. Damit soll die Sozialhilfe in der Lage sein, für das 

Wohl des Opfers die richtigen Massnahmen treffen zu können. 

 

11.5 Integration 

Grundsätzliches 

Die Schweizer Integrationspolitik richtet sich gemäss Kapitel 8 des AIG nach dem Prinzip 

«Fördern und Fordern». Das «Fördern» umfasst Rahmenbedingungen und Massnahmen, 

welche die Integration der Migrationsbevölkerung unterstützen. Mit «Fordern» wird die 

Selbstverantwortung der Zugewanderten angesprochen und es werden Integrationskriterien 

festgelegt. Letztere schaffen Klarheit darüber, welche Anforderungen zur Erteilung einer Auf-

enthalts- oder Niederlassungsbewilligung zu erfüllen sind. Bei der Integrationsförderung ar-

beiten die Behörden des Bundes, der Kantone und der Gemeinden, die Sozialpartner, die 

Nichtregierungsorganisationen und die Ausländerorganisationen zusammen (Art. 53 Abs. 4 

AIG). 

Das zentrale Instrument der Integrationspolitik sind die kantonalen Integrationsprogramme 

KIP. Die KIP stützen sich auf gemeinsam vereinbarte strategische Ziele zwischen Bund und 

Kantonen in den Förderbereichen Erstinformation und Beratung, Ausbildungs- und Arbeits-

marktfähigkeit, Sprache, Zusammenleben und Partizipation, Verständigung und Schutz vor 

Diskriminierung und Umgang mit Vielfalt. Zur Umsetzung der KIP erhalten die Kantone Fi-

nanzhilfen des Bundes. Die Kantone stellen in Zusammenarbeit mit den Gemeinden und 

weiteren Akteuren ein spezifisch auf den Kanton ausgerichtetes Förderprogramm mit Mass-

nahmen für die ausländische Bevölkerung zur Verfügung. Gemäss Art. 53a Abs. 2 AIG wird 

dabei insbesondere den Anliegen von Frauen, Jugendlichen und Kindern Rechnung getra-

gen. 

 
129 Siehe oben Ziffer 4.5 
130 Siehe weitere Erläuterungen zum Case Management und den Zusammenhang zwischen Opferhilfe 
und Sozialhilfe oben in Ziffer 4.5 
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Auch Opfer von Menschenhandel können diese Massnahmen beanspruchen. Die Kantone 

verfügen unter anderem über Stellen für Erstgespräche. In den Erstgesprächen werden unter 

anderem die Rechte und Pflichten sowie Informationen zu Integrationsangeboten vermittelt. 

In verschiedenen Kantonen können Personen mit besonderem Integrationsbedarf, also auch 

Opfer von Menschenhandel für eine ausführliche Beratung und Gesprächsführung den An-

sprechstellen Integration zugewiesen werden, wo gezielt weitere Möglichkeiten und Pro-

zesse für die Integration aufgezeigt werden. 

Die Sozialhilfe ist mit den Angeboten für die Integration von Ausländerinnen und Ausländern 

im Kanton vertraut und kennt die verschiedenen Anlaufstellen, Beratungsstellen und Pro-

gramme. Aufgabe der Sozialhilfe ist es, die Opfer von Menschenhandel im Rahmen der per-

sönlichen Hilfe über die Angebote zu informieren und zu beraten, sie an die zuständigen 

Stellen zu verweisen und den Integrationsprozess zu begleiten. Die Integration der Opfer von 

Menschenhandel ist ein Aspekt des Case Managements, das die Sozialhilfe für die Betreu-

ung der Betroffenen von der Opferhilfe übernommen hat. 

Sprachliche Integration 

Die Kantone bieten auf der Grundlage der kantonalen Integrationsprogramme eine Vielzahl 

von subventionierten Sprachkursen für Ausländerinnen und Ausländern an, die auch den 

Opfern von Menschenhandel offenstehen. Es gibt ein vielfältiges Angebot, das von Alphabe-

tisierungskursen bis zu Intensivkursen mit anerkanntem Abschluss reicht. Das Angebot an 

Sprachkursen ist niederschwellig und der Zugang erleichtert. Mit den Kursen soll sowohl die 

soziale Integration in das Lebensumfeld gewährleistet sein als auch die Arbeitsintegration 

gefördert werden. 

Berufliche Integration 

Die berufliche Integration wird stark vom psychischen Zustand, der Vorbildung und berufli-

chen Erfahrungen des Opfers abhängen. Die Unterschiede können bei den Opfern sehr 

gross sein. Anderseits können sich die Angebote in den Kantonen sehr unterscheiden. Bei-

spiele von den Möglichkeiten, die für eine berufliche Integration zur Verfügung stehen, sind: 

• Beschäftigungs- und Integrationsangebote der Integrationsförderung beziehungsweise 

der Sozialhilfe mit einer Vielzahl von Leistungsbereichen: Abklärung der Vermittelbarkeit, 

Erwerbsfähigkeit und Arbeitsmöglichkeiten; Ausbildungs-, Weiterbildungs- und Qualifizie-

rungsangebote zur beruflichen Integration; Angebote zur Stabilisierung mit Perspektive 

auf berufliche Integration; Nachbetreuung von vermittelten Personen und ihren Arbeitge-

bern 

• Beratung durch die Berufsberatungs- und Informationszentren und Organisationen 

• Vermittlung von Arbeitsplätzen, Ausbildungsstellen oder befristete Anstellungen im Be-

reich der geschützten Arbeitsplätze – Zusammenarbeit mit Anbietern für geschützte Ar-

beitsplätze 

• Einbezug der regionalen Arbeitsvermittlung (RAV) für die Stellensuche im primären Ar-

beitsmarkt 

 

11.6 Hilfe an Betroffene von Straftaten im Ausland 

In der Schweiz können Menschenhandelsopfer auftauchen, die im Ausland angeworben und 

ausgebeutet wurden, und als solche erkannt werden. Beispielsweise ist es möglich, dass die 

Opfer aus der Ausbeutung flüchten können und durch die Flucht in die Schweiz gelangen 

oder bei der Abklärung von anderen Straftaten wird festgestellt, dass ein Opfer im Ausland 

ausgebeutet wurde. In solchen Fällen ist ein strafrechtlicher Bezug zur Schweiz wegen Men-

schenhandel nicht gegeben. Weil Menschenhandel eine Straftat ist, die dem Weltrechtsprin-

zip unterliegt, können die Strafverfolgungsbehörden der Schweiz trotzdem zuständig sein 

und es wird eine Verständigung mit ausländischen Strafverfolgungsbehörden über die 

Durchführung von Strafverfahren gegen die Täterschaft stattfinden. 

Anders sind die Verhältnisse bei der Opferhilfe. Gemäss ausdrücklichem Willen des Bundes-

gesetzgebers ist das Opferhilferecht nicht auf Betroffene anwendbar, die Opfer einer Straftat 
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im Ausland geworden sind. Solche Opfer sind von den Leistungen der Opferhilfe gestützt auf 

des Opferhilfegesetz ausgeschlossen. Gemäss Auslegung der Bestimmungen des Europa-

ratsübereinkommens sind die Vertragsstaaten jedoch verpflichtet, sämtlichen Opfern von 

Menschenhandel, die sich auf dem Gebiet des betreffenden Vertragsstaates befinden, die 

Leistungen gemäss diesem Übereinkommen zukommen zu lassen. Damit sind auch Leistun-

gen an jene Betroffene eingeschlossen, die im Ausland Opfer von Menschenhandel gewor-

den sind. 

Um die staatsvertraglichen Verpflichtungen zu erfüllen, bietet sich als Lösung die Unterstüt-

zung solcher Opfer mit kantonalen Finanzmitteln oder Sozialhilfe an, wenn die betroffenen 

Personen eine Aufenthaltsbewilligung besitzen. Die zu erbringenden Leistungen werden in 

Art. 12 des Europaratsübereinkommen beschrieben, die wichtigsten Inhalte lauten: 

• Unterstützung der Opfer bei der körperlichen, psychischen und sozialen Erholung 

• Gewährung des Lebensunterhalts durch Unterkunft, psychologische und materielle Hilfe, 

• medizinische Notversorgung 

• Übersetzung und Dolmetscherdienste 

• Beratung und Information 

• Unterstützung im Strafverfahren gegen die Täterschaft 

• Schutz und Sicherheit 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass es keine Rolle spielen muss, unter welchem Titel die Leis-

tungen erbracht werden, also Opferhilfe, kantonale Finanzmittel131 oder Sozialhilfe. Die Kern-

aufgabe der Sozialhilfe ist, in Not geratenen Menschen zu ermöglichen, ein menschenwürdi-

ges Leben selbständig führen zu können und beinhaltet die Gewährleistung des materiellen 

Grundbedarfes sowie durch persönliche Hilfe die Befähigung, selbständig für sich zu sorgen 

und in der Gesellschaft integriert zu sein. Damit besteht eine hohe Übereinstimmung zwi-

schen den Aufgaben der Sozialhilfe und den Leistungen gemäss Art. 12 des Europarats-

übereinkommens. Es sollte erwogen werden, die Betreuung und Unterstützung solcher Opfer 

an die Sozialhilfe zu übertragen, wenn die Voraussetzungen für die Gewährung der Sozial-

hilfe gemäss kantonaler Gesetzgebung im Einzelfall gegeben sind132. Es empfiehlt sich, die 

Voraussetzungen und das Vorgehen in solchen Fällen in den kantonalen Kooperationsme-

chanismen zu klären, festzulegen und allfällige zusätzliche Regelungen zu veranlassen. Da-

bei werden auch die aufenthaltsrechtlichen Voraussetzungen zu berücksichtigen sein, ein-

schliesslich der Frage, welche Leistungen unter dem Titel der sofortigen Hilfe gemäss Art. 21 

des Zuständigkeitsgesetzes gewährt werden können133. 

Die Sozialhilfe wird im Wesentlichen die Bedürfnisse der Opfer durch wirtschaftliche Hilfe, 

insbesondere den Grundbedarf für den Lebensunterhalt, die Wohnkosten, und die Kosten für 

die medizinische Grundversorgung decken. Die medizinische Grundversorgung beinhaltet 

weit mehr als die medizinische Notversorgung und psychische Behandlungen. Die persönli-

che Hilfe wird die Beratung und Information und den Zugang zu den notwendigen Leistungen 

Dritter sicherstellen, beispielsweise zu medizinischer Versorgung, zu rechtlicher Beratung, 

welche die Beteiligung am Strafverfahren durch die unentgeltliche Prozessführung sicher-

stellt oder zur Polizei für die Gewährleistung von Schutz und Sicherheit, sofern diese Leis-

tungen notwendig sind. Die Kantone können zusätzliche Ressourcen bereitstellen und spezi-

fische Schulungen für das Personal der Sozialdienste vorsehen, um den besonderen Bedürf-

nissen der Opfer von Menschenhandel bestmöglich gerecht zu werden. 

 
131 Beispielsweise leiten und finanzieren die Kantone Waadt und Wallis Massnahmen zum Schutz von 
Opfern, deren Leistungen sich auch auf Personen erstrecken, die in Unterzeichnerstaaten des Über-
einkommens zur Bekämpfung des Menschenhandels Opfer einer Straftat geworden sind. 
132 Zumindest so lange nicht eine bundesweite, gesetzgeberische Lösung getroffen wird. 
133 Bundesgesetz über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger 
(Zuständigkeitsgesetz, ZUG; SR 851.1) 
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Wichtige Punkte für Regelung in den Kooperationsmechanismen: 

• Die Rolle und die Aufgaben der Sozialhilfe in der Betreuung der Opfer sind zu be-

schreiben. 

• Die Gewährung der Sozialhilfe für die Betreuung von Menschenhandelsbetroffenen, 

die im Ausland Opfer geworden sind, ist zu prüfen. 

• Der Übergang der Betreuung der Opfer von der Opferhilfe zur Sozialhilfe und die Pro-

zesse sind zu beschreiben. 

• Die innerkantonale Zuständigkeit für die Betreuung der Opfer ist zu bestimmen. 

• Für die Sozialarbeit mit den Opfern von Menschenhandel sind die Grundsätze der 

Opferhilfe zu übernehmen. 

• Die Integration, besonders die sprachliche und wirtschaftliche Integration sind als 

wichtige Aspekte der Sozialarbeit zu nennen. 

• Die Sozialhilfe übernimmt das Case Management der Opferhilfe für die Zusammenar-

beit mit dem Opfer und mit anderen Behörden. 

• Mitarbeitende der Sozialhilfe sind für die Arbeit mit Opfern von Menschenhandel aus-

zubilden. 

• Die aufenthaltsrechtlichen Prozesse bei der Verlängerung der Aufenthaltsbewilligung  

sind zu beschreiben. 
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Anhang 1 

Zusammenzug aller Empfehlungen für die Umsetzung in den Ko-
operationsmechanismen der Kantone 

 

E
rf

ü
llt

 

N
ic

h
t 

e
rf

ü
llt

   

   

  Erkennen und Identifizieren der Opfer 

  Die Pflicht, Opfer von Menschenhandel zu erkennen, ist ausdrücklich zu nen-

nen. 

  Die Aufgaben der zuständigen Stellen bei der Erkennung der Opfer sind zu 

beschreiben. 

  Nach Erkennung des Opfers sind diesem die Leistungen der Opferhilfe zu 

erläutern und dass es Anspruch auf diese Leistungen hat. Dem Opfer sind 

auch die Rechte, dass es sich am Strafverfahren gegen die Täterschaft be-

teiligen kann, Schadenersatz und Genugtuung fordern kann und die Rück-

kehrhilfe beantragen kann, zu erläutern. 

  Der Prozess der Erkennung, das Verfahren zur Identifizierung der Opfer und 

die Zusammenarbeit zwischen den Dienststellen werden beschrieben. Es ist 

vorzuziehen, einen Identifizierungsauftrag im Sinne des OHG an eine spezi-

alisierte Opferschutzorganisation zu vergeben, die über Erfahrung in der Be-

gleitung von Opfern des Menschenhandels verfügt und Qualitätsstandards 

erfüllt. Es ist zu betonen, dass ein Informationsaustausch zwischen den Be-

hörden über die zu treffenden Massnahmen zugunsten der betroffenen Per-

son erforderlich ist. 

  Die Sensibilisierung, Aus- und Weiterbildung von Angehörigen der Stellen, 

die mit Menschenhandel in Kontakt treten können, ist zu beschreiben. 

  Auf die zu verwendende Indikatorenliste von fedpol als Hilfsmittel für die Er-

kennung und Identifizierung von Menschenhandelsopfern wird hingewiesen. 

  Die spezialisierten Stellen der Polizei für die qualifizierte Täterermittlung sind 

zu nennen. 

  Das Führen von Erstgesprächen mit den Opfern nach deren Erkennung - 

vorzugsweise durch die Polizei mit Beteiligung der Opferhilfe - ist vorzuse-

hen. 

  Die Zusammenarbeit mit der Grenzkontrollbehörde ist zu beschreiben. 

  Auf die Notwendigkeit von Kontrollkonzepten für die Arbeitsmarktkontrolle ist 

hinzuweisen. 

  Für den Kanton wird die Zusammenarbeit mit einer Meldestelle oder Hotline 

für die Entgegennahme von Verdachtsmeldungen eingerichtet und deren Er-

reichbarkeit öffentlich bekanntgegeben. 

   



90 
 

   

   

  Ausländerrechtlicher Aufenthalt 

  Die Arten des Aufenthaltes für die Opfer von Menschenhandel und deren 

Zweck (Erholungs- und Bedenkzeit, zum Zweck der Zeugenaussage, aus 

schwerwiegenden persönlichen Härtefällen und während den Leistungen 

der Opferhilfe bis zur Rückkehr) sind zu nennen. Es ist darzulegen, wann 

und durch wen die Bewilligungen beantragt werden können. 

  Es ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass die Gewährung der Erho-

lungs- und Bedenkzeit, die Härtefallbewilligung und die Leistungen der Op-

ferhilfe nicht davon abhängig gemacht werden dürfen, ob das Opfer zur Zu-

sammenarbeit mit den Strafverfolgungsbehörden bereit ist. 

  Erläutern, dass ein Widerruf der Erholungs- und Bedenkzeit nur bei eindeu-

tigem Willen des Opfers auszusprechen ist, nicht schon bei vagen Kontak-

ten zu den Ausbeutern. 

  Es ist zu beschreiben, wie der Aufenthalt zum Zweck der Opferhilfe bis zur 

Ausreise geregelt wird. 

  Es ist zu beschreiben, wie die Abwägungen für die Prüfung der Erteilung ei-

ner Härtefallbewilligung stattfinden sollen: Bei Defiziten in den Integrations-

kriterien können andere Gründe für die Bewilligungserteilung sprechen. 

  Werden bei einer Härtefallbewilligung die Integrationskriterien nicht oder 

nicht vollständig erfüllt, so ist sicherzustellen, dass die jeweils zuständige 

Migrationsbehörde über die Gründe dafür informiert ist und diese im Verfah-

ren für der Verlängerung der Bewilligung rechtzeitig berücksichtigen kann. 

  Es ist das Vorgehen zu beschreiben, wenn ein Opfer ausserhalb des Kan-

tons zum Zweck der Opferhilfe untergebracht werden muss. 

  Es ist das Vorgehen zu beschreiben, wenn ein längerer Aufenthalt in einem 

anderen Kanton sich abzeichnet und ein Wohnsitzwechsel stattfindet.  

  Es ist das Vorgehen zu beschreiben, wenn die Opfer keine Zusammenar-

beit mit irgendeiner Stelle wünschen und rasch ausreisen wollen. 

  Die Voraussetzungen und das Vorgehen für die Erteilung einer Arbeitser-

laubnis sind zu beschreiben. 

  Auf den Prozess COMPETO und die Weisungen des SEM dazu ist hinzu-

weisen. 

   

  Opferhilfe 

  Bezeichnung einer für den Kanton zuständigen Stelle oder Organisation für 

die spezialisierte Hilfe für Opfer von Menschenhandel. Die Stelle oder Orga-

nisation kennt die Bedürfnisse der Menschenhandelsopfer und erbringt die 

Leistungen gemäss den Standards, die in diesem Opferschutzprogramm 

beschrieben sind. 

  Ein Case Management für die Opfer mit Einbezug der Schnittstellen zwi-

schen spezialisierter Opferberatung und den Behörden zum Zweck der län-

gerfristigen Betreuung und Integration der Opfer ist sicherzustellen. 
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  Es ist ausdrücklich zu erwähnen, dass die Leistungen der Opferhilfe nicht 

von einer Zusammenarbeit des Opfers mit den Strafverfolgungsbehörden 

abhängen. 

  Die Mitwirkung in der spezialisierten Opferberatung an der Beurteilung der 

Menschenhandelssituation und der Identifizierung der Menschenhandelsop-

fer ist zu beschreiben. 

  Eine genügende Anzahl von sicheren Unterkünften für Opfer von Men-

schenhandel mindestens während der Dauer der Betreuung im Sinne des 

OHG ist zu gewährleisten. Die Opfer sind - soweit notwendig - betreut und 

nicht sich allein überlassen. 

  Es werden sichere Unterkünfte für weibliche und für männliche Opfer bereit-

gestellt. Den Bedürfnissen sexueller Ausbeutung und Ausbeutung der Ar-

beitskraft wird Rechnung getragen. 

  Die Finanzierung der Leistungen der spezialisierten Opferberatung ist si-

chergestellt.  

  Die Abgrenzung der Leistungen der Opferhilfe und der Sozialhilfe sind be-

schrieben. Die finanzielle Übernahme zwischen den Leistungen nach dem 

Opferhilfegesetz und der Gewährung von Sozialhilfeleistungen wird eben-

falls präzisiert. 

  Der Prozess für die Betreuung und Unterstützung der im Asylverfahren 

identifizierten potenziellen Opfer nach der Überstellung in einen Kanton ist 

darzulegen. 

   

  Rechtsberatung und Vertretung der Opfer 

  Die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfe-

stellen sind so auszugestalten, dass eine den Bedürfnissen der Menschen-

handelsopfer fachkundige rechtliche oder anwaltschaftliche Beratung in der 

Soforthilfe oder der längerfristigen Hilfe Dritter sichergestellt ist. 

  Die spezialisierten Opferschutzorganisationen sowie kantonalen Opferhilfe-

stellen sind für die Zusammenarbeit mit einer Opferschutzanwältin oder ei-

nem Opferschutzanwalt vorbereitet. 

  Begründete Gesuche für Kostengutsprachen von Anwältinnen oder Anwäl-

ten werden auch im Verwaltungsverfahren gutgeheissen. 

   

  Schadenersatz und Genugtuung 

  Die Grundsätze, wie das Opfer Schadenersatz und Genugtuung geltend 

machen kann, sind zu beschreiben. 

  Die Suche von Vermögenswerten bei der Täterschaft ist in den Aufgaben 

der Strafverfolgung zu nennen. 

  Die Zusammenarbeit zwischen der Staatsanwaltschaft und der Privatkläger-

schaft für die Beweiserhebung zum Zweck des Schadenersatzes ist darzu-

stellen. 

   

  Mitwirkung der Opfer im Strafverfahren 
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  Der Grundsatz, dass für Menschenhandelsverfahren spezialisierte und aus-

gebildete Angehörige der Polizei und Staatsanwaltschaft eingesetzt wer-

den, ist festzuhalten. 

  Es ist festzuhalten, dass für die Einvernahme der Menschenhandelsopfer 

spezialisierte Angehörige der Polizei und Staatsanwaltschaften zuständig 

sind. 

  Die Schutzvorkehrungen, um eine Begegnung zwischen den Opfern und 

den Beschuldigten aus Anlass der Konfrontationseinvernahmen zu vermei-

den, sind zu beschreiben. 

  Die Staatsanwaltschaften wenden das Phasenmodell für die Einvernahme 

in Sexualstrafverfahren «Tell Me» an, wenn Opfer von sexueller Ausbeu-

tung einvernommen werden. 

  Die Vertretung der Opfer ist durch erfahrene Opferanwältinnen und -anwälte 

sicher zu stellen. 

   

  Non-Punishment 

  Das Prinzip der Nichtbestrafung der Opfer wird ausdrücklich genannt und 

beschrieben. 

  Es wird festgelegt, dass die Empfehlungen der SSK zum Non-Punishment 

Prinzip von den kantonalen Staatsanwaltschaften umgesetzt werden. 

  Die Pflicht, dass bei Kontrollen im Milieu und bei Arbeitsmarktkontrollen 

nach Hinweisen auf Menschenhandel und Ausbeutung zu achten ist und 

solche Erkenntnisse im Bericht an die Staatsanwaltschaft zu beschreiben 

sind, ist zu nennen. 

  Die Prozesse bei der Bearbeitung der Polizeiberichte durch die Staatsan-

waltschaften sind so auszugestalten, dass neue Berichte allenfalls schon 

pendenten Fällen von Menschenhandel zugeordnet werden können. 

  Die Möglichkeit der Revision von Urteilen, bei denen das Prinzip der Nicht-

bestrafung der Opfer verletzt wurde, ist zu nennen. 

   

  Opferschutz und Sicherheit 

  Die Akteure und ihre Rollen für die Gewährleistung der Sicherheit der Opfer 

sind zu beschreiben. 

  Es sind genügend angemessene Schutzunterkünfte mit Betreuung sicher-

zustellen, um im Bedarfsfall darauf zurückgreifen zu können. Die Schutzun-

terkünfte müssen für die Unterbringung weiblicher und männlicher Opfer ge-

eignet sein. Die Zusammenarbeit mit anderen Organisationen und Stellen, 

die Schutzunterkünfte bieten, ist eine mögliche Lösung. 

  Die Zusammenarbeit zwischen der spezialisierten Opferberatung und der 

Kantonspolizei in der Gewährung der Sicherheit der Menschenhandelsopfer 

ist zu beschreiben. 

  Kantone mit Bedrohungsmanagement regeln die Zusammenarbeit mit die-

ser Stelle für den Schutz der Opfer. 

  Auf die Möglichkeit des ausserprozessualen Zeugenschutzes ist hinzuwei-

sen. 
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  Rückkehrhilfe 

  Die Rückkehrhilfe als Massnahme für die Unterstützung des Opfers ist zu 

nennen und zu beschreiben. 

  Die Aufgaben der kantonalen Rückkehrberatungsstelle und weiterer invol-

vierter Akteure sind zu beschreiben. 

  Der Prozess der Rückkehr bei Ablehnung der Rückkehrhilfe durch das Op-

fer ist darzulegen. 

   

  Sozialhilfe und Integration 

  Die Rolle und die Aufgaben der Sozialhilfe in der Betreuung der Opfer ist zu 

beschreiben 

  Die Gewährung der Sozialhilfe für die Betreuung von Menschenhandelsbe-

troffenen, die im Ausland Opfer geworden sind, ist zu prüfen. 

  Der Übergang der Betreuung der Opfer von der Opferhilfe zur Sozialhilfe 

und die Prozesse sind zu beschreiben. 

  Die innerkantonale Zuständigkeit für die Betreuung der Opfer ist zu bestim-

men. 

  Für die Sozialarbeit mit den Opfern von Menschenhandel sind die Grunds-

ätze der Opferhilfe zu übernehmen. 

  Die Integration, besonders die sprachliche und wirtschaftliche Integration 

sind als wichtige Aspekte der Sozialarbeit zu nennen. 

  Die Sozialhilfe übernimmt das Case Management der Opferhilfe für die Zu-

sammenarbeit mit dem Opfer und mit anderen Behörden. 

  Mitarbeitende der Sozialhilfe sind für die Arbeit mit Opfern von Menschen-

handel auszubilden. 

  Die aufenthaltsrechtlichen Prozesse bei der Verlängerung der Aufenthalts-

bewilligung sind zu beschreiben. 
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Anhang 2 

Abkürzungsverzeichnis 

AIG Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer und über die In-

tegration (Ausländer- und Integrationsgesetz, AIG; SR 142.20) 

AsylV 2 Asylverordnung 2 über Finanzierungsfragen (Asylverordnung 2, AsylV 

2; SR 142.312) 

BGer Bundesgericht 

BGE Bundesgerichtsentscheid 

BVGer Bundesverwaltungsgericht 

EGMR Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 

EMRK Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (SR 

0.101) 

Europarats-

übereinkommen 

Übereinkommen zur Bekämpfung des Menschenhandels (SR 

0.311.543) 

fedpol Bundesamt für Polizei 

FIZ Fachstelle Frauenhandel und Frauenmigration 

IOM Internationale Organisation für Migration 

IPV Individuelle Prämienverbilligungen 

KIP Kantonale Integrationsprogramme 

KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherung (KVG; SR 832.10) 

Opferhilfegesetz Bundesgesetz über die Hilfe an Opfer von Straftaten (Opferhilfegesetz, 

OHG; SR 312.5) 

Opferschutzpro-

gramm 

Schutzprogramm für Opfer von Menschenhandel 

OR Bundesgesetz betreffend die Ergänzung des Schweizerischen Zivilge-

setzbuches (Fünfter Teil: Obligationenrecht, OR; SR 220) 

RAV Regionale Arbeitsvermittlung 

RKB Rückkehrberatungsstelle 

SEM Staatssekretariat für Migration 

SKOS Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe  

SODK Die Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren 

SSK Schweizerische Staatsanwaltschaftskonferenz 

StGB Schweizerisches Strafgesetzbuch (StGB; SR 311.0) 
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StPO Schweizerische Strafprozessordnung (Strafprozessordnung, StPO; SR 

312.0) 

SVK-OHG Schweizerische Verbindungsstellen‐Konferenz Opferhilfegesetz 

VKM Vereinigung kantonaler Migrationsämter 

VwVG Bundesgesetz über das Verwaltungsverfahren (Verwaltungsverfahrens-

gesetz, VwVG; SR 172.021) 

VZAE Verordnung über Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit (VZAE; 

SR 142.201) 

ZeugSG Bundesgesetz über den ausserprozessualen Zeugenschutz (ZeugSG; 

SR 312.2) 

ZGB Schweizerisches Zivilgesetzbuch (ZGB; SR 210) 

ZPO Schweizerische Zivilprozessordnung (Zivilprozessordnung, ZPO; SR 

272) 

ZUG Bundesgesetz über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger 

(Zuständigkeitsgesetz, ZUG; SR 851.1) 

Zusatzprotokoll Zusatzprotokoll zur Verhütung, Bekämpfung und Bestrafung des Men-

schenhandels, insbesondere des Frauen- und Kinderhandels zum 

Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen die grenzüberschrei-

tende organisierte Kriminalität (SR 0.311.542) 

ZV-EJPD Verordnung des EJPD über die dem Zustimmungsverfahren unterlie-

genden ausländerrechtlichen Bewilligungen und Vorentscheide (ZV-

EJPD; SR 142.201.1) 
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Anhang 3 

Liste der spezialisierten Opferschutzorganisationen 

 

Association ASTRÉE: 

l’association gère depuis 2015 le dispositif cantonal (VD) de lutte contre la traite et son action 

s’articule autour de quatre axes: la détection, l’hébergement, l’accompagnement des vic-

times et la sensibilisation des institutions des partenaires du réseau. 

ASTRÉE 

Ruelle de Bourg 7 

1003 Lausanne 

info@astree.ch 

021 544 27 97/98 

www.astree.ch 

 

FIZ Fachstelle Frauenhandel und Frauenmigration (FIZ): 

Die FIZ unterstützt Migrant*innen, die von Gewalt und Ausbeutung betroffen sind. Im 

Rahmen des Opferschutzprogramms Menschenhandel bietet sie spezialisierte psycho-so-

ziale Beratung, Betreuung und Unterbringung für Opfer von Menschenhandel in der 

Deutschschweiz und sensibilisiert Öffentlichkeit und Fachpersonen zum Thema. Sie wurde 

1985 gegründet. 

FIZ Fachstelle Frauenhandel und Frauenmigration 

Hohlstrasse 511 

8048 Zürich 

contact@fiz-info.ch 

044 436 90 00 

www.fiz-info.ch 

 

Centre social protestant (CSP Genève): 

Cette association soutient des personnes en situation de vie précaire, et a mis en place en 

2014 un secteur d’assistance spécifique aux victimes de TEH; 

CSP Genève 

Rue du Village-Suisse 14 

Case postale 171 

1211 Genève 8 

info@csp-ge.ch 

022 807 07 01 

 

Antenna MayDay: 

Cette association fondée en 1996 est active au Tessin pour les personnes migrantes et les 

victimes de traite.  

Antenna MayDay 

Via G.Salvadè 12 

6962 Viganello 

may.day@sunrise.ch  

091 973 70 67 

0800 123 321 

www.sos-ti.ch 

 

AVIT: 

Crée fin 2023, l’association valaisanne de soutien aux victimes et témoins de traite des être 

humains gère depuis de dispositif valaisan de lutte contre la traite et s’articule autour de 
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quatre axes : la détection, l’hébergement, l’accompagnement des victimes et la sensibilisa-

tion des institutions des partenaires du réseau 

Verein AVIT 

Avenue des Mayennets 12 

1951 Sion 

CONTACT@AVIT-VS.CH 

027 565 05 53 

 

VICTRAS 

Opferschutz-Einheit und Fachstelle Menschenhandel und Gewaltbetroffene, ehemals be-

kannt als Trafficking.ch, ist die führende Fachstelle in der Schweiz zur Bekämpfung von 

Menschenhandel und zur Unterstützung von Gewaltbetroffenen. Wir bieten Hilfe, Beratung 

und Schutz für Betroffene und arbeiten eng mit Behörden und anderen Organisationen 

zusammen. 

VICTRAS 

info@victras.ch 

+41 44 585 35 45 

www.victras.ch 

 

Au Cœur des Grottes 

Schutzhaus für Gewaltbetroffene und Opfer von Menschenhandel 

Au Cœur des Grottes 

Rue de l'Industrie 14 

1201 Genève 

info@coeur.ch 

022 338 24 80 

www.coeur.ch 

 

Consultation spécialisée contre la traite des êtres humains (TEH), Neuchâtel 

Consultation spécialisée contre la traite des êtres humains, gratuit et confidentiel, se déplace 

si nécessaire, sur rendez-vous. 

Identification, protection et assistance aux victimes et témoins 

Consultation sociale et juridique 

Accès aux prestations LAVI : 

• Protection de la personne 

• Soutien psychosocial 

• Soins médicaux 

• Hébergement provisoire 

• Aide au retour 

032 886 80 07 

consultation-teh@ne.ch 

http://www.coeur.ch/


 

 
 

Département fédéral de justice et police DFJP 

Office fédéral de la police fedpol 
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1. Introduction 
 

1.1 But du programme de protection des victimes  

La traite des êtres humains est une réalité aussi en Suisse. Les cas découverts donnent lieu 

à l’ouverture de procédures pénales et à des mesures pour aider les victimes. La lutte contre 

la traite des êtres humains est extrêmement difficile et demande beaucoup de ressources. 

Le travail avec les victimes en constitue un des aspects essentiels qui exige la collaboration 

de tous les acteurs.  
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Le programme de protection pour les victimes de la traite d’êtres humains (ci-après pro-

gramme de protection des victimes) correspond à l’action 5.4.1 prévue par le Plan d’action 

national (PAN) contre la traite des êtres humains 2024 – 20271. Cette action consiste à éla-

borer des procédures standardisées et des standards minimaux en matière de protection et 

d’aide des victimes qui sont repris par les cantons, le but étant d’harmoniser le traitement 

des victimes dans tous les cantons. Sur la base de ses travaux préparatifs, fedpol a rédigé 

un projet qui a été mis en consultation auprès des représentants de la CDAS et de fedpol ac-

tifs dans la lutte contre la traite. Certains points ont encore été discutés en bilatéral. La mise 

en œuvre du PAN contre la traite des êtres humains incombe à la CDAS et à fedpol. Le pro-

gramme de protection des victimes a été adopté par le Comité de la CDAS et par la Direction 

de fedpol.  

Le programme de protection des victimes vise à soutenir le travail avec la victime effectué 

par toutes les personnes concernées, d’améliorer la collaboration entre elles, et d’harmoni-

ser les procédures dans toute la Suisse afin d’améliorer la situation des victimes. Si la colla-

boration est fructueuse entre toutes les personnes concernées et avec la victime, cela signi-

fie que celle-ci aura pu faire valoir ses droits et que les conditions sont réunies pour réussir à 

traduire les auteurs de traite d’êtres humains devant un tribunal.  

Le programme de protection se focalise sur le soutien des victimes adultes de traite d’êtres 

humains. Eu égard aux besoins particuliers des enfants et des jeunes en matière d’héberge-

ment, de conseil et d’expertise, les victimes mineures ont besoin de formes de soutien spéci-

fiques impliquant d’autres d’acteurs, dont la description sortirait du cadre du présent docu-

ment2. 

Le programme de protection des victimes s’inspire du terme anglais referral mechanism (mé-

canisme d’aiguillage ou dispositif d’orientation) pour signifier qu’il consiste en toute une pro-

cédure ou en diverses étapes de travail avec la victime, depuis la détection jusqu’au retour 

ou à l’intégration. Le présent programme est conçu comme un guide permettant de conce-

voir les processus, les mesures et le travail avec les victimes de traite d’êtres humains. Des-

tiné aux services cantonaux et aux organisations non gouvernementales qui se consacrent à 

la lutte contre la traite des êtres humains, il vise à faire connaître et à faire respecter les 

prescriptions contraignantes internationales et nationales en faveur des victimes. Tenant 

compte des normes internationales et des conditions suisses en la matière, il se donne pour 

but de : 

• détailler les instruments en faveur des victimes de la traite des êtres humains de façon 

claire aux chiffres ci-après ; 

• informer tous les services et toutes les personnes travaillant au niveau opérationnel sur 

les mesures à prendre et les dispositifs à mettre en place en faveur des victimes au cas 

par cas ;  

• donner des pistes sur la manière de faire valoir les droits des victimes de la traite des 

êtres humains ; 

• fournir un fondement objectif à la discussion entre toutes les personnes concernées sur 

la meilleure manière d’encadrer les victimes, et améliorer la collaboration pluridiscipli-

naire ; 

• offrir des points de repère pour vérifier, adapter et compléter la collaboration suivant les 

mécanismes de coopération cantonaux ;  

• contribuer à harmoniser la mise en œuvre des droits des victimes de la traite des êtres 

humains en Suisse.  

 
1 https://www.fedpol.admin.ch/dam/fedpol/fr/data/kriminalitaet/menschenhandel/kooperation/nap-2023-
2027.pdf.download.pdf/nap-2023-2027-f.pdf ; le PAN a été adopté par le Conseil fédéral, la Confé-
rence des directrices et directeurs des départements cantonaux de justice et police (CCDJP) et la 
Conférence des directrices et directeurs cantonaux des affaires sociales (CDAS). 
2 Selon l’action 6.1.1 du PAN contre la traite des êtres humains 2023 – 2027, un document séparé est 
élaboré à ce sujet. 

https://www.fedpol.admin.ch/dam/fedpol/fr/data/kriminalitaet/menschenhandel/kooperation/nap-2023-2027.pdf.download.pdf/nap-2023-2027-f.pdf
https://www.fedpol.admin.ch/dam/fedpol/fr/data/kriminalitaet/menschenhandel/kooperation/nap-2023-2027.pdf.download.pdf/nap-2023-2027-f.pdf
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Le programme de protection des victimes aborde des thèmes qui touchent à plusieurs do-

maines juridiques, les lois concernées étant soumises à des modifications continuelles. Dans 

sa présente version, le programme repose sur la situation juridique actuelle (état en janvier 

2026). Il montre comment appliquer les dispositions législatives en vigueur dans l’intérêt des 

victimes et comment exploiter les marges de manœuvre. La question de la nécessité d’agir 

n’est pas abordée dans le présent document, mais sera traitée dans le cadre des processus 

et des organes chargés de la coordination stratégique nationale.  

Le travail avec les victimes de traite d’êtres humains s’inscrit dans les bases et les principes 

de l’ordre juridique suisse et de la lutte contre la traite des êtres humains. Pour permettre de 

mieux comprendre quelle influence ceux-ci ont sur la conception et l’application du pro-

gramme de protection des victimes, certains thèmes importants sont décrits aux chiffres sui-

vants de l’introduction.  

 

1.2 La traite des êtres humains, à la fois une infraction et une atteinte aux droits 

humains  

En droit international public, la traite des êtres humains peut être considérée sous deux 

angles différents, dont on tirera des conclusions différentes pour la combattre : 

La traite des êtres humains est une infraction. Dans le Protocole additionnel à la Convention 

des Nations Unies contre la criminalité transnationale organisée3, ce qu’on entend par 

« traite des personnes » est défini à l’art. 3 4. À l’art. 5, les États sont tenus de conférer le ca-

ractère d’infraction pénale à la traite des êtres humains telle qu’elle est définie dans leur légi-

slation nationale respective, et à garantir la poursuite pénale de cette infraction. Dans la 

Convention du Conseil de l’Europe sur la lutte contre la traite des êtres humains (ci-après 

Convention du Conseil de l’Europe)5, cette incrimination est confirmée aux art. 4 et 18, sur 

lesquels chaque État doit se fonder afin d’adopter les mesures législatives nécessaires pour 

poursuivre pénalement la traite des êtres humains, y engager les autorités de poursuite pé-

nale et mettre à disposition les moyens nécessaires dans le but de lutter contre ce fléau. 

La traite des êtres humains est aussi une atteinte aux droits humains. La Cour européenne 

des droits de l’homme (CrEDH) a retenu à plusieurs reprises dans ses arrêts que les situa-

tions de traite des êtres humains constituent pour les personnes qui en sont victimes une 

violation de l’interdiction de l’esclavage et du travail forcé et, par conséquent, une violation 

d’un droit humain inscrit dans la Convention européenne des droits de l’homme6 (CEDH). 

Selon la conception classique des droits de l’homme, il s’agit des droits de tout citoyen à se 

protéger contre des restrictions illégitimes de l’État. Or, dans le cas de la traite des êtres hu-

mains, les droits de l’homme ne sont pas bafoués par l’État, mais par des acteurs agissant à 

titre privé. Dans ce cas de figure, on parle d’effet horizontal des droits de l’homme. L’État est 

alors tenu de prendre toutes les mesures préventives requises afin que de telles violations 

des droits de l’homme par des particuliers ne se produisent pas. Si cela a tout de même lieu, 

l’État doit en atténuer les conséquences autant que possible7. C’est sur ce devoir de 

 
3 Protocole additionnel à la Convention des Nations Unies contre la criminalité transnationale organi-
sée visant à prévenir, réprimer et punir la traite des personnes, en particulier des femmes et des en-
fants (RS 0.311.542)  
4 Art. 3, al. 1, Protocole additionnel : « aux fins du présent Protocole : a) l’expression " traite des per-
sonnes ʺ désigne le recrutement, le transport, le transfert, l’hébergement ou l’accueil de personnes, 
par la menace de recours ou le recours à la force ou à d’autres formes de contrainte, par enlèvement, 
fraude, tromperie, abus d’autorité ou d’une situation de vulnérabilité, ou par l’offre ou l’acceptation de 
paiements ou d’avantages pour obtenir le consentement d’une personne ayant autorité sur une autre 
aux fins d’exploitation. L’exploitation comprend, au minimum, l’exploitation de la prostitution d’autrui ou 
d’autres formes d’exploitation sexuelle, le travail ou les services forcés, l’esclavage ou les pratiques 
analogues à l’esclavage, la servitude ou le prélèvement d’organes ». 
5 Convention du Conseil de l’Europe sur la lutte contre la traite des êtres humains (RS 0.311.543) 
6 Convention de sauvegarde des droits de l’homme et des libertés fondamentales (RS 0.101) 
7 Walter Kälin/Jörg Künzli, Universeller Menschenrechtsschutz, 4e édition, Helbling Lichtenhahn Verlag 
2019, N 3.70 ss 
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protection que se fonde le dispositif des États pour apporter de l’aide aux victimes d’infrac-

tions et ne pas les mettre en danger.  

 

1.3 Les quatre piliers de la lutte contre la traite des êtres humains  

Selon les normes internationales, la lutte contre la traite des êtres humains repose sur les 

quatre piliers de la prévention, de la poursuite pénale, de la protection des victimes et de la 

collaboration. Le programme de protection des victimes doit être considéré avant tout 

comme une mesure de protection des victimes, car il a pour objectif d’améliorer la situation 

des victimes de traite d’êtres humains une fois qu’elles sont sorties de leur exploitation. Dans 

l’idéal, ses mesures devraient aussi encourager les victimes à témoigner, car ce n’est qu’une 

fois qu’elles se sentent soutenues et protégées qu’elles sont disposées à témoigner contre 

leurs exploiteurs. Le programme de protection des victimes se répercute également sur la 

poursuite pénale, car sans le témoignage des victimes, les procédures à l’encontre des au-

teurs sont inefficaces.  

 

1.4 Le rôle de la Confédération et des cantons dans la lutte contre la traite d’êtres 

humains  

La Confédération et les cantons ont différentes tâches dans la lutte contre la traite des êtres 

humains. La Confédération se charge de la législation nationale et a rempli sa mission en 

promulguant des dispositions contre la traite des êtres humains dans divers actes normatifs. 

Elle est aussi responsable de la coordination stratégique nationale contre la traite des êtres 

humains et adopte à ce titre des plans d’action nationaux (PAN) contre ce fléau. La coordina-

tion opérationnelle intercantonale et internationale de la poursuite pénale incombe égale-

ment à la Confédération. Les cantons, quant à eux, sont chargés d’exécuter la législation fé-

dérale, c’est-à-dire de réaliser les processus opérationnels contre la traite des êtres humains 

dans la poursuite pénale, la protection des victimes et le séjour des personnes concernées. 

Ils sont libres de s’organiser comme ils l’entendent pour accomplir ces tâches. Enfin, les 

tables rondes cantonales contre la traite des êtres humains permettent de définir et de 

mettre en place la collaboration de manière adéquate8. La jurisprudence de dernière ins-

tance du Tribunal fédéral garantit une application du droit uniforme lors de l’exécution des 

lois fédérales.  

Le fédéralisme est un atout pour la lutte contre la traite des êtres humains, car détecter la 

traite des êtres humains sous ses multiples formes est une tâche pour le moins compliquée. 

Elle incombe aux autorités cantonales qui y sont prédestinées, car les conditions locales 

jouent un rôle important. Les cantons ont tenu compte de leurs spécificités respectives en 

définissant la structure de leurs autorités et de leurs activités opérationnelles, et connaissent 

les particularités locales. Aussi sont-ils en mesure de prendre les dispositions requises et 

d’agir de manière adéquate. 

Mais, et c’est le revers de la médaille, le fédéralisme complique considérablement la lutte 

contre la traite des êtres humains. En effet, il y a une très grande diversité cantonale dans 

l’organisation des autorités et l’exécution des tâches due à différentes raisons, qui peuvent 

être d’ordre historique, financier, culturel ou géographique. Il en résulte des méthodes et des 

angles d’approche divers et variés pour combattre la traite des êtres humains, qui peuvent 

produire des résultats différents d’un canton à l’autre. Dans la lutte contre la traite, des écarts 

importants entre les cantons sont problématiques lorsqu’il y a un risque que les victimes ne 

puissent pas faire valoir leurs droits suffisamment et que des inégalités puissent s’ensuivre. 

Ces différences entre cantons sont souvent critiquées par la société civile et les organisa-

tions internationales. Le programme de protection des victimes sert à fixer et à détailler des 

normes minimales pour la protection des personnes concernées, ce qui doit permettre de ré-

duire les écarts.  

 

 
8 La coopération peut être définie par des conventions entre autorités, des décisions gouvernemen-
tales ou des actes législatifs.  
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1.5 La législation contre la traite des êtres humains 

La lutte contre la traite des êtres humains est une tâche multidisciplinaire comportant de 

nombreux défis spécifiques liés à la nature du phénomène. Le principe de l’état de droit 

exige de fournir les bases légales nécessaires pour le travail opérationnel, qui tiennent 

compte des particularités de la lutte contre la traite des êtres humains. Il existe plusieurs ap-

proches. Certains États ont décidé de réunir toutes les dispositions dans un seul acte norma-

tif global9. En Suisse, la pratique est autre depuis toujours. Les domaines que la loi doit cou-

vrir sont réglementés chacun dans l’acte législatif global correspondant, qui peut aussi conte-

nir, à titre de loi spéciale, des prescriptions particulières relatives à certains aspects. C’est 

pourquoi il n’existe par exemple pas de loi distincte sur le séjour des victimes de traite 

d’êtres humains. En revanche, il existe une loi sur les étrangers et l’intégration (LEI)10 ainsi 

que l’ordonnance d’exécution correspondante (OASA)11, qui contiennent des dispositions 

particulières concernant les victimes de traite d’êtres humains. Du point de vue de la tech-

nique législative, on évite que des dispositions générales soient répétées dans plusieurs lois, 

de manière à préserver la cohérence et la systématique du corpus législatif. C’est ainsi que 

fonctionne la pratique législative en Suisse12. 

Fixer des règles aussi générales que possible et ne formuler des dispositions spéciales 

qu’en cas de besoin : la même idée prévaut aussi dans l’aide aux victimes. La loi fédérale du 

23 mars 2007 sur l’aide aux victimes d’infractions (LAVI)13 régit l’encadrement et le soutien 

des personnes qui ont subi, du fait d’une infraction, une atteinte directe à leur intégrité corpo-

relle, psychique ou sexuelle. Les victimes de la traite des êtres humains en font partie. Le lé-

gislateur a évité à dessein de créer des dispositions spéciales pour différentes catégories de 

victimes, par exemple pour les victimes d’accidents de la route, celles de viol, celles de vio-

lence domestique ou celles de traite des êtres humains. La conclusion qu’on peut en tirer 

pour la pratique ou pour nourrir la réflexion sur le besoin d’action stratégique est que les 

règles et les principes du droit relatif à l’aide aux victimes sont les mêmes pour les victimes 

de la traite des êtres humains que pour les victimes d’autres infractions. Tout est une ques-

tion d’interprétation des dispositions légales concernées, afin de déterminer comment les ap-

pliquer aux faits relatifs aux victimes de la traite des êtres humains. Pour ces dernières, les 

règles ne sont pas différentes que pour les victimes d’autres infractions. Il en va de même 

pour les domaines juridiques de l’indemnisation et de la réparation morale pour acte illégal 

prévus par le code civil, la qualité de partie lésée dans une procédure pénale, la protection 

des victimes dans une procédure pénale et la protection extraprocédurale des témoins.  

 

 

 

 

2. Détecter et identifier les victimes 
 

2.1 Contexte 

Les victimes de la traite des êtres humains sont recrutées à l’étranger et en Suisse, souvent 

sous des prétextes et attirées par de fausses promesses : elles sont conduites au lieu prévu 

 
9 Exemple au Royaume-Uni : Modern Slavery Act 
10 Loi fédérale du 16 décembre 2005 sur les étrangers et l’intégration (RS 142.20) 
11 Ordonnance du 24 octobre 2007 relative à l’admission, au séjour et à l’exercice d’une activité lucra-
tive (RS 142.201) 
12 Les actes importants pour la lutte contre la traite des êtres humains sont les suivants : code pénal 
(CP ; RS 311.0), loi fédérale du 23 mars 2007 sur l’aide aux victimes (LAVI ; RS 312.5), loi fédérale du 
16 décembre 2005 sur les étrangers et l’intégration (LEI ; RS 142.20), ordonnance du 24 octobre 2007 
relative à l’admission, au séjour et à l’exercice d’une activité lucrative (OASA ; RS 142.201), code de 
procédure pénale (CPP ; RS 312.0), loi fédérale du 23 décembre 2011 sur la protection extraprocédu-
rale des témoins (LTém ; RS 312.2) et ordonnance du 23 octobre 2013 contre la traite des êtres hu-
mains (RS 311.039.3). 
13 RS 312.5 
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puis exploitées sexuellement ou comme main d’œuvre, par le recours à la violence physique 

ou psychique ou l’abus de leur vulnérabilité. Une des caractéristiques de la traite des êtres 

humains est qu’elle peut prendre les formes les plus diverses, d’où la difficulté de détecter 

les victimes d’exploitation et de prendre de premières mesures. La traite des êtres humains 

peut se cacher derrière les situations de vie les plus variées et rester indécelable de l’exté-

rieur. Le risque d’exploitation est élevé dans la prostitution, mais pas seulement, d’autres ac-

tivités s’y prêtent aussi, comme la main d’œuvre, les ménages privés, ou encore la mendicité 

et les actes criminels. 

Ce qui complique encore la donne est que dans certaines situations, les personnes concer-

nées ne veulent pas passer pour des victimes ou admettre ouvertement qu’elles le sont. 

Souvent, elles craignent de recevoir des menaces de la part de leurs exploiteurs ou elles se 

disent que même si elles sont exploitées, leur situation est toujours plus supportable que la 

vie dans leur pays de provenance. Il est aussi possible qu’elles suivent les consignes des ex-

ploiteurs en raison de la dépendance affective qu’elles ont développée à leur égard.  

La difficulté consiste à savoir reconnaître les signes d’exploitation, à les interpréter correcte-

ment et, lorsque les soupçons de traite se confirment, à y réagir, par exemple : 

• en offrant de l’aide aux victimes ;  

• en les confiant à des organisations spécialisées dans la protection et l’accompagne-

ment des victimes de traite des êtres humains (ci-après organisations spécialisées) et 

à des centres cantonaux d’aide aux victimes (ci-après centres cantonaux), afin 

qu’elles puissent recevoir une aide adéquate ; 

• en dénonçant le cas aux autorités de poursuite pénale ;  

• en laissant les autorités de poursuite pénale ouvrir elles-mêmes une enquête. 

 

2.2 Principales bases légales  

• Art. 4 de la Convention de sauvegarde des droits de l’homme et des libertés fondamen-

tales (CEDH ; RS 0.101) 

• Arrêts de la Cour européenne des droits de l’homme, par exemple no. 25965/04 du 7 jan-

vier 2010 Rantsev c. Chypre et Russie, et no. 48587/21 du 24 octobre 2024 B. B. c. Slo-

vaquie  

• Art. 4 et 10 de la Convention sur la lutte contre la traite des êtres humains 

(RS 0.311.543) 

• Art. 1 et 12 de la loi fédérale du 23 mars 2007 sur l’aide aux victimes (LAVI ; RS 312.5) 

 

2.3 Obligation d’identifier les victimes de traite des êtres humains  

La Suisse a signé et ratifié plusieurs conventions internationales sur la lutte contre la traite 

des êtres humains. Ces conventions comportent l’obligation d’adopter les mesures législa-

tives ou autres nécessaires pour identifier les victimes de traite des êtres humains. L’art. 10 

de la Convention du Conseil de l’Europe mentionne cette obligation en toutes lettres. L’obli-

gation qu’ont les services gouvernementaux d’identifier les victimes et d’ouvrir des instruc-

tions pénales pour traite des êtres humains découle également de l’art. 4 de la CEDH14. 

Mais, pour pouvoir identifier les victimes de traite des êtres humains, il faut commencer par 

les découvrir. La CrEDH a retenu à plusieurs reprises dans ses arrêts que les États enfrei-

gnaient l’art. 4 de la CEDH s’ils ne protégeaient pas les victimes alors que des indices dans 

les faits ou les déclarations font soupçonner la traite des êtres humains. C’est de là que dé-

coule l’obligation de détecter les victimes de traite des êtres humains15. 

Les obligations de droit international public précitées exigent par conséquent que les ser-

vices gouvernementaux suisses s’organisent, définissent leurs processus et forment leur 

 
14 Annatina Schultz, Die Strafbarkeit von Menschenhandel in der Schweiz, Analyse und Reformbedarf 
von Art. 182 StGB, Diss. Zürich 2020, pp. 76 ss 
15 CrEDH, Rantsev c. Chypre et Russie – 25965/04. Arrêt 7.1.2010, § 286 ; Chowdury et autres 
c. Grèce – 21884/15. Arrêt 30.3.2017, § 110 ss parmi d’autres  



9 
 

personnel de manière à être en mesure de détecter les cas de traite des êtres humains et, le 

cas échéant, de prendre les mesures nécessaires.  

 

2.4 Le processus de détection et d’identification des victimes de traite d’êtres hu-

mains  

Le processus permettant de déterminer si une personne est victime de traite des êtres hu-

mains ou non se déroule en deux étapes :  

• Première étape : détecter les victimes potentielles de traite des êtres humains  

Les services gouvernementaux doivent déceler les signes de traite des êtres humains dans 

l’accomplissement de leur mandat légal. Si de tels signes sont constatés, les autorités doi-

vent effectuer des clarifications. Elles peuvent aborder les personnes concernées afin d’obte-

nir des informations supplémentaires, examiner en détail les informations disponibles et éva-

luer la situation à l’aide de la liste des indicateurs de traite16. Si les autorités compétentes en 

concluent qu’elles sont bien face à un cas de traite des êtres humains et que la personne 

concernée pourrait être une victime, il s’agit alors d’un soupçon et dès ce moment, les vic-

times potentielles de traite d’êtres humains ont des droits particuliers selon le droit internatio-

nal et national (notamment la LAVI). Les victimes potentielles ont été détectées et de pre-

mières mesures sont prises. D’autres services et spécialistes tels que les organisations spé-

cialisées, les experts du domaine de l’asile, le personnel de santé ou le personnel de l’exé-

cution des peines peuvent également déceler des signes de traite et diriger les victimes po-

tentielles vers les structures d’aide. En règle générale, les victimes, pour autant qu’elles y 

consentent, sont envoyées auprès de l’aide aux victimes spécialisée dans le soutien des vic-

times de traite d’êtres humains et/ou la police est alertée en cas de danger imminent. La dé-

couverte de victimes potentielles et le soupçon de traite des êtres humains peuvent déjà 

avoir des conséquences. Les personnes touchées doivent par exemple être protégées 

contre une poursuite pénale et une sanction pour des actes illégaux commis en lien avec la 

traite des êtres humains ou en raison de leur situation d’exploitation, et elles se voient accor-

der un délai de rétablissement et de réflexion si leur statut de séjour en Suisse est irrégulier.  

• Seconde étape : identifier les personnes concernées comme des victimes de traite 

des êtres humains  

Les autorités compétentes effectuent des clarifications supplémentaires et échangent éven-

tuellement des informations. Les victimes potentielles sont redirigées vers les organisations 

spécialisées ou les centres cantonaux. Dans le cadre de séances de consultation, ceux-ci se 

fondent sur les déclarations de la victime potentielle pour déterminer si les critères de traite 

sont remplis, et dans l’affirmative, ils lui donnent accès à l’aide immédiate puis, selon la si-

tuation, à l’aide à plus long terme. Il est important que ces prestations soient activées aussi 

vite que possible, afin que les victimes puissent exercer immédiatement leurs droits définis 

dans les dispositions nationales et internationales. Ensuite, les autorités examinent la situa-

tion selon leurs compétences et le droit applicable (autorités de poursuite pénale, autorités 

des migrations). Les autorités de police et de poursuite pénale effectuent des enquêtes et 

des investigations afin de poursuivre les auteurs d’infraction, tandis que les autorités des mi-

grations décident des conditions d’octroi d’une autorisation de séjour.   

Pas de procédure d’identification formelle  

Contrairement à d’autres pays, la Suisse n’a pas de procédure formelle pour identifier les 

victimes de traite d’êtres humains. Dans une procédure formelle, l’autorité compétente est 

seule à décider si une personne concernée doit être qualifiée de victime de traite d’êtres hu-

mains. Si la qualité de victime est reconnue par cette autorité, cette décision est contrai-

gnante pour toutes les autres autorités. La Suisse suit un autre modèle17. Chaque autorité 

 
16 Indicateurs pour l’identification de potentielles victimes de la traite des êtres humains ; www.fed-
pol.admin.ch/dam/fedpol/fr/data/kriminalitaet/menschenhandel/berichte/indikatoren-opferidentifizie-
rung-mh.pdf.download.pdf/indikatoren-opferidentifizierung-mh.pdf  
17 À l’instar de la Suède par exemple 

http://www.fedpol.admin.ch/dam/fedpol/fr/data/kriminalitaet/menschenhandel/berichte/indikatoren-opferidentifizierung-mh.pdf.download.pdf/indikatoren-opferidentifizierung-mh.pdf
http://www.fedpol.admin.ch/dam/fedpol/fr/data/kriminalitaet/menschenhandel/berichte/indikatoren-opferidentifizierung-mh.pdf.download.pdf/indikatoren-opferidentifizierung-mh.pdf
http://www.fedpol.admin.ch/dam/fedpol/fr/data/kriminalitaet/menschenhandel/berichte/indikatoren-opferidentifizierung-mh.pdf.download.pdf/indikatoren-opferidentifizierung-mh.pdf
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compétente applique la loi en décidant elle-même dans son domaine de compétences si la 

personne a droit aux aides accordées aux victimes, si les conditions d’octroi d’une autorisa-

tion de séjour sont remplies et si une procédure pénale doit être ouverte pour traite d’êtres 

humains. Même si le principe de l’unité du droit exige d’éviter les décisions contradictoires 

dans la mesure du possible, aucune autorité n’est liée par les décisions antérieures d’une 

autre autorité. Dans la pratique, on échange évidemment des informations et on s’efforce 

d’avoir une approche cohérente18. L’avantage de ce modèle où chaque autorité décide elle-

même de la qualité de victime réside dans le fait que les services des migrations et les 

centres d’aide aux victimes, par exemple, ne sont pas liés par les décisions des autorités de 

poursuite pénale, lorsque celles-ci, par manque de preuves, n’ouvrent pas de procédure 

pour traite des êtres humains ou en ouvre une pour d’autres éléments constitutifs d’infrac-

tion.  

Mise en œuvre dans les cantons, procédure d’identification dans les mécanismes de 

coopération  

Dans le processus de détection et d’identification, la coopération de tous les services compé-

tents revêt une grande importance. Les informations sur l’histoire et les circonstances de la 

personne concernée sont éparpillées dans différents services : les autorités de poursuite pé-

nale ont le résultat des enquêtes préliminaires, des enquêtes et des instructions ; les organi-

sations spécialisées, les centres cantonaux ou les autorités du contrôle du marché du travail 

ont le récit des victimes, de même que leurs propres constatations dans leurs relevés et 

leurs expériences dans le conseil aux victimes ; et les services des migrations ou les bu-

reaux du contrôle des habitants ont les informations issues d’éventuelles procédures d’auto-

risation ou d’annonce. La coopération a pour but, d’une part, de garantir une protection adé-

quate aux victimes de traite d’êtres humains et, d’autre part, de poursuivre les auteurs avec 

efficacité. L’échange d’informations doit toujours respecter les prescriptions de protection 

des données.  

Suivant les règles du fédéralisme, les cantons sont libres de s’organiser comme ils le souhai-

tent et de définir leur propre processus. Toutefois, les conditions et la situation sont diffé-

rentes dans chaque canton. En conséquence, la procédure d’identification doit être définie 

dans le cadre d’un mécanisme de coopération établissant le rôle de chaque service. La qua-

lification de victime au sens de la LAVI peut par exemple être déléguée à une organisation 

spécialisée dans la protection des victimes de traite d’êtres humains. Ensuite, les autres ser-

vices, notamment ceux qui sont représentés dans les mécanismes de coopération canto-

naux, effectuent des analyses ou participent au processus d’encadrement dans le cadre de 

leur champ de compétences et de la situation juridique prévalant dans le cas d’espèce.  

Lors des tables rondes cantonales sur la traite des êtres humains, on discute du mécanisme 

d’orientation, d’identification et d’accompagnement des victimes qui est ensuite inscrit dans 

les accords de coopération cantonaux19. C’est à la table ronde cantonale qu’incombe la 

tâche essentielle d’instaurer un climat de confiance entre tous les participants, car les inté-

rêts peuvent diverger fortement dans ce processus. Il s’agit d’exprimer les différentes at-

tentes, d’en discuter et de parvenir à concilier les intérêts, dans le but de mettre en place des 

processus d’orientation, d’identification et d’accompagnement qui respectent les règles natio-

nales et internationales.   

 

2.5 Acteurs de la détection de la traite d’êtres humains et bons exemples  

Police 

La police joue un rôle important dans la détection des victimes de traite des êtres humains. 

La couverture policière de base est chargée d’intervenir lorsque des personnes sont en dan-

ger, et c’est aussi elle qui est alertée en premier en cas de signes de danger. Dans ce type 

d’interventions, il arrive qu’elle tombe sur des situations d’exploitation. La police réceptionne 

 
18 Cf. titre précédent. 
19 Cf. Action 1.1 du PAN contre la traite des êtres humains 2023 – 2027. 
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les signalements ou les dénonciations de la part de la population et peut même être abordée 

directement par des victimes potentielles. Des situations suspectes peuvent se produire lors 

de contrôles routiers. Les agents assurant la couverture policière de base doivent avoir des 

connaissances de base de la lutte contre la traite des êtres humains et savoir quelles me-

sures prendre en cas de soupçons. 

Les unités de contrôle du milieu de la prostitution se consacrent à ce secteur spécifique. 

Dans leur champ de compétences, elles développent des méthodes pour détecter les abus, 

les situations de coercition, l’exploitation et l’illégalité dans la prostitution, se fondant notam-

ment sur les lois qui régissent ce domaine d’activités sur le plan cantonal. Elles examinent la 

prostitution en appartement se déroulant dans des lieux inofficiels, par exemple via des sites 

d’annonces érotiques. Elles utilisent les avantages de leurs logiciels pour déceler des indices 

de traite des êtres humains.  

Les unités de sensibilisation des acteurs du milieu de la prostitution évoluent dans ce secteur 

spécifique et travaillent avec les centres de consultation. Leurs membres ne portent pas 

l’uniforme. Elles parlent directement avec les victimes potentielles de traite d’êtres humains 

et s’efforcent de gagner leur confiance afin de les sortir de leur situation d’exploitation. Ce 

processus dure souvent assez longtemps jusqu’à ce que la victime soit prête à réfléchir à sa 

situation.  

La police judiciaire20 réceptionne les annonces provenant de services ou d’autorités internes. 

Elle effectue des enquêtes préliminaires sur la base de dénonciations, d’annonces ou d’infor-

mations, ou elle peut aussi découvrir de nouvelles victimes dans le cadre des enquêtes et 

des investigations en cours portant sur la traite des êtres humains. 

Inspection du travail, contrôle du marché du travail et commissions paritaires 

Les services chargés de la sécurité sur le lieu de travail et du marché du travail effectuent 

des contrôles dans les entreprises, les commerces et les locaux des différentes branches 

professionnelles21. Si les règles de sécurité sur le lieu de travail, les mesures d’accompagne-

ment, l’interdiction du travail au noir et la LEI ne sont pas respectées, cela peut laisser pen-

ser à une exploitation. Dans l’exercice de leur activité, les organes d’inspection et de contrôle 

ont la possibilité de voir de leurs propres yeux ce qui se passe dans les entreprises qu’ils 

contrôlent et de parler avec les employés. Ces services jouent donc un rôle important dans 

la détection de l’exploitation de la force de travail. S’ils constatent des indices de traite des 

êtres humains, ils peuvent les signaler aux services compétents en vertu des dispositions 

inscrites dans les lois sur le personnel de droit public concernant l’obligation de dénoncer les 

crimes ou les délits constatés dans l’exercice de l’activité officielle. Lesdits services transmet-

tent ces informations aux autorités de poursuite pénale. Si les contrôles sont effectués par 

des organismes de droit privé, les cantons veillent à ce que les dispositions sur la protection 

des données et le caractère licite de la transmission d’indices de traite des êtres humains fi-

gurent dans les conventions de prestations.  

L’inspection du travail, le contrôle du marché du travail et les commissions paritaires n’ont 

pas de tâches de police judiciaire, ce qui constitue un avantage. En effet, les personnes ex-

ploitées peuvent discuter de leur situation avec les inspecteurs et les contrôleurs venus sur 

place, qui peuvent réagir en fonction de la situation, par exemple en prenant contact avec les 

organisations spécialisées et les centres cantonaux, si la victime donne son accord. Les or-

ganes d’inspection et de contrôle ont ainsi un bon moyen d’inspirer confiance, ce qui est très 

important pour les victimes de traite des êtres humains. Les personnes qui subissent la traite 

et l’exploitation ne prennent pas le risque d’accabler leur employeur par leurs déclarations ni 

d’être impliquées dans une procédure pénale contre leur volonté. Les inspections et les 

 
20 Au sens de l’art. 15 CPP 
21 Les contrôles reposent sur les bases légales suivantes : la loi fédérale du 13 mars 1964 sur le tra-
vail (LTr ; RS 822.11), la loi fédérale du 8 octobre 1999 sur les travailleurs détachés (LDét ; 
RS 823.20) et la loi fédérale du 17 juin 2005 sur le travail au noir (RS 822.41). 
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contrôles représentent une manière efficace de détecter les victimes d’exploitation de la 

force de travail et de fixer des limites claires aux auteurs.  

En cas d’irrégularités liées au droit de séjour et au permis de travail, les organes d’inspection 

et de contrôle cherchent également d’éventuels indices d’exploitation et de traite des êtres 

humains, car il y a souvent un lien entre les deux. S’il existe de tels indices, ils doivent être 

décrits dans l’annonce d’infractions à la LEI adressée au ministère public. Les organes d’ins-

pection et de contrôle veillent à ce que les irrégularités liées au droit de séjour et au permis 

de travail soient également examinées sous l’angle du principe de non-sanction22. Le non-

respect de la loi constaté en rapport avec le séjour illégal ou l’exercice d’une activité lucrative 

sans permis va souvent de pair avec l’exploitation de la victime. S’il existe des signes d’ex-

ploitation, ils doivent être mentionnés dans les procès-verbaux des auditions ou les rapports 

d’enquête destinés au ministère public, afin que le principe de non-sanction puisse être ap-

pliqué. Le ministère public doit disposer des bases nécessaires pour décider d’appliquer le 

principe de non-sanction des victimes de traite d’êtres humains23 et de renoncer à une procé-

dure pénale contre ces personnes. 

Organisations spécialisées et centres cantonaux  

La tâche des organisations spécialisées et des centres cantonaux consiste à identifier les 

victimes de traite d’êtres humains, à les conseiller et à leur procurer l’aide à laquelle elles ont 

droit en vertu de la LAVI. Le travail d’identification peut être délégué à des organisations spé-

cialisées dans la protection et l’accompagnement de victimes de traite d’êtres humains, qui 

collaborent avec les centres cantonaux. Dans certains cantons, cette tâche est aussi prise 

en charge par des centres de consultation de droit public, qui ont élargi leurs compétences à 

l’encadrement de victimes de traite. Les organisations spécialisées offrent des services de 

consultation et des mesures d’accompagnement spécifiques, qui sont adaptées aux besoins 

des victimes d’exploitation. Ces structures jouent un rôle important dans la détection, l’identi-

fication et l’accompagnement des victimes de traite d’êtres humains. Dans certains cantons, 

elles coordonnent, en collaboration avec une multitude de partenaires, l’encadrement des 

victimes depuis l’identification jusqu’à l’intégration en Suisse ou au retour dans le pays de 

provenance.  

➢ Participation aux interventions de police  

Si la police découvre des victimes potentielles de traite d’êtres humains dans le cadre de 

ses engagements, elle les met en contact avec une organisation spécialisée ou un centre 

cantonal. Un premier entretien avec la victime dans ce cadre permet de la mettre en con-

fiance et de faciliter une éventuelle audition ultérieure par la police. L’organisation spécia-

lisée ou le centre cantonal fait le nécessaire pour protéger la victime et lui fournir un hé-

bergement, un accompagnement (accès aux soins médicaux, assistance administrative 

et soutien dans la procédure pénale) et des prestations financières. Les victimes étran-

gères font généralement plus confiance aux membres de ces organisations qu’au per-

sonnel des autorités de poursuite pénale ou de l’État. Avec le consentement de la vic-

time, l’organisation spécialisée peut coopérer avec les autorités de police afin de faciliter 

la poursuite pénale des auteurs.  

➢ Participation à l’identification  

La victime potentielle est mise en contact aussi vite que possible avec une organisation 

spécialisée ou un centre cantonal. Si des signes de traite des êtres humains ont été dé-

celés chez une personne et laissent supposer qu’il s’agit d’une victime, les organisations 

spécialisées et les centres cantonaux doivent pouvoir aider à confirmer le soupçon et à 

identifier la victime. L’application des dispositions de droit migratoire, l’octroi de l’aide aux 

victimes et d’autres mesures interviennent seulement une fois que la personne concer-

née a été identifiée comme victime de traite d’êtres humains. Afin de pouvoir prendre les 

décisions d’application du droit correctement, il est important de faire appel aux 

 
22 Art. 26 de la Convention sur la lutte contre la traite des êtres humains (RS 0.311.543) 
23 Cf. ch. 8 « Non-sanction ». 
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organisations spécialisées et aux centres cantonaux qui, grâce à leur expertise et à leur 

expérience, peuvent apporter une contribution précieuse pour évaluer la situation de 

traite d’êtres humains au moment d’identifier les victimes. Dans les cantons, le processus 

d’identification doit être conçu de manière que les organisations spécialisées et les 

centres cantonaux soient consultés et donnent une évaluation sur la personne concer-

née. 

Autres acteurs : tous les services qui sont susceptibles d’entrer en contact avec des victimes 

de traite d’êtres humains dans l’exercice de tâches publiques doivent être en mesure de dé-

tecter des situations de traite des êtres humains et d’exploitation. Voici quelques exemples 

(non exhaustifs) : 

Bureaux de contrôle des habitants et services des migrations 

Des informations et des indices qui laissent penser à une restriction de l’auto-détermination 

et à la traite des êtres humains peuvent apparaître lors de l’inscription ou de l’annonce de 

départ de personnes auprès des autorités communales ou cantonales, ou lorsque des de-

mandes ou des annonces de prise d’une activité lucrative présentent des anomalies, par 

exemple l’utilisation de documents non valables ou douteux. Une fausse adresse, la même 

adresse de domicile qui revient sans arrêt ou un employeur louche peuvent constituer des 

indices. Un niveau de salaire spécialement bas ou l’absence d’indications claires sur les coti-

sations sociales peut être un signe d’exploitation de la force de travail. Des différences inex-

plicables entre les salaires convenus sur le contrat et les salaires versés peuvent également 

suggérer une exploitation. Les entreprises qui changent souvent de nom ou de raison sociale 

tout en continuant à demander des permis de travail similaires pourraient tenter de contour-

ner les contrôles des autorités.  

Centres de consultation pour les travailleuses et les travailleurs du sexe 

Les centres de consultation pour les travailleuses et les travailleurs du sexe effectuent du 

travail social de proximité dans le milieu de la prostitution et conseillent ces personnes sur 

tous les aspects de l’exercice de la prostitution. Ils ont une bonne vue d’ensemble de ce mi-

lieu et, dans la mesure où leurs prestations sont sollicitées, ils ont un accès direct à des vic-

times potentielles de traite d’êtres humains. Grâce à ce travail de terrain, à leur expérience et 

à leur indépendance des autorités de poursuite pénale, ils parviennent à gagner la confiance 

de ces personnes et à discuter avec elles de leur situation. Ils sont ainsi en mesure de détec-

ter des victimes et de choisir la démarche qui convient le mieux à la personne concernée.  

Les centres de consultation pour les travailleuses et les travailleurs du sexe peuvent être des 

organisations de la société civile ou des services de l’administration municipale ou canto-

nale. Ils participent régulièrement aux tables rondes cantonales contre la traite des êtres hu-

mains.  

Centres d’aide aux victimes et services sociaux  

Les histoires personnelles qui émergent à l’occasion des clarifications en vue de l’octroi 

d’une aide peuvent contenir des indices de situations d’exploitation. Il est possible que 

d’autres infractions soient à l’origine de la demande d’aide, par exemple la violence domes-

tique ou des délits sexuels. La question de la traite des êtres humains et de l’exploitation 

n’est pas nécessairement abordée d’emblée. Le personnel doit être en mesure de déceler 

tout signe de traite ou d’exploitation au fil de la discussion.  

Hôpitaux et personnel soignant  

Lorsque les victimes présentent des blessures caractéristiques de violences ou d’abus, ou 

qu’elles sont accompagnées toujours par les mêmes personnes qui ne les lâchent pas d’une 

semelle, cela peut indiquer une situation d’exploitation. Une discussion franche sans la pré-

sence des accompagnants peut fournir d’autres indices24. 

 
24 Pour en savoir plus, cf. la campagne de fedpol : Campagne de sensibilisation auprès du personnel 
médical et soignant. 

https://www.fedpol.admin.ch/fr/campagne-de-sensibilisation-aupres-du-personnel-medical-et-soignant
https://www.fedpol.admin.ch/fr/campagne-de-sensibilisation-aupres-du-personnel-medical-et-soignant
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Institutions chargées de l’exécution pénale ou du renvoi 

Les personnes subissant la traite des êtres humains peuvent être forcées de commettre des 

infractions pendant leur exploitation. Il s’agit souvent de séjour illégal ou de travail sans per-

mis, de consommation, possession, vente ou revente de stupéfiants, de vol ou d’autres dé-

lits, les agissements interdits faisant l’objet de l’exploitation. Sur la base d’ordonnances pé-

nales ou d’arrêts qui ont été rendus, les personnes concernées peuvent se trouver en phase 

d’exécution ou en détention en vue de leur renvoi. Si le personnel chargé de l’exécution des 

peines se montre sensible à la situation de ces personnes et communique ouvertement avec 

elles, il peut découvrir des indices de traite des êtres humains. Il est à noter que si on avait 

eu connaissance de l’exploitation au moment de prononcer l’ordonnance pénale, les victimes 

n’auraient pas dû être sanctionnées en vertu du principe de non-sanction.  

Syndicats 

Les syndicats ne sont pas des acteurs gouvernementaux, mais jouent dans les faits un rôle 

important dans la découverte des victimes. Ils sont en contact permanent avec les travail-

leurs des différentes branches professionnelles, aussi bien sur leurs lieux de travail qu’à l’oc-

casion de consultations dans les entreprises. Ils mènent des campagnes d’information et de 

formation internes et externes dans les secteurs économiques les plus touchés. Par le con-

tact que les syndicats entretiennent avec les travailleurs, ils ont la possibilité d’encourager 

les personnes potentiellement touchées à s’adresser aux organisations spécialisées et aux 

centres cantonaux ou, avec leur accord, de le faire pour elles.  

Partenaires sociaux 

Les syndicats sont en contact permanent avec les travailleurs des différentes branches pro-

fessionnelles, notamment sur leur lieu de travail et dans leurs secrétariats. Ils mènent des 

campagnes d’information et de formation internes et externes, en particulier dans les sec-

teurs les plus exposés. Ils ont notamment la possibilité d’encourager les travailleurs poten-

tiellement touchés à se tourner vers des ONG spécialisées, ou de le faire à leur place. Les 

employeurs peuvent former les auditeurs, les responsables du personnel et les contrôleurs 

aux méthodes de détection et s’assurer que leurs sous-traitants n’engagent pas de victimes 

de la traite des êtres humains. 

 

2.6 Le comportement des victimes et leur volonté dans la pratique  

Les personnes ayant subi la traite des êtres humains avouent rarement qu’elles ont été ex-

ploitées. Lors des premiers contacts avec les autorités de contrôle, elles prétendent généra-

lement qu’elles travaillent de leur plein gré et qu’elles exercent leurs activités librement. Il 

faut ensuite beaucoup de discussions et de marques de confiance jusqu’à ce que les vic-

times prennent conscience de leur situation et décident de sortir du milieu qui les exploite. 

Même lorsqu’elles se sont stabilisées et qu’elles ont été prises en charge par les organisa-

tions spécialisées et les centres cantonaux, elles ne sont souvent pas prêtes à témoigner 

contre leurs exploiteurs dans un procès ni à participer à la procédure pénale. Leur comporte-

ment peut s’expliquer par les raisons suivantes : 

• Les victimes craignent des représailles de la part des exploiteurs. Leur peur est justifiée 

et la probabilité est forte que les exploiteurs prennent contact avec elles, les intimident, 

les menacent, les agressent ou les enlèvent. Souvent, les membres de leur famille dans 

le pays de provenance sont aussi touchés. La menace est d’autant plus grande lorsque 

les victimes sont en mesure de fournir des informations incriminantes aux autorités de 

poursuite pénale.  

• Les victimes sont venues dans un pays cible dans l’espoir d’avoir une vie meilleure et de 

gagner assez d’argent pour pouvoir par exemple soutenir leurs proches restés dans le 

pays d’origine. Quitter la situation d’exploitation équivaut dans de nombreux cas à perdre 

son salaire même maigre et à risquer le rejet et la perte du soutien de sa famille. Les vic-

times craignent d’être stigmatisées dans leur pays d’origine en raison de l’activité qu’elles 

ont exercée pendant leur exploitation.  
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• De nombreuses victimes sont, sur le plan émotionnel, dans un état de soumission vis-à-

vis de leurs exploiteurs et sont liées à eux par une forte loyauté ou une dépendance af-

fective25. 

Les autorités de contrôle doivent être conscientes de cette situation de départ et l’intégrer 

dans leurs réflexions sur la suite des démarches avec la victime. L’approche centrée sur la 

victime est essentielle pour les personnes concernées. La volonté de la victime est détermi-

nante et doit être respectée : rien ne doit être entrepris contre sa volonté, car cela pourrait la 

mettre encore plus en danger. La participation de la victime est nécessaire pour toutes les 

mesures d’aide aux victimes et de protection des victimes, et rien ne peut être fait sans son 

accord ou contre son gré.  

Dans la pratique, les services opérationnels peuvent être confrontés à plusieurs types de si-

tuations où les victimes ne sont pas disposées à coopérer de prime abord dans un cas d’ex-

ploitation présumée. Voici quelques exemples de situations et d’actions possibles : 

• Les personnes chargées du contrôle du milieu de la prostitution ou de la sensibilisation 

détectent des victimes d’exploitation sexuelle présumées et cherchent le dialogue. Dans 

la mesure où la victime n’est pas menacée par un danger imminent et considérable qui 

exigerait une intervention immédiate, la situation peut rester telle quelle dans un premier 

temps. Cela offre l’occasion d’approfondir les clarifications et les investigations. Lors des 

discussions et des contacts ultérieurs avec les victimes, il s’agira de gagner leur con-

fiance pour les encourager à sortir de leur situation d’exploitation. Il faudra leur indiquer 

les adresses de l’aide aux victimes spécialisée ou d’autres centres de consultation, tout 

en veillant à ne surtout pas fournir de prétexte aux exploiteurs pour aggraver la situation 

de coercition contre leurs victimes. On adoptera une approche similaire pour les victimes 

d’exploitation de la force de travail en cas de signes d’exploitation.  

• Des enquêtes et des investigations en relation avec la traite des êtres humains débou-

chent sur des opérations policières contre les exploiteurs. Des arrestations ont lieu, met-

tant un terme à l’exploitation, et de premiers entretiens, voire de premières auditions, 

sont organisés avec les victimes. Même si la personne concernée nie être exploitée et 

refuse de coopérer, il faut tout de même la mettre en contact avec les organisations spé-

cialisées et les centres cantonaux, à titre de première intervention, afin de lui trouver un 

hébergement sécurisé et créer les conditions pour qu’elle se stabilise et puisse réfléchir. 

Les organisations spécialisées et les centres cantonaux décideront avec elle de la suite.  

• Des victimes provenant de l’étranger et exerçant une activité lucrative sans titre de séjour 

enfreignent les dispositions légales de la Suisse sur la migration. Lors de contrôles ou 

d’opérations de police, elles tentent de se faire passer pour des touristes voyageant en 

Suisse ou venus rendre visite à des parents ou des amis. Si la police ou les organes de 

contrôle effectuent des entretiens, des interrogatoires ou des auditions fondés sur le 

soupçon de traite d’êtres humains, une victime qui refuse de coopérer ne doit en aucun 

cas être mise sous pression pour témoigner contre les auteurs, et il ne faut jamais faire 

planer la menace qu’en raison de son séjour illégal, elle va être punie, mise en détention 

et expulsée. Si la victime s’en tient à sa version qu’elle n’est pas exploitée, cela doit être 

rapporté au ministère public. Il faut indiquer clairement à ce dernier qu’il y a un soupçon 

de traite d’êtres humains et d’exploitation et décrire les indices constatés. Il incombe au 

ministère public d’effectuer éventuellement des clarifications supplémentaires, ou de re-

noncer à une sanction en vertu du principe de non-sanction qui s’applique à une situation 

de coercition. 

 
25 La méthode du « loverboy » est un mode opératoire pour recruter des victimes de traite d’êtres hu-
mains. Les loverboys créent un lien affectif avec les victimes dans le but d’en tirer profit. La relation 
entre la victime et le criminel se dégrade progressivement, jusqu’à ce que la victime bascule entière-
ment dans l’exploitation sexuelle. Le terme « loverboy » utilisé pour désigner ce phénomène ne doit 
pas relativiser le comportement de l’auteur ni donner l’impression que la victime aurait donné son ac-
cord. Le prétendu consentement a été obtenu sous la contrainte et est donc nul.  
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Dès lors qu’il y a des signes de traite d’êtres humains et d’exploitation et pour autant que 

la victime y consente, il convient de prendre contact avec les organisations spécialisées 

et les centres cantonaux, qui décident des étapes suivantes avec les services des migra-

tions.  

• La question de la volonté de témoigner contre les exploiteurs dans une procédure pénale 

pour la traite d’êtres humains se pose d’emblée pour les autorités de poursuite pénale et 

bien sûr pour les victimes. Le délai de rétablissement et de réflexion visé à l’art. 35 de 

l’ordonnance du 24 octobre 2007 relative à l’admission, au séjour et à l’exercice d’une 

activité lucrative (OASA) doit permettre à la victime en séjour irrégulier en Suisse de se 

reposer à la fin de l’exploitation, de s’informer de son statut légal, de réfléchir à sa situa-

tion et de décider si elle est prête à participer à la procédure pénale contre les exploi-

teurs26. Pendant ce délai, la victime est prise en charge par les organisations spéciali-

sées et les centres cantonaux. L’octroi d’un délai de rétablissement et de réflexion, le 

droit aux prestations de l’aide aux victimes et la prolongation du séjour en présence d’un 

cas individuel d’une extrême gravité ne sont pas subordonnés à la volonté de la victime 

de témoigner contre les auteurs. La victime ne doit en aucun cas subir de pressions vi-

sant à lui faire croire que les prestations de l’aide aux victimes et le séjour en Suisse ne 

sont possibles que si elle collabore avec les autorités de poursuite pénale et qu’elle est 

d’accord de témoigner.  

 

2.7 Le premier entretien27  

La traite des êtres humains est un crime contre une personne : les déclarations de la victime 

revêtent par conséquent une importance capitale. Toutefois, les victimes ne sont pas tou-

jours disposées à témoigner contre les auteurs, que ce soit auprès de la police ou du minis-

tère public. La victime a besoin dès que possible d’un délai de rétablissement et de réflexion 

afin qu’elle puisse réfléchir à son rôle dans la procédure pénale et aux conséquences qui 

peuvent en découler. C’est pourquoi il faut éviter de la soumettre d’emblée à un interroga-

toire formel par les autorités de poursuite pénale.  

Les « premiers entretiens » menés par des policiers spécialement formés s’avèrent bien plus 

probants. Le but consiste à discuter avec la victime de sa situation du point de vue des auto-

rités de poursuite pénale, d’obtenir éventuellement des indices ou d’autres informations pour 

juger s’il s’agit bien d’un cas de traite des êtres humains, et d’explorer les pistes possibles. 

L’élément déclencheur du premier entretien et le moment auquel il a lieu dépendent forte-

ment de la situation. Cet entretien sert à mettre la victime en confiance et à faire un premier 

point de la situation. Et il permet aux autorités de poursuite pénale d’appréhender et de pla-

nifier la suite de la procédure pénale. 

La victime ne doit pas avoir l’impression que ses déclarations incriminent les auteurs d’em-

blée et toutes les options doivent rester ouvertes pour elle. Le résultat de l’entretien doit faire 

l’objet d’une note, qui ne doit pas être versée tout de suite au dossier de la poursuite pénale, 

mais doit simplement servir à documenter le processus. Si la victime décide plus tard de col-

laborer, les éléments pertinents de la note doivent être repris dans le dossier de la procédure 

contre les prévenus.   

Le premier entretien peut porter sur ce qui suit : 

• Parler de ce qui s’est passé et des indices laissant penser que la personne pourrait être 

une victime de traite d’êtres humains et d’exploitation.  

• Informer la personne de la possibilité de participer à une procédure pénale contre les au-

teurs et des conséquences ou des répercussions que cette coopération pourrait avoir sur 

sa situation personnelle. Expliquer à la personne qu’une protection peut lui être fournie 

 
26 Cf. ch. 3.3. 
27 Le premier entretien doit être considéré séparément du processus de détection et d’identification. Il 
s’agit simplement d’une activité constituant un bon exemple pour aborder la victime au début d’une 
procédure afin de créer un climat de confiance et de définir les étapes suivantes.  
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contre les auteurs qui pourraient la mettre en danger ou la menacer, et lui indiquer que la 

protection dans son pays de provenance fait aussi partie du programme d’aide au retour.  

• Les autorités de poursuite pénale sont tenues d’informer la victime de la possibilité de 

solliciter des prestations d’aide aux victimes (art. 305, al. 2, CPP). Le premier entretien 

sert à expliquer à la personne comment l’aide aux victimes fonctionne, quelles sont les 

prestations et comment elle peut les obtenir. Si elle n’est pas encore sûre de ce qu’elle 

veut faire, on lui donne les coordonnées des centres de consultation, en lui proposant de 

l’accompagner si elle le souhaite. Il est préconisé de prendre directement contact avec 

les organisations spécialisées et les centres cantonaux selon le mécanisme de coopéra-

tion en place dans le canton concerné.  

Le premier entretien peut aussi se faire en présence des organisations spécialisées et des 

centres cantonaux (suivant le mécanisme de coopération cantonal), qui peuvent intervenir et 

parler avec la victime. Cette formule est recommandée, car la victime, sur la base des mau-

vaises expériences qu’elle a pu faire dans son pays de provenance, a tendance à se méfier 

de la police et fera davantage confiance à des organisations indépendantes sans lien avec la 

poursuite pénale.  

Un interrogatoire formel doit avoir lieu uniquement si, à la fin du le délai de rétablissement et 

de réflexion, la victime a déclaré vouloir collaborer avec la poursuite pénale28. Toutefois, si 

elle s’est déjà exprimée dans ce sens avant la fin du délai et que sa volonté de collaboration 

est établie avec certitude, une audition formelle peut tout à fait avoir lieu.  

 

2.8 Autres aspects de la détection et de l’identification 

Offres à bas seuil d’enregistrement des déclarations de soupçons sur la traite des 

êtres humains  

Les particuliers peuvent aussi faire part de leurs observations et constatations relatives à des 

faits bizarres qui les ont fait penser à de l’exploitation et de la traite des êtres humains. Il 

s’agit souvent de voisins, de clients ou de proches qui remarquent des signes de situations 

d’exploitation et qui ressentent la nécessité de les signaler à un service compétent. On ne 

peut jamais savoir à l’avance si ces particuliers ne s’exposent pas eux-mêmes à un danger, 

s’ils ont interprété correctement ce qu’ils ont vu ou s’ils ne déclenchent pas inutilement la 

mise en branle des autorités. C’est pourquoi il est important de proposer des offres à bas 

seuil permettant de faire part de soupçons de traite des êtres humains. Les organisations 

mettent des bureaux d’enregistrement et des hotlines à la disposition des particuliers pour 

déposer leurs constatations. Il est important d’offrir aussi la possibilité de faire une déclara-

tion anonyme ou de se faire conseiller de manière anonyme, et de pouvoir prendre contact 

en tout temps dans la mesure du possible. Les bureaux et les hotlines enregistrent les décla-

rations, parlent avec les personnes afin de pouvoir évaluer la situation ou obtenir plus d’infor-

mations, avant de transmettre les déclarations aux services compétents qui peuvent agir ou 

apporter de l’aide.  

Les bureaux et les hotlines savent comment évaluer les déclarations et les trier. Ils possè-

dent un réseau de contacts comptant les services compétents, les organes de la poursuite 

pénale, les organisations spécialisées et les centres cantonaux, ainsi que d’autres acteurs 

de la lutte contre la traite des êtres humains29. Les offres de ce type au niveau régional sont 

gérées pour le compte de la communauté concernée qui les finance, ou sont intégrées dans 

les mesures de protection des victimes financées par le canton30. 

Afin que les offres à bas seuil d’enregistrement des déclarations portent leurs fruits, il est im-

portant de ne pas négliger le suivi, aussi bien pour celles et ceux qui s’adressent au bureau 

d’enregistrement en vue de faire part de leurs constatations que pour le bureau qui transmet 

 
28 Cf. ch. 3.3. 
29 Le bureau national d’enregistrement est l’association ACT212. En Suisse romande, il y a aussi l’as-
sociation Astrée, et en Suisse alémanique le FIZ. 
30 Le CSP gère une hotline à Genève et ASTRÉE une dans le canton de Vaud. 
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les informations aux autorités. Un message de réponse qui décrit les suites données à l’infor-

mation montre que la déclaration a été prise au sérieux et confirme si elle a été utile ou non, 

ce qui permet également d’améliorer l’offre. 

La traite des êtres humains : une infraction qui ne peut être découverte qu’au moyen 

de contrôles et de recherches 

Dans la traite des êtres humains, il n’y a pas d’événements ou d’agissements qui peuvent 

déclencher à eux seuls une instruction pénale, contrairement à de nombreuses autres infrac-

tions. En effet, la plainte pour escroquerie ou vol déposée par la personne lésée, la décou-

verte d’un cadavre, un embrasement, une explosion ou l’apparition de faux documents pro-

voque immédiatement l’entrée en action de l’autorité compétente. En revanche, il est extrê-

mement rare que les victimes de traite d’êtres humains dénoncent leurs exploiteurs aux 

autorités de poursuite pénale. Les cas de traite ne sont découverts que si on les cherche ac-

tivement dans les lieux et les secteurs économiques qui s’y prêtent. Il s’agit principalement 

du milieu de la prostitution et des branches professionnelles où le risque d’exploitation de la 

force de travail est particulièrement élevé31&32. Pour ce faire, il est nécessaire de former les 

organes de contrôle de la police et du contrôle du marché du travail, de définir une stratégie 

pour le déroulement des contrôles, de mettre à disposition suffisamment de ressources, de 

fixer les priorités nécessaires, de fournir éventuellement des moyens auxiliaires et, enfin, de 

vraiment effectuer les contrôles. C’est le seul moyen pour découvrir des cas. Plus il y a de 

contrôles, plus la probabilité est forte de détecter la traite des êtres humains. La statistique 

policière de la criminalité fournit un indicateur de l’activité de contrôle contre la traite des 

êtres humains. L’absence ou le petit nombre de cas de traite des êtres humains dans la sta-

tistique ne signifie généralement pas qu’il n’en existe pas, mais doit au contraire être inter-

prété comme un signe d’une activité de contrôle insuffisante dans le canton en question.  

Le contrôle ne consiste pas seulement à remplir des formulaires 

Les auteurs tentent de dissimuler autant que possible l’exploitation de leurs victimes. Ils ob-

servent l’évolution de la lutte contre la traite des êtres humains, se montrent très créatifs 

pour développer de nouvelles stratégies afin de ne pas se faire remarquer lors des contrôles, 

et prennent les dispositions adéquates. Ils donnent par exemple des instructions à leurs vic-

times sur ce qu’elles doivent dire aux organes de contrôle, font des doubles contrats avec les 

victimes, où le salaire indiqué est versé sur le compte de la victime, qui est ensuite forcée de 

prélever le montant et de le rendre à l’exploiteur.  

Les contrôles dans le milieu de la prostitution et dans l’économie tendent à se limiter à véri-

fier les documents. Si le permis de travail nécessaire et un contrat de travail conforme sont 

présentés, ou si les fiches de salaire sont fournies, les conditions sont rapidement jugées 

correctes et le contrôle est terminé. Trop souvent, les contrôleurs se satisfont de la réponse 

d’une victime potentielle affirmant qu’elle n’est pas exploitée. C’est généralement ce que di-

sent les victimes de traite d’êtres humains.  

Pour trouver des signes de la traite d’êtres humains, il est nécessaire d’effectuer des con-

trôles approfondis et de tout vérifier à la loupe. Les indicateurs permettant d’identifier des vic-

times potentielles de traite peuvent se révéler utiles33. Ce n’est qu’en contrôlant d’autres élé-

ments dans un rapport de travail, en posant des questions critiques et bien préparées aux 

personnes présentes, en évaluant et en recoupant les constatations qu’on peut trouver des 

indices de traite. 

 
31 Selon le rapport Exploitation du travail dans le contexte de la traite des êtres humains, Swiss Forum 
for Migration and Population Studies SFM, mars 2016, il s’agit par exemple des secteurs suivants : la 
construction (y c. la chaîne d’approvisionnement), l’hôtellerie et la restauration, l’agriculture, l’écono-
mie domestique, la mendicité forcée et le vol organisé. Récemment, on cite aussi les ongleries et les 
barbershops.  
32 Dans le secteur du care et de l’aide au ménage, on notera que la loi sur le travail interdit d’effectuer 
des contrôles dans les ménages privés (art. 2, al. 1, let. g, LTr).  
33 www.fedpol.admin.ch/dam/fr/sd-web/0nnXoryoUoXB/indikatoren-opferidentifizierung-mh.pdf  

https://www.fedpol.admin.ch/dam/fr/sd-web/0nnXoryoUoXB/indikatoren-opferidentifizierung-mh.pdf
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Contrôles coordonnés 

Les contrôles coordonnés ont fait leurs preuves. Le contrôle sur place n’est pas effectué par 

une seule autorité, mais par plusieurs services compétents travaillant en coordination. Les 

différents services effectuent les contrôles simultanément, chacun dans son champ de com-

pétences, et échangent leurs informations directement sur place pendant le contrôle, en 

fonction des questions qui surgissent. Ce travail coordonné permet d’effectuer des contrôles 

plus approfondis et plus efficaces, qui peuvent recouvrir tous les aspects d’une exploitation 

potentielle. Comme bons exemples, on peut citer la collaboration des contrôles du marché 

du travail, de la police des étrangers ou des services des migrations, des contrôles des habi-

tants, de la police du commerce, de la police ou du contrôle du milieu de la prostitution, de 

l’autorité fiscale et des assurances sociales. Selon le canton, la compétence relève des auto-

rités communales ou des autorités cantonales, les conditions locales du canton ou de la 

commune sont donc déterminantes pour mettre en place la collaboration. Il est évident que 

de tels contrôles sont plus compliqués à organiser et à effectuer, et ils se focalisent de préfé-

rence sur des entreprises qui sont déjà soupçonnées d’exploiter des victimes. Habituelle-

ment, un service prend la direction du contrôle. Plus on fait de contrôles coordonnés, plus 

l’exercice sera rôdé, si bien que les nouveaux contrôles seront plus faciles à organiser et de-

viendront de plus en plus efficaces. Le fait de travailler en coordination et en collaboration a 

aussi un effet préventif, même si le contrôle ne produit pas de résultats tangibles. D’une part, 

on lance un signal clair sur le fait que les autorités de poursuite pénale et les organes d’exé-

cution agissent conjointement et de manière concertée contre les abus et, d’autre part, cette 

méthode renforce la conviction qu’ont les organisations partenaires participantes d’apporter 

une contribution essentielle à la lutte contre la traite des êtres humains. Si on découvre des 

indices d’exploitation pendant le contrôle, il faut veiller à apporter une protection aux victimes 

concernées et à ne pas les dénoncer ou les expulser d’emblée en raison d’infractions au 

droit des étrangers.  

Rôle de la sensibilisation et de la formation  

Seuls les membres des services compétents formés ou sensibilisés sont en mesure de dé-

tecter la traite des êtres humains. Les exploiteurs tentent de dissimuler leurs pratiques autant 

que possible et fournissent des prétextes pour un grand nombre de situations. Les signes de 

traite des êtres humains ne sont pas évidents et différents indices doivent être évalués. Se-

lon la tâche des services cantonaux ou fédéraux compétents et leur rôle dans la détection de 

la traite, une sensibilisation à ce phénomène s’avère suffisante ou une formation spécialisée 

est nécessaire. Le concept de formation à la lutte contre la traite des êtres humains publié 

par fedpol renseigne à cet égard34.  

Le besoin de formation dépend fortement de la manière dont les autorités et services canto-

naux et fédéraux sont structurés et de leurs tâches. Les tables rondes cantonales ont pour 

tâche de constater les besoins de sensibilisation et de formation des services et des acteurs 

cantonaux et de faire en sorte que les événements et les cours correspondants aient lieu, ou 

de déléguer ces tâches à une organisation spécialisée. L’objectif doit être que des premières 

formations aient lieu et que les cours et les sensibilisations soient répétées en fonction des 

fluctuations usuelles. Le concept de formation à la lutte contre la traite des êtres humains dé-

finit les groupes professionnels et les services à qui s’adresse la sensibilisation ou la forma-

tion, fournit les contenus et d’autres informations sur l’organisation des cours.  

Détection et contrôle aux frontières 

Les postes-frontières constituent des interfaces où les membres des services publics peu-

vent entrer en contact avec des victimes potentielles. Des contrôles aux frontières systéma-

tiques sont effectués dans les aéroports avec des frontières extérieures à Schengen. En 

Suisse, des contrôles sont aussi possibles aux frontières intérieures de Schengen. Il s’agit 

des contrôles douaniers qui entraînent des contrôles de personnes et qui peuvent déboucher 

 
34 Adopté par la Direction de fedpol en 2024, ci-après « concept de formation » ; www.fedpol.ad-
min.ch/dam/fr/sd-web/39dBwY2rswNr/schulung-bekaempfung-menschenhandel.pdf  
 

https://www.fedpol.admin.ch/dam/fr/sd-web/39dBwY2rswNr/schulung-bekaempfung-menschenhandel.pdf
https://www.fedpol.admin.ch/dam/fr/sd-web/39dBwY2rswNr/schulung-bekaempfung-menschenhandel.pdf
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sur la découverte de victimes de traite d’êtres humains ou des contrôles en cas de soupçon 

de la police. Ces contrôles peuvent être effectués aussi bien par des membres de l’Office fé-

déral de la douane et de la sécurité des frontières (OFDF) que par un corps de police canto-

nal.  

Dans la pratique cependant, détecter des victimes de traite d’êtres humains aux frontières 

n’est guère possible et se heurte à des limites concrètes. Si les victimes n’ont pas encore été 

exploitées auparavant, elles vont entrer en Suisse de leur plein gré, pensant de bonne foi 

qu’une activité lucrative les attend. Bon nombre d’entre elles traversent la frontière légale-

ment, car l’exercice d’une activité lucrative est autorisé aux ressortissants des pays de 

l’UE/AELE en raison de la libre circulation des personnes. Cette règle s’applique aussi à la 

prostitution, car l’entrée à des fins de prostitution depuis l’un de ces pays est autorisée et 

n’est pas nécessairement en lien avec la traite des êtres humains et l’exploitation.  

Du point de vue de l’autorité de contrôle aux frontières, le travail consiste essentiellement à 

chercher des situations suspectes lors de l’entrée dans le pays. Si l’on constate quelque 

chose de suspect, cela ne suffira pas pour refuser l’entrée ou déclencher des mesures poli-

cières, à moins que la situation ne soit manifeste. Pour l’autorité de contrôle aux frontières, la 

tâche consistera plutôt à : 

• Clarifier, en cas de soupçon, les circonstances exactes de l’entrée dans le pays et les do-

cumenter dans les systèmes, afin que ces informations puissent être mises à la disposi-

tion des autorités de poursuite pénale lors d’une éventuelle enquête ultérieure. Pour ob-

tenir des informations, il est aussi possible d’interroger les personnes à la frontière. Selon 

l’urgence du soupçon, on peut faire appel aux unités de la police cantonale spécialisées 

dans la lutte contre la traite des êtres humains. Un service de piquet est également à dis-

position. 

• Avertir du danger les groupes de personnes susceptibles de devenir des victimes de 

traite d’êtres humains au moyen de flyers ou d’autres informations à leur entrée dans le 

pays, et leur fournir les coordonnées des organisations spécialisées et des centres can-

tonaux. La sensibilisation des victimes peut constituer un premier pas vers le refus de 

l’exploitation. 
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3. Statut de séjour relevant du droit des étrangers 
 

3.1 Contexte 

Les victimes de traite d’êtres humains sont souvent recrutées à l’étranger et emmenées en 

Suisse pour y être exploitées. Ces personnes proviennent soit d’États tiers, soit d’États de 

l’UE ou de l’AELE, et des formalités différentes s’appliquent pour entrer, séjourner et exercer 

une activité lucrative en Suisse. La caractéristique commune de l’exploitation sexuelle et de 

l’exploitation de la force de travail est l’exercice d’une activité lucrative, qui est soumise à 

une obligation d’annoncer ou à une autorisation35. Il arrive que les victimes de traite d’êtres 

humains soient en Suisse avec un statut de touriste, qui permet de séjourner dans le pays 

pour une durée limitée à trois mois36 et ne donne pas le droit d’exercer une activité lucrative. 

En cas de séjour non autorisé de plus de trois mois ou en cas d’exercice d’une activité lucra-

tive, ces personnes courent le risque d’être expulsées de la Suisse et/ou de se voir appliquer 

une sanction pour infraction à la LEI. 

 
35 Les victimes provenant d’un pays pour lequel s’applique la libre circulation des personnes ont le 
droit de séjourner en Suisse si elles ont un travail, compte tenu des prescriptions relatives aux em-
ployés salariés ou aux indépendants. 
36 Art 10 LEI 

Points importants à régler dans les mécanismes de coopération cantonaux  

Il faut : 

• mentionner expressément l’obligation de détecter la traite des êtres humains ; 

• décrire les tâches des services compétents visant à détecter les victimes ; 

• si une victime a été découverte, l’informer des prestations de l’aide aux victimes et de 

son droit à les percevoir. Expliquer aussi à la victime qu’elle a le droit de participer à 

la procédure pénale contre les auteurs, qu’elle peut solliciter une indemnisation et une 

réparation du tort moral ainsi qu’une aide au retour ; 

• décrire le processus de détection, la procédure d’identification des victimes et la coo-

pération entre les services. Il est préférable d’attribuer un mandat d’identification au 

sens de la LAVI à une organisation spécialisée expérimentée dans l’accompagne-

ment de victimes de la traite des êtres humains et qui satisfait aux normes de qualité. 

On notera qu’il est nécessaire que les autorités échangent des informations sur les 

mesures à prendre en faveur de la personne concernée ; 

• décrire la sensibilisation, la formation et le perfectionnement des membres des ser-

vices qui peuvent être confrontés à la traite des êtres humains ; 

• inclure la référence à la liste d’indicateurs de fedpol pour aider à détecter et à identi-

fier les victimes de traite des êtres humains ;  

• désigner les services spécialisés de la police chargés de l’enquête à l’encontre des 

auteurs d’infraction ; 

• prévoir de premiers entretiens avec les victimes qui ont été découvertes, de préfé-

rence par la police avec la participation de l’aide aux victimes ;  

• décrire la coopération avec l’autorité de contrôle aux frontières ;  

• mentionner la nécessité d’élaborer des stratégies pour le contrôle du marché du tra-

vail ;  

• dans le canton, mettre en place la collaboration avec un bureau d’enregistrement ou 

une hotline pour réceptionner les déclarations de soupçons et publier leurs horaires 

d’ouverture.  

 



22 
 

Cette conséquence est en contradiction avec l’obligation des pays d’encadrer les victimes de 

traite d’êtres humains à la fin de leur exploitation et d’atténuer les conséquences de l’infrac-

tion. C’est pourquoi la Convention du Conseil de l’Europe et la législation suisse37 compor-

tent des dispositions particulières sur le séjour des victimes de traite des êtres humains, et 

prennent en considération la situation dans laquelle se trouvent ces personnes. Lors de 

l’examen du séjour, il convient d’appliquer les dispositions de la LEI relatives aux victimes de 

la traite des êtres humains. Par ailleurs, il est possible qu’après leur exploitation, les victimes 

souhaitent retrouver un environnement familier aussi vite que possible et tenter d’oublier ce 

qu’elles ont vécu. Dans ce cas également, la législation suisse prévoit des mesures de sou-

tien pour les victimes.  

La qualité de victime de la traite d’êtres humains ne constitue pas en soi un motif d’admis-

sion et ne donne pas droit à un titre de séjour. Ce sont bien plutôt les conséquences décou-

lant de cette qualité qui peuvent justifier un séjour : le fait que le séjour s’avère nécessaire 

pour que la personne puisse coopérer avec les autorités compétentes aux fins d’une en-

quête ou parce que la situation personnelle de la victime l’exige38, par exemple en raison de 

son état, de problèmes de santé ou du danger couru dans le pays de provenance. Pour solli-

citer un titre de séjour, il est donc nécessaire de fournir, outre la qualité de victime de traite 

d’êtres humains, les motifs particuliers du séjour, en fonction de la catégorie. Il ne suffit pas 

d’indiquer simplement qu’il s’agit d’une victime de traite d’êtres humains. 

 

3.2 Principales bases légales   

• Art. 13 et 14 de la Convention du Conseil de l’Europe sur la lutte contre la traite des êtres 

humains (RS 0.311.543) 

• Art. 30, al. 1, let. e, de la loi fédérale du 16 décembre 2005 sur les étrangers et l’intégra-

tion (LEI ; RS 142.20) en relation avec les art. 35 et 36 de l’ordonnance du 24 octobre 

2000 relative à l’admission, au séjour et à l’exercice d’une activité lucrative (OASA ; 

RS 142.201) portant sur le délai de rétablissement et de réflexion pour les victimes et les 

témoins de la traite d’êtres humains ainsi que leur séjour  

• Art. 30, al. 1, let. b, LEI en relation avec l’art. 31, al. 1, OASA portant sur les cas indivi-

duels d’une extrême gravité  

 

Il convient de tenir compte de la jurisprudence du Tribunal fédéral et du Tribunal administratif 

fédéral relative à la Convention du Conseil de l’Europe. Dans de récents arrêts, ces tribu-

naux reconnaissent une application directe des dispositions de la Convention et évoquent le 

caractère « auto-exécutoire » de ces normes lorsqu’il s’agit de droits individuels. C’est le cas 

lorsque la norme invoquée a une teneur suffisamment spécifique et claire pour fonder une 

décision dans un cas particulier. Ce qui est déterminant est de pouvoir tirer des droits pour la 

victime à partir d’une disposition39. On part du principe que les art. 13 et 14 de la Convention 

possèdent bien ce caractère « auto-exécutoire ». Compte tenu de cette jurisprudence, les 

services des migrations cantonaux doivent délivrer une autorisation de séjour de courte du-

rée si les autorités de poursuite pénale estiment qu’une victime de traite d’êtres humains doit 

prolonger son séjour aux fins de la procédure pénale. Ils n’ont aucune marge de manœuvre 

à cet égard40. Le Tribunal fédéral a établi clairement que l’art. 14, al. 1, let. a, de la Conven-

tion du Conseil de l’Europe légitime la délivrance d’une autorisation de séjour pour autant 

que l’autorité compétente le juge nécessaire en raison de la situation personnelle de la vic-

time41.  

 
37 LEI et OASA 
38 Art. 14, al. 1, let. a) et b) de la Convention du Conseil de l’Europe 
39 ATF 2C_373/2107 du 14 février 2019 
40 ATF 145 I 308, consid. 3.4 
41 ATF 2C_448/2023 du 10 juillet 2024 
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Les dispositions sur le séjour dans le contexte de la traite des êtres humains s’adressent aux 

victimes exploitées, mais aussi aux témoins, qui peuvent jouer un rôle important dans les 

procédures pénales à l’encontre des exploiteurs.  

 

3.3 Délai de rétablissement et de réflexion  

Si des victimes de traite des êtres humains sont découvertes et qu’on réussit à mettre fin à 

leur exploitation, les personnes touchées se trouvent généralement en situation de crise. Le 

risque de traumatisme est élevé, en particulier dans les cas impliquant de la violence. En 

marge de la société et ignorant leurs possibilités, ces personnes ne sont guère en mesure de 

prendre des décisions rapides sur leur avenir. L’objectif consiste à leur permettre de se stabi-

liser avec l’assistance des organisations spécialisées et des centres cantonaux, d’être con-

seillées et de pouvoir réfléchir tranquillement à leur coopération avec les autorités. C’est à 

cela que sert le délai de rétablissement et de réflexion visé à l’art. 35 OASA. 

S’il existe des motifs sérieux de croire que la personne concernée est une victime ou un té-

moin de la traite d’êtres humains, l’autorité des migrations compétente accorde un délai de 

rétablissement et de réflexion. Il s’agit d’une tolérance provisoire qui signifie que l’autorité re-

nonce à prendre des mesures de renvoi pour laisser le temps de clarifier les étapes sui-

vantes, aussi en ce qui concerne le séjour. Pendant ce délai, aucune mesure d’exécution du 

droit des étrangers n’est appliquée. Pour des raisons de protection des données et de sécu-

rité, ce délai prend dans la pratique la forme d’une simple attestation qui n’équivaut pas à 

une autorisation de séjour au sens du droit des étrangers. La loi prévoit une durée minimale 

de 30 jours, prolongeable. Selon le type d’exploitation et la situation personnelle, cette durée 

peut s’avérer un peu trop courte. Sur recommandation des organisations spécialisées et des 

centres cantonaux, il est possible d’accorder un délai plus long. Une durée de 90 jours a fait 

ses preuves, mais peut dans certains cas être dépassée. 

L’octroi d’un délai de rétablissement et de réflexion intervient après la découverte d’une vic-

time potentielle de traite d’êtres humains mais ne constitue pas encore un acte d’identifica-

tion. Ce délai sert aussi à donner le temps d’effectuer des clarifications sur la qualité de vic-

time de traite d’êtres humains. Il suffit donc d’un soupçon fondé, qui peut ensuite être con-

firmé ou non. La tolérance ne crée pas de préjudice pour le séjour ultérieur. On peut se mon-

trer plutôt généreux dans l’octroi d’un délai de rétablissement et de réflexion sans que cela 

n’ouvre la voie pour la suite. Il est préférable de commencer par accorder un délai de tolé-

rance à une victime potentielle puis de renoncer à lui accorder un titre de séjour si le soup-

çon ne s’étaye pas, plutôt que l’inverse.   

Le délai de rétablissement et de réflexion est accordé par l’office des migrations compétent. 

La demande peut être déposée par la victime elle-même, les organisations spécialisées, les 

centres cantonaux ou les autorités de poursuite pénale. Afin de ne pas mettre les victimes en 

danger, il faudrait indiquer le service des migrations comme lieu de séjour et point de contact 

dans l’attestation.  

S’il est établi d’emblée qu’il s’agit d’une victime de traite d’êtres humains, et qu’elle a mani-

festé clairement sa volonté concernant la suite de la procédure, on peut renoncer au délai de 

rétablissement et de réflexion et lui délivrer tout de suite une autorisation de séjour.  

Le délai de rétablissement et de réflexion peut être révoqué dans les cas suivants :  

• Il n’y a définitivement pas de volonté de coopérer avec les autorités de poursuite pénale, 

au plus tard après l’expiration d’un délai de rétablissement et de réflexion approprié.  

• La victime a volontairement repris contact avec les exploiteurs.  

• Selon de nouveaux éléments, la personne concernée n’est pas une victime ni un témoin 

de traite d’êtres humains.  

• La victime attente de manière grave à la sécurité et l’ordre publics. 

En cas de révocation du délai de rétablissement et de réflexion, il faut prendre en considéra-

tion l’état de la victime et sa situation précaire de manière proportionnée. La victime hésitera 
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entre prendre les menaces des auteurs au sérieux et retravailler pour eux, ou s’extraire défi-

nitivement de l’exploitation avec le soutien des services compétents. Un contact unique ou 

occasionnel avec les auteurs ne doit pas tout de suite entraîner la révocation de la tolérance, 

mais seulement s’il est manifeste que la victime a cédé et est retombée entre les griffes des 

exploiteurs. De même, on détermine si la victime est disposée à collaborer avec la poursuite 

pénale ou non. De premiers vagues propos dans ce sens ne sont pas suffisants, il faut sa 

volonté confirmée et définitive. 

À l’expiration ou à la révocation du délai de rétablissement et de réflexion, les possibilités 

suivantes se présentent en matière de droit des étrangers :  

• Octroi d’une autorisation de séjour de courte durée (permis L) pour des victimes ou té-

moins de la traite d’êtres humains lorsque la personne concernée déclare vouloir coopé-

rer avec les autorités de poursuite pénale. 

• Octroi d’une autorisation de séjour pour un cas individuel d’une extrême gravité (per-

mis B), si le retour de la victime dans son pays de provenance n’est pas envisageable 

pour des raisons personnelles.  

• Prolongation de la tolérance et délais de départ plus longs s’il est établi que la victime ne 

souhaite pas coopérer avec les autorités de poursuite pénale, mais souhaite bénéficier 

de l’aide aux victimes qui lui est due et qu’il est possible de préparer son retour confor-

mément à l’aide au retour. 

• Décision de renvoi si la personne concernée n’est pas une victime de traite d’êtres hu-

mains et qu’elle n’a pas de motifs valables pour séjourner en Suisse. 

• Décision d’admission provisoire en vertu de l’art. 83 LEI si l’exécution du renvoi n’est pas 

possible, n’est pas licite ou ne peut être raisonnablement exigée.  

 

3.4 Autorisation de séjour de courte durée aux fins de témoignage (permis L)  

Les victimes de traite d’êtres humains représentent elles-mêmes les principaux moyens de 

preuve dans la procédure pénale contre les auteurs. Il est inimaginable qu’une condamna-

tion soit prononcée sans que les victimes aient témoigné et raconté leur histoire depuis le 

début jusqu’à l’exploitation42. La participation de la victime en tant que témoin peut être im-

portante à tous les stades d’une procédure contre les auteurs. Afin de s’assurer de leur parti-

cipation, on leur délivre des autorisations de séjour de courte durée pour la durée nécessaire 

à leur coopération avec les autorités de poursuite pénale.  

Les victimes peuvent être d’accord ou non de dénoncer leurs exploiteurs et de témoigner 

contre eux : ce choix dépend beaucoup de la victime et de sa situation personnelle. Lors du 

premier entretien, les victimes sont informées de l’importance de témoigner, puis lors des 

consultations suivantes pendant le délai de rétablissement et de réflexion, les spécialistes de 

l’aide aux victimes expliquent l’importance de la participation à la procédure pénale. Les or-

ganisations spécialisées et les centres cantonaux informent les victimes de manière objec-

tive des avantages et des inconvénients, afin qu’elles puissent prendre leur décision libre-

ment. Les victimes peuvent renoncer à témoigner par peur de représailles dirigées contre 

elles-mêmes ou leurs familles. Dans ce cas, elles ont la possibilité de coopérer de manière 

informelle avec les autorités de poursuite pénale, ou, exceptionnellement, de garder l’anony-

mat. Pour bon nombre d’entre elles, la possibilité de se retourner contre leurs exploiteurs sur 

le plan pénal et civil constitue une étape importante pour réparer l’injustice subie. Ces vic-

times doivent être soutenues et protégées dans leurs efforts visant à faire condamner leurs 

exploiteurs. Ainsi, l’autorisation de séjour de courte durée aux fins de témoignage contre les 

exploiteurs a également une fonction de protection des victimes.  

 
42 Le principe de la libre appréciation des preuves par le tribunal s’applique. Les preuves réunies par 
l’investigation secrète permettent de confirmer les déclarations des victimes et renforcer leur crédibi-
lité. Il est possible de démontrer l’étendue de la traite des êtres humains dans un cas donné en prou-
vant qu’il existe d’autres victimes sans avoir leur témoignage. En pratique, les tribunaux ne vont guère 
prononcer de condamnation contre des prévenus sans qu’une victime ait apporté un témoignage clair 
et utilisable en justice sur le déroulement des faits et sa propre exploitation. 
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C’est l’autorité des migrations qui est chargée de délivrer l’autorisation de séjour de courte 

durée. Dans la pratique, la demande est déposée par les organisations spécialisées, les 

centres cantonaux ou les autorités de poursuite pénale, où la victime elle-même, qui a aussi 

le droit de déposer une demande. L’octroi de cette autorisation doit être soumis au SEM pour 

approbation (art. 85, al. 2, OASA et 5, let. g, OA-DFJP43). La durée de l’autorisation est fixée 

en fonction des besoins de la poursuite pénale que l’autorité des migrations doit prendre en 

compte. Une autorisation de séjour de courte durée peut être prolongée tant que la procé-

dure pénale est en cours et que toutes les voies de droit n’ont pas été épuisées. Si la procé-

dure pénale pour traite des êtres humains dure plus de deux ans et que la présence de la 

victime ou des témoins en Suisse est toujours nécessaire, l’autorité des migrations cantonale 

délivre, au bout de deux ans, une autorisation de séjour B pour la durée probable de l’en-

quête policière ou de la procédure judiciaire, qui doit également être soumise au SEM pour 

approbation. Afin de garantir que la même pratique soit appliquée partout, la disposition d’or-

donnance concernée est modifiée (art. 36, al. 2, OASA).  

C’est le service cantonal compétent qui décide si une personne est victime de traite d’êtres 

humains lors de la procédure d’identification suivant le mécanisme de coopération. L’autorité 

de poursuite pénale spécialisée dans la traite des êtres humains se prononce sur la néces-

sité du témoignage des victimes et la durée du séjour requise à cet effet, et prend en consi-

dération tous les aspects de la procédure pénale contre les prévenus. L’autorité des migra-

tions délivre une autorisation de séjour (de courte durée) aussi lorsque, pour des raisons tac-

tiques ou techniques liées à la procédure et aux preuves, la procédure pour traite des êtres 

humains est abandonnée au profit d’une procédure pour une autre infraction (par ex. encou-

ragement de la prostitution ou usure) sur la base des mêmes faits, et que les déclarations de 

la victime sont nécessaires. De même, il convient de délivrer une autorisation de séjour si le 

ministère public se réserve la possibilité de faire une inculpation pour traite des êtres hu-

mains à une date ultérieure. Si les conditions sont réunies, l’exercice d’une activité lucrative 

est autorisé. Afin de garantir que la même pratique soit appliquée partout, les directives LEI 

du SEM sont adaptées.  

Si les conditions sont remplies (victime de traite d’êtres humains identifiée et nécessité 

d’avoir son témoignage dans la procédure), les services des migrations n’ont pas besoin de 

juger s’il est opportun de délivrer une autorisation44. 

La victime peut être hébergée dans un autre canton par les organisations spécialisées et les 

centres cantonaux afin d’être protégée contre les auteurs ou mieux encadrée. La question de 

la compétence cantonale se pose aussi lorsque la victime a été exploitée dans plusieurs 

cantons. L’art. 36, al. 2, OASA règle la compétence en matière de séjour entre les cantons. 

Le canton dans lequel l’infraction a été commise est compétent pour délivrer l’autorisation. Si 

l’enquête touche plusieurs cantons, le canton compétent est celui dans lequel la victime a 

séjourné en dernier lieu45. 

 

3.5 Séjour en raison de la situation personnelle (permis B) 

La règlementation relative au séjour humanitaire prend en considération la situation person-

nelle de la victime. Il peut y avoir des raisons pour lesquelles on ne peut pas exiger de la vic-

time qu’elle retourne dans son pays de provenance, par exemple si une réintégration n’est 

pas possible et qu’elle court un risque de re-victimisation ou que la prise en charge médicale 

nécessaire n’est pas garantie et que sa santé est mise en danger. L’octroi d’une autorisation 

de séjour dans un cas individuel d’une extrême gravité n’est pas lié à la participation de la 

victime à la procédure pénale contre les auteurs mais repose exclusivement sur la situation 

 
43 Ordonnance du 13 août 2015 du DFJP concernant l’approbation (OA-DFJP ; RS 142.201.1) 
44 Cf. ch. 3.2, dernier §. 
45 Cf. ch. 3.8, sous « Compétence cantonale pour l’octroi d’autorisations de séjour pendant l’aide aux 
victimes ». 
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personnelle de la victime. Il serait donc inadmissible de refuser de délivrer une autorisation 

de séjour au seul motif que la victime ne coopère pas avec les autorités de poursuite pénale.    

Il est possible de déposer en tout temps une demande d’octroi d’une autorisation de séjour 

dans un cas individuel d’une extrême gravité en vertu de l’art. 30, al. 1, let. b, LEI, en relation 

avec l’art. 31 OASA. La demande doit être déposée auprès de l’autorité des migrations com-

pétente, soit par la victime elle-même, soit par les organisations spécialisées et les centres 

cantonaux.  

En règle générale, la question de l’autorisation dans un cas individuel d’une extrême gravité 

se pose au moment de la prise en charge de la victime par les organisations spécialisées et 

les centres cantonaux. C’est pourquoi la procédure d’identification des victimes de traite 

d’êtres humains suivant le mécanisme de coopération cantonal fournit les points de réfé-

rence permettant d’établir qu’il s’agit d’une victime de traite d’êtres humains. La coopération 

imposée des services participants livre des éléments de référence dans un cas individuel 

d’une extrême gravité. Les étrangers qui se déclarent eux-mêmes victimes de traite d’êtres 

humains sont tenus de collaborer en vertu de l’art. 90 LEI. Ce devoir de coopération est con-

sidéré comme accru au regard du type d’indices et de preuves qui sont requises pour étayer 

leurs allégations de qualité de victime (cf. ATF 142 I 152 consid. 6.2.). 

L’art.14, al. 1, let. a, de la Convention du Conseil de l’Europe prévoit qu’un permis de séjour 

renouvelable soit délivré aux victimes de traite d’êtres humains lorsque l’autorité compétente 

estime que leur séjour s’avère nécessaire en raison de leur situation personnelle. Le Tribunal 

fédéral a retenu que cette disposition donne droit à l’obtention d’une autorisation de séjour46. 

Toutefois, la reconnaissance de la qualité de victime de traite des êtres humains ne suffit 

pas : il faut aussi préciser dans la demande les raisons justifiant un cas individuel d’une ex-

trême gravité, car c’est là-dessus que l’autorité des migrations va se baser pour vérifier si les 

conditions sont remplies pour délivrer l’autorisation de séjour.  

Pour apprécier une demande de ce type, l’autorité compétente tient compte des critères sui-

vants conformément à l’art. 31, al. 1, OASA :  

• l’intégration du requérant sur la base des critères d’intégration définis à l’art. 58a, al. 1, 

LEI ; 

• la situation familiale, particulièrement la période de scolarisation et la durée de la scola-

rité des enfants ; 

• la situation financière et la volonté de participer à la vie économique et d’acquérir une for-

mation ;  

• la durée de la présence en Suisse ;  

• l’état de santé ; 

• les possibilités de réintégration dans l’État de provenance.  

Les deux derniers critères ont une importance particulière dans le contexte des victimes de 

la traite des êtres humains.  

Les critères énumérés ne sont pas exhaustifs. L’autorité des migrations dispose d’une marge 

de manœuvre assez large dans l’appréciation de la situation personnelle47. 

L’OASA retient que les conditions précitées doivent être prises en compte, mais ne sont pas 

cumulatives. Il s’agit donc d’évaluer les raisons invoquées et la situation effective, et de par-

venir à la conclusion qu’il s’agit bien d’un cas individuel d’une extrême gravité. S’agissant 

des victimes de traite d’êtres humains, il est probable que leur intégration n’ait pas encore eu 

lieu et que leur situation financière ne soit pas réglée. En revanche, la volonté de participer à 

la vie économique, l’état de santé ou l’absence de possibilités de réintégration dans le pays 

de provenance peuvent faire pencher la balance en faveur de la reconnaissance d’un cas 

 
46 ATF 2C_448/2023 du 10 juillet 2024, consid. 1.3, avec références à des arrêts antérieurs  
47 ATF 2C_483/2021 du 14 décembre 2021 



27 
 

individuel d’une extrême gravité et l’octroi d’une autorisation. L’évaluation des raisons doit se 

faire dans ce sens.  

Le but de la règle du cas individuel d’une extrême gravité est d’éviter que des personnes et à 

des familles qui vivent en Suisse depuis un certain temps et qui se sont bien intégrées subis-

sent un bouleversement radical consistant à devoir repartir dans le pays de provenance sans 

raison particulière. Les autorités des migrations tendent à voir le cas individuel d’une ex-

trême gravité dans ce type de configuration. Or, dans le contexte de la traite des êtres hu-

mains, la situation est différente. L’intégration en Suisse n’est pas encore complètement ré-

ussie, mais la situation qui règne dans le pays de provenance peut rendre tout retour impos-

sible pour une victime. Ce changement de perspective doit être pris en compte. La formula-

tion de la disposition n’exclut pas une telle interprétation, mais la rend au contraire indispen-

sable.  

En vue de l’octroi ou de la prolongation d’une autorisation de séjour dans un cas individuel 

d’une extrême gravité, les rapports et les documents remis fournissent les indications sui-

vantes :  

• contexte, situation dans le pays de provenance et risque d’exploitation, 

• situation familiale, rapports des services spécialisés, 

• danger potentiel, risque en cas de retour, 

• état de santé, certificat médical, 

• degré d’intégration et efforts d’intégration en relation avec la situation individuelle,  

• éventuels rapports de situation et rapports de police, qui peuvent être utiles pour appré-

cier la mise en danger de la victime, 

• éventuelle dénonciation pénale et condamnation des auteurs, si disponible et si cela peut 

s’avérer utile pour apprécier la demande, 

• éventuels rapports de situation d’autres services sur les conditions particulières dans le 

pays de provenance, 

• document d’identité valable, 

• autres documents utiles. 

 

L’octroi de l’autorisation de séjour doit être soumis au SEM pour approbation (art. 85, al. 2, 

OASA et 5, let. g, OA-DFJP48). Les autorités des migrations et le SEM doivent recevoir des 

dossiers aussi complets et détaillés que possible pour pouvoir prendre une décision rapide-

ment et sans autres mesures d’instruction.  

 

3.6 Séjour en vue de l’aide aux victimes et préparation au retour volontaire  

On peut imaginer des situations où la victime, pendant le délai de rétablissement et de ré-

flexion, a décidé pour des raisons légitimes de ne pas collaborer avec les autorités de pour-

suite pénale et où il n’existe pas non plus de motifs justifiant un cas individuel d’une extrême 

gravité ou l’admission provisoire. Si un séjour fondé sur la libre circulation des personnes 

n’est pas possible, un retour dans le pays de provenance sera préconisé. Dans un tel cas, il 

ne faut jamais avoir recours à un renvoi pur et simple ni fixer un délai bref pour quitter le 

pays. Il s’agira bien au contraire de faire bénéficier la victime de l’aide aux victimes à laquelle 

elle a droit en vertu de la LAVI et, si elle choisit un retour dans le cadre du programme d’aide 

au retour, de préparer son départ. Ces démarches peuvent prendre du temps, quelques se-

maines voire quelques mois. En pratique, l’autorité migratoire compétente du canton con-

cerné accorde une prolongation de la tolérance et un délai de départ plutôt large. Le docu-

ment sur la délimitation entre l’aide aux victimes et l’aide sociale part du principe que le délai 

de rétablissement et de réflexion peut durer six mois au plus, soit aussi longtemps que sont 

fournies les prestations en vertu de la LAVI et que les décisions sur la suite ont été prises49. 

Les organisations spécialisées, les centres cantonaux, les services chargés d’organiser 

l’aide au retour et les autorités des migrations doivent communiquer entre eux afin de laisser 

 
48 RS 142.201.1 
49 Cf. ch. 4.8 note de bas de page 67.  
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suffisamment de temps pour fournir les prestations d’aide aux victimes et préparer un retour 

volontaire comme il convient. On peut, le cas échéant, tenir compte du fait que le séjour de 

la victime ne devient pas immédiatement illégal dans tous les cas. En effet, conformément à 

l’art. 10 LEI, tout étranger peut séjourner en Suisse sans exercer d’activité lucrative pendant 

trois mois sans autorisation. 

 

3.7 Admission provisoire  

Si les conditions d’un séjour autorisé ne sont pas remplies et si un renvoi ne peut pas être 

exécuté en raison du danger particulier que présentent les exploiteurs dans le pays de pro-

venance ou d’un autre motif d’empêchement, le SEM peut, à la demande de l’autorité com-

pétente, octroyer une admission provisoire50. C’est le cas lorsque l’exécution du renvoi n’est 

pas possible, n’est pas licite ou ne peut être raisonnablement exigée. En vertu de l’art. 83, 

al. 2 à 4, LEI, l’exécution n’est pas possible lorsque l’étranger ne peut pas quitter la Suisse 

pour son État d’origine, son État de provenance ou un État tiers, ni être renvoyé dans un ces 

États. L’exécution de la décision peut ne pas être raisonnablement exigée si le renvoi ou 

l’expulsion de l’étranger dans son pays d’origine ou de provenance le met concrètement en 

danger, par exemple en cas de guerre, de guerre civile, de violence généralisée ou de né-

cessité médicale.  

Dans le contexte des victimes de traite d’êtres humains, il peut arriver que l’État de prove-

nance refuse le retour des victimes ou ne les reconnaisse pas comme ses ressortissants, 

que le pays soit en proie à une situation de violence ou que les soins médicaux soient insuffi-

sants dans l’État de provenance au regard de l’état de santé des victimes. Les menaces po-

tentielles des exploiteurs contre les victimes peuvent également constituer un motif d’admis-

sion provisoire. Pour déterminer la situation dans l’État de provenance, les évaluations des 

autorités de poursuite pénale, des représentations suisses à l’étranger ou d’organisations 

d’assistance au retour peuvent se révéler utiles.  

 

3.8 Autres aspects du séjour  

Sécurité 

Il y a lieu de tenir compte de la situation particulière des victimes ou des témoins de la traite 

d’êtres humains. La protection contre le danger posé par les exploiteurs doit être assurée, 

l’anonymat des personnes concernées doit être garanti et les mesures nécessaires à cet ef-

fet doivent être prises. L’adresse de domicile de la victime ou du témoin ne doit pas figurer 

dans l’attestation de tolérance pendant le délai de rétablissement et de réflexion, ni dans 

l’autorisation de séjour pour étrangers délivrée aux fins de témoignage. Il est préférable d’uti-

liser et d’indiquer une case postale ou une adresse protégée. Il peut aussi s’avérer néces-

saire d’héberger la victime dans un appartement protégé prévu à cet effet se trouvant dans 

un autre canton, afin de mieux la protéger contre ses exploiteurs51. 

Victimes issues des États de l’UE ou de l’AELE  

Dans le cadre de la libre circulation des personnes, la situation doit être considérée sous un 

autre angle, car l’exercice d’une activité lucrative donne droit au séjour en vertu des règles 

des accords bilatéraux. Lors de l’examen du statut de séjour, il faut faire une distinction entre 

le séjour en vue de l’exercice d’une activité lucrative après l’entrée en Suisse et le séjour en 

raison de la procédure d’annonce. 

Entrée en vue de l’exercice d’une activité lucrative de plus de trois mois par année civile 

En vertu de l’accord sur la libre circulation des personnes conclu entre la Suisse et l’UE et 

ses États membres, les ressortissants des pays de l’UE et de l’AELE qui viennent en Suisse 

 
50 Art. 83 LEI et 36, al. 6, OASA 
51 Cf. ci-après sous « Compétence cantonale pour l’octroi d’autorisations de séjour pendant l’aide aux 
victimes ».  
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pour prendre un emploi reçoivent, en fonction du contrat de travail présenté, soit une autori-

sation de séjour de courte durée L UE/AELE (contrat de travail de moins d’un an), soit un 

permis de séjour B UE/AELE (contrat d’une durée d’un an ou illimitée). 

L’art. 61a LEI régit l’extinction du droit de séjour des ressortissants des États membres de 

l’UE ou de l’AELE en cas de cessation involontaire des rapports de travail. La LEI ne com-

porte aucune définition ou explication sur la cessation volontaire des rapports de travail et ne 

fixe pas de règle en cas de rapports de travail fondés sur l’exploitation. La cessation d’un 

rapport d’exploitation doit être considérée comme une cessation involontaire des rapports de 

travail.  

Procédure d’annonce 

S’agissant de l’entrée dans le pays et d’une activité économique annoncée qui ne dépasse 

pas 90 jours ou 3 mois de travail effectif par année civile, les règles suivantes s’appliquent : 

les prestataires de services indépendants et les travailleurs détachés ressortissants d’un État 

membre de l’UE/AELE peuvent fournir des services sur le territoire suisse pendant 90 jours 

au plus par année civile. L’activité doit être annoncée au préalable au moyen du formulaire 

d’annonce en ligne. Ces personnes conservent leur domicile à l’étranger pendant ce temps 

et ne reçoivent donc pas d’autorisation de séjour de courte durée ou de permis de séjour 

UE/AELE en Suisse. De même, les ressortissants d’un État membre de l’UE/AELE qui tra-

vaillent auprès d’un employeur suisse pour une durée qui ne dépasse pas 3 mois par année 

civile doivent l’annoncer au moyen du formulaire d’annonce en ligne. Tout comme les presta-

taires de services, ces travailleurs ne reçoivent pas non plus d’autorisation ou de permis de 

séjour UE/AELE en Suisse.  

Les accords sur la libre circulation des personnes ne contiennent pas de règle pour les cas 

d’une extrême gravité. La LEI s’applique également aux ressortissants des États membres 

de l’UE et de l’AELE, aux membres de leur famille et aux travailleurs détachés en Suisse, 

dans la mesure où l’accord sur la libre circulation des personnes n’en dispose pas autrement 

ou lorsque la LEI prévoit des dispositions plus favorables (art. 2, al. 2 et 3, LEI). C’est pour-

quoi ce groupe de personnes est soumis aux mêmes conditions juridiques que les ressortis-

sants des États tiers lorsque l’accord sur la libre circulation des personnes ne prévoit pas 

d’autre solution. Par analogie à l’art. 20 de l’ordonnance sur la libre circulation des per-

sonnes, les autorités compétentes ont la possibilité de délivrer une autorisation pour des mo-

tifs importants, conformément à l’art. 30, al. 1, let. b, LEI et en tenant compte de la pratique 

en lien avec l’art. 31 OASA. Lors de l’examen d’une demande pour cas individuel d’extrême 

gravité, il convient de prendre en considération que dans le cadre des États membres de 

l’UE, on peut partir du principe que les obligations de droit international public à l’égard des 

victimes de traite d’êtres humains soient respectées. Par conséquent, un retour dans le pays 

de provenance peut être envisagé pour ce groupe de personnes sauf circonstances particu-

lières. 

 

Autorisation aux fins d’exercer une activité lucrative  

L’exercice d’une activité lucrative peut avoir un effet stabilisant sur la victime et favorise le 

processus d’intégration. La victime doit être soutenue dans la recherche d’un emploi dès 

qu’elle est en mesure d’exercer une activité. Les conditions requises à cet égard ne seront 

réunies qu’au terme du délai de réflexion. Il faut toutefois prendre garde que la victime ne se 

retrouve pas à proximité de ses exploiteurs, ne soit pas recrutée une nouvelle fois et ne re-

tombe pas dans une situation d’exploitation.  

Pendant le séjour à titre de témoin52  

Le séjour permettant de participer à titre de témoin à une procédure pénale contre les exploi-

teurs est octroyé sous la forme d’une autorisation de séjour de courte durée (permis L). 

 
52 Selon l’art. 14, al. 1, let. b, de la Convention du Conseil de l’Europe 
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L’exercice d’une activité lucrative peut être autorisé en vertu de l’art. 36, al. 4, OASA, aux 

conditions suivantes :   

• il existe une demande d’un employeur ; 

• les conditions de rémunération et de travail sont remplies ;  

• le logement du requérant est approprié. 

L’autorité des migrations ou l’autorité du marché du travail examine si ces conditions sont 

remplies avant d’autoriser l’activité lucrative. L’autorité qui a donné l’autorisation veille parti-

culièrement à la sécurité des victimes (cf. ci-après). Si l’autorisation de séjour est prolongée 

de plus de deux ans, elle contient une remarque autorisant l’exercice d’une activité lucrative. 

Dans ce cas, il n’est plus nécessaire de justifier que les conditions précitées sont remplies. 

Réglementation relative au séjour en raison de la situation personnelle53  

L’autorisation de séjour pour un cas individuel d’une extrême gravité en vertu de l’art. 30, 

al. 1, let. b, LEI donne à la personne le droit d’exercer une activité lucrative.  

Si pendant le délai de rétablissement et de réflexion, il s’avère que la victime n’est pas dispo-

sée à collaborer avec les autorités de poursuite pénale, qu’elle ne peut ou ne veut pas rester 

en Suisse et qu’elle s’apprête à retourner dans l’État de provenance, la question d’une acti-

vité lucrative ne risque pas de se poser. Cette question devient de plus en plus réaliste et 

pressante à mesure que la perspective d’un séjour prolongé se dessine et que des mesures 

d’intégration sociale de la victime s’imposent54. L’aide sociale et peut-être aussi l’aide aux 

victimes soutiennent les victimes dans leurs efforts pour trouver un travail.  

Lors du choix d’un emploi, il faut porter une attention particulière à la sécurité de la victime et 

à son développement personnel. Il faut éviter à tout prix que la victime ne se retrouve à nou-

veau à proximité des réseaux criminels qui l’ont exploitée. C’est pourquoi il faut privilégier un 

poste de travail : 

• qui est éloigné géographiquement du lieu de l’exploitation,  

• dont l’employeur ne provient pas de l’entourage des exploiteurs et n’entretient pas de 

contacts ou de relations avec eux, 

• qui ne comporte, si possible, pas d’activités exigeant de servir une clientèle de passage 

ou de se tenir dans l’espace public.  

Pour les victimes d’exploitation sexuelle, exercer une nouvelle activité dans le milieu de la 

prostitution n’est pas indiqué et ne va pas les aider dans leurs efforts d’intégration. 

Il faut être réaliste sur les chances de succès qu’une victime puisse trouver une activité lu-

crative une fois qu’elle s’est extraite de son exploitation. Le marché du travail primaire suit 

les règles de l’économie marchande. Cela signifie que les victimes de traite d’êtres humains 

sont en concurrence avec d’autres demandeurs d’emploi sur le marché du travail. Il y a une 

multitude de candidats qui se trouvent dans une situation de vie difficile55 et qui cherchent 

aussi à se faire embaucher sur le marché du travail. Un employeur s’attend surtout à ce que 

les futurs employés apportent une valeur ajoutée à son entreprise ou son commerce. Il va 

privilégier les candidats qui correspondent exactement aux critères du poste mis au con-

cours. En plus des éventuelles qualifications professionnelles requises pour le poste, le sé-

jour légal en Suisse, les compétences linguistiques, la résistance au stress et la fiabilité 

jouent un rôle crucial. Les employeurs peuvent au besoin recruter sur tout le marché du tra-

vail ouvert par la libre circulation des personnes. La réalité est que malgré la pénurie de per-

sonnel qualifié, de nombreuses personnes en recherche d’emploi rencontrent des difficultés 

à trouver un emploi. Il revient à l’aide aux victimes et à l’aide sociale de rendre les victimes 

de traite d’êtres humains attractives sur le marché du travail grâce à des mesures d’intégra-

tion et de réinsertion professionnelle. 

 
53 Selon l’art. 14, al. 1, let. a, de la Convention du Conseil de l’Europe 
54 Cf. ch. 11.  
55 Par exemple des personnes en fin de droits, des travailleurs âgés qui ont perdu leur emploi, des 
étrangers admis provisoirement, des personnes ayant le statut S 
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Compétence cantonale pour l’octroi d’autorisations de séjour pendant l’aide aux vic-

times  

Souvent, les auteurs exploitent leur victime dans plusieurs cantons, en la prostituant dans la 

rue ou en appartement dans différents endroits, ou en la déplaçant vers d’autres entreprises. 

La victime peut aussi être exploitée dans plusieurs cantons comme force de travail, par 

exemple sur plusieurs chantiers ou dans plusieurs restaurants de la même chaîne. L’art. 36, 

al. 2, OASA contient les règles s’appliquant au canton compétent en matière de séjour de la 

victime dans de telles situations. Le canton responsable en premier lieu est celui où l’infrac-

tion a été commise. Si des enquêtes policières sont menées dans plusieurs cantons simulta-

nément, c’est le dernier canton dans lequel la personne a séjourné qui délivre l’autorisation 

de séjour. Le lieu déterminant est donc celui où la victime a été détectée et confiée à l’aide 

des victimes. Il faudrait éviter une dispersion des compétences cantonales dans l’enquête 

sur le cas et sur la question de régler le séjour des victimes, mais on ne peut pas l’exclure 

car la répartition des compétences n’est pas la même dans le droit pénal et dans le droit mi-

gratoire.  

Afin de mieux protéger la victime, par exemple pour des raisons de sécurité, ou par manque 

de possibilités d’hébergement ou d’organisations spécialisées et de centres cantonaux dans 

le canton en question, il peut être nécessaire de l’héberger dans un autre canton. Un chan-

gement de séjour dans un autre canton est possible d’entente avec les autorités compé-

tentes (autorité migratoire et centre LAVI compétent). Le premier canton doit rester compé-

tent pour régler le séjour provisoire, mais il est aussi possible que le canton chargé du domi-

cile délivre l’autorisation de séjour. La victime hébergée hors du canton qui lui a octroyé 

l’autorisation n’est pas réputée avoir changé de canton, et ce indépendamment de la durée 

de séjour, conformément à l’art. 68, al. 2, OASA  

 

Compétence cantonale pour l’octroi d’autorisations de séjour de longue durée  

La règle de compétence définie à l’art. 36, al. 2, OASA s’applique à l’autorisation de séjour 

pour la durée probable de la procédure pénale contre les auteurs. Au terme de cette durée 

ou au terme du délai de réflexion, c’est la compétence du lieu de domicile qui s’applique pour 

l’octroi d’une autorisation de séjour. Il est possible que le séjour dans un autre canton se pro-

longe, et qu’entretemps, la réglementation des cas de rigueur soit appliquée. Dans un séjour 

de ce type et compte tenu de la probabilité que la règle du cas de rigueur individuel soit pro-

longée pour une durée indéterminée, la question de l’intégration et les critères des moyens 

de subsistance deviennent prépondérants, si bien que la victime sera annoncée au contrôle 

des habitants du canton en question, et c’est ce dernier qui sera chargé de délivrer l’autori-

sation de séjour et qui en assumera les conséquences.  

Concrètement, la réglementation concernant les cas de rigueur individuels sera appliquée 

sous la forme d’un permis B prolongeable. Les conditions d’octroi sont réexaminées à 

chaque prolongation.  

Il est possible qu’en conséquence de l’exploitation la victime ne soit pas du tout intégrée, ou 

pas encore complètement, et dépende de l’aide sociale. Le permis B n’indique pas à pre-

mière vue en vertu de quoi il a été délivré, c’est-à-dire la réglementation des cas de rigueur 

pour les victimes de traite d’êtres humains. C’est pourquoi il est nécessaire de s’assurer que 

cette information parvienne aux autorités des migrations du nouveau lieu de séjour ou de do-

micile de la victime. Il est aussi possible que les autorités migratoires en soient informées par 

l’aide aux victimes ou l’aide sociale. Il faut éviter de lancer une procédure de non-prolonga-

tion ou de révocation de l’autorisation de séjour d’une victime ayant un statut de séjour légal 

au motif qu’elle perçoit les prestations de l’aide sociale.  

 

Collaboration et COMPETO 

Les décisions concernant le séjour des victimes de traite d’êtres humains ne doivent pas être 

considérées de manière isolée, mais doivent s’intégrer dans le processus de protection des 

victimes et l’aide aux victimes. Le but du séjour est d’accorder à la victime les mesures 
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auxquelles elle a droit après la fin de l’exploitation. Une collaboration intensive et des 

échanges avec d’autres services de lutte contre la traite des êtres humains dans le canton 

concerné est donc indispensable. Tout repose sur la collaboration des services de poursuite 

pénale, de l’aide aux victimes et des migrations. Il faut fournir en amont aux autorités migra-

toires, rapidement et spontanément, toutes les informations dont elles ont besoin pour une 

mesure de droit des étrangers, aussi bien dans la demande d’autorisation de séjour que pour 

sa prolongation. Cela signifie également que les organisations spécialisées et des centres 

cantonaux sont censés informer les autorités migratoires en amont sur le fonctionnement de 

l’encadrement de la victime, leur annoncer d’éventuelles prolongations ou modifications pré-

vues dans le droit de séjour et les consulter si besoin est. Les autorités migratoires, pour leur 

part, sont censées répondre aux besoins de l’aide aux victimes spécialisée, favoriser le re-

pos et l’intégration de la victime et tirer parti de leur marge de manœuvre.  

Un instrument essentiel d’une bonne collaboration est la mise en place d’un case manage-

ment pour chaque victime par les organisations spécialisées, les centres cantonaux et l’aide 

sociale, ce qui permet de garantir une gestion active des mesures en faveur de la victime qui 

peuvent être prises sans tarder ainsi que le contact avec les autorités.  

Une bonne collaboration naît et se cultive avant tout dans la pratique. Les interactions mu-

tuelles entre les autorités de poursuite pénale, les autorités migratoires, les organisations 

spécialisées et les centres cantonaux et d’autres acteurs sont une pièce maîtresse de la lutte 

contre la traite des êtres humains et garantissent une protection optimale des victimes. Les 

bases de cette collaboration sont fixées dans les mécanismes de coopération. Le fonctionne-

ment de la collaboration dans les différentes étapes et les rôles des divers acteurs et interlo-

cuteurs sont décrits par le processus de conduite COMPETO. Élaboré par le SEM et l’Asso-

ciation des services de la migration cantonaux et communaux (ASM)56, il sert de guide pour 

mettre en œuvre la collaboration de tous les services impliqués. Le processus COMPETO 

est présenté dans les directives et les explications du SEM sur la LEI57. 

 

Sortie du pays 

Une fois qu’elles ont été reconnues victimes de traite d’êtres humains, les personnes concer-

nées peuvent envisager leur avenir sous diverses formes. Elles ont des souhaits et des at-

tentes variées pour le futur immédiat. Certaines utilisent les possibilités offertes par l’aide 

aux victimes, d’autres souhaitent retrouver un cadre de vie familier aussi vite que possible et 

quittent parfois la Suisse de manière incontrôlée. Dans tous les cas, les victimes reconnues 

doivent être informées de toutes les options qui leur sont ouvertes et leur décision doit être 

respectée. Une victime présumée qui vient d’être détectée ne doit en aucun cas être mena-

cée de renvoi et de sanction pour séjour illégal, ni mise en détention provisoire en vue d’un 

renvoi lorsqu’elle ne souhaite pas collaborer avec les autorités de poursuite pénale.  

Quand bien même les victimes ne sont pas disposées à collaborer avec les autorités de 

poursuite pénale, vont parfois jusqu’à nier leur qualité de victime pour exprimer leur refus de 

l’aide aux victimes, et le séjour fondé sur la libre circulation des personnes n’entre pas en 

ligne de compte, elles doivent être confiées aux organisations spécialisées et aux centres 

cantonaux selon le mécanisme de coopération cantonal. Ceux-ci prendront les dispositions 

nécessaires pour que la personne quitte le pays. Les organisations spécialisées et les 

centres cantonaux vont clarifier s’il est possible de solliciter une aide au retour ou organiser 

immédiatement le départ prochain. Il est possible de fixer un délai à la personne concernée 

pour qu’elle parte volontairement, car il faut procéder de manière proportionnée pour faire en 

sorte qu’elle quitte le pays.  

 
56 En collaboration avec les services des habitants, des migrations et de la police des étrangers de la 
ville de Berne (EMF) 
57 https://www.sem.admin.ch/dam/sem/fr/data/rechtsgrundlagen/weisungen/auslaender/weisungen-
aug-f.pdf.download.pdf/weisungen-aig-f.pdf, ch. 5.7 

https://www.sem.admin.ch/dam/sem/fr/data/rechtsgrundlagen/weisungen/auslaender/weisungen-aug-f.pdf.download.pdf/weisungen-aig-f.pdf
https://www.sem.admin.ch/dam/sem/fr/data/rechtsgrundlagen/weisungen/auslaender/weisungen-aug-f.pdf.download.pdf/weisungen-aig-f.pdf
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4. Aide aux victimes d’infraction 
 

4.1 Contexte 

L’exploitation des victimes de traite d’êtres humains est assortie de multiples privations, hu-

miliations, menaces, dangers et effets néfastes. Typiquement, les victimes sont des per-

sonnes vulnérables, qui sont confrontées à des problèmes dans leur vie et ont un faible ni-

veau de formation. Les trafiquants d’êtres humains misent sur le fait que ces caractéristiques 

rendent les victimes moins aptes à se défendre contre l’exploitation et plus faciles à sou-

mettre. Même si le contrôle exercé sur les victimes varie en degré et en forme en fonction du 

type d’exploitation, le schéma de base est toujours le même : la violence physique ou psy-

chique, l’exploitation ciblée de la vulnérabilité et d’autres mesures comme isoler socialement 

les victimes pendant l’exploitation ou créer un lien affectif avec la méthode du loverboy per-

mettent de contraindre les victimes à l’exploitation et de les y maintenir. Si la victime réussit à 

se soustraire à l’influence des exploiteurs, que ce soit par l’action ou l’intervention de la po-

lice ou des organes de contrôles, ou avec l’aide et les encouragements de particuliers ou 

d’organisations d’aide, ou tout simplement grâce à des circonstances favorables, elle se 

Points importants à régler dans les mécanismes de coopération cantonaux  

Il faut : 

• préciser les différents types de séjour pour les victimes de traite des êtres humains et 

leur but (délai de rétablissement et de réflexion, aux fins de témoignage, pour un cas 

individuel d’une extrême gravité, pendant les prestations de l’aide aux victimes 

jusqu’au retour). Définir qui peut demander les autorisations et à quel moment ;  

• mentionner expressément que l’octroi d’un délai de rétablissement et de réflexion, 

l’octroi d’une autorisation pour cas individuel d’une extrême gravité et les prestations 

de l’aide aux victimes ne doivent pas dépendre du consentement de la victime à colla-

borer avec les autorités de poursuite pénale ;  

• expliquer que le délai de rétablissement et de réflexion ne peut être révoqué que si la 

victime a délibérément renoué contact avec les auteurs présumés, et non pas en cas 

de vagues contacts avec ses exploiteurs ;  

• décrire comment régler le séjour aux fins de l’aide aux victimes jusqu’à la sortie du 

pays ;  

• décrire comment mettre en balance les différents éléments en vue d’examiner l’octroi 

d’une autorisation pour cas individuel d’une extrême gravité : en cas d’insuffisances 

dans les critères d’intégration, d’autres motifs peuvent plaider en faveur de l’octroi 

d’une autorisation ;   

• si une autorisation pour cas individuel d’une extrême gravité est délivrée et que les 

critères d’intégration ne sont pas remplis entièrement, garantir que l’autorité migra-

toire compétente est informée des motifs, de manière qu’elle puisse les prendre en 

considération dans la procédure pour prolonger l’autorisation ;  

• décrire le processus lorsqu’une victime doit être hébergée hors du canton aux fins de 

l’aide aux victimes ;  

• décrire le processus lorsqu’un séjour prolongé dans un autre canton se profile et 

qu’un changement de domicile a lieu ;  

• décrire le processus lorsque les victimes ne souhaitent collaborer avec aucun service 

et prévoient de quitter rapidement le pays ;  

• décrire les conditions et le processus pour délivrer un permis de travail ;  

• mentionner le processus de conduite COMPETO et les directives du SEM.  
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retrouve souvent démunie et en détresse : elle a urgemment besoin d’être soutenue par 

l’aide aux victimes pour couvrir ses besoins fondamentaux.  

Les centres cantonaux sont chargés de détecter les victimes d’infractions, dont la traite des 

êtres humains fait partie, et de leur apporter une aide immédiate ou un soutien à plus long 

terme. Certains cantons mandatent des organisations spécialisées ou ont conclu des con-

ventions de coopération avec elles58. Ces organisations sont habilitées à identifier des vic-

times potentielles de traite des êtres humains, à organiser leur hébergement et à coordonner 

leur accompagnement sur plusieurs plans (médical, social, administratif, juridique, sur le plan 

de l’intégration) en collaboration avec d’autres services, afin de protéger les victimes et de 

répondre à leurs besoins de manière appropriée. Selon de récentes études sur les services 

de protection destinés aux victimes de traite d’êtres humains en Suisse, un nombre très li-

mité de cas de traite des êtres humains sont mis au jour dans les cantons sans organisations 

spécialisées, et un tout petit nombre de victimes y bénéficient de solutions d’hébergement 

appropriées ou reçoivent des autorisations de séjour59. En outre, on constate qu’en raison de 

leur mandat général et de leur organisation, la durée et les conditions de l’aide fournie par 

les centres cantonaux ne suffisent pas pour garantir une protection des victimes de traite 

d’êtres humains qui réponde aux normes de la Convention du Conseil de l’Europe, notam-

ment en ce qui concerne l’hébergement et l’accompagnement. Pour ce qui est de la Suisse 

latine, il est recommandé de commencer par effectuer une analyse des besoins, puis de 

mettre en place des organisations spécialisées dans l’accompagnement de victimes de traite 

d’êtres humains dans tous les cantons, compte tenu des spécificités cantonales. En Suisse 

alémanique, il est recommandé de développer des conventions de coopération avec les or-

ganisations spécialisées existantes, qui travaillent selon une approche fondée sur les droits 

humains et centrée sur les victimes.  

Une aide aux victimes bien organisée, axée spécialement sur les besoins des victimes de 

traite d’êtres humains par le biais des organisations spécialisées et des centres cantonaux 

est indispensable pour réparer l’injustice faite aux victimes et leur donner une stabilité de 

manière qu’elles puissent témoigner contre les exploiteurs dans la poursuite pénale.  

L’aide aux victimes a pour but d’atténuer et de compenser les conséquences immédiates 

d’une infraction pour la personne qui en est victime. Elle est fondée sur l’idée que l’État a le 

devoir de protéger les citoyens contre les infractions et, en cas d’impossibilité, d’atténuer les 

conséquences de l’infraction. Si l’infraction a un impact négatif sur la vie de la victime, l’aide 

aux victimes peut l’aider à mieux participer à la vie sociale. Pour les victimes de traite d’êtres 

humains, réintégrer la société grâce à l’aide aux victimes ne constitue généralement que la 

première étape d’une série d’autres mesures d’intégration.  

 

4.2 Principales bases légales  

• Art. 12 de la Convention du Conseil de l’Europe sur la lutte contre la traite des êtres hu-

mains (RS 0.311.543) 

• Loi du 23 mars 2007 sur l’aide aux victimes (LAVI ; RS 312.5)60 

 
58 Les mesures de protection destinées aux victimes de traite des êtres humains sont organisées de 
manière différente en Suisse alémanique et en Suisse latine. En Suisse alémanique, la FIZ a conclu 
des conventions avec plusieurs cantons qui prévoient des prestations spécifiques et différenciées pour 
les victimes selon le canton. En Suisse romande, plusieurs cantons (VD, VS, NE) ont mis en place 
une organisation spécialisée (ASTREE, AVIT, Permanence TEH NE), qu’ils ont chargée de coordon-
ner l’encadrement des victimes de traite des êtres humains. À long terme, ces organisations spéciali-
sées doivent pouvoir interagir et collaborer par le biais d’une convention intercantonale, qui fixe les 
mécanismes d’orientation et de financement.  
59 Angela Oriti (2022) : État des lieux des services de protection pour les victimes en Suisse latine et 
collaborations possibles ; FIZ Fachstelle Frauenhandel und Frauenmigration (2024) : Bestehende Op-
ferschutz Strukturen für Betroffene von Menschenhandel in der Deutschschweiz : Kantonsstudie 2024 
60 La Conférence suisse de l’aide aux victimes (CSOL-LAVI) publie régulièrement des recommanda-
tions sur l’application de la LAVI : Recommandations relatives à l’application de la loi sur l’aide aux 
victimes - CDAS, qui concernent aussi l’aide aux victimes de traite des êtres humains. 

https://www.sodk.ch/fr/conferences-techniques/csol-lavi/recommandations-relatives-a-lapplication-de-la-loi-sur-laide-aux/
https://www.sodk.ch/fr/conferences-techniques/csol-lavi/recommandations-relatives-a-lapplication-de-la-loi-sur-laide-aux/
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Il convient de tenir compte de l’évolution de la jurisprudence du Tribunal fédéral, selon la-

quelle les dispositions de la Convention du Conseil de l’Europe comportent des prétentions 

de droit individuel. Si la norme invoquée a une teneur suffisamment précise et claire pour 

pouvoir fonder une décision dans un cas individuel, il est possible de s’en prévaloir pour faire 

valoir des droits pour la victime61. La base est fournie à l’art. 12 de la Convention du Conseil 

de l’Europe (assistance aux victimes).  

 

4.3 Situation des victimes de traite d’êtres humains  

La condition pour que les personnes soumises à la traite des êtres humains reçoivent l’aide 

visée à l’art. 1 LAVI est d’avoir subi une atteinte directe à leur intégrité physique, psychique 

ou sexuelle du fait d’une infraction.  

Les victimes de traite d’êtres humains aux fins de l’exploitation sexuelle ou du prélèvement 

d’organes remplissent sans aucun doute la condition de l’atteinte à l’intégrité physique et 

sexuelle. Pour les victimes de traite d’êtres humains aux fins de l’exploitation de la force de 

travail, se livrer à des activités dangereuses ou physiquement pénibles peut causer des pro-

blèmes de santé, et dans ce cas, il y a également atteinte à l’intégrité physique. Sans comp-

ter l’atteinte à l’intégrité psychique qui est au premier plan dans une situation d’exploitation 

de la force de travail, et qui sera plus ou moins marquée selon l’intensité et la durée de l’ex-

ploitation et l’âge de la victime. Les situations où une personne doit exécuter des tâches 

sous la contrainte, que ce soit par la violence psychique ou physique ou par l’exploitation de 

la vulnérabilité, sont ressenties comme injustes et humiliantes. Elles peuvent être stigmati-

santes dans l’entourage personnel62, ce qui peut causer diverses formes de troubles psy-

chiques. Si on interprète la LAVI dans le sens des droits de l’homme et en concordance avec 

la Convention du Conseil de l’Europe, on prend pour règle générale que la traite des êtres 

humains aux fins de l’exploitation de la force de travail implique une atteinte psychique. 

L’art. 182 CP doit être interprété à la lumière de l’art. 4 de la Convention du Conseil de l’Eu-

rope et de la jurisprudence associée. Dans la pratique, les organisations spécialisées identi-

fient les victimes potentielles à l’aide des caractéristiques détaillées dans cet article.  

Les victimes de traite d’êtres humains sont souvent recrutées à l’étranger et emmenées en 

Europe occidentale et en Suisse pour y être exploitées. Une fois que l’exploitation est termi-

née, la situation des victimes est souvent très difficile. Une assistance spécialisée est néces-

saire, car les victimes :  

• sont démunies et passent pour être endettées, car elles sont censées rembourser une 

prétendue dette à leurs exploiteurs ; elles se sentent financièrement responsables de 

leurs proches à l’étranger ;  

• ont peur de représailles de la part des exploiteurs ; 

• sont influencées dans leur jugement par le lien de dépendance instauré par la méthode 

du loverboy ;  

• sont souvent traumatisées par ce qu’elles ont vécu pendant l’exploitation, et peuvent pré-

senter des troubles du comportement ;  

• sont atteintes dans leur santé, en raison de blessures infligées pour les rendre obéis-

santes, de maladies transmises ou de problèmes d’addiction dus à la consommation for-

cée de stupéfiants ;   

• n’ont pas de logement ; 

• ne parlent souvent pas la langue locale et sont peu éduquées ; 

• sont seules et ne connaissent personne en Suisse ;  

• ne savent souvent pas où elles se trouvent et ne connaissent pas les conditions de vie 

en Suisse.  

 
61 ATF 145 I 308 
62 Si les victimes exploitées comme main-d’œuvre ont travaillé un certain temps en Suisse mais n’ont 
pas gagné d’argent, on leur reproche souvent à la maison de s’être fait avoir et de ne pas réussir à 
prendre soin de leurs proches.  
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La situation de nombreuses victimes de traite d’êtres humains se distingue de celle des 

autres victimes d’infractions en Suisse. En effet, ces dernières ont généralement un loge-

ment ou un permis de séjour en Suisse, sont intégrées socialement et économiquement, si 

bien qu’il n’est guère nécessaire de devoir commencer par assurer leurs besoins fondamen-

taux. Ce n’est pas le cas des victimes de traite d’êtres humains. C’est pourquoi l’encadre-

ment, l’accompagnement et l’hébergement sont très exigeants et beaucoup plus complexes 

que pour les autres victimes d’infractions, surtout pendant la première phase de l’interven-

tion. Cette différence doit être prise en compte dans l’organisation de l’aide aux victimes des-

tinée aux personnes ayant subi la traite des êtres humains.  

Les besoins des victimes et les attentes en matière d’aide aux victimes sont multiples et dé-

pendent aussi du type d’exploitation. Les victimes d’exploitation sexuelle ont souvent 

d’autres besoins que celles d’exploitation de la force de travail. Généralement, les victimes 

ont besoin des prestations d’aide suivantes : 

• logement temporaire, sécurisé et encadré, nourriture et entretien ; 

• encadrement et accompagnement pendant le délai de rétablissement et de réflexion, as-

sortis d’une consultation sur la situation ; 

• accès à des services de traduction et d’interprétation ; 

• assistance pour régler le statut de séjour ; 

• clarification des perspectives à moyen et à long terme ; 

• clarification des questions juridiques et accompagnement par un avocat, accompagne-

ment des témoins par des personnes de confiance ; 

• accès à une assistance médicale et à un soutien psychologique ; 

• soutien financier (selon la LAVI) ; 

• indemnisation et réparation du tort moral, payées par les exploiteurs ou en vertu du droit 

de l’aide aux victimes.  

 

4.4 Organisation de l’aide aux victimes – Prestataires et financement  

L’aide aux victimes est régie par une loi fédérale, les cantons étant chargés de l’exécution. 

Les cantons sont libres de s’organiser comme ils le souhaitent pour fournir l’aide aux vic-

times. Le fonctionnement de l’aide aux victimes est soumis à des conditions et à des exi-

gences qui varient fortement d’un canton à l’autre et qui dépendent de la taille du canton, de 

l’organisation de l’administration cantonale, du tissu économique, de la situation géogra-

phique et de la situation de la criminalité. Il existe une multitude de solutions cantonales, par-

fois des collaborations entre cantons, qui intègrent souvent des organisations de la société 

civile ayant conclu des conventions de coopération ou mandatées par le canton pour admi-

nistrer des mesures de protection.  

L’octroi de l’aide aux victimes est une tâche cantonale, y compris son financement. Tous les 

cantons ont attribué la responsabilité de l’aide aux victimes à un service de leur administra-

tion centrale, qui fait généralement partie de la Direction des affaires sociales ou de la Direc-

tion de la sécurité. Ces services sont chargés de mettre en place des guichets destinés aux 

victimes et de garantir leur financement. Selon les règles de l’administration cantonale, ils 

déposent des demandes auprès des instances supérieures et du gouvernement afin de ga-

rantir le bon fonctionnement des guichets et des centres de consultation. Ces services de 

l’administration centrale participent régulièrement aux tables rondes cantonales contre la 

traite des êtres humains, ou parfois les dirigent et en assument la présidence.  

Il faut faire ici une distinction avec les guichets et les centres de consultation destinés aux 

victimes d’infractions. Il existe diverses solutions également pour ces services, qui peuvent 

s’adresser à toutes les victimes d’infractions ou se spécialiser et se limiter à certaines caté-

gories de victimes. Les guichets et les centres de consultation peuvent être gérés par l’admi-

nistration cantonale elle-même ou par des organisations de la société civile mandatées et fi-

nancées par les cantons. Conformément à l’art. 9, al. 1, LAVI, les cantons veillent à ce qu’il y 

ait des centres de consultation privés ou publics. Lorsqu’un service de l’administration ou 

une organisation de la société civile, au sens d’une délégation de la tâche cantonale, reçoit 
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le mandat de gérer un centre de consultation pour les victimes, il s’agira d’un centre de con-

sultation reconnu. La liste des centres reconnus et de leur spécialisation éventuelle est pu-

bliée par la Conférence des directrices et directeurs cantonaux des affaires sociales 

(CDAS)63. Il existe une multitude de centres de consultation reconnus en Suisse. De nom-

breuses offres sont destinées à toutes les victimes d’infractions en vertu de la LAVI, mais il 

existe aussi des centres qui se sont spécialisés dans certaines catégories de victimes, 

comme les victimes de traite d’êtres humains, les victimes de violence sexualisée ou les vic-

times mineures.  

La LAVI offre une grande liberté aux cantons pour créer et organiser des centres de consul-

tation reconnus. L’art. 9, al. 2, LAVI, précise qu’un centre de consultation peut être une insti-

tution commune à plusieurs cantons64, qui ont ainsi la possibilité de se regrouper et d’exploi-

ter les synergies.  

Conformément à l’art. 9, al. 1, 2e phrase, LAVI, les cantons doivent tenir compte des besoins 

particuliers des différentes catégories de victimes et mettre à disposition des offres corres-

pondantes. Cette exigence est importante dans le cadre de la lutte contre la traite des êtres 

humains, car la situation des personnes touchées est souvent particulièrement précaire. 

Cela signifie qu’une consultation des victimes spécifiquement axée sur les victimes de traite 

d’êtres humains doit être mise à disposition par les cantons. Dans ce contexte, on parle d’or-

ganisations spécialisées et de centres cantonaux qui s’occupent des victimes de traite 

d’êtres humains. Il faut chercher à coopérer avec les organisations de la société civile qui 

sont spécialisées dans l’encadrement des victimes de traite d’êtres humains, ou mandater un 

service à titre de mesure s’inscrivant dans la politique cantonale. Les organisations spéciali-

sées existantes que le canton a mandatées ou avec lesquelles il a signé un contrat peuvent 

aussi gérer des hébergements sécurisés et proposer des mesures d’accompagnement ci-

blées pour les victimes de traite d’êtres humains. Il convient aussi d’examiner comment les 

besoins des victimes d’exploitation sexuelle et ceux des victimes d’exploitation de la force de 

travail peuvent être pris en compte. Ces besoins peuvent différer considérablement, car les 

conséquences de la violence sexuelle ne se manifestent pas de la même manière que celles 

du travail forcé chez les victimes. Ainsi, les hommes victimes d’exploitation de la force de tra-

vail ne doivent pas être hébergés dans le même lieu que les femmes victimes d’exploitation 

sexuelle.  

Les centres de consultation reconnus sont ouverts à toutes les personnes qui ont été vic-

times d’une infraction en Suisse ou, à certaines conditions, à l’étranger (art. 17 LAVI). Cer-

tains cantons ont décidé de financer des prestations de conseil, d’hébergement et d’encadre-

ment aussi pour les personnes qui ont subi une infraction à l’étranger, dans un État signa-

taire de la Convention du Conseil de l’Europe. La LAVI garantit le libre choix d’un centre de 

consultation (art. 15, al. 3). Des victimes d’un autre canton peuvent donc choisir n’importe 

quel centre dans la liste des centres reconnus et solliciter son aide. Elles ne sont pas liées à 

l’offre du canton dans lequel l’infraction à leur encontre a été commise ou dans lequel elles 

sont domiciliées. Ce libre choix s’avère utile lorsqu’un canton n’a pas encore de solution 

adaptée pour les victimes de traite d’êtres humains. Dans un tel cas, le législateur a prévu 

une répartition des coûts entre les cantons. En vertu de l’art. 18, al. 1, LAVI, le canton qui ac-

corde des prestations de consultation, d’aide immédiate et de contributions aux frais pour 

l’aide à plus long terme en faveur de personnes domiciliées dans un autre canton est indem-

nisé par celui-ci. 

La recommandation de la Conférence suisse de l’aide aux victimes (CSOL-LAVI) du 23 avril 

2023 établit des critères concernant les responsabilités en matière de prestations financières 

entre les cantons.  

 
63 Où puis-je trouver de l’aide ? - l’aide aux victimes en Suisse 
64 Les deux cantons de Bâle-Ville et de Bâle-Campagne gèrent par exemple le service gemeinsame 
Opferhilfestelle beider Basel.  

https://www.aide-aux-victimes.ch/fr/ou-puis-je-trouver-de-laide/
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Les victimes de traite d’êtres humains peuvent aussi être encadrées par des institutions qui 

ne sont pas des centres de consultation reconnus par les cantons. Il ne s’agit donc pas d’un 

« centre de consultation de leur choix » au sens de l’art. 15, al. 3, LAVI. C’est par exemple le 

cas pour certaines organisations spécialisées de la société civile65. Afin que ce type d’organi-

sation ait la garantie d’être indemnisée, elle conclura des conventions particulières avec le 

canton concerné.  

L’indemnisation et la réparation morale fondées sur la LAVI doivent en tous les cas être solli-

citées dans le canton sur le territoire duquel l’infraction a été commise (art. 26 LAVI). Les or-

ganisations spécialisées et les centres cantonaux qui s’occupent effectivement de la victime 

coordonnent la demande.  

Afin de garantir l’aide aux victimes destinées aux personnes touchées par la traite des êtres 

humains, des conventions spéciales peuvent être conclues avec des organisations spéciali-

sées de la société civile. Elles peuvent spécifier que l’aide aux victimes est assignée et factu-

rée au cas par cas sur mandat du canton, ou définir une attribution générale. Il peut être con-

venu que le canton participe aussi aux coûts de mise à disposition des prestations, c’est-à-

dire co-finance l’offre de base des organisations spécialisées de la société civile. Ce procédé 

permet de tenir compte des conditions très variables d’un canton à l’autre. Il importe peu que 

l’organisation spécialisée de la société civile soit un centre reconnu ou non. Ce qui compte, 

c’est que l’offre de prestations de l’organisation respecte les normes du présent programme 

de protection des victimes et qu’un encadrement professionnel des victimes de traite d’êtres 

humains soit garanti. Il existe une multitude de conventions de ce genre entre les cantons et 

les différentes organisations spécialisées de la société civile. Souvent, ces dernières élabo-

rent des modèles de financement puis les proposent aux cantons pour adoption, ou une con-

vention cadre peut aussi être envisagée entre le canton et l’organisation. Un élément impor-

tant de ces conventions porte sur l’obtention auprès du canton de la garantie de prise en 

charge des frais nécessaires à l’encadrement de la victime. Les organisations mandatées 

par les cantons pour soutenir les victimes de traite d’êtres humains doivent offrir des garan-

ties en matière de transparence des finances, suivre une approche axée sur les droits et le 

libre choix de la victime et, si possible, remplir les indicateurs de résultats fixés par le canton.  

Comme déjà mentionné, le financement de l’aide aux victimes relève de la compétence des 

cantons, selon la répartition fédérale des tâches. Ceux-ci veillent à allouer suffisamment de 

ressources financières pour tout le dispositif et les prestations de l’aide aux victimes selon la 

LAVI, c’est-à-dire pour assurer le bon fonctionnement des centres de consultation reconnus 

ou des organisations spécialisées de la société civile et le processus de consultation des vic-

times. Les moyens sont généralement demandés et alloués dans le cadre de la budgétisa-

tion de l’administration cantonale, et sont disponibles à titre de dépenses pour accomplir des 

tâches publiques en lien avec la lutte contre la traite des êtres humains, en faveur de l’aide 

aux victimes et du financement des prestations fournies par les organisations spécialisées et 

les centres cantonaux.  

Étant privées et indépendantes, les organisations spécialisées sont libres de générer 

d’autres ressources financières par des collectes de fonds. De nombreuses organisations 

spécialisées de la société civile reçoivent des fonds d’autres institutions publiques et privées, 

par exemple pour couvrir les coûts de la fourniture des prestations, organiser des formations 

continues internes et approfondir les connaissances par la recherche, fournir un travail de 

prévention ciblé contre la traite des êtres humains, ou encore pour financer d’autres presta-

tions en faveur des victimes qui ne sont pas indemnisées directement par la LAVI. Cepen-

dant, selon les normes de la Convention du Conseil de l’Europe, les prestations de consulta-

tion, d’hébergement et d’accompagnement destinées aux victimes de traite d’êtres humains 

doivent être financées principalement par l’État. La Confédération (fedpol) soutient des orga-

nisations et des projets privés par des aides financières en vertu de l’ordonnance du 23 oc-

tobre 2013 contre la traite des êtres humains66. 

 
65 Cf. deux § suivants. 
66 RS 311.039.3  
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4.5 Consultation centrée sur la victime pour les personnes concernées 

Les organisations spécialisées et les centres cantonaux effectuent un travail à plusieurs ni-

veaux dans la lutte contre la traite des êtres humains, qui commence bien avant que la vic-

time soit confiée au centre de consultation, au moment de mettre sur pied une offre d’aide. 

L’étendue et le contenu de l’aide aux victimes dépendent fortement de la situation indivi-

duelle et des caractéristiques de la victime. Les victimes d’exploitation sexuelle ne vont pas 

avoir les mêmes besoins que celles d’exploitation de la force de travail.  

But de la consultation des victimes  

Le but principal des organisations spécialisées et des centres cantonaux est de faire en sorte 

que les personnes concernées reprennent confiance en elles, regagnent leur autonomie et 

leur indépendance, et trouvent une stabilité pour envisager des perspectives nouvelles.  

Formes de l’aide aux victimes 

En vertu de l’art. 2 LAVI, l’aide aux victimes comprend :  

• les conseils et l’aide immédiate ; 

• l’aide à plus long terme fournie par les centres de consultation ; 

• la contribution aux frais pour l’aide à plus long terme fournie par un tiers ; 

• l’indemnisation ; 

• la réparation morale ; 

• l’exemption des frais de procédure. 

 

Les organisations spécialisées et les centres cantonaux ont développé des procédés adap-

tés aux victimes de traite des êtres humains et qui répondent à leurs besoins. Ces procédés 

englobent un bouquet de prestations, avec différentes combinaisons des diverses formes de 

l’aide aux victimes en vertu de l’art. 2 LAVI. Les organisations spécialisées et les centres 

cantonaux compétents mandatés par le canton pour travailler avec les victimes, effectuent, 

après avoir reçu la garantie de prise en charge, un décompte de leurs dépenses en faveur 

des victimes et sollicitent les moyens financiers destinés à l’aide aux victimes auprès des 

services cantonaux compétents ou facturent leurs prestations sur la base de conventions de 

financement. 

L’exemption des frais de procédure signifie que les prestations effectuées dans le cadre de 

l’aide aux victimes sont gratuites, ainsi que les procédures administratives et judiciaires as-

sociées. Les victimes et leurs proches ne sont pas tenus de rembourser les frais de l’assis-

tance gratuite d’un défenseur (art. 30 LAVI). 

Principes de la consultation et de l’encadrement des victimes  

• Approche centrée sur les victimes et fondée sur les droits humains  

La consultation pour les victimes repose sur le principe des droits humains. La dignité et 

les droits des victimes sont essentiels, aussi bien que la tolérance et le respect. L’ap-

proche centrée sur les victimes signifie que la consultation est axée sur les besoins et les 

intérêts des victimes, et que leur point de vue est respecté. Si la victime ne souhaite par 

exemple pas collaborer avec les autorités de poursuite pénale, sa décision doit être res-

pectée.  

• Globalité 

La situation des victimes est considérée dans sa globalité. La provenance et l’arrière-plan 

individuel et structurel de la victime sont pris en compte. Les personnes lésées ne sont 

pas réduites à leur statut momentané de victimes. La situation individuelle et les besoins 

sont toujours considérés en relation avec la situation familiale, migratoire et sociétale.  

• Ressources et autonomisation, résilience renforcée 

La consultation pour les personnes concernées met au premier plan la réappropriation et 

l’élargissement de la capacité d’action, le renforcement de la capacité à réagir à des évé-

nements difficiles et à se régénérer, sur la voie d’une autonomisation. Chaque personne 

possède des ressources individuelles même si elle est lourdement traumatisée. Le 
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renforcement de la résilience favorise la force de résistance intérieure d’une personne 

face à des expériences traumatisantes.  

• Participation et auto-détermination  

Les personnes ayant subi la traite des êtres humains ont été soumises à la domination 

d’autrui. La consultation et l’encadrement visent essentiellement à leur permettre de re-

prendre le contrôle de leur vie et d’agir en auto-détermination. Les victimes doivent re-

prendre de l’assurance et retrouver leur capacité d’action, et bénéficier d’un soutien pro-

fessionnel dans leur processus de décision. Les informations qui les concernent ne doi-

vent être transmises à des tiers qu’avec leur accord.  

• Conseil fondé sur la relation 

Il est indispensable de construire une relation fiable avec les personnes concernées. 

Pour cela, il faut commencer par instaurer un climat de confiance. En raison des mul-

tiples expériences de violences et de rupture de confiance qu’elles ont vécu, c’est 

quelque chose de difficile pour de nombreuses victimes. Et au cours de la consultation, il 

faut aussi identifier et prendre en compte les difficultés émotionnelles inconscientes et les 

non-dits. Pour le travail pratique, le caractère contraignant, la communication ouverte et 

la compréhension sont importants. 

Aide aux victimes de traite d’êtres humains aux fins d’exploitation de la force de tra-

vail  

Les victimes d’exploitation de la force de travail peuvent aussi avoir besoin d’une intervention 

de crise et de mesures de stabilisation si elles ont subi des pressions et des agressions vio-

lentes qui entraînent des conséquences psychiques ou physiques. Il s’agit par exemple de 

tentatives d’intimidation et de menaces, d’usage de violence, de restrictions ou d’interdictions 

de la liberté de mouvement et de contacts avec le monde extérieur, de privations de nourri-

ture ou de mise en danger de la santé. Dans de tels cas, les victimes d’exploitation de la 

force de travail doivent bénéficier de la même consultation et du même encadrement que les 

victimes d’exploitation sexuelle.  

Il y a lieu d’évoquer le cas particulier des victimes exploitées pour leur vulnérabilité de ma-

nière ciblée, par exemple en raison de leur situation économique ou sociale dans le pays de 

provenance. Les personnes dans ce cas ont droit aux mêmes prestations d’assistance que 

d’autres victimes, car l’abus de la vulnérabilité fait partie des formes de contrainte visées à 

l’art. 4 de la Convention du Conseil de l’Europe. 

S’agissant de l’encadrement et de l’hébergement des victimes, il faut chercher à collaborer 

avec d’autres organisations et institutions qui offrent des prestations d’assistance axées sur 

la migration, le travail et l’aide sociale.  

Les organisations spécialisées et les centres cantonaux doivent effectuer des appréciations 

de la menace dans tous les cas et prendre d’éventuelles mesures de protection en fonction 

du résultat. Même s’il n’y a pas eu de recours à la violence pendant l’exploitation, cela n’ex-

clut pas que les auteurs puissent menacer les victimes afin de les empêcher de témoigner et 

de fournir des preuves à leur encontre.  

Collaboration institutionnelle67 

La collaboration de tous les services cantonaux chargés de la lutte contre la traite des êtres 

humains est essentielle pour encadrer la victime de manière appropriée. L’échange entre la 

consultation spécialisée et les autorités des migrations est particulièrement important, afin de 

coordonner les autorisations de séjour à la manière d’un case management, de les motiver 

correctement et ne pas permettre de failles dans le droit de séjour. La collaboration avec les 

autorités de poursuite pénale est importante pour évaluer la menace et la sécurité de la vic-

time. Elle livre également des arguments en faveur de l’autorisation de séjour ainsi qu’une 

audition de la victime utile pour la poursuite pénale des auteurs.  

Case management 

 
67 Cf. explications au ch. 3.8 « Collaboration et COMPETO ». 
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Le concept de case management est une méthode recommandée aux organisations spécia-

lisées et aux centres cantonaux, car elle permet d’assister les victimes de traite des êtres hu-

mains de manière optimale. Cette méthode tient compte des particularités de chaque cas et 

respecte les principes de la consultation et l’encadrement des victimes, par exemple l’ap-

proche centrée sur la victime, la participation, l’autonomisation et l’intégration. Elle exige de 

se placer dans une optique pluridimensionnelle et de viser une coordination transversale 

entre organisations et lieux. Différents spécialistes issus des secteurs de la santé, du social, 

des migrations, de l’assistance juridique, des organisations spécialisées, des centres canto-

naux et de services dans les pays de provenance interviennent dans le processus de prise 

en charge et d’assistance. Les autorités de justice et police prennent également part à ce 

processus. Le case management permet de garantir une collaboration interdisciplinaire. Il se 

caractérise essentiellement par le fait que la direction, la coordination, la documentation et la 

comptabilité de tout le processus autour de la victime sont assurés par le centre de consulta-

tion qui gère le cas. Le case management définit également la responsabilité de l’encadre-

ment de la victime. Il est axé sur l’accompagnement à long terme des victimes, particulière-

ment celles qui restent en Suisse. Si la victime passe à l’aide sociale, le case management 

doit être repris par l’aide sociale, car il vise à accompagner les victimes dans leur intégration 

en Suisse sur le long terme et à coordonner les mesures nécessaires. 

 

4.6 Stabilisation et clarification des risques au cas par cas 

Si la victime a été maintenue longtemps dans une situation d’exploitation par la violence, la 

contrainte, la consommation de drogue ou d’alcool, ou si elle a été rendue docile par la mé-

thode du loverboy, il est probable qu’elle soit abîmée, psychiquement et physiquement, ou 

qu’elle soit en danger. La victime peut être traumatisée68, sujette à des crises mentales, être 

prise dans un lien de dépendance avec les auteurs ou avoir des problèmes d’addiction. Les 

organisations spécialisées et les centres cantonaux connaissent les difficultés des per-

sonnes dans cette situation et savent en tenir compte dans leurs prestations de consultation.  

Généralement, il est judicieux de conseiller et d’encadrer la victime entièrement dans le 

cadre d’un système de personnes de référence, afin de lui permettre de reprendre confiance 

en elle et de se stabiliser. L’encadrement peut comporter les aspects suivants :  

• Psychotraumatologie  

Lors de la consultation, on identifie les conséquences des traumatismes pour la victime qui 

peuvent être d’ordre somatique, psychique, social ou sociétal et on en tient compte dans le 

travail avec la victime, en faisant particulièrement attention à ne pas les réactiver. Dans la 

collaboration externe, les organisations spécialisées et les centres cantonaux sensibilisent 

les autres acteurs au contexte particulier et aux besoins spécifiques des victimes de traite 

des êtres humains. On discute avec la victime pour qu’elle se fasse à l’idée d’un soutien thé-

rapeutique externe focalisé sur le traumatisme. Selon son vécu, son âge et son contexte so-

cio-culturel, la personne a besoin de plus ou moins de temps pour accepter de voir un psy-

chothérapeute externe. Il est d’autant plus important d’être attentif aux traumatismes pendant 

la consultation et l’encadrement, particulièrement au début de la prise en charge par les or-

ganisations spécialisées et les centres cantonaux.   

• Instaurer la confiance pendant les entretiens  

Les entretiens réguliers de conseil et d’encadrement constituent le fondement grâce auquel 

une relation de confiance peut se construire. La fiabilité est la condition requise pour pouvoir 

travailler avec les personnes concernées. Elle favorise l’identification et la compréhension de 

schémas relationnels problématiques et destructeurs et aide à établir une relation construc-

tive.  

Pendant les séances de consultation, une attention particulière est accordée aux stratégies 

de survie et de résilience existantes. Une analyse commune et la (re)découverte de ses 

 
68 Elle peut souffrir du trouble de stress post-traumatique simple (TSPT 1) ou complexe (TSPT 2). 
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propres capacités au quotidien et dans d’autres aspects de la vie renforcent les compé-

tences de décision et d’action de la victime.     

• Surmonter les crises personnelles  

Les personnes ayant subi la traite des êtres humains sont régulièrement sujettes à des 

crises qui peuvent être déclenchées par des événements extérieurs ou intérieurs et être dus 

à plusieurs raisons. Les spécialistes de la consultation et de l’encadrement sont formés pour 

gérer ces crises et les conflits qui en découlent, et savent en repérer les signes avant-cou-

reurs. Si une intervention de crise est nécessaire, les personnes de référence collaborent de 

manière appropriée. Il importe que les personnes concernées reprennent le contrôle de leurs 

émotions. En cas de besoin, on fait appel à une aide externe, par exemple à des centres 

psychiatriques d’intervention de crise. Ce qui compte dans ce contexte, c’est, à l’issue de la 

phase aigüe, d’accorder suffisamment d’espace aux crises dans les consultations ultérieures 

pour pouvoir en comprendre les causes profondes et les facteurs déclencheurs. Il s’agit de 

mettre en place des stratégies avec la victime, pour que ses crises se raréfient et qu’elle 

puisse améliorer sa résilience.  

• Parler des relations de dépendance 

Pendant la phase de prise en charge et d’intervention, on procède avec grand soin à un bilan 

approfondi de la relation de la victime avec les auteurs. Pour cela, la victime doit être prête à 

parler ouvertement de son schéma relationnel et à y réfléchir. Si elle a un lien affectif avec 

son ou ses exploiteurs, que ce soit un membre de la famille ou un loverboy, il est nécessaire 

d’analyser et de décortiquer les schémas de comportement relationnel et les conflits de 

loyauté dans les séances de consultation. La victime peut par exemple avoir une dépen-

dance affective ou des traits de personnalité imitant les auteurs. Un autre sujet important 

dans ce contexte qu’il convient d’aborder dans la consultation psychosociale des victimes 

sont les stratégies de survie destructrices. La relation de dépendance peut aussi résulter de 

l’abus de la vulnérabilité économique de la personne ou du rapport d’infériorité hiérarchique 

au travail. Souvent, les victimes se sentent responsables de ce qui leur arrive et ne compren-

nent pas qu’elles sont exploitées.  

• Problèmes d’addiction 

Les victimes d’exploitation sexuelle peuvent être contraintes par les auteurs à consommer de 

la drogue ou de grandes quantités d’alcool, ce qui peut entraîner une toxico-dépendance. 

Dans ce cas, la victime est exposée à un risque accru et il convient de vérifier et d’intensifier 

la gestion des risques avec elle, d’autres personnes impliquées et la police compétente. Les 

situations à risque suivantes sont possibles :  

 

- la victime ne supporte plus la pression intérieure dans les moments difficiles et cherche à 

prendre contact avec des dealers connus (qui connaissent peut-être aussi les exploi-

teurs) ;  
- la consommation de substances psychotropes fait baisser le seuil d’inhibition et le con-

trôle des impulsions. La probabilité d’un comportement à risque ou d’une réaction invo-

lontaire augmente fortement ;  

- la consommation de stupéfiants peut provoquer des dépressions et/ou d’autres maladies 

psychiques chez les personnes instables en raison des traumatismes et des conditions 

de vie particulièrement difficiles qu’elles ont subis. Les crises psychiques, quel que soit 

leur type et leur ampleur, peuvent entraîner plus facilement des comportements à risque. 

• Clarification des risques 
L’appréciation du danger auquel les exploiteurs ont exposé leurs victimes comprend l’ana-

lyse de la situation personnelle de la victime et des scénarios de menaces associés, avec 

une attention particulière portée aux relations de dépendance, qui peuvent par exemple ca-

cher des conflits de loyauté ou le syndrome de Stockholm. Les crises aiguës peuvent pertur-

ber temporairement la stabilité regagnée. Il faut étudier les risques émanant de l’environne-

ment proche de la victime, y compris des réseaux sociaux. L’appréciation des risques avec 

la victime doit être faite dans les plus brefs délais lorsque les exploiteurs savent qu’une 
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procédure pénale est en cours et que des confrontations auront lieu devant le tribunal. En 

présence de menaces concrètes, il faut prendre des mesures de sécurité et consulter la po-

lice cantonale si les possibilités de l’aide aux victimes spécialisée et les maisons d’accueil ne 

suffisent pas69. 

 

4.7  Octroi de l’aide aux victimes  

Lorsqu’une victime est détectée par les organes de contrôle ou par une autre organisation, 

qu’elle est prête à sortir de l’exploitation et qu’elle est confiée aux organisations spécialisées 

et aux centres cantonaux, la première chose à faire est de satisfaire ses besoins fondamen-

taux. En même temps ou immédiatement après, une analyse de la situation est effectuée 

afin de pouvoir décider des étapes suivantes.   

Les prestations de l’aide aux victimes en vertu de la LAVI se déroulent en parallèle et sous 

deux formes : la consultation qui, dans le cas des victimes de traite des êtres humains, com-

prend souvent l’encadrement et l’accompagnement, et le soutien financier accordé à titre 

d’aide immédiate ou d’aide à plus long terme fournie par un tiers. Selon les besoins, l’alloca-

tion financière peut être versée directement à la victime ou à des tiers pour leurs prestations. 

Certains cantons ont précisé ces prestations aux annexes des conventions conclues avec 

les organisations spécialisées mandatées.  

Consultation et aide immédiate   

Consultation 

Une fois qu’elles sont sorties de l’exploitation, les victimes de traite des êtres humains se po-

sent de nombreuses questions sur leur situation et leur avenir. La consultation doit permettre 

de clarifier les choses et de soutenir la victime dans ses décisions. Il s’agit de :  

• offrir à la victime la possibilité de discuter et de dresser un premier bilan ;  

• informer la victime de manière complète sur ses droits et ses possibilités et celles de ses 

proches, et lui transmettre d’autres offres d’aide appropriées ; 

• planifier les étapes suivantes et/ou prendre d’autres mesures en collaboration avec la 

victime ;  

• garantir l’assistance de la victime pour faire valoir ses droits ou lui trouver une aide cor-

respondante.  

La consultation et la clarification avec les victimes de traite des êtres humains portent sur les 

questions suivantes :  

• aider les victimes à se stabiliser ;  

• organiser l’assistance médicale et le soutien psychologique ;  

• régler les aspects financiers des soins médicaux y compris l’assurance maladie ;  

• faire une première évaluation des aspects juridiques de la situation de la victime ;  

• faire appel éventuellement à d’autres acteurs pour la consultation et l’assistance des vic-

times ;  

• aider les victimes à obtenir le délai de rétablissement et de réflexion prévu par le droit mi-

gratoire ;  

• clarifier la participation de la victime à une procédure pénale contre les auteurs et sous 

quelle forme ; 

• clarifier la suite du séjour en Suisse de la victime, pour quel motif et quelle durée, aider la 

victime à obtenir les autorisations de séjour nécessaires ;  

• préparer le retour dans le pays de provenance, évaluer la date et solliciter l’aide au re-

tour ; 

• accompagner la victime aux auditions dans le cadre de la poursuite pénale et devant les 

tribunaux ; 

• évaluer la sécurité de la victime face au danger émanant des auteurs et consulter la po-

lice ; 

 
69 Cf. ch. 9. 
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• trouver un hébergement adéquat pour la victime une fois qu’elle est stabilisée en cas de 

séjour prolongé en Suisse ;  

• clarifier la possibilité de demander une indemnisation et une réparation morale et sur 

quelle base ;  

• intégrer les proches dans le processus d’aide aux victimes ;  

• garantir la compréhension linguistique par des services de traduction et d’interprétation ; 

• évaluer la nécessité de prendre d’autres dispositions administratives, y compris d’ordre 

financier, en faveur de la victime. 

Hébergement, nourriture et accompagnement : 

La plupart des victimes proviennent de l’étranger et n’ont pas de logement une fois sorties de 

l’exploitation. Les organisations spécialisées et les centres cantonaux gèrent leurs propres 

logements sous la forme de foyers ou d’appartements protégés, avec encadrement perma-

nent ou ambulatoire, ou prévoient d’autres solutions avec d’autres prestataires. Il est recom-

mandé d’avoir des solutions de réserve, qui peuvent être utilisées en cas de besoin, par 

exemple lorsque des actions de police ont lieu et concernent plusieurs victimes détectées. Il 

peut s’agir de maisons d’accueil pour femmes ou d’hébergements de l’aide sociale, d’hôtels 

ayant conclu un contrat ou de logements gérés par d’autres services. L’utilisation de ces ap-

partements peut être organisée sous la forme d’une aide financière immédiate ou de conven-

tions de coopération. Ce qui importe, c’est que la protection contre les exploiteurs soit garan-

tie, qu’il n’y ait pas de nouvelle prise de contact avec les exploiteurs et que ceux-ci ne puis-

sent pas exercer d’influence sur la victime. Immédiatement après avoir été détectées et con-

fiées aux organisations spécialisées et aux centres cantonaux et pendant la période de stabi-

lisation, les victimes ne doivent pas être livrées à elles-mêmes. Le risque d’action irréfléchie 

ou de mise en danger est élevé. Un encadrement, même ambulatoire, doit être assuré. En 

cas de besoin, il convient de prévoir une assistance pour une structure de jour ou un accom-

pagnement hors de l’appartement, du moins jusqu’à ce que les victimes se soient familiari-

sées avec leur nouvel environnement et aient reçu les bases en vue de leur intégration en 

Suisse. Selon la situation, la personne aura besoin d’être accompagnée ou encadrée au 

quotidien, et il doit être aussi possible de passer d’un appartement bénéficiant d’un encadre-

ment spécialisé à un autre appartement.  

Des hébergements appropriés doivent être mis à la disposition de toutes les personnes 

ayant subi la traite des êtres humains. Les victimes féminines et les victimes masculines 

d’exploitation sexuelle doivent être hébergées séparément. Les victimes d’exploitation de la 

force de travail auront d’autres besoins que les victimes d’exploitation sexuelle. Il faut s’effor-

cer de trouver des solutions pragmatiques dans le canton pour offrir des possibilités de loge-

ment adéquates à toutes les victimes de traite des êtres humains. Pour la consultation et 

l’hébergement, il convient aussi de tenir compte des besoins des personnes transgenres. 

Dans ce cas, il est indiqué de collaborer avec des organisations qui s’engagent en faveur 

des personnes LGBTIQA+. 

Allocation transitoire 

La plupart du temps, les victimes de traite des êtres humains sont démunies une fois sorties 

de l’exploitation et n’ont aucune possibilité de se procurer les biens de première nécessité. 

Une allocation transitoire sous la forme d’une aide financière immédiate ou de prestations 

spécifiques en vertu de la LAVI sera nécessaire par exemple pour permettre à la victime 

d’acheter des articles d’hygiène, des vêtements, des billets de transports publics, des den-

rées alimentaires, des cartes de téléphone, etc.  

Aide financière immédiate pour les prestations de tiers 

Dans la mesure du possible, les prestations de consultation et d’aide sont fournies par les 

organisations spécialisées et les centres cantonaux. On fait appel à des tiers uniquement en 

cas de besoin, et leurs prestations sont indemnisées par l’aide aux victimes à titre de contri-

butions aux frais pour l’aide fournie par un tiers, dans le cadre de l’aide financière immédiate. 

Il s’agit des prestations suivantes :  
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• l’hébergement, dans le cas où il n’est pas mis à disposition par les organisations spéciali-

sées et les centres cantonaux, que ce soit sous la forme d’un appartement protégé ou 

d’un autre type de logement destiné aux victimes de traite des êtres humains ;  

• l’assistance judiciaire, dans le cas où les questions juridiques ne peuvent pas être trai-

tées par les juristes des organisations spécialisées ou des centres cantonaux ou si des 

mandats de représentation juridique sont envisagés ;  

• les séances de psychothérapie ;  

• les premiers soins médicaux ;  

• les frais de traduction.  

Aide à plus long terme des centres de consultation et contributions aux frais pour 

l’aide fournie par un tiers  

Une fois que la victime s’est stabilisée, que des décisions ont été prises sur son avenir im-

médiat, le prolongement de son séjour ou son retour, que les questions d’hébergement et de 

logement sont provisoirement réglées et que la préparation de son retour a peut-être com-

mencé, on peut dire qu’une première étape est franchie dans la consultation des victimes. 

Cette étape peut durer plusieurs semaines ou plusieurs mois, selon l’état de la victime. Le 

passage à l’aide à plus long terme peut se faire sans heurt en fonction de la situation.  

Si la victime continue d’avoir besoin d’aide pour surmonter les conséquences de l’infraction, 

que ce soit des séances de consultation auprès des organisations spécialisées et des 

centres cantonaux ou de l’aide de tiers, les centres compétents prennent en charge les coûts 

de ces prestations tierces nécessaires70. On parle dans ce cas d’aide à plus long terme four-

nie par un tiers. Dans la pratique, il s’agit en priorité de prestations constituant une consé-

quence immédiate de l’infraction, soit :  

• l’assistance judiciaire et la représentation juridique ;  

• l’aide thérapeutique et médicale ; 

• l’hébergement et l’aide à domicile ou l’encadrement ;  

• les frais de traduction. 

4.8 Ampleur et durée de l’aide aux victimes   

L’aide aux victimes sert à atténuer et à compenser les conséquences d’une infraction sur la 

personne de la victime. En règle générale, elle s’adresse à des victimes qui sont domiciliées 

en Suisse, et qui sont donc intégrées socialement et économiquement. L’aide aux victimes 

se limite aux conséquences immédiates de l’infraction, c’est-à-dire aux atteintes à l’intégrité 

physique, psychique et sexuelle de la victime. En cas d’éventuels déficits dans la couverture 

des besoins matériels de base, c’est l’aide sociale qui doit s’en charger.  

Pour les victimes de traite des êtres humains, la situation est un peu différente. Elles pro-

viennent généralement de l’étranger et une fois que l’exploitation a pris fin, elles se retrou-

vent sans argent, sans logement, isolées socialement et incapables de gérer le quotidien. 

C’est une conséquence typique de l’infraction de traite des êtres humains, qui exige de con-

sidérer isolément les prestations de l’aide aux victimes et de l’aide sociale. Il est particulière-

ment difficile de tracer une frontière claire entre les conséquences immédiates de l’infraction 

et la couverture des besoins matériels de base.   

La CDAS, la CSOL-LAVI et la CSIAS se sont penchés dans leur document sur la distinction 

entre l’aide aux victimes et l’aide sociale pour les victimes de traite des êtres humains71 : 

« Cette dérogation au principe selon lequel l’aide aux victimes ne couvre généralement pas 

 
70 Conformément à l’art. 16 LAVI, l’aide à plus long terme fournie par un tiers est couverte dégressive-
ment en fonction des revenus de la victime. Cette règle ne concerne guère les victimes de traite des 
êtres humains, qui n’ont généralement pas de revenus.  
71 Aide aux victimes et aide sociale ; Comparaison des prestations et conseils d’application pour cer-
tains domaines limitrophes ; Document de base de la Conférence suisse des offices de liaison de la loi 
fédérale sur l’aide aux victimes d’infractions (CSOL-LAVI) et de la Conférence suisse des institutions 
d’action sociale (CSIAS), Berne, 18 septembre 2018, p. 32 

https://ch-sodk.s3.amazonaws.com/media/files/9bd69451/7393/4380/b59f/4b02d2aab9f8/2018.09.18_Document_de_base_CSOL-LAVI_CSIAS_aide_aux_.pdf
https://ch-sodk.s3.amazonaws.com/media/files/9bd69451/7393/4380/b59f/4b02d2aab9f8/2018.09.18_Document_de_base_CSOL-LAVI_CSIAS_aide_aux_.pdf
https://ch-sodk.s3.amazonaws.com/media/files/9bd69451/7393/4380/b59f/4b02d2aab9f8/2018.09.18_Document_de_base_CSOL-LAVI_CSIAS_aide_aux_.pdf
https://ch-sodk.s3.amazonaws.com/media/files/9bd69451/7393/4380/b59f/4b02d2aab9f8/2018.09.18_Document_de_base_CSOL-LAVI_CSIAS_aide_aux_.pdf


46 
 

les frais de subsistance est justifiée par le fait que les victimes de la traite des êtres humains 

n’ont généralement pas de logement et n’établissent même pas en Suisse un domicile d’as-

sistance auquel pourrait être rattachée la compétence en matière d’aide sociale. En outre, 

une distinction temporelle claire entre l’aide aux victimes et l’aide sociale évite que deux pro-

cédures ne doivent être menées en parallèle. Il n’y a donc pas de risque de conflits de com-

pétence ». 

Le même document dit aussi que la phase de rétablissement et de réflexion peut durer 

jusqu’à six mois et que c’est pendant ce temps que sont prises les décisions principales sur 

l’avenir de la victime. Une caractéristique essentielle de l’aide sociale est l’intégration de la 

personne concernée dans la société. C’est surtout l’intégration linguistique et économique 

qui est visée. Cela présuppose que la victime ne peut pas retourner dans son pays de prove-

nance, qu’elle va rester en Suisse pendant une durée indéterminée et qu’une autorisation 

pour cas individuel d’une extrême gravité est émise72. Pour les cas de ce type, il est recom-

mandé qu’au cours des six premiers mois, l’aide aux victimes prenne en charge l’ensemble 

des coûts encourus et qu’ensuite, l’aide sociale prenne la relève, mais la part représentant 

les suites de l’infraction incombe toujours à l’aide aux victimes. Cela signifie que l’aide so-

ciale couvre les coûts des besoins matériels de base (subsistance, hébergement, soins) et 

les prestations liées à la situation (par ex. les coûts d’encadrement et d’intégration sociales), 

tandis que les coûts de conseil et d’encadrement ambulatoire spécifiques à l’aide aux vic-

times doivent continuer à être pris en charge par l’aide aux victimes dans le cadre de la con-

tribution aux coûts de l’aide à plus long terme fournie par un tiers. 

4.9 Procédure d’asile – Attribution à un canton 

S’il est vrai que la thématique de la traite des êtres humains et de l’asile relève de la compé-

tence du SEM et qu’elle est traitée au sein d’un groupe de travail séparé73, il est tout de 

même important de considérer la procédure d’asile dans le présent concept, afin d’établir un 

lien avec ce domaine. La protection des victimes de traite des êtres humains dans la procé-

dure d’asile relève bien de la responsabilité du SEM, mais pas uniquement : les cantons 

également doivent les protéger après leur sortie des centres fédéraux pour requérants 

d’asile ou leur attribution.  

La majorité des victimes de la traite des êtres humains qui ont été détectées ces dernières 

années dans le cadre de la procédure d’asile ont été exploitées dans leur pays de prove-

nance ou sur la route migratoire vers la Suisse. Le lieu de l’infraction se trouve donc généra-

lement à l’étranger. Dans ces configurations, l’aide aux victimes ne s’applique pas (cf. 

ch. précédent sur l’aide aux victimes). Le SEM offre néanmoins certaines prestations de pro-

tection des victimes dans les centres fédéraux pour requérants d’asile74. Lorsqu’une victime 

sort du centre ou qu’il faut l’attribuer à un canton, les cantons sont compétents. Dans cer-

tains d’entre eux, les prestations sont couvertes par l’aide sociale à l’asile, tandis que dans 

d’autres, le financement n’est pas réglé de façon claire.  

Le SEM a élaboré un processus spécifique pour la détection précoce des indices de traite 

des êtres humains dans la procédure d’asile et pour le traitement des demandes d’asile de 

potentielles victimes. Il prend ainsi des mesures spécifiques d’instruction et ordonne une au-

dition spéciale ou un droit d’être entendu par écrit si des indices de traite des êtres humains 

sont constatés dans la procédure d’asile. Si un soupçon initial se confirme par les résultats 

des mesures d’instruction, le SEM possède « des indices concrets » ou des « raisons suffi-

santes de croire » que la personne concernée est une victime de traite des êtres humains. 

Celle-ci est alors considérée comme une victime dans la suite de la procédure d’asile, est 

 
72 Cf. explications au ch. 11.3. 
73 https://www.sem.admin.ch/dam/sem/fr/data/publiservice/berichte/ber-menschenhandel-
202105.pdf.download.pdf/ber-menschenhandel-202105-f.pdf  
74 Cf. ATAF F-4419/2021. 

https://www.sem.admin.ch/dam/sem/fr/data/publiservice/berichte/ber-menschenhandel-202105.pdf.download.pdf/ber-menschenhandel-202105-f.pdf
https://www.sem.admin.ch/dam/sem/fr/data/publiservice/berichte/ber-menschenhandel-202105.pdf.download.pdf/ber-menschenhandel-202105-f.pdf
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informée de ses droits et peut solliciter un délai de rétablissement et de réflexion de 

30 jours75. Les personnes concernées reçoivent aussi de la part du SEM des informations et 

l’adresse de l’organisation spécialisée la plus proche. Pendant la procédure d’asile, les vic-

times de traite des êtres humains sont hébergées dans les centres fédéraux et encadrées 

par le SEM comme les autres requérants d’asile.   

Si la victime potentielle quitte le centre fédéral pour être hébergée dans un canton, par 

exemple parce qu’elle fait l’objet d’une procédure étendue, le canton concerné est compétent 

pour son hébergement et son encadrement. Dans ce cas, le SEM informe l’office des migra-

tions de ce canton au moyen d’un formulaire. Le canton est également chargé de l’héberge-

ment et de l’encadrement lorsque la victime potentielle s’y trouve déjà et qu’un cas de traite 

des êtres humains est soupçonné, par exemple si la personne concerne dépose une de-

mande de réexamen. 

 

 

 

 

5. Conseil juridique et représentation des victimes 
 

5.1 Contexte 

Les victimes de la traite d’êtres humains vivent de nombreuses injustices au cours de leur 

exploitation. Elles peuvent notamment être contraintes d’effectuer certaines tâches bien 

 
75 Pour d’autres informations sur le processus « traite des êtres humains et pratique d’asile » du SEM, 
cf. manuel Asile et retour – Article D2.2 La traite des êtres humains, Manuel Asile et retour. 

Points importants à régler dans les mécanismes de coopération cantonaux   

Il faut : 

• désigner un service ou une organisation responsable de l’aide spécialisée aux vic-

times de traite des êtres humains pour le canton. Ce service ou cette organisation 

connaît les besoins des victimes de traite des êtres humains et fournit les prestations 

selon les normes décrites dans le présent programme de protection des victimes ;  

• assurer un case management pour les victimes en intégrant les domaines limitrophes 

entre la consultation spécialisée et les autorités aux fins d’encadrement et d’intégra-

tion à long terme des victimes ;  

• mentionner expressément que les prestations de l’aide aux victimes ne sont pas su-

bordonnées à la coopération de la victime avec les autorités de poursuite pénale ;  

• décrire la contribution de la consultation spécialisée pour évaluer la situation de traite 

des êtres humains et identifier les victimes ;  

• garantir un nombre suffisant d’hébergements sécurisés pour les victimes de traite des 

êtres humains au moins pendant la durée de l’encadrement prévu par la LAVI. Les 

victimes sont encadrées si nécessaire et ne sont pas livrées à elles-mêmes ;  

• prévoir des hébergements sécurisés pour des victimes féminines et masculines. Tenir 

compte des besoins différents découlant de l’exploitation sexuelle ou de l’exploitation 

de la force de travail ; 

• garantir le financement des prestations de la consultation spécialisée pour les vic-

times ; 

• décrire la distinction entre les prestations de l’aide aux victimes et celles de l’aide so-

ciale. Préciser également la prise en charge financière des prestations en vertu de la 

LAVI et des prestations de l’aide sociale ;  

• détailler le processus d’encadrement et d’assistance des victimes potentielles identi-

fiées dans la procédure d’asile après leur attribution à un canton.  

 

https://www.sem.admin.ch/sem/fr/home/asyl/asylverfahren/nationale-verfahren/handbuch-asyl-rueckkehr.html
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malgré elles ou être privées de leur liberté personnelle en devant être disponibles à toute 

heure du jour et de la nuit pour être exploitées. Elles peuvent subir des dommages et se voir 

retenir leur salaire. Les atteintes à leur santé causées par l’exploitation peuvent avoir des ré-

percussions sur leur vie entière. À la fin de l’exploitation, des questions d’ordre juridique se 

posent. La victime doit par exemple décider quelle indemnisation et quelle réparation morale 

elle souhaite obtenir, et de quelle manière. Il y a lieu également d’évaluer les conséquences 

de sa participation à la procédure pénale contre les exploiteurs. Des questions relatives au 

droit de séjour peuvent alors surgir, qu’il faudra examiner. 

Une fois l’exploitation terminée, les victimes de traite ont besoin de conseils prodigués par 

des juristes spécialisés pour apprécier correctement leur situation et soumettre les de-

mandes appropriées aux services administratifs et judiciaires compétents. Ces questions juri-

diques sont souvent complexes et nécessitent l’intervention de spécialistes expérimentés. 

Il ne faut pas perdre de vue que les attentes et les souhaits des victimes de la traite d’êtres 

humains détectées sont très divers. Une fois sorties de l’exploitation, certaines victimes sou-

haitent uniquement rentrer chez elles pour retrouver leur environnement familier et leurs en-

fants, en renonçant à demander de l’aide. Pour d’autres victimes, la condamnation des 

agresseurs est au contraire une étape importante afin de surmonter leur vécu et d’obtenir ré-

paration pour le tort subi. Entre ces deux attitudes, il peut y avoir tout un éventail d’autres 

souhaits. Il est essentiel que les victimes bénéficient d’un soutien juridique adapté à leur si-

tuation, qui réponde à leurs besoins et vise à apporter une aide centrée sur leur personne. 

5.2 Principales bases légales 

• Art. 15 de la convention du 16 mai 2005 sur la lutte contre la traite des êtres humains 

(Convention du Conseil de l’Europe ; RS 0.311.543) 

• Art. 2 et 14 de la loi du 23 mars sur l’aide aux victimes (LAVI ; RS 312.5) 

• Art. 127 et 136 ss du code de procédure pénale (CPP ; RS 312.0) 

• Art. 117 ss du code de procédure civile (CPC ; RS 272) 

• Art. 65 de la loi fédérale du 20 décembre 1968 sur la procédure administrative (PA ; 

RS 172.021) 

• Lois cantonales sur la procédure administrative 

 

5.3 Première évaluation par l’aide aux victimes spécialisée 

Du moment qu’elle est détectée et que son exploitation prend fin, la victime de la traite 

d’êtres humains doit être orientée le plus rapidement possible vers les organisations spéciali-

sées et les centres cantonaux. Lorsque les forces de police participent à la détection, un pre-

mier entretien a lieu dans les meilleurs délais, au cours duquel la victime est informée de la 

situation et des offres d’aide spécialisées prévues par la LAVI76. Dès ce premier entretien, la 

victime doit savoir qu’elle peut bénéficier d’un conseil juridique à titre de prestation de l’aide 

aux victimes. 

Par la suite, les organisations spécialisées et les centres cantonaux s’occupent de la victime 

et – en fonction de son état – appliquent des mesures de stabilisation et organisent des en-

tretiens-conseil. Ils assument, pour le compte de l’aide aux victimes cantonale, les tâches de 

conseil aux victimes, adapté spécifiquement aux besoins des victimes de traite77. L’aide im-

médiate et les conseils comprennent également : 

• des informations complètes concernant les droits de la victime et de ses proches, les de-

mandes auxquelles ils peuvent prétendre et d’autres offres d’aide adaptées ; 

• le soutien aux victimes pour faire valoir leurs droits ou la fourniture d’une aide appropriée 

(art. 12, al. 1, LAVI)78. 

 
76 Cf. ch. 2.7. 
77 Cf. ch. 4.4. 
78 Recommandations de la Conférence suisse des offices de liaison de la loi fédérale sur l’aide aux 
victimes d’infractions (CSOL-LAVI) pour l’application de la loi fédérale sur l’aide aux victimes d’infrac-
tions (LAVI), 2010, p. 17 
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Les consultations offertes aux victimes visent à discuter de leurs besoins, de leurs souhaits 

et de leurs attentes. Ces entretiens de stabilisation et de conseil sont menés par des enca-

drants ayant de l’expérience en matière de conseil aux victimes de la traite d’êtres humains 

et disposant de connaissances juridiques spécifiques. À ce stade, la victime reçoit déjà les 

premières informations et évaluations de nature juridique et peut se forger une première opi-

nion sur la marche à suivre. Si la victime a déjà besoin de clarifications et d’informations lé-

gales approfondies, les organisations spécialisées et les centres cantonaux veillent à ce 

qu’elle puisse bénéficier des conseils d’un avocat. En fonction de la situation, cela peut se 

faire rapidement après que la victime a été orientée vers ces organisations et ces services 

cantonaux ou un peu plus tard, une fois qu’elle s’est stabilisée.  

 

5.4 Conseil d’un avocat au titre de l’aide aux victimes 

Si la consultation d’un avocat est jugée nécessaire, les organisations spécialisées et les 

centres cantonaux arrangent un entretien avec un avocat agréé inscrit au registre cantonal. 

La priorité est donnée aux services proposés par des avocats spécialisés dans la protection 

des victimes. Il s’agit d’avocats autorisés, qui sont devenus des experts dans la représenta-

tion des victimes au cours de leur carrière et connaissent bien la pratique juridique en ma-

tière d’action en dommages-intérêts. Des spécialisations dans d’autres domaines, tels que le 

droit de séjour ou le droit pénal, peuvent également être pertinentes. Tout avocat inscrit à un 

registre cantonal des avocats peut pratiquer la représentation en justice en Suisse sans 

autre autorisation. Dans les petits cantons, il peut être judicieux de faire appel à des avocats 

d’autres cantons qui ont de l’expérience dans le conseil et l’accompagnement des victimes 

de traite. Les organisations spécialisées et les centres cantonaux collaborent déjà avec des 

avocats compétents et disposent de bons contacts pouvant être utiles également pour les 

victimes. 

Les coûts de cette consultation sont pris en charge par l’aide aux victimes cantonale, à titre 

de prise en charge des frais dans le cadre de l’aide immédiate apportée par un tiers ou de 

contribution aux frais pour l’aide à plus long terme fournie par un tiers. Soit la consultation 

d’un avocat externe s’impose peu après la détection du cas dans le cadre des mesures 

d’aide immédiate, soit les entretiens-conseil se prolongent par exemple parce que les dé-

marches à entreprendre dépendent de l’avancement de la procédure pénale ou des autorités 

de la procédure administrative, et dépassent la période de l’aide immédiate. S’agissant de 

l’aide à plus long terme fournie par un tiers, le domaine juridique dans lequel la représenta-

tion par un avocat est nécessaire n’a aucune importance : il peut s’agir de la représentation 

devant un tribunal pénal ou civil ou dans le cadre d’une procédure administrative relevant du 

droit migratoire. Les procédures administratives peuvent également soulever des questions 

juridiques complexes, qu’il est préférable de confier à un avocat. Les demandes de prise en 

charge des frais qui en découlent doivent être approuvées, pour autant que les conditions 

juridiques soient remplies. 

 

5.5 Représentation par un avocat au cours de la procédure et assistance judiciaire 

gratuite 

Après que des conseils aient été fournis à la victime en vertu de la LAVI, il se peut que celle-

ci veuille intenter une action en justice contre l’auteur de l’infraction ou qu’une procédure ad-

ministrative doive être engagée, par exemple pour des questions touchant au droit de séjour. 

Dans de tels cas, le mandat de conseil de l’avocat dans le cadre de l’aide aux victimes se 

mue en représentation de la partie dans une procédure judiciaire ou administrative. L’avocat 

défend les intérêts de la victime qu’il représente et dépose en son nom des requêtes auprès 

du ministère public, du tribunal pénal ou, le cas échéant, du tribunal civil, ou encore dans le 

cadre d’une procédure administrative. Il la représente dans l’administration des preuves ou 

lors de l’audience, si cela semble nécessaire et est admissible. Pendant ce temps, la victime 

peut toujours bénéficier de conseils et d’un accompagnement dans le cadre de l’aide aux vic-

times. En Suisse, seuls des avocats agréés sont autorisés à représenter des personnes de-

vant les tribunaux pénaux et civils. Dans les procédures administratives, une personne peut 
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également se faire représenter par des tiers, notamment par une organisation spécialisée 

dans la protection des victimes ou par un centre cantonal d’aide aux victimes. Des questions 

juridiques complexes pouvant toutefois se poser dans la procédure, il est judicieux pour la 

victime d’être représentée par un avocat. 

Dès lors, la rémunération de l’avocat est régie par les actes régissant la procédure, par 

exemple le CPP. Ceux-ci prévoient que les justiciables sans ressources ont droit à l’assis-

tance judiciaire gratuite. Les victimes de la traite d’êtres humains remplissent généralement 

les conditions requises, car c’est précisément leur situation financière précaire qui les a con-

duites à une situation d’exploitation. L’assistance judiciaire gratuite dans le cadre de la pro-

cédure pénale vise à faire aboutir la plainte pénale de la victime et à faire valoir les préten-

tions civiles de la partie plaignante (art. 136, al. 1, let. b, CPP). L’assistance judiciaire gra-

tuite comprend : 

• l’exonération d’avances de frais et de sûretés ; 

• l’exonération des frais de procédure ; 

• la désignation d’un conseil juridique gratuit, lorsque la défense des intérêts de la partie 

plaignante ou de la victime l’exige (art. 136, al. 2, CPP). 

Ces principes s’appliquent également aux procédures civiles ou administratives79. 

L’octroi d’une assistance judiciaire gratuite dans le cadre de la procédure pénale signifie que 

les frais liés à la partie plaignante ou à la victime sont pris en charge par l’État. Si l’assis-

tance judiciaire gratuite a été accordée à une victime sans ressources, celle-ci et ses 

proches ne sont pas tenus d’en rembourser les frais80. Dans les procédures civiles ou admi-

nistratives, l’obligation de remboursement s’applique lorsque la personne concernée est en 

mesure de le faire ultérieurement. Toutefois, cette obligation ne s’applique que si la per-

sonne ou l’autorité n’a pas obtenu gain de cause dans le cadre de la procédure contre l’au-

teur de l’infraction. 

L’assistance judiciaire gratuite est également possible pour les procédures de recours. Si, 

par exemple, un appel est interjeté contre un jugement de première instance, une nouvelle 

demande d’assistance judiciaire gratuite doit être déposée pour pouvoir continuer à partici-

per à la procédure (art. 136, al. 3, CPP). 

Sont ainsi couverts les frais directement liés à la conduite de la procédure, afin de permettre 

également aux justiciables sans ressources d’accéder à la justice. Cela n’affecte toutefois 

pas la règle de droit procédural selon laquelle le risque lié à l’issue matérielle d’une procé-

dure doit être supporté par les parties, quelle que soit leur implication dans celle-ci. Par con-

séquent, l’auteur de l’infraction doit indemniser la victime s’il est condamné et lui verser des 

dommages-intérêts. Quant à la victime, elle peut également être condamnée à verser des 

dépens à l’auteur de l’infraction acquitté si sa défense contre l’action en justice a entraîné 

des frais. Cette règle repose sur l’égalité dans la procédure et s’applique de la même ma-

nière à tous les groupes de personnes. 

 
79 Art. 117 ss CPC et 65 de la loi fédérale du 20 décembre 1968 sur la procédure administrative. Des 
dispositions similaires figurent également dans les lois cantonales sur la procédure administrative. 
80 Art. 138, al. 1bis, CPP et 30, al. 3, LAVI 
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6. Indemnisation et réparation morale 
 

6.1 Contexte 

Des criminels s’adonnent à la traite d’êtres humains et à l’exploitation afin de s’enrichir illici-

tement aux dépens de victimes dont ils restreignent la liberté d’action. Ces dernières doivent 

remettre à leurs exploiteurs les gains tirés de la prostitution et ne peuvent souvent garder 

qu’une part très faible de ces revenus, leur permettant tout juste de subvenir à leurs besoins 

essentiels. Ou alors elles touchent une somme tout juste suffisante pour envoyer un peu 

d’argent à leurs proches et donner ainsi l’impression d’exercer une activité ordinaire dans le 

pays de destination. C’est ainsi que leur vulnérabilité est exploitée. La situation est similaire 

en cas d’exploitation de la force de travail. Les bourreaux tirent profit du travail effectué en le 

facturant aux clients et en privant les personnes exploitées du salaire qu’elles génèrent, éco-

nomisant ainsi les dépenses liées à une rémunération régulière. Afin de rendre les victimes 

dociles, ils recourent souvent à la violence physique ou psychologique, ce qui constitue une 

infraction pénale pouvant entraîner des atteintes à l’intégrité corporelle. L’exercice de l’acti-

vité comporte souvent des risques pour la santé des personnes exploitées, non seulement 

en raison de la violence endurée ou des maladies contractées en cas d’exploitation sexuelle, 

mais également à cause des longues heures travaillées, de la protection insuffisante sur le 

lieu de travail et du non-respect de la sécurité au travail lors de l’exploitation de la force de 

travail. 

La victime peut faire valoir les dommages matériels et immatériels subis lors de l’exploitation 

dans le cadre des actes punissables perpétrés par les exploiteurs. Les demandes qu’elle 

peut faire et les conditions à remplir sont multiples. La question de l’indemnisation se pose 

dès le début auprès des organisations spécialisées et des centres cantonaux. Il faut clarifier 

si la victime souhaite demander une indemnité et, le cas échéant, laquelle, ainsi que les 

coûts et les risques qui en découlent. 

Toute personne lésée par un acte illicite a droit à des dommages-intérêts, indépendamment 

de l’auteur de l’acte et de la manière dont il a été causé. La possibilité de réclamer des dom-

mages-intérêts à l’auteur fait partie des principes généraux du droit. La Suisse n’a pas de 

dispositions particulières pour les victimes de la traite d’êtres humains. Ces dernières ont les 

mêmes moyens juridiques pour réclamer des indemnités que toute autre personne lésée et 

les mêmes principes légaux s’appliquent. 

Déterminer le dommage et le faire valoir sont des tâches très exigeantes qui requièrent des 

connaissances des praticiens dans ce domaine juridique. Il faut généralement faire appel à 

un avocat expérimenté pour obtenir des conseils juridiques et un accompagnement. Les or-

ganisations spécialisées et les centres cantonaux ayant de l’expérience dans le conseil aux 

victimes de la traite d’êtres humains peuvent procéder à une première évaluation dès le dé-

but de l’aide. L’assistance juridique d’un avocat afin de calculer et de revendiquer l’indemnité 

Points importants à régler dans les mécanismes de coopération cantonaux 

• Les organisations spécialisées et les centres cantonaux doivent être en mesure de 

garantir des conseils juridiques spécialisés ou la consultation d’un avocat expert dans 

ce domaine, qui répondent aux besoins des victimes de la traite d’êtres humains dans 

le cadre de l’aide immédiate ou de l’aide à plus long terme fournie par un tiers. 

• Les organisations spécialisées et les centres cantonaux sont préparés à collaborer 

avec un avocat spécialisé dans la protection des victimes. 

• Les demandes motivées de prise en charge des frais d’avocat sont approuvées éga-

lement dans le cadre de la procédure administrative. 

 



52 
 

doit être fournie le plus tôt possible et fait partie des prestations de l’aide aux victimes pré-

vues par la LAVI. Sans l’assistance d’un avocat, il est pratiquement impossible pour la vic-

time de faire valoir ses droits. 

 

6.2 Principales bases légales 

• Art. 15 de la convention du 16 mai 2005 sur la lutte contre la traite des êtres humains 

(Convention du Conseil de l’Europe ; RS 0.311.543) 

• Art. 41 ss de la loi fédérale du 30 mars 1911 complétant le Code civil suisse (Livre cin-

quième : Droit des obligations) (CO ;RS 220) 

• Art. 319 ss CO (RS 220) 

• Art. 118 ss et 122 ss du code de procédure pénale (CPP ; RS 312.0) 

• Art. 12 ss et 19 ss de la loi du 23 mars sur l’aide aux victimes (LAVI ; RS 312.5) 

 

6.3 Types de dommages dans le contexte de la traite d’êtres humains 

Le dommage correspond à une différence patrimoniale résultant d’un acte fautif et illicite. Il y 

a de très nombreuses manières de causer un dommage et de le chiffrer. Le résultat dépend 

très fortement des circonstances individuelles. Les circonstances au moment de l’exploitation 

ne sont pas les seules à être prises en compte. Il faut également tenir compte de celles qui 

préexistaient chez la victime au sens d’une prédisposition constitutionnelle. La liste ci-des-

sous, qui est fournie à titre indicatif et ne prétend pas à l’exhaustivité, comprend les dom-

mages typiques liés à l’exploitation sexuelle ou à l’exploitation de la force de travail : 

 

Dommage matériel au sens du droit de la responsabilité civile 

• Frais médicaux et thérapeutiques résultant d’une atteinte à la santé due à des dom-

mages psychiques ou physiques 

• Perte de gain lorsque l’exploitation ou l’atteinte à la santé empêche l’exercice d’une acti-

vité lucrative régulière 

• Manque à gagner correspondant au revenu qui aurait pu être perçu pendant la période 

d’exploitation pour l’activité exercée et qui n’a pas été versé par les exploiteurs 

• Dommages indirects lorsque l’exploitation et les atteintes à la santé nuisent au dévelop-

pement et à la formation d’une personne, entraînant ainsi des pertes financières 

• Préjudice ménager lorsque les personnes concernées ne sont plus en mesure de gérer 

leur propre ménage ou de s’occuper de leurs enfants 

• Dommage d’assistance lorsque l’exploitation entraîne des atteintes permanentes à la 

santé qui font que les victimes ont besoin de soins 

 

Réparation morale au sens du droit en matière de responsabilité civile 

• Souffrance psychique résultant de l’exploitation, due par exemple à des violences ou à 

un travail humiliant 

 

Créances résultant d’une violation du contrat 

• Salaires impayés pour le travail effectué, lorsque l’exploitation a lieu dans le cadre d’un 

contrat de travail ou d’une relation de travail de fait 

Indemnisation en vertu du droit civil ou, à titre subsidiaire, du droit de l’aide aux vic-

times 

Le droit civil est le fondement principal du droit suisse afin de réclamer des dommages-inté-

rêts extracontractuels ou de faire valoir d’autres prétentions de nature patrimoniale. Il en va 

ainsi indépendamment du fait que le dommage résulte d’un acte punissable ou d’un autre 

acte illicite et quel qu’en soit le type. Tout un chacun, y compris les victimes de la traite 

d’êtres humains, peut intenter une action en justice pour faire valoir ses droits. 
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Si le dommage résulte d’une infraction pénale, les conditions peuvent changer et des obs-

tacles peuvent se dresser. Souvent dépourvus de ressources, les criminels ne sont pas en 

mesure de réparer le dommage qu’ils ont infligé en cas de condamnation. Le droit de l’aide 

aux victimes découle d’un ordre juridique fondé sur les droits humains, selon lequel l’État doit 

atténuer les répercussions d’une infraction pénale s’il n’a pas été en mesure de protéger ses 

citoyens au moyen de mesures préventives. Il en résulte des restrictions essentielles : les 

dommages-intérêts en vertu du droit de l’aide aux victimes sont subsidiaires au droit civil. 

Une indemnisation n’est possible que pour les dommages résultant d’une infraction pénale 

portant atteinte à l’intégrité physique, psychique ou sexuelle de la victime. Ceux-ci sont quali-

fiés de dommages corporels. L’indemnisation prévue par le droit de l’aide aux victimes est 

accordée lorsque l’auteur de l’infraction ne répare pas le dommage, ou pas dans les délais. 

Dans ce dernier cas, les dommages-intérêts versés par l’État doivent être considérés comme 

une avance sur ceux que l’auteur de l’infraction doit à la victime. En obtenant ces dom-

mages-intérêts, la victime cède de plein droit à l’État ses prétentions envers l’auteur de l’in-

fraction à concurrence des prestations versées par l’État. 

La victime peut demander des dommages-intérêts et une réparation morale à l’auteur de l’in-

fraction tant par la voie civile que par adhésion à la procédure pénale81. En complément à 

ces revendications à l’égard de l’auteur ou à la place de celles-ci, il est possible, sur la base 

de la LAVI, de déposer une demande d’indemnisation et/ou de réparation morale auprès du 

centre cantonal d’aide aux victimes. Il convient d’évaluer au cas par cas la voie ayant le plus 

de chances d’aboutir. Il est également possible d’obtenir une condamnation au civil ou au 

pénal et, lorsque l’auteur ne peut pas verser le montant concerné, de demander une indem-

nisation et une réparation morale en vertu de la LAVI. Il est toutefois à noter que les presta-

tions prévues par la LAVI ne doivent pas nécessairement correspondre aux prestations pos-

sibles en vertu du droit civil. 

 

6.4 Dommages-intérêts et réparation morale en vertu du droit civil 

Droit matériel 

Les dommages-intérêts reposent sur le droit de la responsabilité civile prévu aux art. 41 ss 

CO. Les conditions sont les suivantes : 

• un dommage correspondant à la différence entre le niveau actuel de la fortune du lésé et 

le niveau qui aurait été atteint si l’événement dommageable n’était pas survenu ; 

• l’illicéité, lorsque le fait dommageable qui s’est produit enfreint une norme juridique visant 

à protéger le bien juridique lésé ; 

• une faute, car l’acte illicite doit avoir été commis intentionnellement ou par négligence ; 

• un lien de causalité entre l’acte illicite et le dommage survenu. Il faut un lien de causalité 

adéquat, l’acte devant être de nature à causer le dommage selon le cours ordinaire des 

choses et l’expérience générale de la vie. 

Tous les types de dommages remplissant les quatre conditions ci-dessus peuvent être invo-

qués. Dans le contexte de la traite d’êtres humains, il est également possible de réclamer 

par exemple le remboursement de frais de voyage ou le manque à gagner. 

En vertu du droit des contrats, la victime peut également prétendre à une rémunération pour 

le travail effectué pendant la période d’exploitation. Conformément à l’art. 320 CO, un contrat 

de travail est également réputé conclu lorsque l’employeur accepte pour un temps donné 

l’exécution d’un travail qui, d’après les circonstances, ne doit être fourni que contre un sa-

laire. Même si le travailleur fournit de bonne foi un travail pour l’employeur en vertu d’un con-

trat qui se révèle nul par la suite, tous deux sont tenus de s’acquitter des obligations décou-

lant des rapports de travail, comme s’il s’agissait d’un contrat valable. La jurisprudence du 

Tribunal fédéral82 précise la condition de la bonne foi du travailleur. En fin de compte, on 

 
81 Cf. la partie « Droit procédural » ci-après et le ch. 7.5. 
82 ATF 132 III 242 
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peut considérer que le principe de protection prévu à l’art. 320, al. 3, CO n’est pas contredit 

lorsqu’un travailleur a dû exécuter son travail sous la contrainte, par dol ou du fait de l’exploi-

tation de sa vulnérabilité, en ayant connaissance de l’éventuelle nullité des rapports contrac-

tuels. 

Le droit de la victime à une rémunération pour le travail effectué existe indépendamment du 

fait que la personne concernée ait travaillé avec ou sans autorisation de séjour ou de travail. 

La jurisprudence du Tribunal fédéral83 établit que l’absence d’autorisation de séjour ou de 

travail n’entraîne pas la nullité du contrat au sens de l’art. 20 CO. Il convient de considérer 

séparément les dispositions de droit public dans le droit des étrangers et les dispositions de 

droit privé dans le droit des obligations. L’art. 320, al. 3, CO vise également à protéger les 

étrangers qui ont travaillé sans autorisation de travail valable et qui savaient, ou auraient dû 

savoir, qu’il n’y avait pas de contrat de travail. La rémunération du travail peut donc être ré-

clamée même en l’absence d’une autorisation de travail. 

Conformément à la règle générale en matière de preuve prévue aux art. 8 CC84 et 42, al. 1, 

CO, c’est à la victime qu’il revient de prouver les faits et le dommage subi. Dans la pratique, 

cela pose des difficultés car pendant l’exploitation, la victime dispose rarement de matériel 

pouvant être utilisé à des fins de preuve. Les informations obtenues par le ministère public 

dans le cadre de la procédure d’enquête peuvent être précieuses pour l’administration des 

preuves au civil. Lorsqu’elle souhaite faire valoir le dommage subi contre les suspects dans 

le cadre d’une procédure pénale, la victime doit se constituer partie civile. Elle obtient ainsi la 

qualité de partie à la procédure contre les suspects et le droit de consulter le dossier de l’en-

quête pénale. Elle peut utiliser les informations afin d’apporter des preuves au civil. Le minis-

tère public est tenu d’administrer les preuves nécessaires pour statuer sur les conclusions 

civiles dans le cadre de l’enquête pénale, dans la mesure où cela n’étend ou ne retarde pas 

notablement la procédure (art. 313 CPP). La partie civile peut donc utiliser ces preuves pour 

justifier ses prétentions civiles. Le ministère public et la partie civile ont en fait le même inté-

rêt dans la procédure contre l’auteur présumé. La collaboration entre le ministère public et la 

partie civile peut se révéler utile. 

L’un des principes du droit de la responsabilité civile veut que le dommage effectif soit in-

demnisé pour autant qu’il soit démontré. Le calcul du dommage est complexe et nécessite 

une certaine expérience dans l’appréciation des circonstances. En fonction du type d’exploi-

tation, de la durée de celle-ci et de la situation personnelle de la victime, le montant de l’in-

demnité peut varier considérablement. Lorsque le montant exact du dommage ne peut être 

établi, le juge le détermine en vertu de l’art. 42, al. 2, CO. La revendication du dommage subi 

s’en trouve facilitée, car cela évite que les dommages-intérêts réclamés soient rejetés lors-

que le montant exact du dommage ne peut pas être calculé par la partie plaignante. 

En cas de lésions corporelles et d’atteintes graves à la personnalité, une réparation morale 

peut être accordée outre des dommages-intérêts. Il faut cependant noter que les montants 

accordés à titre de réparation morale en Suisse sont habituellement plutôt faibles en compa-

raison internationale. 

La Suisse ne prévoit pas de punitive damages comme les pays de common law. Les indem-

nités accordées doivent uniquement compenser les dommages réellement subis. Elles n’ont 

pas de fonction préventive au sens de dommages-intérêts punitifs que les prévenus doivent 

verser aux personnes lésées afin de les inciter à agir de manière plus prudente. Les mon-

tants accordés à titre de dommages-intérêts ne sont donc pas comparables à ceux prévus 

dans le système de common law. 

 

Droit procédural 

Il est possible de faire valoir des prétentions civiles contre l’auteur d’une infraction par adhé-

sion à une procédure pénale. Cela signifie qu’une action civile peut être intentée dans le 

 
83 ATF 137 IV 305 
84 RS 210 
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cadre de la procédure pénale et que le tribunal est compétent pour statuer sur toutes les pré-

tentions civiles résultant de l’infraction pénale. Cela vaut pour les prétentions fondées sur le 

droit de la responsabilité civile ou sur un contrat, quelle que soit la valeur litigieuse. Le tribu-

nal statue sur la demande civile en cas de condamnation ou d’acquittement, lorsque les faits 

civils sont en état d’être jugés. Le tribunal pénal peut notamment renvoyer l’action civile de-

vant un tribunal civil lorsque la procédure pénale est classée, lorsque les prétentions ne sont 

pas suffisamment motivées ou chiffrées, lorsque le prévenu est acquitté et que les conclu-

sions civiles ne sont pas suffisamment établies (art. 126, al. 2, CPP). 

Il est possible de statuer également sur les prétentions civiles de la victime contre l’auteur 

dans le cadre d’une procédure de l’ordonnance pénale. La condition est qu’une évaluation 

soit possible sans administration de preuves supplémentaires et que la valeur litigieuse ne 

dépasse pas 30 000 francs. Lorsque ces conditions ne sont pas remplies, l’action est ren-

voyée devant un tribunal civil. 

Lorsque la victime souhaite faire valoir des prétentions civiles contre l’auteur dans le cadre 

d’une procédure pénale, elle doit se constituer partie plaignante85. Pour ce faire, elle doit éta-

blir une déclaration expresse, qui doit être présentée par écrit ou fournie par oral et consi-

gnée dans le procès-verbal avant la fin de la procédure préliminaire. La déclaration doit indi-

quer que la victime fait valoir, par adhésion, des prétentions de droit privé découlant de l’in-

fraction pénale. Dans la mesure du possible, la partie plaignante chiffre ses conclusions ci-

viles et les motive avec concision par écrit en citant les moyens de preuve qu’elle entend in-

voquer. Les prétentions peuvent être chiffrées et motivées jusqu’à l’expiration du délai fixé 

pour les réquisitions de preuves lors de la fixation des débats par le tribunal saisi (art. 331, 

al. 2, CPP). 

 

6.5 Saisie et confiscation d’avoirs 

La traite d’êtres humains est une activité lucrative permettant de réaliser d’importants profits. 

L’utilisation de ces profits peut varier fortement selon les criminels. Souvent, les revenus gé-

nérés servent à financer un train de vie fastueux et sont rapidement dépensés dans des voi-

tures de sport, de la drogue et des produits de luxe, ainsi que pour en faire profiter leur en-

tourage. D’autres criminels sont plus prévoyants et font habilement disparaître ces revenus, 

d’ordinaire en les transférant à l’étranger, en les versant à des proches ou en les plaçant. 

La recherche des avoirs mobilise beaucoup de ressources et son issue, selon les individus 

concernés, incertaine. Dans le passé, de nombreux avoirs ont pu être saisis en Suisse et à 

l’étranger. Cependant, les profits ont généralement déjà été dépensés et il ne reste plus 

grand-chose à saisir. Malgré la coopération policière internationale et l’entraide judiciaire, il 

n’est souvent plus possible d’accéder à l’argent transféré à l’étranger. 

Pour les victimes de la traite d’êtres humains, il est important que les profits tirés de leur ex-

ploitation soient confisqués. D’une part, les avoirs confisqués doivent pouvoir être utilisés 

pour indemniser les victimes et leur verser une réparation morale. D’autre part, savoir que 

leurs agresseurs ne tirent plus profit de l’exploitation représente pour les victimes une com-

pensation de l’injustice subie. 

En Suisse, le principe selon lequel un comportement punissable ne doit pas être profitable 

s’applique. La législation prévoit la confiscation des valeurs patrimoniales qui sont le résultat 

d’une infraction (art. 70 CP). Cela inclut tous les profits provenant de la traite d’êtres hu-

mains. 

La recherche et la confiscation de biens provenant d’infractions font évidemment partie de la 

poursuite pénale en Suisse. L’enquête pénale a toujours pour but de trouver des biens ac-

quis illégalement lorsque des infractions patrimoniales ou des gains illicites sont visés par la 

procédure pénale. Les autorités de poursuite pénale sont formées et expérimentées dans la 

recherche et la localisation de biens en Suisse et à l’étranger. Une pratique nationale et 

 
85 Des informations supplémentaires sur la partie plaignante figurent au ch. 7.5. 
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internationale s’est développée dans ce domaine. Certains cantons ont créé des ministères 

publics spéciaux dont la tâche exclusive est de rechercher les biens des auteurs d’infractions 

et d’assister les autres membres des ministères publics dans leurs procédures. En outre, il 

est possible de recourir à l’échange international d’informations de police et à l’entraide judi-

ciaire internationale. S’agissant de l’espace européen, les possibilités de coopération au sein 

de l’Agence de l’Union européenne pour la coopération judiciaire en matière pénale (Euro-

just), sont aussi d’utilité. La Suisse est représentée à Eurojust et peut participer aux équipes 

communes d’enquête (joint investigation teams, JIT) chargées de cas spécifiques. 

S’il n’y a plus de valeurs patrimoniales à disposition, le tribunal peut ordonner une créance 

compensatrice contre les auteurs (art. 72 CP). Ces derniers doivent la verser au moyen de 

leur fortune légalement acquise. Il s’agit d’une créance fixée par le tribunal, soumise aux 

règles du recouvrement des créances. Il est ainsi possible de saisir d’autres biens des au-

teurs à hauteur de la valeur acquise illégalement, pour autant qu’ils disposent de tels biens. 

La créance subsiste même s’il n’y a plus d’autres biens et le recouvrement peut avoir lieu 

lorsque les auteurs acquerront ultérieurement des biens. 

Les dispositions relatives à la confiscation des valeurs patrimoniales et aux créances com-

pensatrices s’appliquent également aux tiers ayant acquis les valeurs patrimoniales illicites 

des auteurs de l’infraction en connaissance des motifs de confiscation et sans avoir fourni de 

contre-prestation équivalente (art. 70 CP). 

Les valeurs patrimoniales confisquées et les montants des créances compensatrices peu-

vent être alloués aux victimes de la traite d’êtres humains par le tribunal à titre de dom-

mages-intérêts et de réparation morale (art. 73 CP). Les victimes peuvent ainsi être indemni-

sées directement avec les valeurs patrimoniales des criminels découvertes au cours de l’en-

quête pénale. La condition est que le dommage ne soit pas déjà couvert par une prestation 

d’assurance et qu’il apparaisse que les agresseurs ne répareront pas le dommage ou ne 

fourniront pas de réparation morale. C’est la victime, autrement dit la personne lésée, qui 

doit demander une telle décision. 

 

6.6 Réparation du dommage et réparation morale en vertu du droit de l’aide aux 

victimes86 

C’est essentiellement en vertu du droit civil que des dommages-intérêts et une réparation 

morale sont réclamés à l’auteur de l’infraction. Conscient de la situation particulière des vic-

times d’infractions et des difficultés que la situation des auteurs87 peut poser pour obtenir le 

recouvrement des indemnités, le législateur suisse a mis en place des mesures facilitant l’in-

demnisation des dommages subis et protégeant les victimes contre la détresse financière qui 

découle de l’infraction. La Suisse suit ainsi une approche centrée sur la victime visant à com-

penser les effets de l’infraction. Demander des dommages-intérêts à travers l’aide aux vic-

times présente des avantages pour la victime, mais cette procédure entraîne certaines res-

trictions : par exemple, seuls les dommages corporels sont indemnisés, des restrictions s’ap-

pliquent au montant pouvant être revendiqué et les prétentions à l’égard de l’auteur de l’in-

fraction sont cédées à l’État à hauteur de l’aide fournie. 

Dommages-intérêts 

L’indemnisation prévue par la LAVI est liée à un dommage corporel. Seuls les dommages ré-

sultant d’une atteinte à l’intégrité physique, psychique ou sexuelle peuvent être indemnisés. 

Il s’agit généralement d’une perte de gain, d’une perte de soutien, de frais d’aide ménagère 

ou de frais pour l’aide fournie par un tiers, dans la mesure où ils sont engagés après la stabi-

lisation de l’état de santé. Les frais médicaux engagés avant la stabilisation de l’état de santé 

 
86 Informations complémentaires : Recommandations de la Conférence suisse des offices de liaison 
de la loi fédérale sur l’aide aux victimes d’infractions (CSOL-LAVI) pour l’application de la loi fédérale 
sur l’aide aux victimes d’infractions (LAVI) 
87 Les prévenus contestent régulièrement les faits et ne disposent pas des moyens financiers néces-
saires pour payer les dommages-intérêts. 

https://ch-sodk.s3.amazonaws.com/media/files/91131bf6/21a5/46ce/8ce6/96b9e6a0b2aa/2024.10.29_FR_SODK_Empf_OH_mit_sieben_Fachemp_PyThqe6.pdf
https://ch-sodk.s3.amazonaws.com/media/files/91131bf6/21a5/46ce/8ce6/96b9e6a0b2aa/2024.10.29_FR_SODK_Empf_OH_mit_sieben_Fachemp_PyThqe6.pdf
https://ch-sodk.s3.amazonaws.com/media/files/91131bf6/21a5/46ce/8ce6/96b9e6a0b2aa/2024.10.29_FR_SODK_Empf_OH_mit_sieben_Fachemp_PyThqe6.pdf
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sont déjà pris en charge à titre d’aide immédiate ou de contribution aux frais d’aide à plus 

long terme en vertu de la LAVI et ne sont plus pris en compte dans l’indemnisation. Il s’agit 

des frais de traitement et de thérapie ainsi que tout autre aide associée. L’atteinte peut éga-

lement être le décès de la victime. Tant la victime que les proches ont droit à une indemnisa-

tion. Le calcul du dommage est régi par les art. 45 et 46 CO. 

Le montant des dommages-intérêts est de 130 000 francs au plus ; si ce montant est infé-

rieur à 500 francs, aucune indemnité n’est versée (art. 20, al. 3, LAVI). S’agissant du calcul 

du dommage selon la LAVI, ce sont les dépenses ou les pertes effectives qui sont détermi-

nantes, c’est-à-dire un dommage ayant des répercussions financières concrètes. Un dom-

mage normatif tel qu’il est reconnu en droit civil pour les dommages ménagers88 n’est pas 

déterminant pour les dommages-intérêts prévus par la LAVI. Un dommage ménager ou des 

frais d’assistance ou de soins ne peuvent donc donner lieu à une indemnisation selon la 

LAVI que lorsque des dépenses doivent effectivement être engagées ou si l’état de santé en-

traîne la réduction de l’activité lucrative et la baisse des revenus.  

Si la victime ou ses proches reçoivent des prestations de tiers en lien avec l’infraction, ces 

prestations sont prises en compte. C’est le cas lorsque d’éventuelles prestations d’assurance 

sont versées à la victime. 

La LAVI vise à atténuer la situation de détresse des personnes victimes d’une infraction. Il en 

résulte que le droit à une réparation du dommage en vertu de la LAVI peut être restreint pour 

les victimes disposant d’un revenu élevé. Conformément à l’art. 20 en relation avec l’art. 6 

LAVI, l’indemnisation peut être fixée au prorata en tenant compte des revenus déterminants 

de l’ayant droit et du montant destiné à la couverture des besoins vitaux. Cette disposition 

n’est en réalité pas pertinente pour les victimes de la traite d’êtres humains, car celles-ci se 

trouvent généralement déjà dans une situation financière précaire et ne disposent guère 

d’avoirs déterminants. 

Comme le fondement de l’indemnisation prévu par la LAVI est un dommage corporel, les 

dommages matériels ou patrimoniaux ne peuvent pas être indemnisés par l’aide aux vic-

times. Cela comprend, par exemple, les salaires non versés résultant d’une relation de tra-

vail effective ou de fait pendant l’exploitation et le manque à gagner lorsque l’activité exercée 

pendant l’exploitation n’est pas considérée comme découlant d’une relation contractuelle. Le 

Tribunal fédéral estime que l’État n’est pas tenu d’indemniser les victimes de la traite d’êtres 

humains pour les salaires impayés89. 

Réparation morale 

En outre, la victime et ses proches ont droit à une réparation morale lorsque la gravité de 

l’atteinte le justifie (art. 22, al. 1, LAVI). Le montant de la réparation morale prévue par la LAVI, 

qui contribue à réparer le tort moral, s’élève à 76 000 francs au plus pour la victime et à 

38 000 francs pour ses proches. Partant d’une valeur maximale prévue pour les cas les plus 

graves, le montant est fixé selon une échelle dégressive90. La fixation du montant de la répa-

ration morale s’effectue indépendamment du calcul relatif à la réparation des dommages ma-

tériels. Le montant de la réparation morale est déterminé sur la base de cas similaires et en 

fonction de la gravité de l’atteinte. Lorsqu’une victime de la traite d’êtres humains retourne 

dans son pays de provenance pendant ou après la procédure pénale, le centre cantonal d’aide 

aux victimes compétent vérifie quel est le coût de la vie dans ce pays par rapport à celui de la 

Suisse. Si l’écart est important, la réparation morale peut être réduite91. Les prestations à titre 

de réparation morale versées par des tiers sont déduites. 

Faire valoir ses droits 

 
88 ATF 127 III 403 consid. 4b 
89 ATF 150 IV 48 consid. 4 
90 Informations complémentaires : Guide relatif à la fixation du montant de la réparation morale selon 
la loi sur l’aide aux victimes, Office fédéral de la justice, 12 décembre 2024 
91 TF 1C_102/2024 du 18 novembre 2024 

https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=2ahUKEwiOm6mLzo2SAxXvm_0HHQHOMakQFnoECBcQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.bj.admin.ch%2Fdam%2Fbj%2Ffr%2Fdata%2Fgesellschaft%2Fopferhilfe%2Fhilfsmittel%2Fleitf-genugtuung-ohg-2024.pdf.download.pdf%2Fleitf-genugtuung-ohg-2024-f.pdf&usg=AOvVaw1SDVmDgcHFn0jmZ8F4bVoe&opi=89978449
https://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=&ved=2ahUKEwiOm6mLzo2SAxXvm_0HHQHOMakQFnoECBcQAQ&url=https%3A%2F%2Fwww.bj.admin.ch%2Fdam%2Fbj%2Ffr%2Fdata%2Fgesellschaft%2Fopferhilfe%2Fhilfsmittel%2Fleitf-genugtuung-ohg-2024.pdf.download.pdf%2Fleitf-genugtuung-ohg-2024-f.pdf&usg=AOvVaw1SDVmDgcHFn0jmZ8F4bVoe&opi=89978449
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L’indemnisation et la réparation morale prévues par la LAVI sont versées sur demande par 

l’aide aux victimes cantonale. La demande doit être déposée dans les cinq ans suivant l’in-

fraction. Lorsque la victime fait valoir des droits par adhésion à une procédure pénale, la de-

mande doit être déposée dans un délai d’un an à compter de la décision définitive concer-

nant les prétentions civiles ou du classement de la procédure pénale. Conformément à 

l’art. 26 LAVI, le canton sur le territoire duquel l’infraction a été commise est compétent pour 

évaluer la demande et verser l’indemnité et la réparation morale. 

Lorsque la victime a besoin d’une aide financière immédiate avant que les conséquences de 

l’infraction puissent être établies avec une certitude suffisante, une avance sur l’indemnisa-

tion peut lui être versée. Celle-ci n’a qu’un caractère provisoire et n’a pas d’effet préjudiciel 

sur la décision relative à l’indemnisation. Les conditions requises pour la demande d’indem-

nisation sont examinées de manière sommaire, c’est-à-dire qu’aucune clarification approfon-

die ni aucune administration de preuves liées aux faits ne sont effectuées, bien que ces con-

ditions doivent être remplies pour autant qu’on puisse en juger. 

Seules les victimes d’infractions peuvent bénéficier des prestations prévues par la LAVI. Il 

est donc nécessaire de prouver la qualité de victime de la personne concernée. Un conflit 

d’objectifs surgit alors, car la victime doit être aidée immédiatement ou peu après l’infraction, 

alors que les faits ne seront établis avec certitude que bien plus tard, à l’issue d’une procé-

dure pénale. Par conséquent, l’aide aux victimes prévoit diverses exigences en matière de 

preuve de la qualité de victime, en fonction du type et de l’étendue de l’aide demandée et de 

l’urgence.  

Alors que pour bénéficier de conseils et d’une aide financière immédiate, il suffit d’avoir la 

qualité de victime, le versement d’une indemnité et d’une réparation morale exige, en vertu 

du droit des assurances sociales, que la probabilité prépondérante soit prouvée92. En 

d’autres termes, une autre version des faits serait certes possible, mais elle ne doit pas être 

considérée comme déterminante. Il est donc possible que des prestations de conseil et 

d’aide immédiate soient fournies, mais que la demande d’indemnisation et de réparation mo-

rale soit rejetée, car la qualité de victime a été rendue crédible, mais n’a pas pu être prouvée 

par probabilité prépondérante. 

En raison des exigences élevées en matière de preuve de la qualité de victime à des fins 

d’indemnisation et de réparation morale, on attend généralement dans la pratique la décision 

du tribunal pénal. En effet, le jugement pénal permet de déterminer s’il existe une probabilité 

prépondérante que la personne soit une victime. Cela peut tout à fait signifier qu’un certain 

temps s’écoulera avant le versement de l’indemnisation et de la réparation morale. Si l’in-

demnisation est urgemment nécessaire, une avance peut être demandée avant que le juge-

ment ne soit rendu. Afin d’obtenir cette avance, un examen sommaire de la qualité de vic-

time suffit. 

Il convient de noter que le calcul des dommages-intérêts et de la réparation morale selon le 

droit civil et le droit de l’aide aux victimes repose sur diverses bases. Ainsi, lorsque l’auteur 

de l’infraction est condamné à verser une indemnisation et une réparation morale par un tri-

bunal civil ou, par adhésion, un tribunal pénal, cela ne signifie pas que l’aide aux victimes 

versera des prestations du même montant. Un examen est effectué fondé sur les critères et 

la jurisprudence propres à l’aide aux victimes. En règle générale, la réparation morale prévue 

par le droit de l’aide aux victimes est nettement inférieure à la somme prévue par le droit civil 

que l’auteur de l’infraction doit verser sur la base d’un jugement pénal ou civil. Si la qualité 

de victime n’est plus remise en cause après le jugement, le montant de l’indemnisation et de 

la réparation morale est toutefois réexaminé. Le jugement du tribunal peut fournir des indica-

tions utiles. 

 
92 Cf. les recommandations CSOL-LAVI au ch. 2.8.1. 
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Il peut y avoir des raisons pour lesquelles aucune procédure pénale n’est engagée, par 

exemple si les preuves à l’encontre des suspects sont insuffisantes. Dans de tels cas, l’auto-

rité compétente doit elle-même enquêter afin de prouver la qualité de victime et constater les 

faits d’office (art. 29, al. 2, LAVI). Le principe de l’instruction d’office en droit administratif et 

l’obligation de collaborer du requérant s’appliquent à cet égard. 

 

 

7. Collaboration des victimes dans le cadre de la procédure pé-
nale 
 

7.1 Contexte 

Les victimes de la traite d’êtres humains ont subi des injustices pendant leur exploitation. Le 

degré de contrainte exercée sur elles et l’exploitation de leur vulnérabilité peuvent beaucoup 

varier. Après la détection et pendant la prise en charge par l’aide aux victimes, les conditions 

vécues influeront sur la décision de la victime concernant la manière dont elle souhaite agir 

contre les auteurs. Une fois l’exploitation terminée, certaines victimes souhaitent uniquement 

rentrer chez elles et retrouver leur famille ou leurs enfants, tout le reste leur important peu. 

D’autres ont peur de leurs agresseurs et craignent des représailles. D’autres encore souhai-

tent obtenir justice, la condamnation des auteurs, des dommages-intérêts et une réparation 

morale. L’état d’esprit des victimes détermine dans quelle mesure elles sont prêtes à colla-

borer avec les autorités de poursuite pénale et la manière dont elles souhaitent le faire. 

La responsabilité pénale des auteurs est établie lors de la procédure pénale. C’est égale-

ment dans ce cadre, par adhésion, qu’il est possible de faire valoir la responsabilité civile des 

auteurs en matière de dommages-intérêts et de réparation morale93. Le CPP offre aux vic-

times de la traite d’êtres humains diverses modalités de collaboration à la procédure contre 

les auteurs. Dans la lutte contre la traite d’êtres humains, l’approche centrée sur la victime 

consiste à laisser la victime décider si elle souhaite collaborer avec les autorités de poursuite 

pénale et dans quelle mesure. Il faut respecter les motifs pour lesquels une victime n’est pas 

disposée à collaborer94. En aucun cas, cette dernière ne doit être menacée de l’obligation de 

témoigner ou d’obstacles en matière d’aide aux victimes ou de séjour si elle ne souhaite pas 

collaborer. Lors d’un premier entretien, la victime peut déjà être informée des diverses moda-

lités de collaboration et des conséquences qui en découlent, afin qu’elle puisse réfléchir à la 

collaboration avec les autorités de poursuite pénale pendant sa période de stabilisation et de 

réflexion. 

 

7.2 Principales bases légales 

• Art. 28 et 30 de la convention du 16 mai 2005 sur la lutte contre la traite des êtres hu-

mains (Convention du Conseil de l’Europe ; RS 0.311.543) 

 
93 Cf. ch. 7.4 et 7.5 plus loin. 
94 Il est à noter que les victimes de la traite d’êtres humains ont le droit de refuser de témoigner sur 
des questions relatives à leur sphère intime et en cas de danger. 

Points importants à régler dans les mécanismes de coopération cantonaux 

Il faut : 

• décrire les principes qui régissent les modalités permettant à la victime de demander 

des dommages-intérêts et une réparation morale ; 

• veiller à ce que la recherche des avoirs détenus par les auteurs de l’infraction soit une 

tâche assumée par les autorités de poursuite pénale ; 

• décrire la collaboration entre le ministère public et la partie plaignante aux fins de re-

cherche de preuves en vue d’obtenir des dommages-intérêts. 
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• Dispositions relatives aux victimes, aux témoins et à la partie plaignante dans le CPP 

(RS 312.0) 

 

7.3 La victime témoigne : aspects de la collaboration 

Si la victime souhaite que l’auteur des faits soit tenu comme responsable, elle peut, en qua-

lité de témoin, fournir des informations à charge aux autorités de poursuite pénale. Ces der-

nières enregistreront ses dépositions et les utiliseront dans le cadre de la procédure enga-

gée contre l’auteur des faits. 

La victime peut agir de sa propre initiative et exposer les faits à la police. Si ceux-ci n’étaient 

pas encore connus de la police, cela équivaut à une plainte pénale. Il faut alors veiller à ce 

que la police reconnaisse en interne les faits comme relevant de la traite d’êtres humains et 

que le cas soit immédiatement transmis aux spécialistes de la lutte contre la traite d’êtres hu-

mains de la police judiciaire. Un premier entretien95 peut avoir lieu. 

Les conclusions d’une enquête ou d’une investigation déjà en cours peuvent donner lieu 

également à un premier entretien avec la victime. 

Si la victime est disposée à faire une déposition après un premier entretien ou après expira-

tion du délai de réflexion, elle peut être entendue par la police une première fois. Il se peut 

aussi que les faits aient déjà été signalés au ministère public et que des auditions soient me-

nées par le procureur ou par la police au nom du ministère public. Le tribunal peut également 

procéder à une audition. 

Lors des auditions de la victime, il faut avoir à l’esprit qu’elle a subi des violences et des 

abus sexuels pendant l’exploitation et que ces expériences peuvent influer sur son état psy-

chique. Le risque de traumatisme pendant l’exploitation est élevé. De plus, des sentiments 

de honte ou la crainte persistante des bourreaux peuvent influencer le comportement des 

victimes lors de l’audition. Il est fort probable que leurs dépositions ne soient pas cohérentes 

ni linéaires, que des retraumatisations surviennent pendant l’audition et que des situations 

difficiles en résultent. Il importe donc que les auditions des victimes soient menées par des 

experts formés possédant de l’expérience dans les cas de traite d’êtres humains, qui soient 

capables d’interpréter correctement les dépositions et le comportement des victimes en te-

nant compte de leur état. Dans les cas d’exploitation sexuelle, il faut demander à la victime si 

elle souhaite être entendue par une personne du même sexe. Il en va de même lorsque 

d’autres personnes, y compris les traducteurs ou les interprètes, sont présentes au cours de 

la procédure. Le modèle par étapes pour entendre des personnes appelées à fournir des 

renseignements, des témoins et des parties plaignantes dans les procédures pénales liées à 

des abus sexuels96 est un outil utile afin de préparer et de mener les auditions. 

Au début d’une procédure, diverses incertitudes peuvent planer quant aux faits, au rôle de la 

victime et à la procédure appropriée afin de poursuivre pénalement les auteurs97. Il se peut 

que la victime soit d’abord entendue en tant que personne appelée à fournir des renseigne-

ments et pas encore en qualité de témoin. La pratique cantonale peut également influer sur 

la manière de procéder. L’objectif doit être d’obtenir le plus d’informations possibles, qui se-

ront ensuite utilisées de manière adaptée dans la procédure pénale. Si les soupçons de 

traite d’êtres humains se confirment, la victime sera considérée comme témoin. Il peut être 

utile que le ministère public rédige, en collaboration avec la police, des recommandations 

 
95 Cf. ch. 2.7 « Le premier entretien ». 
96 Appelé Tell Me et élaboré par le ministère public de Saint-Gall, le modèle par étapes est utilisé pour 
procéder aux auditions ; il est disponible dans la partie privée du site Internet de la Conférence suisse 
des Ministères publics (CMP). 
97 À titre d’exemple et sans prétendre à l’exhaustivité : dans quelles conditions les auditions sont-elles 
menées par la police ou le ministère public ? Dans quel ordre les différentes victimes sont-elles enten-
dues ? Les victimes sont-elles entendues en qualité de témoins dès le début ? Les autres victimes 
sont-elles informées de la volonté de témoigner d’une victime ? Quand les dépositions sont-elles fil-
mées ? En cas de modes opératoires identiques, toutes les victimes sont-elles entendues de manière 
approfondie ? 
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assorties de bons exemples montrant la manière de procéder dans les cas de traite d’êtres 

humains. 

Si la victime change d’avis et n’est plus disposée à collaborer avec les autorités de poursuite 

pénale après un premier entretien, il convient de respecter cette décision dans le sens d’une 

approche centrée sur la victime. Si elle n’est pas la seule victime dans une procédure, les 

charges retenues contre les auteurs s’appuieront sur d’autres témoins. Si aucune autre vic-

time n’est connue, les autorités de poursuite pénale procéderont à des investigations com-

plémentaires conformément aux principes relatifs aux infractions poursuivies d’office et, en 

fonction des résultats et des preuves recueillies, décideront de la poursuite de l’instruction. 

Si les dépositions de la victime sont enregistrées, celle-ci sera entendue comme témoin dans 

la procédure contre l’auteur. Les dépositions de la victime servent donc de moyen de preuve 

contre l’exploiteur. En règle générale, plusieurs auditions sont menées par la police ou le mi-

nistère public en fonction de la complexité du cas. Les auditions se déroulent selon un ques-

tionnaire structuré établi par les autorités de poursuite pénale. 

Afin que les dépositions puissent être utilisées devant le tribunal, une audition de confronta-

tion avec l’auteur doit avoir lieu. Lors de cette audition, l’auteur, généralement représenté par 

un avocat, a le droit de poser des questions au témoin et d’utiliser les réponses dans le 

cadre de sa défense. Ces auditions de confrontation sont très éprouvantes pour la victime, 

qui peut craindre des représailles ou subir une retraumatisation98. Il ne faut pas oublier que la 

procédure à l’encontre de l’auteur de l’infraction doit respecter des critères liés aux droits hu-

mains et à l’État de droit, car celui-ci risque, en cas de condamnation, des restrictions mas-

sives de ses libertés fondamentales. Le prévenu doit pouvoir connaître les charges retenues 

à son encontre et s’exprimer à cet égard. Ce droit ne peut être exercé sans restriction par la 

défense que si elle peut poser les questions complémentaires qu’elle juge nécessaires. 

 

7.4 Droits des victimes et des témoins dans la procédure pénale 

La détresse ressentie par la victime en tant que témoin peut être très lourde pour plusieurs 

raisons : 

• En tant que principaux moyens de preuve, les témoins sont exposés à un risque particu-

lier. Il est hautement probable qu’eux ou leurs proches fassent l’objet d’intimidations ou 

de menaces afin qu’ils ne témoignent pas ou, le cas échéant, qu’ils retirent leurs témoi-

gnages. 

• L’exploitation peut engendrer un stress psychologique particulier et entraîner un trauma-

tisme. C’est notamment le cas lorsque l’exploitation sexuelle s’accompagne de violences. 

Mener un entretien avec une victime traumatisée est une tâche très exigeante. Il faut 

faire appel à des experts de la poursuite pénale spécialement formés à cet effet et adap-

ter les techniques d’audition et les questions posées à la victime. Le cas échéant, il con-

vient de prendre des dispositions particulières concernant le lieu et le déroulement de 

l’audition. Parallèlement, il faut évaluer correctement les dépositions des victimes, car il 

est probable qu’elles aient des difficultés à se souvenir du déroulement exact de l’exploi-

tation et à situer les faits dans le temps et dans l’espace. 

Lorsque l’infraction a porté atteinte directement à l’intégrité physique, sexuelle ou psychique 

des victimes, celles-ci jouissent, dans le cadre de la procédure pénale engagée contre l’au-

teur, de droits particuliers afin d’assurer leur protection (art. 117 CPP) : 

Droit à la protection de la personnalité 

Conformément aux principes de l’État de droit, les audiences de tribunal sont publiques en 

Suisse, y compris le prononcé du jugement, et peuvent faire l’objet de comptes rendus. L’ob-

jectif est de permettre au public le contrôle de l’application du droit. Bien qu’il soit courant 

dans les médias de protéger dans une certaine mesure la personnalité et de ne pas citer les 

 
98 S’agissant de la protection des victimes lors des auditions, cf. ch. 9.5 « Protection procédurale des 
témoins ». 
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noms des personnes parties au procès, il peut tout à fait être dans l’intérêt légitime de la vic-

time de bénéficier d’une protection plus étendue. Voici les possibilités qui s’offrent à elle : 

• restreindre la publicité de l’audience ou ordonner le huis clos si notamment les intérêts 

dignes de protection de la victime l’exigent (art. 70, al. 1, let. a, CPP) ; 

• restreindre, en dehors d’une audience publique du tribunal, l’information du public sur 

l’identité de la victime (art. 74, al. 4, CPP) ; 

• garantir les droits de la personnalité de la victime à tous les stades de la procédure 

(art. 152 CPP). 

Droit de se faire accompagner par une personne de confiance 

• La victime peut se faire accompagner d’une personne de confiance (art. 70, al. 2, et 152, 

al. 2, CPP). Souvent, l’accompagnement est assuré par des membres d’organisations 

spécialisées et de centres cantonaux. Ceux-ci apportent soutien et sécurité à la victime 

pendant l’audition et peuvent la rassurer. Il faut cependant veiller à ce que cet accompa-

gnement n’influe pas sur l’audition. 

Droit à des mesures de protection 

• Il faut éviter que la victime soit confrontée au prévenu si elle l’exige. Le droit du prévenu 

d’être entendu est pris en compte autrement, par exemple en étant entendu dans une 

autre pièce avec retransmission vidéo ou audio (art. 152 CPP). 

• En cas d’infraction contre l’intégrité sexuelle, les dispositions de protection particulières 

ci-après s’appliquent : 

- La victime peut exiger d’être entendue par une personne du même sexe (art. 153, 

al. 1, CPP). 

- Une confrontation avec le prévenu ne peut être ordonnée contre la volonté de la vic-

time que si le droit du prévenu d’être entendu ne peut être garanti autrement 

(art. 153, al. 2, CPP). Il convient donc d’envisager d’abord d’autres mesures de pro-

tection, telles que l’audition dans une pièce séparée avec retransmission audiovi-

suelle. 

- La victime peut exiger qu’au moins une personne du même sexe qu’elle fasse partie 

du tribunal (art. 335, al. 4, CPP). Ce droit peut être pertinent dans les cas de traite 

d’êtres humains à des fins d’exploitation sexuelle. Cela vaut également pour le tra-

ducteur ou l’interprète. 

- Lorsqu’il s’agit d’une infraction contre son intégrité sexuelle, la victime peut, dans tous 

les cas, refuser de répondre aux questions qui ont trait à sa sphère intime (art. 169, 

al. 4, CPP). 

Droit de refuser de témoigner 

Les autorités de poursuite pénale sont tenues d’enquêter et d’instruire les infractions pour-

suivies d’office dont elles ont connaissance. Les témoignages peuvent constituer un moyen 

de preuve important. Ainsi, il existe une obligation générale de témoigner selon laquelle toute 

personne capable de témoigner a l’obligation d’apporter son témoignage et de dire la vérité 

(art. 163 CPP). 

L’intérêt de l’État d’élucider l’infraction peut entrer en conflit avec les intérêts de la victime. 

Lorsque la victime se sent menacée ou craint pour la sécurité de ses proches, elle peut ne 

pas vouloir déposer ou, après avoir fait une première déposition, ne plus souhaiter se mettre 

à disposition en tant que témoin. C’est une situation possible chez les victimes de la traite 

d’êtres humains, qui est fréquente et doit être prise au sérieux. Le CPP accorde donc aux 

victimes d’infractions le droit de refuser de témoigner si leurs déclarations sont susceptibles 

d’exposer leur vie ou leur intégrité corporelle à une menace sérieuse ou à un autre inconvé-

nient majeur que des mesures de protection ne permettent pas de prévenir. Les victimes de 

traite étant souvent des ressortissantes étrangères, leur sécurité ne peut pas toujours être 

garantie.  

Droit à l’information (art. 305 CPP) 
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• L’accent est mis sur l’information de la victime concernant son droit de bénéficier des 

prestations prévues par la LAVI. La victime est informée de l’offre des centres de consul-

tation, des organisations spécialisées et des centres cantonaux. Elle reçoit les adresses 

relatives à l’aide aux victimes et prend connaissance de la possibilité d’introduire une de-

mande d’indemnisation et de réparation morale en vertu de la LAVI. Elle se voit proposer 

la communication de ses nom et adresse à un centre de consultation afin d’établir le con-

tact, si elle y consent. 

• La police et le ministère public informent la victime de ses droits et obligations dans la 

procédure pénale engagée contre l’auteur de l’infraction. Elle peut ainsi se faire une idée 

des conséquences de sa participation à la procédure pénale contre l’auteur et de ce que 

cela suppose. 

• La victime est également informée de son droit d’être informée sur les décisions et les 

faits se rapportant à la personne condamnée. 

Ces informations sont communiquées de préférence lors du premier entretien99. Si la victime 

n’est pas en mesure de comprendre ces informations en raison de son état, celles-ci doivent 

lui être communiquées dès que possible par l’organisation spécialisée, le centre cantonal 

d’aide aux victimes ou la police. Elle doit disposer de ces informations afin de pouvoir se for-

ger une opinion sur sa participation à une procédure et sur son avenir pendant le délai de ré-

tablissement et de réflexion. Il convient de consigner le fait que les informations ont été four-

nies à la victime, de préférence sous la forme d’une note au dossier. Celle-ci peut être ver-

sée au dossier afin de prouver que seules des informations ont été communiquées à la vic-

time, sans qu’une promesse ni une concession ne lui ait été faite. Afin de protéger la victime, 

il faut éviter de mentionner dans la note au dossier des informations relatives à son lieu de 

séjour, à son adresse ou à ses coordonnées. Les tribunaux doivent eux-aussi informer la vic-

time de ses droits lors de la préparation des débats, si les autorités de poursuite pénale ne 

l’ont pas encore fait (art. 330 CPP). 

Droit de recevoir le jugement ou l’ordonnance pénale contre l’auteur  

A priori, les témoins n’ont pas le droit de connaître l’issue de la procédure pénale contre l’au-

teur. Une victime peut en revanche exiger de recevoir gratuitement le jugement du tribunal 

ou l’ordonnance pénale (art. 117 CPP). Connaître l’issue de la procédure peut revêtir une 

grande importance pour la victime, que ce soit à titre de réparation morale ou afin de prendre 

des mesures préventives contre les réactions éventuelles de l’auteur. En vertu de l’art. 92a 

CP, les victimes ont également le droit d’être informées lorsque l’auteur de l’infraction est li-

béré après avoir purgé sa peine100. 

 

7.5 En tant que partie plaignante 

La victime peut participer à la procédure pénale en demandant la condamnation des préve-

nus et/ou en faisant valoir des prétentions de droit privé découlant de l’infraction. Elle peut 

ainsi influer directement sur la procédure, car en tant que partie plaignante, elle devient par-

tie à la procédure pénale (art. 104 CPP) et peut exercer tous les droits liés à cette qualité. 

Il est facile de se constituer partie plaignante. Il suffit de déclarer expressément vouloir parti-

ciper à la procédure contre l’auteur de l’infraction. La déclaration est consignée par écrit ou 

par oral au procès-verbal. Dans cette déclaration, la victime peut demander la poursuite et la 

condamnation de l’auteur de l’infraction (action pénale) et/ou faire valoir des conclusions ci-

viles déduites de l’infraction (action civile) par adhésion à la procédure pénale101. 

En tant que partie, la victime peut exercer tous les droits liés au droit d’être entendue. En 

vertu de l’art. 107 CPP, elle peut notamment : 

• consulter le dossier ; 

 
99 Cf. ch. 2.7 ci-dessus. 
100 ATF 145 IV 287 
101 Art. 119 CPP 
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• participer à des actes de procédure, par exemple des auditions ou l’administration des 

preuves ; 

• se faire assister et se faire représenter par un conseil juridique ; 

• se prononcer au sujet de la cause et de la procédure, c’est-à-dire fournir sa propre éva-

luation des résultats de l’enquête ; 

• déposer, comme le ministère public, ses propres propositions relatives aux moyens de 

preuves ; 

• faire valoir des prétentions civiles – à savoir des dommages-intérêts et une réparation 

morale. 

Toute participation à une procédure judiciaire comporte un risque financier. Le principe selon 

lequel la partie qui succombe doit supporter les frais de procédure et les dépens de la partie 

adverse s’applique généralement dans le droit procédural suisse et indépendamment des 

personnes ou des victimes qui sont parties à la procédure. Cela signifie que la victime de la 

traite d’êtres humains est indemnisée pour les frais qu’elle a engagés dans le cadre de l’ac-

tion civile lorsque les prévenus rejettent sa prétention mais sont néanmoins condamnés. Il en 

va autrement lorsque les prévenus sont acquittés, lorsque les conclusions civiles ont été 

écartées ou lorsque la partie plaignante a été renvoyée à agir par la voie civile : la victime est 

alors tenue, en tant que partie plaignante, de verser des indemnités. Il convient de distinguer 

les frais de procédure des dépens. En vertu de l’art. 427, al. 1, CPP, les frais de procédure 

causés par les conclusions civiles de la partie plaignante peuvent être mis à la charge de 

celle-ci. Lorsque la victime a obtenu une assistance judiciaire gratuite, ce qui est générale-

ment le cas pour les victimes de la traite d’êtres humains, elle est exonérée des frais de pro-

cédure conformément à l’art. 136, al. 2, CPP. En ce qui concerne les dépens, l’art. 432, al. 1, 

CPP prévoit que le prévenu qui obtient gain de cause puisse demander à la partie plaignante 

une juste indemnité pour les dépenses occasionnées par les conclusions civiles. 

Le risque lié aux frais de justice s’applique de la même manière à la procédure de recours 

qu’à la procédure de première instance. Les frais de la procédure de recours sont mis à la 

charge des parties selon si elles ont obtenu gain de cause ou succombé. La partie dont le 

recours est irrecevable ou qui retire le recours est également considérée avoir succombé 

(art. 428 CPP). 

Si la victime n’est pas d’accord avec la décision du tribunal, elle peut interjeter appel devant 

la cour d’appel. La partie plaignante dispose d’une voie de droit contre les décisions rendues 

dans le cadre de la procédure pénale, pour autant qu’elle ait un intérêt juridiquement protégé 

à l’annulation de la décision (art. 382, al. 1, CPP)102. Elle peut notamment invoquer la viola-

tion du droit, une constatation incomplète ou erronée des faits et l’inopportunité de la déci-

sion. L’appel doit être formé dans les dix jours suivant la notification du jugement et une dé-

claration d’appel écrite doit être déposée auprès de la cour d’appel dans les 20 jours suivant 

la réception de la motivation écrite de l’arrêt. Il est possible de limiter l’appel à la prétention 

civile ou à certaines prétentions civiles. La partie plaignante ne peut toutefois pas contester 

la décision relative à la peine prononcée. L’appréciation du caractère opportun ou non d’une 

sanction est réservée exclusivement au ministère public, qui se fonde à cet égard sur la pra-

tique jurisprudentielle. 

 

7.6 Exploitation au sein de foyers diplomatiques 

Ces dernières années, plusieurs cas d’exploitation concernant des personnes travaillant 

dans des foyers diplomatiques en Suisse ont été signalés. L’immunité diplomatique prévue 

par la Convention de Vienne103 sur les relations diplomatiques peut constituer un obstacle à 

la poursuite pénale des trafiquants d’êtres humains. En règle générale, les autorités pénales 

doivent demander et obtenir la levée de l’immunité diplomatique afin de pouvoir poursuivre 

ces trafiquants. 

 
102 Cf. art. 393 ss CPP pour les recours et 398 ss CPP pour les appels. 
103 Art. 31 de la Convention de Vienne sur les relations diplomatiques (RS 0.191.01) 
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Malgré ces obstacles, les employés de maison travaillant pour des diplomates ou des repré-

sentations étrangères peuvent faire valoir leurs droits tant au niveau civil que dans le cadre 

d’une procédure pénale104. 

Afin de garantir l’engagement régulier d’employés privés105 dans des foyers diplomatiques, 

l’ordonnance du 6 juin 2011 sur les domestiques privés (ODPr)106 fixe des règles et définit la 

procédure applicable. L’ODPr s’adresse aux employeurs qui souhaitent engager des domes-

tiques privés ainsi qu’aux domestiques privés eux-mêmes. Les contrats de travail doivent 

être conclus par écrit selon le modèle du Département fédéral des affaires étrangères et vi-

sés par le protocole. Lorsque leur visa leur est délivré par la représentation suisse à l’étran-

ger, tous les domestiques privés sont informés personnellement des instances auxquelles ils 

peuvent s’adresser en cas de difficultés. 

Si des difficultés surviennent malgré tout entre l’aide ménagère et la représentation étran-

gère en tant qu’employeur, les personnes concernées peuvent s’adresser au Bureau de 

l’amiable compositeur (BAC) à Genève107. Gérée par le canton, cette institution s’adresse 

aux employés de représentations étrangères ainsi qu’aux domestiques privés dans le do-

maine diplomatique afin de résoudre les conflits de travail par la voie extrajudiciaire et à 

l’amiable. Le BAC intervient à titre de médiateur dans les litiges entre les parties lorsque, en 

raison de l’immunité diplomatique, la plainte ne peut être portée devant les tribunaux natio-

naux. La procédure est gratuite et confidentielle et vise à trouver un accord dans les conflits 

de travail spécifiques. En cas d’infractions pénales allant au-delà de conditions de travail 

abusives, l’autorité pénale reste compétente et doit être saisie afin d’examiner les faits et de 

poursuivre les auteurs. Compte tenu de la complexité de ces situations, il est judicieux 

d’orienter la victime potentielle vers une organisation spécialisée dans la protection des vic-

times ou vers le centre cantonal d’aide aux victimes afin qu’elle soit informée de ses droits et 

des possibilités qui s’offrent à elle. 

 

 

 

8. Non-sanction 
 

 
104 TF 4A170/2024 du 25 septembre 2024 
105 Il existe plusieurs catégories de personnel de maison : personnel de service, personnel local et do-
mestiques privés. Chacune de ces catégories est soumise à des prescriptions différentes en ce qui 
concerne le droit applicable aux relations de travail et la juridiction compétente en cas de litige. 
106 RS 192.126 
107 https://www.cagi.ch/fr/bureau-amiable-compositeur/ 
 

Points importants à régler dans les mécanismes de coopération cantonaux 

Il faut : 

• fixer le principe selon lequel les procédures relatives à la traite d’êtres humains sont 

confiées à des membres de la police et du ministère public spécialisés et formés à cet 

effet ; 

• établir que ce sont les membres spécialisés de la police et du ministère public qui 

sont compétents pour auditionner les victimes de la traite d’êtres humains ; 

• décrire les mesures de protection visant à éviter toute rencontre entre les victimes et 

les prévenus lors des auditions de confrontation ; 

• veiller à ce que les ministères publics appliquent le modèle par étapes Tell Me lors 

des auditions des victimes d’exploitation sexuelle dans le cadre des procédures pé-

nales ; 

• s’assurer que les victimes soient représentées par des avocats expérimentés. 

https://www.cagi.ch/fr/bureau-amiable-compositeur/
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8.1 Contexte 

Les victimes de la traite d’êtres humains sont exploitées de multiples manières. Elles peu-

vent être contraintes d’effectuer des activités légales, comme se prostituer, travailler sur des 

chantiers, prendre soin d’une personne ou mendier. Cependant, il peut également s’agir 

d’actes punissables, comme voler, assumer certaines tâches du trafic de stupéfiants ou par-

ticiper à des brigandages. L’exploitation dans le domaine de la criminalité est de plus en plus 

fréquente et peut prendre diverses formes. 

Il est fréquent que l’exploitation dans des activités légales soit indirectement liée à des actes 

interdits. Par exemple, une activité peut être exercée de manière non autorisée lorsqu’un 

ressortissant d’un pays tiers s’y adonne sans l’autorisation requise. Il se peut aussi que la 

durée de séjour autorisée soit dépassée ou que l’autorisation locale pour l’exercice de la 

prostitution n’ait pas été obtenue. Lors des contrôles, de telles infractions sont régulièrement 

constatées et rapidement dénoncées auprès du ministère public, qui prononce alors une or-

donnance pénale en cas de récidive. Il n’est pas rare que la personne concernée ne soit pas 

en mesure de payer l’amende et que celle-ci soit convertie en peine privative de liberté. 

C’est ainsi que des victimes de traite peuvent être punies pour des actes illégaux auxquels 

elles ont été contraintes. 

 

8.2 Principales bases légales 

• Art. 26 de la convention du 16 mai 2005 sur la lutte contre la traite des êtres humains 

(Convention du Conseil de l’Europe ; RS 0.311.543) 

• Art. 4 de la convention de sauvegarde des droits de l’homme et des libertés fondamen-

tales (CEDH ; RS 0.101) 

• Art. 12, al. 2, et 52 à 54 du code pénal (CP ; RS 311.0) 

• Art. 8 et 310 du code de procédure pénale (CPP ; RS 312.0) 

• ATF 104 IV 186 consid. 3b (affaire V.C.L. et A.N. c. Royaume-Uni du 16 février 2021) 

• Recommandations pour une directive type cantonale sur le principe de « non-punish-

ment » (non-sanction) s’appliquant aux victimes de la traite d’êtres humains de la Confé-

rence suisse des Ministères publics (CMP)108 

 

8.3 Principe de non-sanction 

Selon le principe de non-sanction, les victimes de la traite d’êtres humains ne peuvent pas 

être punies pour des actes auxquels elles ont été contraintes au cours de l’infraction qu’elles 

subissaient. L’idée sous-jacente est que les victimes se trouvant dans une situation de con-

trainte ne sont pas à même de décider librement et doivent répondre aux attentes des exploi-

teurs. Si elles refusaient, elles s’exposeraient à des conséquences parfois graves pour elles-

mêmes ou pour leur famille. Leur liberté de décision étant restreinte, les victimes ne doivent 

pas être tenues pour responsables de tels actes sur le plan pénal. 

Conformément au commentaire109 de la Convention du Conseil de l’Europe, il convient de 

comprendre la notion de contrainte au sens large. La contrainte englobe non seulement les 

mesures visant à faire plier la personne, par exemple les menaces de violence, mais égale-

ment celles visant à former la volonté, comme la tromperie. De même, il y a contrainte au 

sens de la convention lorsque l’auteur exploite la vulnérabilité de la victime. 

Le principe de non-sanction ne signifie toutefois pas que les victimes de la traite d’êtres hu-

mains doivent être exemptées de manière générale de toute sanction pénale. Si elles com-

mettent des actes illicites en dehors de la situation de contrainte, par exemple en s’appro-

priant illégalement quelque chose au cours de l’exploitation alors que cela n’est pas attendu 

 
108 Adoptées le 23 novembre 2023 (disponible auprès de la CPM) 
109 RYSZARD PIOTROWICZ, Article 26 : Non-punishment-Provision, in : Julia Planitzer/Helmut Sax 
(éd.), A Commentary to the Council of Europe Convention on Action against Trafficking in Human Be-
ings (e-elgar.com), Royaume-Uni 2020, ch. 26.02 
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par les exploiteurs, ou même après l’exploitation, lorsqu’elles sont prises en charge par une 

organisation spécialisée et par un centre cantonal, elles peuvent être tenues pour respon-

sables pénalement. 

Le principe de non-sanction implique non seulement de renoncer à toute sanction à l’issue 

d’une procédure pénale, mais aussi de renoncer à toute poursuite pénale lorsque la qualité 

de victime de la traite d’êtres humains est établie. 

La Cour européenne des droits de l’homme (CrEDH) souligne qu’en cas de suspicion de 

traite d’êtres humains, les poursuites pénales à l’encontre de la victime doivent être suspen-

dues jusqu’à ce que son statut de victime soit clarifié110. 

 

8.4 Mise en œuvre en Suisse 

Au niveau de la législation 

Le principe de non-sanction est un principe fondamental du droit pénal selon lequel nul ne 

peut être puni pour un acte dont il n’est pas coupable111. Il s’applique quand il existe un motif 

d’exclusion de la culpabilité. Lorsqu’une personne agit sous la contrainte, on peut supposer 

qu’il n’y a pas de culpabilité en tant que condition de la punissabilité. L’art. 18, al. 2, CP men-

tionne l’état de nécessité comme motif excluant la culpabilité. Cet article désigne générale-

ment les cas de vis absoluta, c’est-à-dire de force physique irrésistible. Dans 

l’ATF 104 IV 186 consid. 3b, il est précisé que les cas de vis compulsiva, autrement dit de 

violence coercitive, de menace ou de contrainte psychique, peuvent également inclure l’état 

de nécessité, compte tenu de l’âge, de l’état de santé et de la capacité de résistance de la 

personne menacée. La vulnérabilité particulière de la victime pourrait également permettre 

de justifier sa capacité de résistance réduite. 

L’art. 52 CP régit l’exemption de peine en raison de l’absence d’intérêt à punir. Si la culpabi-

lité de l’auteur et les conséquences de son acte sont peu importantes, l’autorité compétente 

renonce à le poursuivre, à le renvoyer devant le juge ou à lui infliger une peine. Cette dispo-

sition s’applique non seulement aux infractions mineures au sens de contraventions, mais 

aussi aux infractions graves lorsque les conséquences sont peu importantes et que la culpa-

bilité de l’auteur – dans le cas présent, la victime de la traite d’êtres humains – ne dépasse 

pas un certain seuil. 

Le degré de culpabilité est évalué selon les critères de détermination de la peine prévus à 

l’art. 47 CP. Si la peine est lourde de conséquences pour la vie de la personne concernée, 

des considérations préventives spécifiques conduisent à une réduction de la peine ou à une 

exemption. Lorsque, de par sa situation, la victime de la traite d’êtres humains n’était pas ou 

guère en mesure d’éviter la mise en danger ou la lésion du bien juridique concerné, une ré-

duction conséquente de la peine doit s’ensuivre, de sorte qu’il est possible au final de renon-

cer à toute sanction. 

En vertu de l’art. 54 CP, il convient de tenir compte de l’incidence de l’acte sur son auteur. Si 

l’auteur, en l’occurrence la victime de la traite d’êtres humains, a été directement atteint par 

les conséquences de son acte au point qu’une peine serait inappropriée, l’autorité compé-

tente renonce à le poursuivre, à le renvoyer devant le juge ou à lui infliger une peine. 

Conformément à l’art. 8 CPP, le ministère public et le tribunal renoncent à toute poursuite 

pénale lorsque le droit fédéral le prévoit, notamment lorsque les conditions visées aux art. 52 

à 54 CP sont remplies. Cela peut être le cas si des rapports de police et d’autres documents 

montrent que la personne concernée est victime de la traite d’êtres humains. Le ministère 

public rend une ordonnance de non-entrée en matière dès qu’il est établi, sur la base de la 

dénonciation pénale ou du rapport de police, que les conditions mentionnées à l’art. 8 CPP 

 
110 Affaire V.C.L. et A.N. c. Royaume-Uni du 16 février 2021 
111 Il s’agit là d’une expression du principe de culpabilité en droit pénal : la commission d’un acte pu-
nissable ne peut entraîner une sanction que si cet acte peut être reproché à la personne concernée.   
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imposent de renoncer à l’ouverture d’une poursuite pénale (art. 310, al. 1, let. c, CPP). Con-

formément à l’art. 319, al. 1, let. e, CPP, le ministère public ordonne le classement de la pro-

cédure si celle-ci a déjà été ouverte et qu’il ressort des éléments recueillis qu’on peut renon-

cer à toute poursuite ou à toute sanction en vertu de dispositions légales parce que la per-

sonne concernée est une victime de la traite d’êtres humains. 

Au niveau de la formation 

La poursuite pénale des cas de traite d’êtres humains constitue un défi particulier et doit être 

menée de préférence par des membres spécialisés des autorités de poursuite pénale. Afin 

de mener à bien les procédures contre les auteurs de la traite, voici ce qui est nécessaire : 

des connaissances et une expérience spécifiques concernant le mode opératoire de la traite, 

la prise en charge et l’audition de victimes souvent traumatisées, ainsi que la collaboration 

avec les centres d’aide aux victimes et d’autres instances nationales et internationales char-

gées de la poursuite pénale. La détection des faits et l’application du principe de non-sanc-

tion ne vont pas de soi dans le cadre de la poursuite pénale. Il faut donc que les autres 

membres des ministères publics soient également sensibilisés afin de savoir déceler les 

signes de traite d’êtres humains et les caractéristiques des victimes, de les interpréter cor-

rectement et d’appliquer correctement le principe de non-sanction. Le concept de formation 

de fedpol fournit les informations nécessaires sur la formation et la sensibilisation des minis-

tères publics dans le contexte de la lutte contre la traite d’êtres humains. 

Au niveau des processus 

Le principe de non-sanction s’applique dans le cadre de la procédure en matière pénale. 

L’objectif est non seulement de ne pas punir les victimes de traite pour des actes qu’elles ont 

commis sous la contrainte pendant leur exploitation, mais aussi d’éviter les procédures asso-

ciées. 

L’exemption de peine est décidée principalement par le ministère public dans le cadre de la 

procédure d’instruction et, le cas échéant, par les tribunaux lorsque de nouveaux éléments 

apparaissent au cours de la procédure. La police n’a pas le pouvoir discrétionnaire de déci-

der de signaler ou non un acte punissable au ministère public. Elle est tenue de transmettre 

au ministère public tout acte punissable constaté, y compris ceux commis par des victimes 

de traite. La décision quant à la punissabilité relève exclusivement de la compétence judi-

ciaire, soit du ministère public ou des tribunaux. 

La détection des victimes de traite est la condition essentielle au respect du principe de non-

sanction. Dans la pratique, les victimes peuvent être condamnées si elles ne sont pas détec-

tées. Il n’est pas rare que des victimes condamnées ne soient identifiées comme telles que 

plus tard, lors de l’exécution de la sanction ou dans d’autres contextes. Il convient donc de 

prendre des mesures afin de garantir que les victimes potentielles soient reconnues à tous 

les stades de la procédure, que les informations à cet égard soient transmises et qu’une con-

damnation injustifiée soit évitée. 

Lors des contrôles dans le milieu de la prostitution et sur le marché du travail, il faut donc 

non seulement vérifier si les documents requis sont disponibles, mais également être attentif 

aux signes de traite d’êtres humains et d’exploitation : 

• Tous les organes de contrôle doivent être chargés de rechercher, dans le cadre de leur 

activité, des indices de traite d’êtres humains. Notamment lorsque des autorisations de 

séjour, des permis de travail ou des autorisations pour l’exercice de la prostitution ou 

autre font défaut ou sont insuffisants, il est probable que l’activité comprenne de l’exploi-

tation. La liste d’indicateurs établie par fedpol112 fournit des informations utiles pour dé-

tecter les cas d’exploitation. 

 
112 https://www.fedpol.admin.ch/dam/fr/sd-web/0nnXoryoUoXB/indikatoren-opferidentifizierung-mh.pdf  
 

https://www.fedpol.admin.ch/dam/fr/sd-web/0nnXoryoUoXB/indikatoren-opferidentifizierung-mh.pdf
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• Il convient de signaler les soupçons d’exploitation dans les rapports adressés au minis-

tère public et d’en décrire les raisons. Le ministère public doit pouvoir en déduire qu’il 

pourrait s’agir d’une victime de la traite et en tirer les conclusions qui s’imposent. 

• Les ministères publics doivent veiller à ce que toutes les dénonciations faisant état d’ex-

ploitation soient traitées par des procureurs sensibilisés ou formés à la question de la 

non-sanction, et à ce qu’il y ait un échange avec les spécialistes des cas de traite d’êtres 

humains. L’objectif est de pouvoir associer, le cas échéant, d’autres victimes aux en-

quêtes en cours lorsque cela n’a pas encore été fait. 

 

8.5 Révision des jugements 

Souvent, la violation du principe de non-sanction n’est constatée qu’après condamnation par 

ordonnance pénale de la victime, lorsque celle-ci est prise en charge a posteriori dans 

d’autres contextes par une organisation spécialisée et un service cantonal d’aide aux vic-

times et que ses antécédents sont examinés. S’il apparaît que la victime a commis sous la 

contrainte pendant l’exploitation l’acte pour lequel elle a déjà été condamnée, elle dispose du 

recours en révision d’un jugement conformément aux art. 410 ss CPP. La révision peut être 

demandée sur la base de faits nouveaux antérieurs au prononcé ou de nouveaux moyens de 

preuve dont on n’a pris connaissance que plus tard. La demande de révision est de préfé-

rence déposée par l’avocat représentant la victime. La juridiction d’appel est compétente 

pour statuer sur les demandes de révision. Si elle estime que les motifs de révision invoqués 

sont fondés, la décision contestée est annulée. 

 

 

 

9. Protection des victimes et sécurité 
 

9.1 Contexte 

Après leur exploitation, les personnes concernées courent le risque d’être à nouveau appro-

chées et menacées par leurs agresseurs. Les témoignages des victimes de la traite d’êtres 

humains constituent les principales preuves à charge. Les criminels en sont conscients et 

tentent d’empêcher les victimes de témoigner devant les autorités de poursuite pénale. La 

menace est d’autant plus pesante lorsque les autorités de contrôle, les organisations spécia-

lisées et les centres cantonaux ont participé à mettre fin à l’exploitation. Il existe de nom-

breux moyens d’influencer les victimes. La nature et le degré de la menace varient selon le 

type d’organisation des criminels. Les structures de la criminalité organisée peuvent agir de 

manière plus étendue, plus professionnelle et transnationale, et menacer également des 

Points importants à régler dans les mécanismes de coopération cantonaux 

Il faut : 

• mentionner et décrire explicitement le principe de non-sanction des victimes ; 

• établir que les recommandations de la CMP relatives au principe de non-sanction 

soient mises en œuvre par les ministères publics cantonaux ; 

• se faire un devoir de relever les indices de traite d’êtres humains et d’exploitation lors 

des contrôles effectués dans le milieu de la prostitution et sur le marché du travail, et 

décrire ces observations dans le rapport adressé au ministère public ; 

• concevoir les processus de traitement des rapports de police par les ministères pu-

blics de manière que les nouveaux rapports puissent être mis en lien avec des cas de 

traite d’êtres humains en suspens ; 

• indiquer la possibilité de réviser les jugements ayant enfreint le principe de non-sanc-

tion des victimes. 
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membres de la famille dans le pays d’origine. Il ne faut pas sous-estimer le potentiel de vio-

lence qui peut émaner d’auteurs isolés agissant par exemple comme des loverboys. Fré-

quemment, les agresseurs tentent de reprendre contact avec la victime par télécommunica-

tion et de la persuader de retourner dans la situation d’exploitation. Ou ils essaient de la lo-

caliser pour aller la retrouver et lui parler directement afin de la menacer. Les criminels ten-

tent aussi régulièrement d’adresser des menaces à la victime par l’intermédiaire de ses 

proches dans son pays de provenance. Souvent, il suffit d’une simple rencontre entre l’ex-

ploiteur et la victime lors d’une audition par les autorités de poursuite pénale ou le tribunal. 

Un simple contact visuel pendant les auditions peut faire changer d’avis la victime. Enfin, de 

nouveaux dangers guettent la victime après son retour dans son pays de provenance. La 

sphère d’influence directe des autorités suisses s’arrête à la frontière et les possibilités de 

protection dans le pays de provenance varient considérablement d’un État à l’autre. 

La protection des victimes et de leurs proches contre les menaces et les actes des criminels 

découle de l’obligation qui incombe aux États de prendre toutes les mesures nécessaires 

pour atténuer les conséquences des actes punissables, afin de lutter contre les atteintes à la 

dignité humaine. 

De nombreuses possibilités existent pour protéger les victimes, mais il faut évaluer et déter-

miner le besoin de protection de chacune d’entre elles au cas par cas. Il est essentiel d’ap-

précier en permanence la menace qui pèse sur la victime. Toutes les parties concernées 

participent à cette appréciation, mais l’évaluation de la menace par la victime elle-même ser-

vira souvent de point de départ. Si la victime exprime dès le début ou au cours de l’entretien-

conseil des inquiétudes quant au comportement de son exploiteur, celles-ci doivent être 

prises au sérieux. Les organisations spécialisées et les centres cantonaux fourniront d’autres 

évaluations sur la base de leur expérience. Enfin, les autorités de poursuite pénale pourront 

fournir d’autres éléments relatifs à la menace sur la base des résultats de l’enquête menée 

contre l’auteur. Il importe que toutes les parties concernées échangent en permanence des 

informations. Ces échanges et les processus visant à garantir la sécurité des victimes doi-

vent être définis dans les mécanismes de coopération cantonaux, lesquels doivent prévoir 

une approche échelonnée en fonction de la menace. 

La série de mesures possibles en fonction de la situation qui visent à protéger les victimes 

commence par les dispositions prises par les organisations spécialisées et les centres canto-

naux, se poursuit avec les dispositions prises par la police cantonale et se termine, lorsque 

les conditions sont remplies, par les mesures du programme de protection des témoins. 

Dans le cadre de la procédure pénale contre les auteurs, la protection est complétée par des 

mesures de protection procédurale des témoins. 

 

9.2 Principales bases légales 

• Art. 28 de la convention du 16 mai 2005 sur la lutte contre la traite des êtres humains 

(Convention du Conseil de l’Europe ; RS 0.311.543) 

• Lois cantonales sur la police et bases juridiques supplémentaires pour la gestion canto-

nale des menaces 

• Loi du 23 mars sur l’aide aux victimes (LAVI ; RS 312.5) 

• Art. 149, 150, 152 et 153 du code de procédure pénal (CPP ; RS 312.0) 

• Loi fédérale du 23 décembre 2011 sur la protection extraprocédurale des témoins (Ltém ; 

RS 312.2)  

 

9.3 Protection des victimes par les organisations spécialisées et les centres canto-

naux 

Une fois qu’elles sont détectées et que leur exploitation a pris fin, les victimes de la traite 

d’êtres humains sont rapidement prises en charge, en vertu de la législation pertinente, par 

les organisations spécialisées et les centres cantonaux. Ceux-ci entament immédiatement 

leur travail avec la victime, évaluent ses besoins et prennent les mesures qui s’imposent 

dans la première phase de l’intervention. Si la police a déjà été impliquée, ils partagent avec 
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elle les informations liées à la sécurité. Déjà à ce stade, il s’agit de prendre en compte les 

besoins de la victime en matière de sécurité et d’appliquer les premières mesures. Les me-

sures prises par les organisations spécialisées et les centres cantonaux constituent la pre-

mière étape de la série de mesures possibles visant à protéger les victimes. 

Conformément à l’art. 9 LAVI, les centres d’aide aux victimes tiennent compte des besoins 

particuliers des victimes. La sécurité de celles-ci est souvent compromise. Les organisations 

spécialisées et les centres cantonaux assument de facto une responsabilité particulière en 

raison de leur proximité avec les victimes qu’ils accompagnent, des échanges directs qu’ils 

ont avec elles et de la prise en charge qu’ils fournissent pendant la phase d’intervention. Ils 

sont sensibles aux besoins des victimes en matière de sécurité, abordent ce sujet avec elles, 

prennent les premières mesures et, au besoin, discutent de la menace avec d’autres ser-

vices. Il en va de même lorsqu’ils disposent de nouvelles informations sur la menace et qu’il 

faut agir. 

Comme les victimes viennent généralement de l’étranger et ne disposent pas d’un logement 

après la fin de l’exploitation, les organisations spécialisées et les centres cantonaux se char-

gent de les héberger. Ces services gèrent à cette fin leurs propres logements, lesquels font 

également office de appartements protégés. Ces logements sont situés dans des lieux tenus 

secrets, où la prise en charge des victimes sur place est garantie à tout moment. Selon le 

canton, il est également possible d’héberger les victimes dans d’autres institutions offrant 

une certaine protection, notamment des foyers pour femmes ou des établissements gérés 

par des institutions de protection contre la violence domestique ou d’autres formes de vio-

lence. Les organisations spécialisées et les centres cantonaux s’organisent afin de proposer 

de telles possibilités d’hébergement en cas de besoin. L’hébergement dans des hôtels, des 

auberges ou des établissements similaires n’est pas adapté pour garantir une protection 

sans mesures supplémentaires, et il est ainsi à éviter. 

Lors de l’hébergement de la victime, il convient de clarifier et de régler d’autres aspects liés à 

sa protection, par exemple l’utilisation du téléphone portable, sa présence sur les réseaux 

sociaux et les contacts avec des proches ou des connaissances. Il se peut que la victime ne 

soit pas consciente des risques qui pèsent sur elle et qu’elle ait besoin d’être conseillée et 

informée à ce sujet. 

 

9.4 Protection des victimes par la police cantonale en collaboration avec les autori-

tés cantonales 

La protection de l’intégrité physique de tous les citoyens fait partie des tâches essentielles 

des polices cantonales. Dans ce contexte, l’intégrité des citoyens est considérée comme un 

bien de police. Cette tâche est expressément inscrite dans les lois cantonales sur la police. Il 

s’agit ainsi de garantir la protection des citoyens non seulement dans des situations ou lors 

d’événements extraordinaires, mais aussi lorsqu’un particulier est concerné. Celui-ci doit tou-

jours avoir la possibilité de s’adresser à la police et de demander une protection lorsqu’il est 

personnellement menacé. Après avoir examiné la demande, la police est tenue d’agir de ma-

nière appropriée et comme nécessaire afin d’écarter le danger. 

Étant tenus de protéger les citoyens, certains cantons ont mis en place un service cantonal 

de gestion des menaces. Il s’agit de services spéciaux qui reçoivent les signalements de me-

naces provenant de particuliers, de la population, d’autres services de l’administration canto-

nale ou de simples messages et qui, en collaboration avec les partenaires cantonaux, prépa-

rent des dispositifs visant à contrer ces menaces. Ces services sont généralement rattachés 

à la police et les mesures de protection sont appliquées en collaboration avec d’autres ser-

vices cantonaux et privés. Des bases légales garantissent l’échange de données nécessaire 

et la collaboration de toutes les parties concernées. 

La collaboration entre les organisations spécialisées, les centres cantonaux et les services 

de police compétents garantit une protection supplémentaire aux victimes de traite contre 

leurs agresseurs. Les organisations spécialisées et les centres cantonaux peuvent 



72 
 

demander conseil à la police ou au service de gestion des menaces, ou décider ensemble 

de mesures supplémentaires lorsque la protection offerte n’est pas suffisante. La collabora-

tion entre les organisations spécialisées, les centres cantonaux, la police ou le service de 

gestion des menaces est régie par les mécanismes de coopération cantonaux. 

La police ou le service de gestion des menaces peuvent recourir à toutes les mesures lé-

gales permettant de protéger les victimes de traite. En outre, ils peuvent invoquer la clause 

générale de police lorsque, dans un cas particulier, d’autres mesures non prévues par la loi 

sont jugées nécessaires. Ils restent en contact avec le Service de protection des témoins de 

fedpol, qu’ils peuvent consulter selon les cas. La protection des victimes de la traite d’êtres 

humains peut donc être très étendue selon les cas. 

La collaboration avec les autorités migratoires compétentes et les services du contrôle des 

habitants revêt une grande importance. Il convient de discuter et de coordonner les mesures 

de protection des victimes avec ces autorités, et de garantir l’échange de données. La colla-

boration avec d’autres services à tous les niveaux de l’État peut être nécessaire non seule-

ment pour garantir la sécurité physique des victimes, mais également pour contrer les me-

naces numériques. Il faut par exemple tenir compte des menaces qui s’appuient sur l’ingé-

nierie sociale. 

 

9.5 Protection procédurale des témoins 

Les victimes sont particulièrement exposées à des risques dans le cadre de certains actes 

de la procédure pénale contre les prévenus. L’audition de la victime par la police ou le minis-

tère public afin qu’elle fournisse des détails sur l’exploitation ou sa confrontation avec les 

prévenus peuvent entraîner une retraumatisation et porter atteinte à sa personnalité. Il y a le 

risque que la victime revienne sur son témoignage contre les prévenus et se retire de la pro-

cédure. La simple présence des prévenus dans la même pièce ou un contact visuel peuvent 

avoir une influence sur les victimes si aucune mesure de protection n’a été prise. Les mo-

ments critiques pour les victimes sont, par exemple, les investigations par les autorités de 

poursuite pénale, les auditions de la victime avec la participation des prévenus qui peuvent 

être produites devant les tribunaux ou l’octroi à ces derniers de l’accès au dossier. En re-

vanche, l’audition de confrontation de la victime avec possibilité pour la défense de poser 

des questions est une condition à l’utilisation du témoignage de la victime devant le tribunal 

et représente une procédure conforme à l’État de droit à l’encontre des prévenus. Dans de 

telles situations, gérer les parties à la procédure est un exercice d’équilibrisme entre les inté-

rêts de la victime et son droit à la protection de la personnalité et à la sécurité, le droit du 

prévenu à une défense équitable et le devoir de l’État de mener une procédure respectueuse 

des normes en matière de droits humains. Cela exige de la part des responsables de la pro-

cédure une connaissance approfondie des cas de traite d’êtres humains et une grande expé-

rience dans le traitement des victimes, raison pour laquelle il faut confier cette tâche à des 

procureurs spécialement formés en la matière. 

Les mesures de protection prévues par le CPP ont été créées pour toutes les personnes im-

pliquées dans une procédure qui s’exposent à un danger sérieux ou à un autre préjudice 

grave. Les dispositions s’adressent aux responsables des autorités de poursuite pénale et 

aux tribunaux, qui décident, sur demande ou d’office, des mesures de protection appro-

priées. Ces dispositions ne protègent pas uniquement les victimes de la traite d’être hu-

mains. La mise en œuvre de ces dispositions a donné lieu à une pratique, qui peut égale-

ment s’appliquer aux cas de traite d’êtres humains. 

Les mesures de protection prévues aux art. 149, al. 2 et 3, 150 et 152, al. 3 et 4, CPP sont 

les suivantes113 : 

• assurer l’anonymat ; 

• procéder à des auditions en l’absence des parties ou à huis clos ; 

 
113 Cf. ch. 7.4 ci-dessus. 
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• vérifier l’identité de la personne à protéger en l’absence des parties ou à huis clos ; 

• modifier l’apparence et la voix de la personne à protéger ou la masquer à la vue des 

autres personnes ; 

• limiter le droit de consulter le dossier ; 

• se faire accompagner d’une personne de confiance en sus de son conseil juridique ; 

• éviter la confrontation avec le prévenu si la victime l’exige. 

Les procédures pour traite d’êtres humains peuvent grandement différer les unes des autres 

pour ce qui est de la charge émotionnelle, du nombre de victimes, des caractéristiques per-

sonnelles ou de la résilience des témoins et des particularités des prévenus. Il convient 

d’évaluer la mesure appropriée pour chaque acte de procédure. Il faut tenir compte du fait 

que les prévenus peuvent déjà tirer des conclusions sur la personne ayant témoigné à partir 

de ses déclarations.  

Assurer l’anonymat vise à ne pas divulguer l’identité des témoins aux prévenus ou à d’autres 

personnes représentant une menace. À cette fin, il est possible de ne pas mentionner leur 

nom lors de l’audition et de restreindre l’accès au dossier de manière à ce que l’identité ne 

puisse être connue. L’anonymisation lors de l’audition ou la restriction de la mention du nom 

dans le dossier peuvent être utiles lorsque de nombreux témoins font des déclarations acca-

blantes similaires. 

Lors des auditions en présence des prévenus, il faut éviter que les exploiteurs et les victimes 

se rencontrent directement, se trouvent dans la même pièce et aient un contact visuel di-

rect114. Les autorités de poursuite pénale sont tenues de respecter ces exigences à la de-

mande de la victime. Cependant, il convient de tenir compte du droit des prévenus d’être en-

tendus. Dans la pratique, les auditions dans des pièces séparées, avec retransmission audio 

ou vidéo, ont fait leurs preuves. Selon le Tribunal fédéral, une telle mesure est admissible si 

le prévenu et son défenseur ont pu participer, au moins par diffusion audio, à l’audition du 

témoin, même si l’identité de celui-ci n’a pas été divulguée, mais dans la mesure où ils ont 

pu poser des questions complémentaires et où le tribunal a veillé à compenser cette restric-

tion des droits de la défense. En l’occurrence, le fait que le tribunal ait pu entendre le témoin 

en connaissance de son identité, apprécier directement ses gestes et ses expressions fa-

ciales, et soumettre son identité et sa réputation à un examen approfondi a été considéré 

comme une compensation suffisante115. 

Il n’est guère utile de procéder à des auditions dans des pièces séparées si la victime et les 

prévenus sont susceptibles de se croiser par hasard dans le bâtiment ou devant celui-ci im-

médiatement avant ou après l’audition. Il faut donc veiller à prendre des mesures organisa-

tionnelles permettant d’éviter une telle rencontre. 

L’accompagnement des victimes par une personne de confiance est une mesure importante 

et fréquente lors de l’audition des victimes par les autorités de poursuite pénale. La victime 

peut ainsi être accompagnée aussi bien lors des auditions où elle seule est entendue que 

lors de celles où les prévenus ont le droit de poser des questions. La certitude du soutien im-

médiat pouvant être fourni par cette personne accompagnatrice a un effet apaisant sur la vic-

time et lui procure un sentiment de sécurité. Toutefois, cette personne accompagnatrice doit 

être consciente que sa présence ne doit pas influer sur les échanges qui ont lieu durant l’au-

dition. Cet accompagnement est généralement assuré par une représentante de l’organisa-

tion spécialisée ou du service cantonal. Les collaborateurs de ces organisations qui ont pris 

en charge la victime après la fin de son exploitation ont établi une relation de confiance avec 

elle. Dans le cas de personnes de confiance externes désignées par la victime, il convient de 

veiller à ce qu’elles n’appartiennent pas à une organisation ayant eu affaire à la victime. L’ac-

compagnement peut se faire lors des auditions par la police, par le ministère public ou au tri-

bunal. 

 
114 Cf. art. 152, al. 3, CPP. 
115 Commentaire bâlois du CPP par Wehrenberg, art. 149 CPP n° 6 avec renvoi à l’ATF 133 I 33 



74 
 

Mesures de protection supplémentaires 

Si les victimes de la traite d’êtres humains ont été exploitées sexuellement, elles bénéficient 

également de la protection prévue à l’art. 153 CPP, à savoir des mesures spéciales visant à 

protéger les victimes d’infractions contre l’intégrité sexuelle. Pour les victimes d’exploitation 

sexuelle, généralement des femmes et des personnes transgenres, il n’est souvent pas fa-

cile de témoigner sur les situations d’exploitation, notamment devant des chargés d’audition 

de sexe masculin. Les victimes peuvent exiger d’être entendues par une personne du même 

sexe. La confrontation avec le prévenu ne peut être ordonnée contre la volonté de la victime 

que si le droit d’être entendu du prévenu ne peut être garanti autrement. Les mesures dé-

crites ci-dessus visant à éviter la rencontre entre le prévenu et la victime sont préférables116. 

En cas d’infraction contre l’intégrité sexuelle, la victime peut exiger, en vertu de l’art. 335, 

al. 4, CPP, qu’au moins une personne du même sexe qu’elle fasse partie du tribunal appelé 

à juger la cause. 

La victime agissant en qualité de témoin peut invoquer le droit de refuser de témoigner sous 

certaines conditions. Conformément à l’art. 169 CPP, le témoignage peut être refusé si la dé-

position risque de mettre en cause la victime elle-même ou un de ses proches sur le plan pé-

nal ou civil, de mettre en danger leur vie ou leur intégrité corporelle, de les exposer à un 

autre inconvénient majeur ou de porter gravement atteinte à la sphère intime de la victime. 

Cependant, si la victime a décidé, après expiration du délai de réflexion et de rétablissement, 

de participer à une procédure pénale contre l’auteur de l’infraction, il n’est guère judicieux 

d’invoquer le droit de refuser de témoigner. 

9.6 Protection extraprocédurale des témoins 

Lorsque l’appréciation de la menace indique que les mesures découlant de la protection pro-

cédurale des témoins et de la protection fournie par l’aide aux victimes en collaboration avec 

la police cantonale ne suffisent pas à protéger la victime contre les attaques de l’exploiteur, 

des mesures supplémentaires peuvent être prises en vertu de la Ltém117. En fonction de la 

situation de la menace et des caractéristiques de la victime disposée à témoigner, des me-

sures de protection individuelles sont définies et mises en œuvre. L’ensemble de ces me-

sures constitue le programme de protection des témoins. 

Dans le contexte des victimes de la traite d’êtres humains, les programmes de protection des 

témoins ont pour objectif, pendant toute la durée de la menace, de protéger les personnes 

concernées et, le cas échéant, leurs proches, de garantir leur volonté et leur capacité à té-

moigner et de les aider à préserver leurs intérêts personnels et patrimoniaux. 

Le programme de protection des témoins est mis en œuvre pendant la procédure contre les 

auteurs et se poursuit après la fin de la procédure tant que la menace persiste. Le terme 

« protection extraprocédurale des témoins » signifie simplement que la protection est fournie 

sur une base juridique distincte et ne relève pas du CPP. 

La protection extraprocédurale des témoins est un instrument utilisé exclusivement par les 

autorités de poursuite pénale qui sert directement à garantir la poursuite pénale des auteurs 

en protégeant les dépositions des victimes. De manière indirecte, ces mesures servent éga-

lement à protéger les victimes, car elles préservent leur intégrité. En tant qu’instrument de la 

poursuite pénale, la protection extraprocédurale des témoins n’est pas à la disposition des 

organisations spécialisées ni des centres cantonaux, qui ne peuvent donc pas demander 

eux-mêmes de programme de protection des témoins. Si la victime n’est pas disposée à té-

moigner, mais qu’elle est néanmoins exposée à un risque grave, sa protection incombe à la 

police cantonale, en collaboration avec les organisations spécialisées et les centres canto-

naux118. Les moyens de protection utilisés sont similaires, à la seule différence que la protec-

tion est assurée par la police cantonale, laquelle peut consulter le Service de protection des 

 
116 Cf. explications à ce sujet au point précédent. 
117 RS 312.2 
118 Cf. ch. 10.3 plus loin. 
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témoins de fedpol, et non par ce dernier dans le cadre de la protection extraprocédurale des 

témoins. 

Les diverses mesures du programme de protection des témoins, qui sont individuellement 

adaptées, sont énumérées à l’art. 5 Ltém : 

• loger la personne concernée dans un lieu sûr ; 

• changer son lieu de travail et son domicile ; 

• mettre à disposition des instruments auxiliaires ; 

• bloquer la communication de données concernant la personne concernée ; 

• lui procurer une nouvelle identité pour le temps durant lequel elle doit être protégée ; 

• la soutenir financièrement. 

En plus d’être l’interlocuteur concernant les mesures extraprocédurales de protection des té-

moins, le Service de protection des témoins de fedpol crée les conditions nécessaires visant 

à garantir une protection efficace et est chargé de coordonner les mesures de protection pro-

cédurales et extraprocédurales en collaboration avec des autorités et des organisations ex-

ternes. 

Les conditions principales pour participer à un programme de protection des témoins sont les 

suivantes : 

• La victime est prête à témoigner dans le cadre d’une procédure contre l’auteur de l’infrac-

tion et cette procédure serait excessivement difficile sans sa coopération. Son témoi-

gnage constitue donc un élément essentiel des preuves administrées par le ministère pu-

blic contre l’auteur de l’infraction. La poursuite pénale doit présenter un intérêt public. 

• En participant à la procédure contre l’auteur, la victime s’expose à un danger mettant en 

péril sa vie ou son intégrité corporelle ou à un autre inconvénient majeur. Il doit s’agir 

d’une menace d’une certaine gravité apparaissant comme probable. 

• La victime doit être apte et disposée à se soumettre à un programme de protection des 

témoins. Les exigences sont élevées et ne doivent pas être sous-estimées. Afin d’être 

efficacement protégés, les témoins doivent être prêts à changer de lieu de résidence, à 

vivre sous une nouvelle identité si nécessaire et à rompre tout contact avec leur entou-

rage et leurs proches. Ces changements personnels majeurs ne sont pas anodins et de-

mandent une grande discipline. Il s’agit d’un nouveau départ dans la vie très exigeant 

pour lequel il faut se sentir prêt. Souvent, les victimes de la traite d’êtres humains ont un 

faible niveau d’éducation et sont issues de milieux modestes. Collaborer avec ces vic-

times dans le cadre du programme de protection des témoins peut se révéler particulière-

ment difficile et il y a de fortes chances que le programme doive être interrompu parce 

que la victime n’arrive pas à supporter durablement sa nouvelle situation. 

Le programme de protection des témoins est lancé à la demande du Ministère public de la 

Confédération (MPC) et du ministère public cantonal ou de l’autorité chargée de clore la pro-

cédure. Lors de la procédure d’examen, le Service de protection des témoins vérifie si les 

conditions requises pour bénéficier du programme sont remplies et si la personne concernée 

est apte à y participer. Il soumet ensuite à la Direction de fedpol une demande de mise en 

œuvre du programme de protection des témoins. Si la demande est acceptée et la personne 

à protéger donne son accord, les mesures de protection peuvent être appliquées. Fréquem-

ment, la personne à protéger est déjà en danger au moment du dépôt de la demande. Lors-

que l’autorité requérante fournit une garantie de prise en charge des frais, des mesures d’ur-

gence peuvent être prises avant même le dépôt de la demande et pendant la procédure 

d’examen (art. 7, al. 3, Ltém). Le programme de protection des témoins prend fin à la de-

mande du Service de protection des témoins et sur décision de la Direction de fedpol lorsque 

le danger a disparu, lorsque la personne à protéger a enfreint ses droits et obligations ou à 

sa demande. 

Le Service de protection des témoins est compétent pour toutes les questions relatives à la 

mise en œuvre individuelle des mesures de protection. Par exemple, une interface et une 

collaboration avec les organisations spécialisées et les centres cantonaux peuvent être 
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mises en place si la personne concernée a encore droit à des prestations de l’aide aux vic-

times. Le Service de protection des témoins prend en charge la victime et examine de quelle 

manière les prestations de l’aide peuvent lui être fournies. Il assure les contacts avec l’avo-

cat de la victime lorsque celle-ci s’est constituée partie plaignante. Le Service de protection 

des témoins doit conseiller et assister la personne à protéger et assurer son accompagne-

ment (art. 23, al. 1, let. c, Ltém). 

 

 

 

10. Aide au retour  
 
10.1 Contexte 

Une fois identifiées, les victimes sont orientées dans les meilleurs délais vers une organisa-

tion spécialisée ou vers le service cantonal d’aide aux victimes et prises en charge. Les vic-

times ont souvent besoin d’un certain temps pour se stabiliser. 

Plusieurs scénarios sont possibles : la victime souhaite collaborer avec les autorités de pour-

suite pénale et fait l’objet de menaces dans son pays de provenance ou d’autres raisons 

s’opposent à son retour ; après avoir bénéficié de l’aide aux victimes, la victime souhaite re-

tourner volontairement dans l’environnement familier de son pays d’origine, auprès de sa fa-

mille et de ses proches ; ou il se peut que la victime ne remplisse pas les conditions requises 

pour un séjour de longue durée en Suisse selon les règles du droit de séjour. La question du 

retour doit donc être abordée lors des consultations menées par les organisations spéciali-

sées et les centres cantonaux, et être envisagée comme une option. Si la victime est d’ac-

cord de retourner volontairement dans le pays de provenance, elle peut bénéficier d’une aide 

au retour comprenant non seulement l’organisation du voyage de retour, mais aussi un sou-

tien dans le cadre d’un projet de réintégration dans le pays concerné. 

La LEI permet à certains groupes de personnes relevant du domaine des étrangers d’avoir 

accès à l’aide au retour offerte par la Confédération dans le domaine de l’asile. Sur la base 

de cette loi, le SEM fournit, en collaboration avec l’Organisation internationale pour les mi-

grations (OIM), une aide au retour spécialisée aux victimes de la traite d’êtres humains. 

Cette offre d’aide au retour s’adresse aux victimes et aux témoins de la traite d’êtres hu-

mains dans les domaines des étrangers et de l’asile. Le but est d’aider les personnes con-

cernées, qui souhaitent retourner volontairement dans leur pays d’origine ou de provenance 

ou dans un pays tiers, à rentrer chez elles et à se réintégrer. 

Points importants à régler dans les mécanismes de coopération cantonaux 

Il faut : 

• désigner les acteurs et définir leurs rôles respectifs pour garantir la sécurité des vic-

times ; 

• veiller à ce qu’un nombre suffisant de lieux d’hébergement protégés avec une prise 

en charge adéquate soient disponibles afin de pouvoir y recourir en cas de besoin ; 

s’assurer que ces lieux d’hébergement protégés soient adaptés à l’accueil de victimes 

féminines et masculines. La collaboration avec d’autres organisations et services pro-

posant des lieux d’hébergement protégés est une solution possible ; 

• décrire la collaboration entre les services spécialisés d’aide aux victimes et la police 

cantonale pour assurer la sécurité des victimes de la traite d’êtres humains ; 

• que les cantons disposant d’un service de gestion des menaces règlent la collabora-

tion avec ce service aux fins de protection des victimes ; 

• mentionner la possibilité d’une protection extraprocédurale des témoins. 
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Toutes les victimes de traite qui sont informées de l’existence d’une aide au retour ne sou-

haitent pas nécessairement en bénéficier. Les raisons pour lesquelles elles la refusent sont 

diverses. Si le retour se fait sans aide, les organisations spécialisées et les centres canto-

naux peuvent, si cela est souhaité et dans la mesure du possible, organiser un soutien dans 

les pays de provenance en s’appuyant sur leurs réseaux de partenaires. 

Il est à noter que le retour de la victime ne marque souvent pas la fin de l’accompagnement 

et du conseil dans le cadre de la procédure et de l’aide aux victimes. Les organisations spé-

cialisées, les centres cantonaux ou les services de conseil juridique en Suisse restent en 

contact avec la victime et l’informent régulièrement de l’’avancement de la procédure et de 

tout changement éventuel concernant les risques. Il est important pour les personnes con-

cernées de savoir qu’un service continue de défendre leurs intérêts en Suisse, même après 

leur retour dans un autre pays. 

 

10.2 Principales bases légales 

• Art. 16 convention du 16 mai 2005 sur la lutte contre la traite des êtres humains (Conven-

tion du Conseil de l’Europe ; RS 0.311.543) 

• Art. 60 en relation avec l’art. 30, al. 1, let. e, de la loi fédérale du 16 décembre 2005 sur 

les étrangers et l’intégration (LEI ; RS 142.20) 

• Art. 78 de l’ordonnance du 24 octobre 2007 relative à l’admission, au séjour et à l’exer-

cice d’une activité lucrative (OASA ; RS 142.201) 

• Circulaire 27 relative à la directive III / 4.2 publiée le 1er juin 2022 par le SEM 

 

10.3 Prestations de l’aide au retour 

L’aide au retour destinée aux victimes de la traite d’êtres humains comprend un ensemble de 

prestations proposées et mises en œuvre par le SEM en collaboration avec des partenaires 

en Suisse et à l’étranger. Ces prestations sont les suivantes : 

• Évaluation des possibilités de soutien et de réintégration offertes par l’OIM dans le 

pays d’origine ou de provenance. Afin de préparer le retour, l’OIM Berne collabore 

avec les bureaux de l’OIM implantés dans les différents pays de provenance. Les 

questions relatives au soutien et à la réintégration sont examinées en fonction des 

besoins individuels. Les offres de soutien de l’OIM et des services locaux varient se-

lon le pays de destination. L’OIM procède également à une évaluation du risque per-

mettant d’identifier les risques possibles pour la sécurité et de proposer des mesures 

de sécurité éventuelles. L’objectif de l’évaluation est de créer une situation favorisant 

les possibilités de réintégration durable et réduisant les risques pour la sécurité. Dans 

le même temps, la personne concernée reçoit les informations actualisées néces-

saires afin de prendre une décision éclairée concernant un éventuel retour avec une 

aide ad hoc. 

• Organisation du voyage de retour en collaboration avec le canton concerné et le 

SEM ou l’OIM. L’OIM assiste les voyageurs pendant leur voyage de retour jusqu’à 

l’aéroport de destination (accompagnement pendant le transit, accueil à l’aéroport) et 

organise, si nécessaire, la suite du voyage jusqu’à la destination finale. En cas de be-

soin, l’OIM peut organiser un accompagnement social ou médical jusqu’à la destina-

tion finale. 

• Octroi d’une aide financière initiale de 1000 CHF par adulte et de 500 CHF par per-

sonne mineure. Ce forfait sert à couvrir les dépenses quotidiennes pendant la période 

qui suit immédiatement le retour (nourriture, hygiène, transport, etc.). 

• Octroi d’une aide matérielle supplémentaire de 5000 CHF au plus par cas pour un 

projet de réintégration, par exemple trouver un logement, s’installer professionnelle-

ment et/ou suivre une formation. L’utilisation de l’aide supplémentaire dépend des be-

soins individuels en matière de réintégration. Le projet peut être élaboré avant le re-

tour ou dans l’année qui suit le retour. 
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• Aide au retour médicale pour les personnes ayant des problèmes médicaux et néces-

sitant un traitement complémentaire après leur retour. Les frais de médicaments ou 

de traitement peuvent être pris en charge pendant trois mois au plus après le retour. 

Si nécessaire, cette prise en charge peut couvrir trois mois supplémentaires. Les per-

sonnes rapatriées bénéficient d’un soutien à la réintégration dans le système de 

santé national, pour autant qu’il existe. Seuls les frais qui ne sont pas couverts par le 

système de santé national sont pris en charge. 

• Accompagnement après le retour par l’OIM ou son organisation partenaire. Après le 
retour, la personne concernée séjourne dans un hébergement protégé pour les vic-
times de la traite d’êtres humains, ou elle se rend dans sa famille ou à la destination 
souhaitée. La victime est accompagnée et soutenue pendant la mise en œuvre de 
l’aide au retour. L’organisation compétente examine si nécessaire la possibilité de 
fournir une aide supplémentaire grâce à des offres locales et, lorsque les risques 
pour la sécurité évoluent, prend les mesures de sécurité appropriées en concertation 
avec la victime. 

 

10.4 Mise en œuvre de l’aide au retour 

Conditions 

Les prestations de l’aide au retour peuvent être demandées par les victimes et les témoins 

de la traite d’êtres humains qui n’ont pas de ressources. Il doit y avoir des indices fondés de 

traite. Les victimes ayant été exploitées à l’étranger et les personnes concernées par une 

tentative de traite ont accès à l’aide au retour. Les motifs généraux d’exclusion de l’aide au 

retour dans le domaine de l’asile prévus à l’art. 64 de l’ordonnance 2 du 11 août 1999 sur 

l’asile (OA 2)119 s’appliquent par analogie dans le domaine des étrangers. S’agissant de la 

procédure Dublin, l’aide au retour ne peut être accordée qu’en cas de retour dans le pays 

d’origine ou de provenance. Pour le retour dans un pays tiers, une autorisation de séjour va-

lable (d’une durée minimale d’un an) délivrée par ce pays est nécessaire, notamment en vue 

de l’obtention d’une aide supplémentaire. L’accès à l’aide au retour est accordé indépendam-

ment de la coopération de la victime avec les autorités de poursuite pénale.  

Processus de retour avec aide ad hoc  

Les personnes victimes de la traite d’êtres humains peuvent s’adresser au service-conseil 

cantonal en vue du retour (CVR) ou au CVR des centres fédéraux pour requérants d’asile 

afin d’obtenir un entretien-conseil. Ce service est gratuit, confidentiel et sans engagement. 

Le CVR fournit des informations sur les offres d’aide au retour et évalue les besoins indivi-

duels en matière de retour et de réintégration. Si la victime décide de bénéficier d’une aide 

au retour, le CVR adresse une demande au SEM. Dans les cas relevant du domaine des 

étrangers, le CVR clarifie également la prise en charge des frais de départ avec l’office des 

migrations compétent ou un autre service (le SEM ne prend en charge les frais de départ 

que dans le domaine de l’asile). La plupart des personnes concernées sont orientées vers 

les CVR cantonaux par le service qui se charge déjà de leur cas. En Suisse alémanique, le 

Centre d’assistance aux migrantes et aux victimes de la traite des femmes (FIZ) se charge 

de transmettre la plupart des cas, ce qui explique pourquoi une procédure organisationnelle 

spécifique s’applique pour le dépôt des demandes. Une fois la demande approuvée, le SEM 

charge l’OIM d’organiser le retour et la réintégration. Comme il s’agit de cas complexes, il 

faut prévoir suffisamment de temps pour le dépôt de la demande et le traitement du dossier. 

Dès que les préparatifs sont terminés, le CVR organise le retour en collaboration avec l’OIM. 

Protection des données 

Les personnes requérantes signent une déclaration de consentement concernant la trans-

mission de leurs données personnelles à l’OIM et, le cas échéant, à son organisation parte-

naire dans le pays de provenance. Le formulaire établit que l’OIM ou son organisation 

 
119 RS 142.312 
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partenaire ne sont pas autorisées à transmettre les données de la personne concernée à 

des tiers sans son consentement. Cette mesure vise à garantir la protection des données et 

à éviter que les personnes rapatriées ne soient perçues par leur entourage comme des vic-

times de la traite d’êtres humains afin d’éviter leur stigmatisation. 

Suivi et clôture des cas  

Lorsque la personne rapatriée a reçu les dernières prestations de l’aide au retour, l’OIM pro-

cède à la clôture du cas. Un entretien de suivi facultatif est prévu, lors duquel les personnes 

concernées ont la possibilité de donner leur avis sur l’aide au retour obtenue et leur réinté-

gration. L’OIM clôt ensuite le cas et en informe le SEM et le CVR. 

 

 

11. Aide sociale et intégration 
 

11.1 Contexte 

Lorsqu’une victime de la traite d’êtres humains est détectée et identifiée, elle est orientée 

dans les plus brefs délais vers les organisations spécialisées et les centres cantonaux, qui la 

prennent en charge. La victime bénéficie d’un délai de réflexion et de rétablissement, d’un 

hébergement et d’un accompagnement. Il s’agit alors de la conseiller et d’analyser sa situa-

tion, de lui présenter les démarches possibles en matière de séjour et de poursuite des au-

teurs, et d’organiser et de financer une assistance juridique, médicale et psychologique. Lors 

de la consultation, les perspectives d’avenir sont abordées et la question se pose rapidement 

de savoir si la victime retournera dans son pays de provenance à la fin des prestations pré-

vues par la LAVI ou s’il existe des raisons justifiant un séjour prolongé ou à durée indétermi-

née en Suisse. 

S’il apparaît que les conditions d’obtention d’une autorisation de séjour ne sont pas remplies 

et que la victime exprime le souhait de retourner dans son pays d’origine, une offre d’aide au 

retour lui est proposée et les démarches correspondantes sont engagées. 

Si, au contraire, les conditions d’octroi d’une autorisation de séjour sont remplies et que la 

victime ne souhaite pas retourner dans son pays de provenance, des démarches sont entre-

prises afin de régulariser son statut de séjour en Suisse. Dans ce cas, la victime doit être 

préparée, si nécessaire, à son séjour dans notre pays afin qu’elle puisse s’intégrer dans la 

société et mener une vie normale. Les principaux aspects de l’intégration sont la capacité à 

trouver ses repères dans la vie quotidienne en Suisse, l’acquisition des compétences linguis-

tiques nécessaires et le respect des conditions permettant d’exercer une activité lucrative. 

Dans ce processus, l’organisation spécialisée ou le service cantonal met la victime en rela-

tion avec l’aide sociale une fois qu’elle a obtenu une autorisation de séjour. 

 

11.2 Principales bases légales 

• Art. 12, al. 3 et 4, de la convention du 16 mai 2005 sur la lutte contre la traite des êtres 

humains (Convention du Conseil de l’Europe ; RS 0.311.543) 

• Loi fédérale du 16 décembre 2005 sur les étrangers et l’intégration (LEI ; RS 142.20) 

• Ordonnance du 24 octobre 2007 relative à l’admission, au séjour et à l’exercice d’une ac-

tivité lucrative (OASA ; RS 142.201) 

Points importants à régler dans les mécanismes de coopération cantonaux 

Il faut : 

• mentionner et décrire l’aide au retour en tant que mesure de soutien à la victime ; 

• préciser les tâches du CVR et des autres acteurs impliqués ;  

• présenter le processus de retour lorsque la victime refuse l’aide au retour. 
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• Loi fédérale du 24 juin 1977 en matière d’assistance (LAS ; RS 851.1) 

• Lois cantonales sur l’aide sociale 

• Normes de la Conférence suisse des institutions d’action sociale (CSIAS)120 

• Aide aux victimes et aide sociale - Comparaison des prestations et conseils d’application 

pour certains domaines limitrophes, Document de base de la Conférence suisse des of-
fices de liaison de la loi fédérale sur l’aide aux victimes d’infractions (CSOL‐LAVI) et de la 

Conférence suisse des institutions d’action sociale (CSIAS)121 

 

11.3 De l’aide aux victimes à l’aide sociale et au séjour en Suisse 

Si la victime doit rester en Suisse plus longtemps, le processus d’assistance à la victime pré-

voit le passage de l’aide aux victimes en vertu de la LAVI à l’aide sociale prévue par les lois 

cantonales en la matière. Il s’agit d’un changement fondamental du type d’assistance aux 

personnes concernées, et la fourniture de prestations est soumise à des conditions et à des 

principes différents. Alors que l’aide aux victimes vise à compenser les conséquences d’une 

infraction pénale et à appliquer une loi fédérale, l’aide sociale a pour but de soutenir les per-

sonnes se trouvant dans une situation financière ou sociale précaire. L’aide sociale relève 

exclusivement de la compétence des cantons. 

Quand bien même les conséquences de la traite d’êtres humains peuvent être plus graves 

que celles découlant d’autres infractions, les prestations de l’aide aux victimes sont limitées 

dans le temps. Si la personne concernée obtient une autorisation de séjour, les mesures 

d’accompagnement peuvent se poursuivre dans le cadre de l’aide sociale, notamment par 

l’octroi de prestations liées au revenu d’insertion. Dans ce cas, la personne bénéficie de 

l’aide sociale. L’accompagnement ambulatoire par une organisation spécialisée reste pos-

sible pour les démarches directement liées à la traite d’êtres humains (prolongation de l’auto-

risation de séjour, accompagnement dans la procédure pénale, soutien par des pairs, etc.). 

Bien que l’aide vise à permettre aux personnes concernées de vivre en toute autonomie le 

plus rapidement possible, il n’est pas exclu qu’elle s’étende sur une période plus longue, 

compte tenu des difficultés particulières rencontrées par les victimes de traite et des trauma-

tismes causés par l’exploitation subie. 

Le moment du passage de l’aide aux victimes à l’aide sociale n’est soumis à aucune règle 

contraignante et dépend principalement de la situation individuelle de chaque personne ainsi 

que de l’obtention d’une autorisation de séjour. La durée des prestations de l’aide aux vic-

times devrait s’étendre jusqu’à six mois. Si, au cours de cette période, aucune autorisation 

de séjour n’est délivrée ou si la personne n’a pas trouvé de logement lui permettant de de-

mander des prestations sociales, l’accompagnement peut se poursuivre grâce à une prolon-

gation de l’aide en vertu de la LAVI, à des financements cantonaux spécifiques ou à une mo-

dification des conditions d’accès à l’aide sociale122. 

C’est l’autorité migratoire du canton où la victime a été identifiée et où la procédure pénale 

est ouverte qui est compétente pour délivrer l’autorisation de séjour pendant la procédure de 

protection des victimes. De même, l’autorisation de séjour pour un cas individuel d’extrême 

gravité (cas de rigueur), fondée sur un retour ne pouvant être raisonnablement exigé, est gé-

néralement examinée par l’office migratoire du canton dans lequel la procédure a lieu, lequel 

sera compétent en matière d’aide sociale. 

Il convient de distinguer les règles relatives à la compétence d’octroyer des autorisations de 

séjour (processus COMPETO) des critères déterminant les responsabilités financières des 

 
120 CSIAS 
121 Aide aux victimes et aide sociale - Comparaison des prestations et conseils d’application pour cer-
tains domaines limitrophes 
122 Grâce à un arrêt, les victimes de la traite d’êtres humains du canton de Genève peuvent s’inscrire 
au service social à partir du moment où elles ont demandé une autorisation de séjour et donc avant 
que celle-ci leur ait été délivrée.  

https://skos.ch/fr/les-normes-csias/origine-et-signification
https://skos.ch/fileadmin/user_upload/skos_main/public/pdf/Recht_und_Beratung/Merkblaetter/2018_Document_de_base_aide_aux_victimes_et_aide_sociale.pdf
https://skos.ch/fileadmin/user_upload/skos_main/public/pdf/Recht_und_Beratung/Merkblaetter/2018_Document_de_base_aide_aux_victimes_et_aide_sociale.pdf
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cantons dans le domaine de l’aide aux victimes (recommandations de la CSOL-LAVI)123. En 

revanche, l’aide sociale relève de la compétence du canton de résidence de la victime. Il faut 

établir si la victime y a élu domicile ou si elle séjourne dans un logement accompagné qui ne 

relève pas encore de la compétence locale en matière d’aide sociale. Dans les logements 

accompagnés, l’aide sociale incombe au canton responsable selon les critères fixés par la 

CSOL-LAVI. Ce n’est que lorsque la victime dispose d’un logement qu’elle peut déclarer 

comme son domicile que des prestations de l’aide sociale peuvent lui être accordées. 

En principe, c’est la commune de résidence qui est compétente pour l’octroi des prestations 

de l’aide sociale. C’est la législation cantonale qui s’applique en la matière. Le travail avec 

les victimes de la traite d’êtres humains reste exigeant. Les services sociaux des villes dispo-

sent généralement de l’expérience nécessaire pour prendre en charge les victimes de traite. 

Il est recommandé d’examiner, dans le cadre des mécanismes de coopération cantonaux, la 

possibilité de déléguer à un service social municipal l’encadrement de toutes les victimes de 

la traite d’être humains du canton124.  

L’intégration est un aspect important pour l’octroi d’une autorisation de séjour de longue du-

rée. Bien que l’aide sociale vise à intégrer les personnes dans la société, il faut tenir compte 

du fait que les victimes de traite se heurtent souvent à des obstacles majeurs, notamment en 

ce qui concerne l’exercice d’une activité lucrative et la dépendance aux aides financières. 

Souvent, les victimes sont recrutées et exploitées précisément en raison de leurs carences 

personnelles et des handicaps qui en résultent pour mener une vie professionnelle normale, 

ou alors les dommages psychiques induits par l’exploitation ont des répercussions à long 

terme. Si le retour n’est pas possible et que la victime ne parvient pas à générer un revenu 

de façon autonome, la dépendance à l’aide sociale ne peut pas être une raison pour ne pas 

accorder, ne pas prolonger ou ne pas révoquer son autorisation de séjour125. Dans de tels 

cas, il convient de tenir compte de manière appropriée de la situation de la personne qui, en 

raison d’un handicap, d’une maladie ou d’autres circonstances personnelles pertinentes, ne 

peut pas ou que difficilement remplir les critères d’intégration126. Il est judicieux que les vic-

times de traite demandent une autorisation de séjour pour cas individuel d’extrême gravité 

(cas de rigueur), afin que les offices migratoires connaissent sa situation lors de la prolonga-

tion de l’autorisation. 

 

11.4 Aide sociale 

En plus d’apporter des moyens de subsistance, l’aide sociale comprend une aide financière 

et personnelle. Elle doit permettre aux personnes en difficulté de vivre dans la dignité et en 

toute autonomie. Cette aide ne se limite pas à la satisfaction des besoins matériels élémen-

taires, mais doit permettre aux bénéficiaires de devenir autonomes et de s’intégrer dans la 

société. Percevoir une aide sociale ne restreint pas la capacité juridique des bénéficiaires : 

leurs droits fondamentaux continuent de s’appliquer. 

L’aide est accordée indépendamment des raisons ayant conduit à la situation de détresse127. 

Elle fournit des prestations en ne tenant compte que du principe de subsidiarité, autrement 

dit le droit aux prestations sociales n’existe que si une aide ne peut pas être obtenue, pas de 

manière suffisante ou pas en temps utile par d’autres moyens, par exemple auprès de tiers 

débiteurs, d’assurances sociales ou d’autres assurances. 

 
123 Les recommandations techniques de la CSOL-LAVI et les compétences en matière de prestations 
financières définissent une série de critères : libre choix du centre de consultation, octroi d’une autori-
sation de séjour, lieu de l’infraction, lieu de résidence ou canton d’attribution si la victime est en procé-
dure d’asile, etc. 
124 Les cantons de Berne et de Zurich ont adopté de telles solutions. 
125 Révocation en cas de dépendance à l’aide sociale prévue à l’art. 62, al. 1, let. e, LEI 
126 Cf. art. 58a, al. 2, LEI. 
127 Principe de finalité de l’aide sociale 
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L’aide sociale est réglée au niveau cantonal, les dispositions des lois correspondantes et du 

droit administratif cantonal étant déterminantes. Il en résulte également des obligations que 

les bénéficiaires doivent respecter et qui découlent des objectifs de l’aide sociale. Il s’agit no-

tamment de l’obligation de fournir des informations et de s’annoncer, de réduire son état de 

besoin, par exemple en acceptant un emploi, et de faire valoir des prestations en amont. En-

fin, sous certaines conditions et selon la législation cantonale, les prestations de soutien peu-

vent également être soumises à une obligation de remboursement. 

S’inscrivant dans le prolongement des prestations fournies par les organisations spécialisées 

et les centres cantonaux, le soutien et le conseil aux victimes de traite exigent, également de 

la part de l’aide sociale, des connaissances particulières sur leur situation et leurs besoins. 

La formation continue des collaborateurs de l’aide sociale, la gestion des connaissances et 

l’échange avec les organisations spécialisées et les centres cantonaux sont utiles pour le tra-

vail de l’aide sociale. 

 

Aide financière 

Même après avoir bénéficié de l’aide aux victimes, les victimes de traite ne sont souvent pas 

en mesure de subvenir à leurs besoins et dépendent d’une aide extérieure. Sur le plan maté-

riel, l’aide sociale vise à garantir des moyens de subsistance. L’aide financière couvre les do-

maines suivants : 

• Ressources pour subvenir à son entretien : il s’agit des dépenses quotidiennes des mé-

nages à faible revenu, qui correspondent au minimum nécessaire pour mener une exis-

tence digne de manière durable. 

• Frais de logement : il est à noter que les foyers protégés ne sont plus disponibles, bien 

que les victimes puissent avoir encore des besoins en matière de sécurité. Les prix des 

logements locatifs dans les communes dépendent de la taille du ménage et sont régis 

par les directives locales en matière de loyers. Les frais des logements accompagnés 

peuvent également être pris en charge. 

• Coûts des soins médicaux de base : les soins de santé dans le cadre de l’assurance de 

base obligatoire selon la loi fédérale du 18 mars 1994 sur l’assurance-maladie (LAMal)128 

font partie de la couverture matérielle de base. L’aide sociale couvre les dépenses liées 

aux quotes-parts, aux franchises et à la partie de la prime n’étant pas prise en charge par 

le canton en vertu de la réduction des primes prévue à l’art. 65 LAMal.  

• Prestations liées à la situation : certaines dépenses ne surviennent que dans des situa-

tions particulières, comme la maladie ou le handicap, ou encore la garde d’enfants ou 

l’exercice d’une activité (frais de transport ou de repas pris hors du domicile). 

Dans le contexte des victimes de la traite d’êtres humains, la prise en charge des coûts 

des mesures d’intégration constitue une prestation importante liée à la situation. L’aide 

sociale garantit l’accès à des offres et à des programmes d’intégration professionnelle et 

sociale visant à améliorer et à stabiliser la situation personnelle. L’apprentissage de la 

langue doit être rendu possible dans tous les cas. 

Lorsque la victime bénéficie encore de prestations à long terme fournies par des tiers en tant 

que mesure de l’aide aux victimes, ces prestations doivent être prises en compte dans la col-

laboration avec la victime. 

Aide personnelle 

L’aide personnelle est fournie sous la forme de conseil, d’encadrement, de médiation et d’in-

formation. Elle vise à renforcer l’autonomie personnelle, à favoriser l’intégration profession-

nelle et sociale et à améliorer les conditions de vie. Le contenu concret et l’étendue du travail 

social dépendent des particularités et des besoins individuels, c’est-à-dire de la victime de la 

traite d’êtres humains. 

L’aide personnelle aux victimes de traite s’inscrit dans le prolongement des activités de con-

seil menées par les organisations spécialisées et les centres cantonaux dans le cadre de 

 
128 RS 832.10 
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l’aide aux victimes. Les mêmes principes continuent de s’appliquer dans la mesure où les 

objectifs de ces principes n’ont pas encore pu être atteints : action fondée sur les droits hu-

mains et centrée sur les victimes, approche globale, renforcement des ressources et autono-

misation, amélioration de la résilience, participation, autodétermination et orientation relation-

nelle129. 

Case management130 

La gestion de cas (case management) est un instrument permettant de suivre les cas dans 

le cadre de l’aide personnelle apportée par le service responsable, qui permet de contrôler 

les conditions de vie de la victime, notamment son état de santé, sa situation financière, son 

intégration professionnelle et sociale, son mode de vie, sa sécurité et son statut de séjour. 

Dans le cadre d’un processus collaboratif d’évaluation, de planification, d’aide et de défense 

juridique des intérêts de la victime, le case management permet aussi bien de déterminer les 

mesures à prendre pour collaborer avec la victime que d’agir de manière proactive dans l’in-

térêt de celle-ci en lien avec d’autres organisations étatiques et non étatiques. 

Lorsque la responsabilité des cas de victimes de la traite d’êtres humains passe de l’aide 

aux victimes à l’aide sociale, le case management passe également des organisations spé-

cialisées et des centres cantonaux à l’aide sociale. Si cela n’est pas déjà le cas, l’aide so-

ciale doit mettre en place et effectuer un case management pour les victimes de traite. Lors 

du transfert des cas, toutes les informations pertinentes sont échangées et transmises à 

l’aide sociale, afin qu’elle puisse prendre les mesures appropriées en faveur de la victime. 

 

11.5 Intégration 

Éléments principaux 

Conformément au chapitre 8 de la LEI, la politique suisse d’intégration repose sur le principe 

consistant à encourager et à exiger. Alors que le terme « encourager » englobe toutes les 

conditions et mesures propres à favoriser l’intégration des migrants, celui d’« exiger » met 

l’accent sur la responsabilité individuelle des immigrés et définit des critères d’intégration. 

Ces derniers clarifient les exigences à remplir pour obtenir une autorisation de séjour ou 

d’établissement. L’encouragement de l’intégration est une tâche que la Confédération, les 

cantons, les communes, les partenaires sociaux, les organisations non gouvernementales et 

les organisations d’étrangers accomplissent en commun (art. 53, al. 4, LEI). 

Les programmes d’intégration cantonaux (PIC) constituent l’instrument central de la politique 

d’intégration. Ils se fondent sur des objectifs stratégiques convenus conjointement par la 

Confédération et les cantons dans les domaines d’encouragement suivants : primo-informa-

tion et conseil, aptitude à la formation et employabilité, langue, vivre-ensemble et participa-

tion, compréhension, protection contre la discrimination, gestion de la diversité. Les cantons 

reçoivent des aides financières de la Confédération pour la mise en œuvre des PIC. En col-

laboration avec les communes et d’autres acteurs, ils mettent sur pied un programme d’en-

couragement qui leur est spécifique, comprenant des mesures destinées à la population 

étrangère. En vertu de l’art. 53a, al. 2, LEI, les besoins particuliers des femmes, des enfants 

et des adolescents sont pris en compte. 

Les victimes de la traite d’êtres humains peuvent également bénéficier de ces mesures. Les 

cantons disposent notamment de services chargés de mener les premiers entretiens. Il s’agit 

alors de communiquer aux victimes leurs droits et obligations ainsi que des informations sur 

les offres d’intégration. Dans plusieurs cantons, les personnes ayant des besoins particuliers 

en matière d’intégration, donc également les victimes de traite, peuvent être orientées vers 

des interlocuteurs spécialisés pour un conseil et un entretien approfondis, où d’autres possi-

bilités et processus d’intégration leur sont spécifiquement présentés. 

 
129 Cf. ch. 4.5 ci-dessus. 
130 Cf. ch. 4.5 ci-dessus pour des informations supplémentaires sur le case management et le lien 
entre l’aide aux victimes et l’aide sociale. 
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L’aide sociale connaît bien les offres d’intégration destinées aux étrangers dans le canton et 

sait quels sont les divers centres d’accueil, services de conseil et programmes. Elle a pour 

tâche d’informer et de conseiller les victimes de la traite d’êtres humains dans le cadre d’une 

aide individuelle, de les orienter vers les services compétents et de les accompagner dans 

leur processus d’intégration. L’intégration des victimes de traite fait partie du case manage-

ment que l’aide sociale a repris de l’aide aux victimes afin de prendre en charge les per-

sonnes concernées. 

Intégration linguistique 

Sur la base des PIC, les cantons proposent une multitude de cours de langue subventionnés 

destinés aux étrangers, qui sont également ouverts aux victimes de traite. L’offre est variée 

et comprend aussi bien des cours d’alphabétisation que des cours intensifs sanctionnés par 

un diplôme reconnu. Il s’agit d’une offre à bas seuil. Ces cours visent à permettre l’intégra-

tion sociale sur le lieu de vie et à favoriser l’intégration au travail. 

Intégration professionnelle 

L’intégration professionnelle dépendra fortement de l’état psychique, de la formation et de 

l’expérience de la victime. À cet égard, les victimes peuvent être très différentes les unes des 

autres. Par ailleurs, les offres peuvent varier considérablement selon les cantons. Voici 

quelques exemples des possibilités existantes permettant l’intégration professionnelle : 

• offres d’emploi et d’intégration dans de nombreux domaines proposées par les services 

d’aide à l’intégration ou par l’aide sociale : évaluation de l’aptitude au placement, de la 

capacité de travail et des possibilités d’emploi ; offres de formation, de formation continue 

et de qualification à des fins d’intégration professionnelle ; offres visant la stabilisation en 

vue d’une intégration professionnelle ; suivi des personnes placées et de leurs em-

ployeurs ; 

• conseils prodigués par les centres et les organisations d’orientation professionnelle et 

d’information ; 

• attribution de postes de travail, de places de formation ou d’emplois temporaires dans le 

domaine du travail protégé – collaboration avec des fournisseurs d’emplois protégés ; 

• implication de l’office régional de placement pour la recherche d’emploi sur le marché pri-

maire du travail. 

11.6 Aide aux victimes d’infractions à l’étranger 

En Suisse, des victimes de la traite d’êtres humains recrutées et exploitées à l’étranger peu-

vent se manifester et être reconnues comme telles. Par exemple, il est possible que les vic-

times parviennent à s’échapper de l’exploitation et s’enfuient en Suisse, ou que l’enquête sur 

d’autres infractions révèle qu’une victime a été exploitée à l’étranger. Dans ce cas, il n’y a 

pas de lien pénal avec la Suisse en matière de traite d’êtres humains. Cette infraction étant 

soumise au principe de la compétence universelle, les autorités de poursuite pénale suisses 

peuvent néanmoins être compétentes et passer un accord avec les autorités de poursuite 

pénale étrangères concernant la conduite de la procédure pénale contre les auteurs. 

Il en va autrement s’agissant de l’aide aux victimes. Conformément à la volonté expresse du 

législateur fédéral, le droit à l’aide aux victimes ne s’applique pas aux personnes ayant été 

victimes d’une infraction à l’étranger. Celles-ci sont exclues des prestations d’aide aux vic-

times en vertu de la LAVI. Selon l’interprétation des dispositions de la Convention du Conseil 

de l’Europe, tout État partie est néanmoins tenu d’accorder les prestations prévues par cette 

convention à toute victime de la traite des êtres humains se trouvant sur son territoire. Sont 

également comprises les prestations aux personnes qui ont été victimes de la traite des 

êtres humains à l’étranger. 

Afin de remplir les obligations découlant des traités internationaux, une solution consiste à 

soutenir ces victimes avec des fonds cantonaux ou l’aide sociale, lorsque les personnes con-

cernées sont titulaires d’une autorisation de séjour. Les prestations à fournir sont décrites à 
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l’art. 12 de la Convention du Conseil de l’Europe, dont les principaux éléments sont les sui-

vants : 

• assistance aux victimes dans leur rétablissement physique, psychologique et social ; 

• conditions de vie susceptibles d’assurer leur subsistance par des mesures telles qu’un 

hébergement ainsi qu’une assistance psychologique et matérielle ; 

• soins médicaux d’urgence ; 

• aide en matière de traduction et d’interprétation ;  

• conseils et informations ; 

• assistance dans le cadre de la procédure pénale contre les auteurs d’infractions ; 

• protection et sécurité. 

Il est à noter que le titre auquel les prestations sont fournies, à savoir l’aide aux victimes, les 

fonds cantonaux131 ou l’aide sociale, n’a pas d’importance. La mission principale de l’aide so-

ciale est de permettre aux personnes en difficulté de vivre dans la dignité et en toute autono-

mie. Elle vise à garantir les besoins matériels fondamentaux et, grâce à une aide personnali-

sée, à donner à ces personnes les moyens de subvenir elles-mêmes à leurs besoins et de 

s’intégrer dans la société. Il existe ainsi une grande concordance entre les tâches de l’aide 

sociale et les prestations prévues à l’art. 12 de la Convention du Conseil de l’Europe. Lors-

que les conditions d’octroi de l’aide sociale prévues par la législation cantonale sont rem-

plies132, il faut envisager de transférer la prise en charge et l’assistance de ces victimes à 

l’aide sociale. Il est alors recommandé de clarifier et de définir les conditions et la procédure 

à suivre dans les mécanismes de coopération cantonaux et de fixer d’éventuelles règles sup-

plémentaires. Il faudra également tenir compte des conditions relatives à l’autorisation de sé-

jour, y compris la question de savoir quelles prestations peuvent être accordées au titre de 

l’aide immédiate conformément à l’art. 21 LAS133. 

L’aide sociale subviendra essentiellement aux besoins des victimes au moyen d’une aide fi-

nancière couvrant notamment le forfait pour l’entretien, les frais de logement et les frais mé-

dicaux de base. Les soins médicaux de base comprennent bien plus que les soins médicaux 

d’urgence et les traitements psychothérapeutiques. L’aide individuelle garantira le conseil et 

l’information ainsi que l’accès aux prestations nécessaires de tiers (soins médicaux, conseil 

juridique permettant la participation à la procédure pénale grâce à une assistance judiciaire 

gratuite, police à des fins de protection et de sécurité), pour autant que ces prestations 

soient nécessaires. Les cantons peuvent mettre à disposition des ressources supplémen-

taires et prévoir des formations spécifiques pour le personnel des services sociaux afin de 

répondre au mieux aux besoins particuliers des victimes de la traite d’êtres humains. 

 
131 Par exemple, les cantons de Vaud et du Valais dirigent et financent des mesures de protection des 
victimes, dont les prestations s’étendent également aux personnes qui ont été victimes d’une infrac-
tion dans les États signataires de la Convention du Conseil de l’Europe. 
132 Du moins tant qu’une solution législative n’aura pas été trouvée au niveau fédéral. 
133 RS 851.1 
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Points importants à régler dans les mécanismes de coopération cantonaux 

Il faut : 

• décrire le rôle et les tâches de l’aide sociale en matière de prise en charge des vic-

times ; 

• examiner l’octroi de l’aide sociale aux fins de prise en charge des personnes ayant 

été victimes de la traite d’êtres humains à l’étranger ; 

• décrire comment la prise en charge de la victime passe de l’aide aux victimes à l’aide 

sociale et les processus associés ; 

• définir la compétence intracantonale en matière de prise en charge des victimes ; 

• reprendre les fondements de l’aide aux victimes dans le travail social avec les vic-

times de la traite d’êtres humains ; 

• considérer l’intégration, notamment l’intégration linguistique et l’inclusion économique, 

comme un aspect important du travail social ; 

• s’assurer que l’aide sociale reprend le case management de l’aide aux victimes afin 

de collaborer avec la victime et les autres autorités ; 

• former les collaborateurs de l’aide sociale au travail avec des victimes de la traite 

d’êtres humains ; 

• décrire les processus du droit de séjour permettant de prolonger l’autorisation de sé-

jour. 
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Annexe 1 

Récapitulatif des recommandations de mise en œuvre dans les mé-
canismes de coopération cantonaux 

R
e

m
p

lie
 

N
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n
 r

e
m

p
lie

  

   

  Détecter et identifier les victimes 

  Il faut : 

  mentionner expressément l’obligation de détecter la traite des êtres hu-

mains ; 

  décrire les tâches des services compétents visant à détecter les victimes ; 

  si une victime a été découverte, l’informer des prestations de l’aide aux vic-

times et de son droit à les percevoir. Expliquer aussi à la victime qu’elle a le 

droit de participer à la procédure pénale contre les auteurs, qu’elle peut sol-

liciter une indemnisation et une réparation du tort moral ainsi qu’une aide au 

retour ; 

  décrire le processus de détection, la procédure d’identification des victimes 

et la coopération entre les services. Il est préférable d’attribuer un mandat 

d’identification au sens de la LAVI à une organisation spécialisée expéri-

mentée dans l’accompagnement de victimes de la traite des êtres humains 

et qui satisfait aux normes de qualité. On notera qu’il est nécessaire que les 

autorités échangent des informations sur les mesures à prendre en faveur 

de la personne concernée ; 

  décrire la sensibilisation, la formation et le perfectionnement des membres 

des services qui peuvent être confrontés à la traite des êtres humains ; 

  inclure la référence à la liste d’indicateurs de fedpol pour aider à détecter et 

à identifier les victimes de traite des êtres humains ;  

  désigner les services spécialisés de la police chargés de l’enquête à l’en-

contre des auteurs d’infraction ; 

  prévoir de premiers entretiens avec les victimes qui ont été découvertes, de 

préférence par la police avec la participation de l’aide aux victimes ;  

  décrire la coopération avec l’autorité de contrôle aux frontières ;  

  mentionner la nécessité d’élaborer des stratégies pour le contrôle du mar-

ché du travail ;  

  dans le canton, mettre en place la collaboration avec un bureau d’enregis-

trement ou une hotline pour réceptionner les déclarations de soupçons et 

publier leurs horaires d’ouverture.  

 

  Statut de séjour relevant du droit des étrangers  

  Il faut : 
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  préciser les différents types de séjour pour les victimes de traite des êtres 

humains et leur but (délai de rétablissement et de réflexion, aux fins de té-

moignage, pour un cas individuel d’une extrême gravité, pendant les presta-

tions de l’aide aux victimes jusqu’au retour). Définir qui peut demander les 

autorisations et à quel moment ;  

  mentionner expressément que l’octroi d’un délai de rétablissement et de ré-

flexion, l’octroi d’une autorisation pour cas individuel d’une extrême gravité 

et les prestations de l’aide aux victimes ne doivent pas dépendre du con-

sentement de la victime à collaborer avec les autorités de poursuite pénale ;  

  expliquer que le délai de rétablissement et de réflexion ne peut être révo-

qué que si la victime a délibérément renoué contact avec les auteurs présu-

més, et non pas en cas de vagues contacts avec ses exploiteurs ;  

  décrire comment régler le séjour aux fins de l’aide aux victimes jusqu’à la 

sortie du pays ;  

  décrire comment mettre en balance les différents éléments en vue d’exami-

ner l’octroi d’une autorisation pour cas individuel d’une extrême gravité : en 

cas d’insuffisances dans les critères d’intégration, d’autres motifs peuvent 

plaider en faveur de l’octroi d’une autorisation ;   

  si une autorisation pour cas individuel d’une extrême gravité est délivrée et 

que les critères d’intégration ne sont pas remplis entièrement, garantir que 

l’autorité migratoire compétente est informée des motifs, de manière qu’elle 

puisse les prendre en considération dans la procédure pour prolonger 

l’autorisation ;  

  décrire le processus lorsqu’une victime doit être hébergée hors du canton 

aux fins de l’aide aux victimes ;  

  décrire le processus lorsqu’un séjour prolongé dans un autre canton se pro-

file et qu’un changement de domicile a lieu ;  

  décrire le processus lorsque les victimes ne souhaitent collaborer avec au-

cun service et prévoient de quitter rapidement le pays ;  

  décrire les conditions et le processus pour délivrer un permis de travail ;  

  mentionner le processus de conduite COMPETO et les directives du SEM.  

   

  Aide aux victimes d’infraction 

  Il faut : 

  désigner un service ou une organisation responsable de l’aide spécialisée 

aux victimes de traite des êtres humains pour le canton. Ce service ou cette 

organisation connaît les besoins des victimes de traite des êtres humains et 

fournit les prestations selon les normes décrites dans le présent programme 

de protection des victimes ;  

  assurer un case management pour les victimes en intégrant les domaines 

limitrophes entre la consultation spécialisée et les autorités aux fins d’enca-

drement et d’intégration à long terme des victimes ;  

  mentionner expressément que les prestations de l’aide aux victimes ne sont 

pas subordonnées à la coopération de la victime avec les autorités de pour-

suite pénale ;  

  décrire la contribution de la consultation spécialisée pour évaluer la situa-

tion de traite des êtres humains et identifier les victimes ;  
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  garantir un nombre suffisant d’hébergements sécurisés pour les victimes de 

traite des êtres humains au moins pendant la durée de l’encadrement prévu 

par la LAVI. Les victimes sont encadrées si nécessaire et ne sont pas li-

vrées à elles-mêmes ;  

  prévoir des hébergements sécurisés pour des victimes féminines et mascu-

lines. Tenir compte des besoins différents découlant de l’exploitation 

sexuelle ou de l’exploitation de la force de travail ; 

  garantir le financement des prestations de la consultation spécialisée pour 

les victimes ; 

  décrire la distinction entre les prestations de l’aide aux victimes et celles de 

l’aide sociale. Préciser également la prise en charge financière des presta-

tions en vertu de la LAVI et des prestations de l’aide sociale ;  

  détailler le processus d’encadrement et d’assistance des victimes poten-

tielles identifiées dans la procédure d’asile après leur attribution à un can-

ton.  

 

  Conseil juridique et représentation des victimes 

  Les organisations spécialisées et les centres cantonaux doivent être en me-

sure de garantir des conseils juridiques spécialisés ou la consultation d’un 

avocat expert dans ce domaine, qui répondent aux besoins des victimes de 

la traite d’êtres humains dans le cadre de l’aide immédiate ou de l’aide à 

plus long terme fournie par un tiers. 

  Les organisations spécialisées et les centres cantonaux sont préparés à 

collaborer avec un avocat spécialisé dans la protection des victimes. 

  Les demandes motivées de prise en charge des frais d’avocat sont approu-

vées également dans le cadre de la procédure administrative. 

   

  Indemnisation et réparation morale 

  Il faut : 

  décrire les principes qui régissent les modalités permettant à la victime de 

demander des dommages-intérêts et une réparation morale ; 

  veiller à ce que la recherche des avoirs détenus par les auteurs de l’infrac-

tion soit une tâche assumée par les autorités de poursuite pénale ; 

  décrire la collaboration entre le ministère public et la partie plaignante aux 

fins de recherche de preuves en vue d’obtenir des dommages-intérêts. 

   

  Collaboration des victimes dans le cadre de la procédure pénale 

  Il faut : 

  fixer le principe selon lequel les procédures relatives à la traite d’êtres hu-

mains sont confiées à des membres de la police et du ministère public spé-

cialisés et formés à cet effet ; 

  établir que ce sont les membres spécialisés de la police et du ministère pu-

blic qui sont compétents pour auditionner les victimes de la traite d’êtres hu-

mains ; 
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  décrire les mesures de protection visant à éviter toute rencontre entre les 

victimes et les prévenus lors des auditions de confrontation ; 

  veiller à ce que les ministères publics appliquent le modèle par étapes 

Tell Me lors des auditions des victimes d’exploitation sexuelle dans le cadre 

des procédures pénales ; 

  s’assurer que les victimes soient représentées par des avocats expérimen-

tés. 

   

  Non-sanction 

  Il faut : 

  mentionner et décrire explicitement le principe de non-sanction des vic-

times ; 

  établir que les recommandations de la CMP relatives au principe de non-

sanction soient mises en œuvre par les ministères publics cantonaux ; 

  se faire un devoir de relever les indices de traite d’êtres humains et d’exploi-

tation lors des contrôles effectués dans le milieu de la prostitution et sur le 

marché du travail, et décrire ces observations dans le rapport adressé au 

ministère public ; 

  concevoir les processus de traitement des rapports de police par les minis-

tères publics de manière que les nouveaux rapports puissent être mis en 

lien avec des cas de traite d’êtres humains en suspens ; 

  indiquer la possibilité de réviser les jugements ayant enfreint le principe de 

non-sanction des victimes. 

   

  Protection des victimes et sécurité 

  Il faut : 

  désigner les acteurs et définir leurs rôles respectifs pour garantir la sécurité 

des victimes ; 

  veiller à ce qu’un nombre suffisant de lieux d’hébergement protégés avec 

une prise en charge adéquate soient disponibles afin de pouvoir y recourir 

en cas de besoin ; s’assurer que ces lieux d’hébergement protégés soient 

adaptés à l’accueil de victimes féminines et masculines. La collaboration 

avec d’autres organisations et services proposant des lieux d’hébergement 

protégés est une solution possible ; 

  décrire la collaboration entre les services spécialisés d’aide aux victimes et 

la police cantonale pour assurer la sécurité des victimes de la traite d’êtres 

humains ; 

  que les cantons disposant d’un service de gestion des menaces règlent la 

collaboration avec ce service aux fins de protection des victimes ; 

  mentionner la possibilité d’une protection extraprocédurale des témoins. 

   

  Aide au retour 

  Il faut : 
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  mentionner et décrire l’aide au retour en tant que mesure de soutien à la 

victime ; 

  préciser les tâches du CVR et des autres acteurs impliqués ; 

  présenter le processus de retour lorsque la victime refuse l’aide au retour. 

   

  Aide sociale et intégration 

  Il faut : 

  décrire le rôle et les tâches de l’aide sociale en matière de prise en charge 

des victimes ; 

  examiner l’octroi de l’aide sociale aux fins de prise en charge des per-

sonnes ayant été victimes de la traite d’êtres humains à l’étranger ; 

  décrire comment la prise en charge de la victime passe de l’aide aux vic-

times à l’aide sociale et les processus associés ; 

  définir la compétence intracantonale en matière de prise en charge des vic-

times ; 

  reprendre les fondements de l’aide aux victimes dans le travail social avec 

les victimes de la traite d’êtres humains ; 

  considérer l’intégration, notamment l’intégration linguistique et l’inclusion 

économique, comme un aspect important du travail social ; 

  s’assurer que l’aide sociale reprend le case management de l’aide aux vic-

times afin de collaborer avec la victime et les autres autorités ; 

  former les collaborateurs de l’aide sociale au travail avec des victimes de la 

traite d’êtres humains ; 

  décrire les processus du droit de séjour permettant de prolonger l’autorisa-

tion de séjour. 
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Annexe 2 

Liste des abréviations 

ASM Association des services cantonaux de migration 

ATAF Arrêt du Tribunal administratif fédéral 

ATF Arrêt du Tribunal fédéral 

CC Code civil (CC ; RS 210) 

CDAS Conférence des directrices et directeurs cantonaux des affaires 

sociales 

CEDH Convention de sauvegarde des droits de l’homme et des libertés 

fondamentales (RS 0.101) 

CMP Conférence suisse des Ministères publics 

CO Livre cinquième : Droit des obligations (CO ; RS 220) 

Convention du Con-

seil de l’Europe 

Convention du 16 mai 2005 sur la lutte contre la traite des êtres 

humains (RS 0.311.543) 

CP Code pénal (CP ; RS 311.0) 

CPP Code de procédure civile (CPC ; RS 272) 

CrEDH Cour européenne des droits de l’homme 

CSIAS Conférence suisse des institutions d’action sociale 

CSOL-LAVI Conférence suisse des offices de liaison de la loi fédérale sur 

l’aide aux victimes d’infractions 

CVR Service-conseil cantonal en vue du retour 

fedpol Office fédéral de la police 

FIZ Centre d’assistance aux migrantes et aux victimes de la traite des 

femmes 

LAMal Loi fédérale du 18 mars 1994 sur l’assurance-maladie (LAMal ; 

RS 832.10) 

LAS Loi fédérale du 24 juin 1977 en matière d’assistance (LAS ; 

RS 851.1) 

LAVI Loi du 23 mars 2007 sur l’aide aux victimes (LAVI ; RS 312.5) 

LEI Loi fédérale du 16 décembre 2005 sur les étrangers et l’intégra-

tion (LEI ; RS 142.20) 

Ltém Loi fédérale du 23 décembre 2011 sur la protection extraprocédu-

rale des témoins (Ltém ; RS 312.2) 

OA-DFJP Ordonnance du 13 août 2015 du DFJP concernant l’approbation 

(OA-DFJP ; RS 142.201.1) 



93 
 

OA 2 Ordonnance 2 du 11 août 1999 sur l’asile (OA 2 ; RS 142.312) 

OASA Ordonnance du 24 octobre 2007 relative à l’admission, au séjour 

et à l’exercice d’une activité lucrative (OASA ; RS 142.201) 

OIM Organisation internationale des migrations 

PA Loi fédérale du 20 décembre 1968 sur la procédure administrative 

(PA ; RS 172.021) 

PIC Programmes d’intégration cantonaux 

Programme de pro-

tection des victimes 

Programme de protection des victimes de la traite d’êtres hu-

mains 

Protocole additionnel Protocole additionnel à la Convention des Nations Unies contre la 

criminalité transnationale organisée visant à prévenir, réprimer et 

punir la traite des personnes, en particulier des femmes et des 

enfants (RS 0.311.542) 

SEM Secrétariat d’État aux migrations 

TF Tribunal fédéral 
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Annexe 3 

Liste des organisations spécialisées dans la protection et l’accom-
pagnement des victimes de traite des êtres humains 
 

Association ASTRÉE 

Depuis 2015, cette association gère le dispositif vaudois de lutte contre la traite. Son action 

s’articule autour de quatre axes, à savoir la détection, l’hébergement, l’accompagnement des 

victimes et la sensibilisation des institutions partenaires du réseau. 

ASTRÉE 

Ruelle de Bourg 7 

1003 Lausanne 

info@astree.ch 

021 544 27 97/98 

www.astree.ch 

 

FIZ Centre d’assistance aux migrantes et aux victimes de la traite des femmes 

Fondé en 1985, le FIZ vient en aide aux migrantes concernées par la violence et l’exploita-

tion. Dans le cadre du programme de protection des victimes de la traite des êtres humains, 

il propose un conseil psychosocial spécialisé, un encadrement et un hébergement en Suisse 

alémanique. En outre, il sensibilise le grand public et les professionnels à cette thématique. 

FIZ Fachstelle Frauenhandel und Frauenmigration 

Hohlstrasse 511 

8048 Zürich 

contact@fiz-info.ch 

044 436 90 00 

www.fiz-info.ch 

 

Centre social protestant (CSP Genève) 

En plus d’apporter un soutien à des personnes en situation de vie précaire, cette association 

a mis en place en 2014 un secteur d’assistance spécifique aux victimes de la traite des êtres 

humains. 

CSP Genève 

Rue du Village-Suisse 14 

Case postale 171 

1211 Genève 8 

info@csp-ge.ch 

022 807 07 01 

 

Antenna MayDay 

Cette association fondée en 1996 est active au Tessin en faveur des personnes migrantes et 

des victimes de la traite.  

Antenna MayDay 

Via G. Salvadè 12 

6962 Viganello 

may.day@sunrise.ch  

091 973 70 67 

0800 123 321 

www.sos-ti.ch 

 

AVIT 

Créée fin 2023, l’association valaisanne de soutien aux victimes et aux témoins de la traite 

des êtres humains gère un dispositif de lutte contre ce fléau. Son action s’articule autour de 
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quatre axes, soit la détection, l’hébergement, l’accompagnement des victimes et la sensibili-

sation des institutions partenaires du réseau. 

Association AVIT 

Avenue des Mayennets 12 

1951 Sion 

CONTACT@AVIT-VS.CH 

027 565 05 53 

 

VICTRAS 

Cette unité de protection vient en aide aux victimes de traite d’êtres humains et de violences. 

Anciennement connue sous le nom de Trafficking.ch, elle est le principal service spécialisé 

dans la lutte contre la traite des êtres humains et le soutien aux victimes de violences en 

Suisse. Elle offre aide, conseil et protection aux personnes concernées et collabore étroite-

ment avec les autorités et d’autres organisations. 

VICTRAS 

info@victras.ch 

+41 44 585 35 45 

www.victras.ch 

 

Au Cœur des Grottes 

Cette fondation offre un refuge aux victimes de violences et de traite d’êtres humains. 

Au Cœur des Grottes 

Rue de l’Industrie 14 

1201 Genève 

info@coeur.ch 

022 338 24 80 

www.coeur.ch 

 

Consultation spécialisée contre la traite des êtres humains (TEH), Neuchâtel 

Consultation spécialisée contre la traite des êtres humains, gratuit et confidentiel, se déplace 

si nécessaire, sur rendez-vous. 

Identification, protection et assistance aux victimes et témoins 

Consultation sociale et juridique 

Accès aux prestations LAVI : 

• Protection de la personne 

• Soutien psychosocial 

• Soins médicaux 

• Hébergement provisoire 

• Aide au retour 

032 886 80 07 

consultation-teh@ne.ch 
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